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Feuer und Rad

Der Gebrauch des Feuers und die Erfindung des Rades können gut und
gerne als zwei wesentliche Entwicklungssprünge im
menschheitsgeschichtlichen Dauerlauf steter und erfolgreicher
Fortschrittsmühen gedeutet werden, die stellvertretend für kaum zu
zählende und komplex entufernde Einzelschritte des Erkennens,
Erfindens und Schaffens festgelegt zu sein scheinen.

An ihrem Beispiel läßt sich, wenn auch geradezu unerlaubt vereinfacht,
das auf Durchsetzung, Selbstbehauptung und Dominanz abonnierte
menschliche Grundstreben aufzeigen, denn sie sind Werkzeuge der
Zerlegung und die stoffwechsel-, also fraß- und verzehrbefördernde
Präferenz menschlichen Seins im Angesichte verschiedenster anderer
Möglichkeiten, Leben und Existenz zu gestalten.

Das Feuer und das Rad sind mithin Ausdruck, Praxis und Erfüllung der
Unterwerfung und fraßgetriebener Selbstverwirklichung und erweisen
sich am Ende nicht nur als Instrumente abschließender Zerstörung und
Unumkehrbarkeit jenes oft als nicht zurückweisbar erfahrenen und
grundlegend gültigen Prozesses der bloßen Verdauung, sondern als der
eigentliche Feind.

Ihre Schattenblick-Redaktion


27. September 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
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WALD/404: Hambacher Forst - Naturschutz für die Überreste ... (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 2. Oktober 2019

Ein Jahr Rodungsstopp im Hambacher Wald: 

BUND fordert Klarheit zum dauerhaften Erhalt / Rücküberführung in
öffentliche Hand als Chance für die Region



Düsseldorf, 02.10.2019 | Zum Jahrestag des Rodungsstopps im Hambacher Wald
am 5. Oktober fordert der nordrhein-westfälische Landesverband des Bund für
Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) die Regierungen von Land und Bund
auf, endlich konkrete Maßnahmen zur endgültigen Bewahrung der vom
Braunkohlentagebau bedrohten Restwälder zu schaffen. Es müsse schnell eine
Einigung mit dem RWE erzielt und der Wald zurück in öffentliche Hand
überführt werden.

"Die Lippenbekenntnisse zum Erhalt des Hambacher Waldes sind wenig wert,
solange nicht die Empfehlungen der Kohle-Kommission tatsächlich umgesetzt
werden und die RWE-Bagger immer näher an den Wald graben", sagte der
stellvertretende Landesvorsitzende Thomas Krämerkämper. "Wir brauchen hier
schnell Klarheit, nicht zuletzt auch, um den Wald und die Region dauerhaft
zu befrieden und einen echten Strukturwandel zu erreichen."

Als "historischen Wendepunkt" sieht der BUND den auf Antrag des
Umweltverbandes vom Oberverwaltungsgericht in Münster am 5. Oktober 2018
verhängten Rodungsstopp. Das OVG hatte den Rodungsstopp damit begründet,
dass weder das Land NRW noch RWE hätten belegen können, dass die Rodung aus
tagebautechnischen Gründen notwendig sei oder weil anderenfalls die
Energieversorgung bundes- oder landesweit nicht mehr gewährleistet wäre.

Mit dem Gerichtsbeschluss sei der notwendige Freiraum für eine politische
Lösung des Dauerkonflikts eröffnet worden, so der BUND. Dieser werde jetzt
allerdings viel zu zögerlich genutzt. Solange die Politik das notwendige
Engagement vermissen lasse, setzt der BUND daher weiter auch konsequent auf
den juristischen Weg. Derzeit sind noch verschiedene Klagen gegen die
bergrechtlichen Zulassungen und gegen die Zwangsenteignung eines 
BUND-Grundstücks im unmittelbaren Tagebauvorfeld anhängig.

Im Erhalt der etwa 550 Hektar umfassenden Restflächen der Bürgewälder liegt
nach Auffassung des BUND eine große Chance für die Region. Eine nachhaltige
Entwicklung des Rheinischen Reviers dürfe sich nicht allein auf ökonomische
Aspekte beschränken, sondern müsse auch eine ökologische Aufwertung
beinhalten. "Wir erwarten deshalb, dass die Landesregierung den Wald zurück
in öffentliche Hand überführt", formulierte NRW-Geschäftsleiter Dirk Jansen
eine zentrale Forderung. "Die Bürgewälder müssen zum Ausgangspunkt eines
neuen Biotopverbundsystems im geschundenen Braunkohlenrevier werden." Der
Umweltverband sieht zum Beispiel in der NRW-Stiftung des Landes einen
geeigneten Träger, zumal diese schon über Flächen im benachbarten
FFH-Gebiet Steinheide verfügt. Ferner müsse das Land den Hambacher Wald
schnellstens der EU-Kommission zur Ausweisung gemäß der europäischen
Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie vorschlagen.

Mehr Infos:

www.bund-nrw.de/hambach

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Telefon: 0211/30 20 05-0

E-Mail: bund.nrw@bund.net

Internet: www.bund-nrw.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. Oktober 2019 
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WALD/403: Hambacher Forst - sukzessive abgebaut ... (Michael Zobel)


13. Oktober 2019 - 66 Monate Waldspaziergang - Pflanzaktion im Hambacher
Forst

Einladung an alle Wald- und NaturschützerInnen, PressevertreterInnen,
Mitmenschen...

von Michael Zobel, 30. September 2019



Guten Tag zusammen,

vor einem Jahr endete die völlig sinnfreie Räumung der Baumhäuser im
Hambacher Wald. Eine Woche später verkündete das Oberverwaltungsgericht
Münster den neuerlichen Rodungsstopp. Viele Menschen dachten damals, der
Hambacher Wald sei gerettet. Doch dem ist nicht so. Und genau das werden
wir erneut zum Thema machen.

Alle Wälder, Dörfer, Inseln bleiben! - 13. Oktober 2019 - Pflanzaktion im
Hambacher Forst - Treffpunkt: 11.30 Uhr Kieswerk Collas

Sonntag, 13. Oktober 2019, Wald statt Kohle - 66 Monate Waldspaziergänge -
diesmal mit Baumpflanzaktion:

https://www.facebook.com/events/697249790793921/

HAMBI BLEIBT...bedroht!

Vor einem Jahr endete die rechtswidrige Räumung im Hambacher Wald. RWE will
den Wald für den Braunkohleabbau roden. Durch einen Eilentscheid konnte die
Rodung ausgesetzt werden. Auch in diesem Winter darf im Hambacher Wald
nicht gerodet werden. Der Schutzstatus als FFH-Gebiet muss noch geklärt
werden. Doch die Atempause wird zur Durststrecke für den Wald .

RWE baggert im Eiltempo immer näher an den Wald und schafft damit Fakten
bevor das Gericht urteilen kann. Die Bagger stehen 50m vor dem Wald, vor
einem Jahr waren es noch 600m. Doch jeder Meter ist ein Meter zu viel und
bedroht das bereits angeschlagene Ökosystem des Waldes. RWE untergräbt
damit alle schönen Worte der Landesregierung, der Kohlekommission und des
Konzerns selbst, dass der Erhalt des Waldes "wünschenswert" sei. Die
Politik versagt im Angesicht der Klimakrise. Jetzt müssen wir handeln:

Pflanzen statt Baggern

Im Rahmen des Waldspaziergangs am 13. Oktober wollen wir mit einer
Pflanzaktion auf die akute Bedrohung für den Hambacher Wald aufmerksam
machen. Wie die Studie "Hambacher Forst in der Krise" bestätigt, droht der
Wald durch den Tagebau auszutrocknen.

https://www.greenpeace.de/presse/publikationen/hambacher-forst-der-krise

Deswegen werden wir mit dem Spaten den ersten Schritt zur Verbesserung der
Situation selber in die Hand nehmen. An diesem Tag werden wir junge Bäume
am "Jesus-Point" und an der Rodungskante pflanzen, sinnbildlich für die
500m Pufferzone, die der Wald zum Schutz braucht. Kommt bitte alle in rot
und bringt Spaten, Gießkannen und Wasser mit! Bitte keine eigenen Bäume
mitbringen.

Widerstand pflanzen

Am 13. Oktober wollen wir auch auf die Räumung zurückblicken. Darauf, wie
der Widerstand rund um den Wald eine neue Welle der Klimabewegung mit
geprägt hat. Aber auch auf die Repression und die vielen seelischen und
körperlichen Verletzungen, die Menschen aus den Besetzungen dabei erlebt
haben.

Warum wir Bäume pflanzen:


	Sie wirken kühlend für das Mikroklima

	Sie schützen den Wald vor dem Austrocknen

	Sie sind überlebenswichtig im Angesicht der Klimakrise

	Sie speichern das für den Tagebau abgepumpte Wasser

	Sie stehen für die Zukunft einer zerstörten Region

	Sie stehen für einen schnellstmöglichen Kohleausstieg



Wir freuen uns auf einen kraftvollen Waldspaziergang und eine
zukunftsweisende Pflanz-Aktion.

Bis bald im Wald, in den Dörfern, auf den Straßen,

Eva Töller, Michael Zobel und viele UnterstützerInnen

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 30. September 2019

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com
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KOHLEALARM/642: Klimakampf und Kohlefront - Regierung am Zug ... (Klima-Allianz)


Klima-Allianz Deutschland - Pressemitteilung vom 30. September 2019

RWE: Ministerpräsident Laschet muss Dörfer schützen



Heute haben Anwohnerinnen und Anwohner des Tagebaus Garzweiler II
juristischen Widerstand gegen RWE angekündigt, um sich gegen die Zerstörung
ihrer Dörfer und ihres Zuhauses zu wehren. Sie fordern rechtliche
Sicherheit von der Landesregierung NRW und dem Energiewirtschaftskonzern
und wollen notfalls vor Gericht einen Präzedenzfall schaffen. Dazu erklärt
Stefanie Langkamp, Kohle-Expertin der Klima-Allianz Deutschland:

"Es ist unfassbar, dass die Anwohner den Rechtsweg beschreiten müssen, um
ihre Dörfer und ihr Zuhause zu retten. In Zeiten der Klimakrise und des
Kohleausstiegs versteht niemand mehr, dass RWE und die nordrhein-
westfälische Landesregierung noch sieben Dörfer für die Braunkohle
zerstören wollen. Ministerpräsident Armin Laschet hätte längst klare Worte
für einen Erhalt der Dörfer und des Hambacher Waldes finden und ein
Moratorium auf den Weg bringen sollen. Wenn Laschet bei der Umsetzung des
Kohlekompromisses auf eine zeitige Abschaltung von Niederaußem und Neurath
drängt, können die Dörfer und der Hambacher Wald erhalten bleiben.

Stattdessen verschließt der Ministerpräsident die Ohren vor den Belangen
der Menschen. Obwohl die Kohle unter den Dörfern nicht mehr gebraucht wird,
müssen die Menschen um ihre Häuser, Betriebe, Felder, Schulen und Kirchen
bangen. Weitere Dörfer für Braunkohle zu zerstören ist sozial und
ökologisch nicht zu rechtfertigen und noch dazu vollkommen unnötig. Es geht
nun darum, den Menschen Sicherheit zu geben und mit den Geldern für den
Strukturwandel insbesondere die Infrastruktur in den heutigen
Tagebauregionen zu stärken und neue Lebensqualität zu schaffen."


Hintergrund:

Bei einer richtigen Umsetzung des Kohlekompromisses können sowohl der
Hambacher Wald als auch die Ortschaften Keyenberg, Kuckum, Unter- und
Oberwestrich und Berverath am Tagebau Garzweiler sowie die Orte Manheim und
Morschenich am Tagebau Hambach erhalten werden. Durch ein Abschalten von
sieben alten Blöcken an den Kraftwerksstandorten Neurath und Niederaußem
kann der Bedarf an Braunkohle aus den Tagebauen Hambach und Garzweiler bis
2022 mehr als halbiert werden. Eine Abbaggerung der bedrohten Orte wird
überflüssig. Dies zeigt ein Gutachten des Deutschen Instituts für
Wirtschaftsforschung.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 30.09.2019

Klima-Allianz Deutschland

Invalidenstraße 35, 10115 Berlin

Telefon: +49 (0)30 7808995-15

E-Mail: presse@klima-allianz.de

Internet: www.klima-allianz.de
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KOHLEALARM/641: Klimakampf und Kohlefront - Dorferhalt hat Vorrang ... ("Menschenrecht vor Bergrecht")


Pressemitteilung von "Menschenrecht vor Bergrecht" vom 30. September 2019

"Wir bleiben!" - Tagebaubetroffene werden ihr Zuhause nicht freiwillig
verlassen



Düsseldorf, 30.09.2019. Eine Solidargemeinschaft von Anwohnerinnen und
Anwohnern des Tagebaus Garzweiler II kündigte heute juristischen Widerstand
gegen die von RWE geplante Zerstörung von Keyenberg und weiteren Dörfern im
Randbereich des Tagebaus Garzweiler II an. Dazu richtet sie sich an die
Landesregierung von Nordrhein-Westfalen, die Bezirksregierung Arnsberg und
den Kohlekonzern RWE Power AG selbst. Die Solidargemeinschaft fordert von
ihnen die Klarstellung, dass in Zeiten des beschlossenen Kohleausstiegs und
der Klimakrise keine Dörfer mehr für den Kohleabbau zerstört werden dürfen.
Notfalls, so die Anwohnergemeinschaft, würden sie dafür auch vor Gericht
ziehen, um einen rechtlichen Präzedenzfall zu schaffen.

"Nach einer so langen Zeit der Unsicherheit wollen die Anwohnerinnen und
Anwohner endlich rechtliche Klarheit. Aber auch die Öffentlichkeit soll
wissen, was heute noch im Namen der Kohle passiert," sagt Birgit Cichy aus
Wanlo. Nach Plänen von RWE sollen die Dörfer Keyenberg, Kuckum, Berverath,
Ober- und Unterwestrich sowie die Holzweiler Höfe noch für den
Braunkohletagebau Garzweiler II abgerissen werden. Nach Ansicht der
Anwohnerinnen und Anwohner kann in Zeiten des Klimawandels das Interesse
von RWE am Abbau der klimaschädlichen Braunkohle nicht mehr ihre eigenen
Rechte überwiegen. Die Forderung der Gruppe lautet daher: Menschenrecht vor
Bergrecht! Die Gruppe wählt die für sie derzeit einzige Möglichkeit, ihrer
Position auch rechtlich Nachdruck zu verleihen, indem sie an RWE
herantreten.

"Das eigene Wohnhaus und den Heimatort aufgeben zu müssen, ist ein
gravierender Eingriff in die Grundrechte der Menschen. Dass dies in Zeiten
des Klimawandels und Kohleausstiegs für den Abbau klimaschädlicher
Braunkohle von diesen verlangt wird, ist absolut nicht mehr zeitgemäß und
aus unserer Sicht sogar verfassungswidrig", sagt Rechtsanwalt Dirk Teßmer,
der die Anwohnerinnen und Anwohner juristisch vertritt. Sollten RWE und die
Landesregierung nicht einlenken, bleibt der Gemeinschaft nur noch, von den
Behörden und nötigenfalls den Gerichten klären zu lassen, ob die Zerstörung
von Dörfern am Rand des Tagebaufelds Garzweiler II unter diesen Umständen
überhaupt noch recht- und verfassungsgemäß ist. Anhand eines unmittelbar an
der Dorfgrenze von Keyenberg gelegenen Grundstücks kann und soll dann
richtungsweisend auch mit Blick auf die dahinterliegenden Dörfer und Höfe
entschieden werden, ob deren Einwohnerinnen und Einwohner noch für den
Braunkohleabbau enteignet werden dürfen.

"Es ist doch absurd, dass wir in Zeiten der Klimakrise und des
Kohleausstiegs noch fürchten müssen, unser Zuhause an die Kohle zu
verlieren. Wir lieben unser Zuhause, hier lachen, weinen, und arbeiten wir,
hier leben wir. Und deswegen sagen wir: Wir bleiben!", so Britta Kox aus
Berverath. Auf Unterstützung der Landesregierung NRW warten die
tagebaubetroffenen Anwohnerinnen und Anwohnern bislang vergeblich. Mit dem
heutigen Tag nehmen sie das Heft des Handelns nun selbst in die Hand. Die
Solidargemeinschaft fordert die Landesregierung in ihrem Brief auf, ihre
Dörfer zu erhalten und das Anliegen der Anwohnerinnen und Anwohner
anzuerkennen, nicht gegen ihren Willen ihr Zuhause verlassen zu müssen.

"Von uns aus haben wir gar kein Interesse daran, unbedingt den aufreibenden
rechtlichen Weg gehen zu müssen und hoffen daher auf eine Einsicht bei der
Landesregierung und RWE", sagt Marita Dresen aus Kuckum. "Der Zusammenhalt
in unserer Gemeinschaft und die Überzeugung, dass wir dies nicht nur für
uns, sondern auch für das Klima und damit für alle tun, geben mir und
meiner Familie aber die Kraft, uns gegen RWE notfalls auch rechtlich zur
Wehr zu setzen."

 * 

Quelle:

"Menschenrecht vor Bergrecht"

Internet: www.menschenrecht-vor-bergrecht.de
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KOHLEALARM/640: Klimakampf und Kohlefront - ein zu hoher Preis ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 30. September 2019

Stromkunden vergolden Kraftwerksstilllegung in Jänschwalde



Cottbus/Jänschwalde, 30.09.2019. Zur heutigen Stilllegung des Blockes E des
Kraftwerkes Jänschwalde fordert der Umweltverband GRÜNE LIGA, bei künftige
Kraftwerksstillegungen den Betreibern keine Geschenke mehr zu machen.

"Der LEAG-Konzern wird für die heutigen Abschaltung fürstlich von der
Bundesregierung belohnt. Wir hoffen, dass das Unternehmen die jährlich
dreistelligen Millionenbeträge tatsächlich in der Region verwendet. Die
Mahnwache der Mitarbeiter darf nicht darüber hinwegtäuschen, dass mit der
heutigen Abschaltung ein Vorschlag der Gewerkschaft IGBCE umgesetzt wird."

Mit Blick auf die bevorstehenden Verhandlungen zwischen LEAG und
Bundesregierung über den Zeitpunkt der Abschaltung weiterer Blöcke ergänzt
Schuster: "Künftige Deals müssen preiswerter und transparenter für
Steuerzahler und Stromkunden werden. Während die Region beim Strukturwandel
unterstützt werden muss, darf es keine Geschenke an die zwei privaten 
LEAG-Eigentümer geben."

Insgesamt fließen 1,61 Milliarden Euro für insgesamt 2,7 Gigawatt
Sicherheitsbereitschaft an die Kraftwerksbetreiber, damit etwa 600
Millionen Euro an die LEAG.

Hintergrund:

Im Dezember 2014 beschloss das Bundeskabinett, zur Erreichung des
Klimaschutzzieles 2020 weitere Maßnahmen einzuleiten. Das
Bundeswirtschaftsministerium schlug dazu im März 2015 die Einführung eines
Klimabeitrags für ältere Kohlekraftwerke vor. Ziel des Konzeptes war es,
die Kohlekraftwerke nicht mehr so hoch auszulasten, sondern ihren Betrieb
auf Zeiträume mit höherem Strom-Großhandelspreis zu beschränken. Die
Zahlung eines Klimabeitrages sollte dazu die variablen Kosten entsprechend
erhöhen. Es gab massiven und koordinierten Widerstand der Braunkohleländer
und Gewerkschaften gegen das Konzept. Die Bundespolitik knickte schließlich
vor der Kohlelobby ein und einigte sich auf ein Modell, dass von der
Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie und Energie (IGBCE) vorgeschlagen und
von den Braunkohleländern unterstützt worden war: Bundesweit 2.700 MW
sollen für jeweils vier Jahre als Sicherheitsbereitschaft vorgehalten und
vergütet und danach stillgelegt werden. Wenig später begannen Gewerkschaft
wie Landesregierung, die Umsetzung ihres eigenen Vorschlages als
plötzlichen Eingriff der Bundesregierung darzustellen.

Bereits bei der Stilllegung des Blockes F vor einem Jahr hat die GRÜNE LIGA
ein Hintergrundpapier zum Kraftwerksstandort Jänschwalde herausgegeben, das
abrufbar ist unter [1].

Das Papier konnte die Aussagen der Kohlekommission vom Januar 2019 noch
nicht berücksichtigen. Es ist jedoch weiterhin gültig, da der
Kommissionsbericht die notwendige Klarheit über die Laufzeit der
verbleibenden vier Blöcke nicht herbeigeführt hat.

[1] https://www.kein-tagebau.de/images/180928_hintergrundpapier_kraftwerk_jaenschwalde.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30.09.2019

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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KURSUS/5064: Bielefeld - "Schriftkunst und Schriftbilder" am 11. und 12. Oktober 2019


Stadt Bielefeld

VHS-Kurs: Schriftkunst und Schriftbilder



Bielefeld (bi). In einem Wochenendkurs der Volkshochschule am Freitag,
11., und Samstag, 12. Oktober, geht es um das Spiel mit geschriebenen
und gemalten Buchstaben. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer erlernen
das kunstvolle Gestalten von Buchstaben in der Aquarell- und
Pastelltechnik. Zusätzlich werden alte Schriftstücke, Briefmarken,
Federn, Knöpfe oder Stempel mit einbezogen, so dass eine kreative,
ganz individuelle Bildgestaltung oder Collage entsteht. Der Kurs
richtet sich an Anfänger und Fortgeschrittene. Er wird im Großen Raum
des Bürgerzentrums Amt Dornberg, Wertherstraße 436, angeboten.

Anmeldung und Information www.vhs-bielefeld.de oder

Telefon 0521 / 51-6521

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 27. September 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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LESUNG/4374: Stuttgart - Petina Gappah, Aus der Dunkelheit strahlendes Licht, 10.10.2019


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Oktober 2019

Donnerstag, 10.10.19, 19.30 Uhr

Aus der Dunkelheit strahlendes Licht

Petina Gappah

Veranstaltungsreihe: Membrane continued

Lesung und Gespräch,

Moderation: Annette Bühler-Dietrich

Deutsche Lesung: Marit Beyer



"Ich wurde vom Geräusch rennender Füße und lauter Stimmen aus meinem
Traum und allen Gedanken an mein früheres Leben gerissen. Mir war
sofort klar, dass etwas nicht stimmte." Petina Gappah

Ein großer Roman über ein unbekanntes Stück afrikanischer
Kolonialgeschichte: Seit ihrer Jugend verfolgt Petina Gappah die
Geschichte um David Livingstone - dem berühmten schottischen
Missionar und Afrikaforscher, der sich dem großen geografischen
Rätsel seiner Zeit verschrieben hatte, der Entdeckung der Nilquellen.
Als Livingstone 1873 auf der Suche stirbt, will seine Gefolgschaft
seinen Leichnam nach Schottland zurückbringen. So machen sich 69
Gefährten auf den Weg, ihn quer durch Afrika zu tragen, angeführt von
einer jungen Frau - Halima, Livingstones scharfzüngiger Köchin. Vor
ihnen liegt eine lebensbedrohliche Reise über 1.000 Meilen.

Petina Gappah, 1971 in Harare, Simbabwe geboren, studierte Jura in
Cambridge und Graz und arbeitete über zehn Jahre als Anwältin für
internationales Handelsrecht bei der Welthandelsorganisation in Genf.
Ihr jüngster Roman "Aus der Dunkelheit strahlendes Licht", von
Annette Grube ins Deutsche übertragen, entstand während ihrer Zeit im
Künstlerprogramm des DAAD in Berlin. Gappah lebt derzeit in Harare
und ist für Simbabwes Regierung als internationale Handelsberaterin
tätig.

In Zusammenarbeit mit Akademie Schloss Solitude, dem Institut
francais Stuttgart und dem Hospitalhof/Evangelisches Bildungszentrum

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Oktober 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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LESUNG/4373: Frankfurt - Jostein Gaarder, Genau richtig, 17.10.2019


Literaturhaus Frankfurt - Programm im Oktober 2019

Do 17.10., 18.00 h

Das Literaturhaus zu Gast im Schauspiel Frankfurt

Jostein Gaarder: Genau richtig. 

Die kurze Geschichte einer langen Nacht

Moderation (dt./engl.): Margarete von Schwarzkopf

Lesung deutscher Text: Christoph Pütthoff



Buchmesse-Ehrengast Norwegen: der Autor von "Sofies Welt"

Seit dem Erfolg "Sofies Welt" von 1991 ist der Autor Jostein Gaarder
einer der bekanntesten Vertreter skandinavischer Literatur. Und seit
seinem israelkritischen Beitrag in Norwegens führender Zeitung
Aftenposten vor 13 Jahren ("Guds utvalgte folk") steht auch er in der
Reihe der Meinungsstarken und vorsätzlich Missverstandenen. Nun liegt
ein neuer, schmaler Roman vor: Ein Mann erhält eine Diagnose. Das
Leben selbst zu beenden, scheint eine Lösung zu sein. In einer
einsamen Ferienhütte am Waldsee sucht er mit sich selbst ins Reine zu
kommen und schreibt in das Hüttenbuch. "Genau richtig. Die kurze
Geschichte einer langen Nacht" (Hanser) erzählt von Ehe, Liebe,
Familie und Krise. Irgendwann treibt ein Boot ruderlos auf dem See
und ein Fremder erscheint.

Die Übersetzung von Gabriele Haefs liest Christoph Pütthoff
(Schauspiel Frankfurt). Das Gespräch mit dem norwegischen Autor
leitet Margarete von Schwarzkopf.

Eine Veranstaltung in deutscher und englischer Sprache.

Karten unter www.schauspielfrankfurt.de, die Theaterkasse und das
Kartentelefon: 069 / 212 49494.

Eine Veranstaltung in Kooperation mit dem Schauspiel Frankfurt. Mit
freundlicher Unterstützung von NORLA - Norwegian Literature Abroad.

Eintritt 26 / 12 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im Oktober 2019

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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TREFF/1435: Frankfurt - Deniz Yücel & Michel Friedman, Agentterrorist, 16.10.2019


Literaturhaus Frankfurt - Programm im Oktober 2019

Mi 16.10., 18.00 h

Das Literaturhaus zu Gast im Schauspiel Frankfurt

Deniz Yücel & Michel Friedman: Agentterrorist

Ein Abend mit Deniz Yücel und Michel Friedman



Publizist & Philosoph

"Niemals" werde man Deniz Yücel ausliefern, erklärte der türkische
Staatspräsident Erdogan im Frühjahr 2017, jedenfalls nicht, solange
er, Erdogan, im Amt sei. Zu diesem Zeitpunkt befand sich der
Journalist bereits im Hochsicherheitsgefängnis Silivri Nr. 9. Zehn
Monate später erhielt er ein Angebot zu seiner Freilassung - und
lehnte ab. Die Inhaftierung des Korrespondenten der Tageszeitung "Die
Welt" führte in Deutschland zu einer großen Solidaritätsbewegung und
sorgte für eine diplomatische Krise. In "Agentterrorist" (KiWi)
erzählt Yücel von seinem Jahr im Gefängnis, von Einzelhaft und
Folter. Und davon, wie er mit Hilfe so vieler anderer um Freiheit und
Selbstbestimmung kämpfen konnte. Deniz Yücel schreibt sehr
persönlich, kämpferisch und humorvoll darüber, wie man ins Geschehen
eingreifen kann, wenn man zum Spielball der internationalen Politik
geworden ist. Eine hellsichtige Analyse über die jüngste Entwicklung
der Türkei, die Funktionsweisen autoritärer Regimes und die
Mechanismen der demokratischen Öffentlichkeit.

Der Philosoph Michel Friedman tritt mit dem Publizisten ins Gespräch.

Restkarten unter www.schauspielfrankfurt.de, über die Theaterkasse
und das Kartentelefon: 069 / 212 49494.

Eine Veranstaltung in Kooperation mit dem Schauspiel Frankfurt.

Eintritt 18 / 12 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im Oktober 2019

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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TREFF/1434: Hamburg - Kulturcafé Komm du, Programm vom 7. - 12. Oktober 2019




Kulturcafé Komm du - Das Programm der 41. Kalenderwoche 2019

Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Konzerte, Lesungen, Vorträge, Comedy, Kabarett, Puppentheater für Kinder und Ausstellungen




[image: Logo des Kulturcafé Komm du]






Sofern nicht anders angegeben, gilt:

 - Eintritt frei / Hutspende

 - Beginn der Veranstaltungen um 20:00 Uhr



Kulturcafé Komm du

 Buxtehuder Straße 13

 21073 Hamburg-Harburg

 http://www.komm-du.de



Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 7.30 bis 17.00 Uhr, Samstag 9.00 bis 17.00 Uhr

 an Veranstaltungstagen durchgängig geöffnet und abends open end



Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder per E-Mail: kommdu@gmx.de
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        Einladung und Pressemitteilung vom 30.09.2019

        

        Mit der Bitte um Veröffentlichung und Berichterstattung

        

        

        Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

        

        

                                                - + * + * + * + -

        

        

                *Mittwoch, 9. Oktober 2019, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert

              Sounds & Songs | Ein jazziger Mix

              Eintritt frei / Hutspende

        

              Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

              Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de

              Homepage: http://www.komm-du.de
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Sounds & Songs
Foto: by Henning Neidhardt




        Sounds & Songs - Max Peters und Henning Neidhardt


        Max Peters am Mikrofon/ Synthesizer und Henning Neidhardt an Klavier
        und Synthesizer. In einer solch intimen Besetzung kann man sich auf
        der Bühne schonmal ziemlich „nackt“ vorkommen - vor allem bei einem
        Song wie "Don't Talk, Put Your Head On My Shoulder" von den Beach
        Boys.

        

        Das Duo lernte sich während des gemeinsamen Musikstudiums an der
        Folkwang Universität der Künste kennen. Im Studiengang „Jazz -
        Performing Artist“ kennt man sich und so kommt es, dass das Duo -
        übrigens mit Wurzeln im Westmünsterland - seit 2017 auf Klang- und
        Songexpedition geht.

        

        Die zwei spielen Stücke, die Sänger Max gerne singt; mal
        improvisieren sie so lange ihnen lieb ist und mal wird der Song
        knackig und schnörkellos in zweieinhalb Minuten durchgespielt...
        Strophe, Refrain, Strophe, Refrain, Bridge, Refrain. "The song is
        king!", sagte mal jemand.

        

        Besetzung:

        Max Peters – Gesang

        Henning Neidhardt – Klavier und Synthesizer

        

        Weitere Informationen:

        https://soundcloud.com/user-277558441/blackbird

        https://www.youtube.com/watch?v=6xsw4eXsWzU

        https://www.youtube.com/watch?v=Skl-vb7wejQ

        

        

        

            *Donnerstag, 10. Oktober 2019, 20.00 bis 22.00 Uhr:
            Bildervortrag

              Heiko Klotz - Bildervortrag | Kamtschatka – Vulkane,
            Bären, Wildnis 

              Eintritt frei / Hutspende 

        

              Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

              Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de

              Homepage: http://www.komm-du.de
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        Kamtschatka - Vulkane, Bären, Wildnis


        Die säbelförmige Halbinsel Kamtschatka liegt im Fernen Osten des
        Riesenlandes Russland und gehört zum „Pazifischen Ring des Feuers".
        Daher gibt es hier 140 Vulkane, von denen 29 aktiv sind und
        teilweise zu den unberechenbarsten Schloten der Welt gezählt werden.
        Eine solch einzigartige Gegend hat natürlich einen unwiderstehlichen
        Reiz für den Weltenbummler und Fotografen Heiko Klotz, und er brach
        auf, um mit seiner Frau im Land der Vulkane zu wandern.

        

        Bis 1991 war Kamtschatka Sperrgebiet. Viele Bereiche Kamtschatkas
        sind unerschlossen und schwer erreichbar. Das berühmte, erst 1941
        entdeckte "Tal der Geysire" mit seinen ca. 90 Geysiren und
        unzähligen heißen Quellen z. B. kann man nur mit dem Hubschrauber
        erreichen. Nach Vulkanausbrüchen müssen oft Verkehrswege verlegt
        werden und auch die Wanderrouten führen manchmal über recht frische
        Lavafelder.

        

        Die Natur in diesem abgelegenen Winkel der Welt ist atembraubend
        schön und unberührt, aber auch sehr rauh und voller Gefahren. Die
        Lava ist brüchig und rutschig, überall sind Schnee- und Eislöcher
        und außerdem gibt es dort ca. 18000 Braunbären. Am Kurilensee soll
        die größte Bärendichte der Welt sein. Die Bären sehen zwar süß aus,
        sind aber sehr gefährlich und es gilt, bei Begegnungen die nötigen
        Verhaltensregeln genau zu befolgen.

        

        Heiko Klotz hat mit seiner Frau dieses Naturparadies 18 Tage lang
        erwandert und die Faszination, die dieser besondere Flecken Erde auf
        ihn ausübte, in Bildern und Filmen festgehalten. Aus dem Material
        hat er einen multimedialen Bildervortrag zusammengestellt, der live
        von ihm kommentiert wird.

        

        Besetzung:

        Heiko Klotz – Reisejournalist

        

        Weitere Informationen:

        www.heikoklotz.de

        

        

        

            *Freitag, 11. Oktober 2019, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert 

              Skupa |Balkan-Flamenco-Fusion 

              Eintritt frei / Hutspende

        

              Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

              Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de

              Homepage: http://www.komm-du.de
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        Skupa - Balkan-Flamenco Fusion


        Geige (Birgit Hoffmann), Tuba (Jan-Willem Overweg), Flamenco-Gitarre
        (Hendrik Jörg) und Percussion (Gert Woyczechowski) – in dieser
        innovativen Besetzung ist die Bremer Band Skupa unterwegs seit 2013,
        getragen von der Idee, ihre gemeinsame Zuneigung zur Balkan – und
        Gypsymusik auf besondere Weise zu interpretieren und in einem
        vielversprechenden Programm zu präsentieren:

        

        Melodien und Stücke aus dem osteuropäischen Raum im weitesten Sinne,
        stilorientiert, jedoch kompositorisch frei verändert durch andere
        Einflüsse aus Jazz, orientalischer Musik, Flamenco und
        Improvisationen.

        

        Die in dieser Musik so charakteristische übersprudelnde Energie aus
        schwungvollen und lebendigen, rhythmischen Melodien variiert mit
        getragenen und seelenvollen Passagen, warmen Tönen folgen schräge
        Sounds. Erscheint es unmöglich, nicht zu tanzen, lauscht man im
        nächsten Moment wieder feinen Arrangements von hoher Musikalität: Es
        geht den Musikern darum, den Zuhörern diese Vielfalt auf spannende
        Weise nahe zu bringen und ihr mit verschwenderischer Spielfreude
        Ausdruck zu verleihen – und dies in bislang zahlreichen Konzerten
        vor einem breit gefächertem Publikum in konzertanter und tanzbarer
        Atmosphäre - auch zur aktuellen CD-Präsentation.

         

        Besetzung:

        Birgit Hoffmann - Violine

        Hendrik Jörg -  Flamenco-Gitarre

        Jan-Willem Overweg - Sousafon / Posaune

        Gert Woycezchowsky - Percussion

                    

        Weitere Informationen:

        https://skupa.jimdo.com/

        https://www.facebook.com/Skupa

        https://www.instagram.com/skupamusic/?hl=de

        https://open.spotify.com/album/4aP5bwDNPOOF81UIREFmF5

        

        

        

            *Samstag, 12. Oktober 2019, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert

              Ingridienza - Leben in Liedern | Akustische Songs mit
            Tiefgang

              Eintritt frei / Hutspende

        

              Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

              Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de

              Homepage: http://www.komm-du.de
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        Leben in Liedern


        Akustische Songs mit Tiefgang, treffsicheren Texten und Musik von
        Ballade bis Ohrwurm Ingridienza kreiert Songs, die das Leben von
        oben und unten fokussieren und vereint darin (gerne auch mal, aber
        nicht nur!) tiefgründige Lyrics mit inspirierter akustischer Musik
        unterschiedlicher Stilrichtungen. Der Mix aus charmanten, aber immer
        auch emotional und inhaltlich engagierten Songs in deutsch und
        englisch kommt in vielfältiger Ausprägung daher: zart oder rau,
        leidenschaftlich oder feinsinnig - von der Ballade bis zum
        Ohrwurm-Mitsing-Song.      

        

        Ina Heinsohn (Gesang, Bass), Angela Westermann (Perkussion, Gitarre)
        und Rainer Heinsohn (Gitarre, Gesang, Bass, Text und Komposition) 
        lassen in ausgefeilten Arrangements melodiöse atmosphärische Songs
        entstehen, die aus der Verschmelzung von Wort, Inhalt und Musik zum
        Genießen, Träumen und Nachdenken einladen - oder man tanzt einfach
        dazu, das geht auch! Zwei Welten, und doch so typisch für die Musik
        von Ingridienza.

        

        Besetzung:

        Ina Heinsohn – Gesang und Bass

        Angela Westermann – Perkussion und Gitarre

        Rainer Heinsohn - Gitarre, Gesang und Bass

        

        Weitere Informationen:

        https://www.ingridienza.com

        https://www.ingridienza.com/videos

        

        

        

            *Aktuelle Ausstellung im 'Komm du' (07.9.2019 bis
            08.11.2019)

              Mickael Marso Riviere - ‘EKLEGEIN +’ | Internationale
            Tanzfotografie Ausstellung

              Eintritt frei / Hutspende

        

              Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

              Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de

              Homepage: http://www.komm-du.de
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        ‘EKLEGEIN +’


        In einer Serie von Bildern welche den vielseitigen Austausch
        zwischen Bewegung und Architektur porträtieren, fängt der gebürtige
        französische und preisgekrönter Choreograph, Tänzer und Fotograf
        Mickael Marso Riviere, Hip Hop und zeitgenössische Tänzer ein,
        welche sich tänzerisch von Gebäuden und offenen Plätzen in London
        King’s Cross (2017) inspirieren ließen. Des weiteren hält Riviere in
        seinen weltweit entstandenen Werken, verschiedenste
        Wasser-Reflektionen mit seiner Kamera fest, nebst dramatischen und
        poetischen Doppelbelichtungen, in denen Tänzer ihre Trauer und den
        Verlust von Körperteilen ausdrücken (2019).

        

        Seine fotografische Arbeit unter dem Namen ‘Marso Riviere IMG
        Photography’ begann im Jahr 2004. Kommissionen seither waren u.a.
        Shootings für Company Chameleon und Bedford Creative Arts, welche
        auf Fujifilm’s Official Blog in 2017 präsentiert wurde, sowie ebenso
        die Ausstellung von ‘Eklegein’ in London King’s Cross. Seit Beginn
        seiner Karriere vor nunmehr 17 Jahren, hat Marso sich einen Namen in
        der Breakin’ (Breakdance) und zeitgenössischen Tanzszene geschaffen.

        

        Kürzliche Produktionen beinhalten T-Break, Phantom Limbs, Matches
        mit Guy Nader und Hokiri für Carlos Acosta’s Company “Acosta Danza”,
        das in 2016 in Havan Premiere feierte. Für das Theater Birmingham
        Hippodrome produziert er seit 2016 die jährlichen Tanzfestivals und
        Events B-Side Hip Hop Festival und das ‘experimental Dance Konzept
        Battle’ KRE8! . Des weiteren wurde Marso in der 100-Jahr Edition der
        Vogue für Hussein Chalayan’s ‘Gravity Fatigue’ abgebildet
        (choreographiert von Damien Jalet). Zur Zeit arbeitet er an einer
        neuen Tanzproduktion, welche inspiriert wurde durch das Thema
        ‘Phantom-Schmerzen’, welche unterstützt und produziert wird durch
        das Theater The Place in London, Theatre National de Chaillot in
        Paris, Dancexchange und Birmingham Hippodrome. Neben seiner Arbeit
        mit der Fotografie und Choreografie, unterrichtet er ebenfalls für
        führende Tanz Institutionen weltweit.

        

        Die Ausstellung läuft bis zum 8. November 2019.

        Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 7.30 bis 17.00 Uhr, Samstag 9.00
        bis 22.00 Uhr    

        

        Besetzung:

        Mickael Marso Riviere - Choreograph, Tänzer und Fotograf

        

        Weitere Informationen:

        www.marsoriviere.com

        https://www.instagram.com/marsoriviere/?hl=de
        

        https://www.instagram.com/marsoriviere_img/?hl=de
        

        https://www.instagram.com/companydecalage/?hl=de
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Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Svantje Buchholz

Telefon: 0172 36 00 494

E-Mail: kommdueventmanagement.assistenz@gmx.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuelle Wochenprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

Einladung und Pressemitteilung vom 30.09.2019

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Str. 13

21073 Hamburg

Tel.: 040/57228952

E-Mail: kommdu@gmx.de

Internet: www.komm-du.de

Facebook: https://www.facebook.com/KommDu



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BUCH / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/188: Wertheim - "Autoren aus Baden-Württemberg und ihre Bücher" bis 21. Oktober 2019


Stadt Wertheim

Autoren aus Baden-Württemberg und ihre Bücher

Wanderausstellung in der Stadtbücherei



Wertheim. Baden-Württemberg ist ein Ort des literarischen Schaffens.
Das dokumentiert eine Wanderausstellung mit dem Titel "Autoren aus
Baden-Württemberg und ihre Bücher". Sie ist bis 21. Oktober in der
Stadtbücherei im Kulturhaus zu sehen. Zusammengestellt hat die
Ausstellung der Börsenverein des Deutschen Buchhandels in
Zusammenarbeit mit dem baden-württembergischen Ministerium für
Wissenschaft, Forschung und Kunst.

Das Spektrum reicht von Romanen und Erzählungen über Dramen, 
Kinder- und Jugendbücher bis hin zu Mundartbüchern, Biografien und
Lebenszeugnissen. So finden sich neben den Krimis von Andreas
Eschbach, Felix Huby oder Ingrid Noll auch Romane von Annette 
Droste-Hülshoff, Robert Seethaer, Petra Durst-Benning, Bernhard Schlink und
Hermann Hesse.

Die Ausstellung "Autorinnen und Autoren aus Baden-Württemberg und ihre
Bücher" hat eine lange Tradition. Sie wird alle zwei Jahre
zusammengestellt. Präsentiert werden ausschließlich Werke, deren
Autoren entweder hier geboren sind, deren Wirkungsstätte 
Baden-Württemberg war beziehungsweise ist oder die vom Land ausgezeichnet
worden sind. Dabei ist den Initiatoren wichtig, dass die Werkschau
keinen Anspruch auf Vollständigkeit erhebt.

Die Ausstellung im Eingangsbereich der Bücherei kann während der
Öffnungszeiten besucht werden. Die Bücher können jedoch nicht
entliehen werden, da sie zum Präsenzbestand der Werkschau zählen.

Autorenlesung am 13. Oktober

Im Rahmen der Ausstellung ist Romanautorin Ulrike Schweikert am
Sonntag, 13. Oktober, um 18 Uhr in der Stadtbücherei Wertheim zu
Besuch. Schweikert ist vielen Lesern durch ihr Debüt "Die Tochter des
Salzsieders" bekannt, mit dem sie wochenlang in den etablierten
Bestsellerlisten stand. Auch ihr neuer Roman, der spannende Mehrteiler
"Die Charité", hat bereits eine große, begeisterte Leserschaft. In der
Stadtbücherei wird sie sich auf den zweiten Band, "Aufbruch und
Entscheidung", konzentrieren. Der Eintritt ist frei. Die Stadtbücherei
freut sich jedoch über eine Spende zugunsten der Wertheimer Tafel.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 1. Oktober 2019

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. Oktober 2019 
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INFOPOOL / BUCH / VERANSTALTUNGEN





TAGUNG/023: Marbach - Workshop, Verlage und die Ideengeschichte von "1968", 10.+11.10.2019


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im Oktober 2019

Donnerstag, 10. Oktober - Freitag, 11. Oktober 2019

Deutsches Literaturarchiv Marbach

WORKSHOP

Verlage und die Ideengeschichte von "1968"

Organisation: Griselda Mársico (Buenos Aires) und Lydia Schmuck
(Marbach)



Verlagsneugründungen (Verlag der Autoren, Wagenbach, Centro Editor de
América Latina u.a.), spezielle Lateinamerika-Programme (Suhrkamp,
Gallimard, Seix Barral u.a.) oder Programme zur deutschen Theorie
(Sur-Verlag) - die Ideengeschichte von "1968" zwischen Europa
und dem Südatlantik ist eng verwoben mit der Literatur-,
Übersetzungs- und Verlagsgeschichte. Eine Auslotung dieses
Zusammenhangs ist Gegenstand des internationalen Workshops.

Veranstaltung zu Modul 2 (Lateinamerika/Karibik) des Internationalen
Archivforschungsprojekts »1968. Ideenkonflikte in globalen
Archiven«.

Gefördert von der VolkswagenStiftung.

http://www.dla-marbach.de/forschung/tagungen/ [1]

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im Oktober 2019

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/126: Bocholt - "Voll der Osten. Leben in der DDR" bis zum 23. November 2019


Stadt Bocholt

Voll der Osten. Leben in der DDR

Plakatausstellung in der Eingangshalle des Medienzentrums Bocholt vom
1. Oktober bis 23. November



Bocholt (PID). "Voll der Osten. Leben in der DDR" - So heißt eine
Fotoausstellung von Harald Hauswald mit Texten von Stefan Wolle. Sie
ist jetzt vom 1. Oktober bis zum 23. November in der Eingangshalle des
Medienzentrums Bocholt zu sehen. Herausgeber ist die Bundesstiftung
zur Aufarbeitung der SED-Diktatur und OSTKREUZ Agentur der Fotografen.
Die Stadtbibliothek Bocholt zeigt die Ausstellung anlässlich des 30.
Jahrestages des Mauerfalls.

Szenen des Alltags

In den achtziger Jahren zog Harald Hauswald durch Ost-Berlin und
fotografierte, was ihm vor die Linse kam. Er knipste, was andere
Fotografen übersahen oder für uninteressant hielten: Kleine Szenen des
Alltags, einsame und alte Menschen, verliebte junge Pärchen, Rocker,
Hooligans und junge Leute, die sich in der Kirche für Frieden und
Umweltschutz einsetzten.

OSTKREUZ Agentur der Fotografen und die Bundesstiftung zur
Aufarbeitung der SED-Diktatur laden mit der Ausstellung "Voll der
Osten. Leben in der DDR" zu einer Bilderreise in die Zeit der Teilung
ein. Gezeigt wird eine ungeschminkte DDR-Realität, an die sich heute
selbst Zeitzeugen kaum mehr erinnern. Die Ausstellung präsentiert
bekannte und unbekannte Fotos von Harald Hauswald. Die Texte der
Ausstellung hat der Historiker und Buchautor Stefan Wolle verfasst,
der wie der Fotograf in der DDR aufgewachsen ist. Die
Ausstellungstafeln verlinken mit QR-Codes zu kurzen Videointerviews im
Internet, in denen der Fotograf darüber berichtet, wie und in welchem
Kontext das jeweils zentrale Foto der Tafel entstanden ist.

Vortrag zum Mauerfall am 21. November

Am 21. November gibt es zum Abschluss der Ausstellung um 19:30 Uhr im
Medienzentrum einen Vortrag der VHS Bocholt-Rhede-Isselburg zum Thema
"Vor 30 Jahren: Der Fall der Mauer am 9. November 1989 - ein Markstein
deutscher Geschichte in Realität, Film und Buch", zu dem auch eine
Zeitzeugin eingeladen ist, die die DDR-Realität persönlich erlebte.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 30. September 2019

Stadt Bocholt

PRESSE- und INFORMATIONSDIENST

Berliner Platz 1, 46395 Bocholt

Telefon: (0 28 71) 953-327, -209, -571

Fax: (0 28 71) 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: www.bocholt.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / VERANSTALTUNGEN





TREFF/324: Herten - Kamingespräch "Bildung und Arbeit im digitalen Zeitalter" am 7.10.2019


Stadt Herten

Bildung und Arbeit im digitalen Zeitalter

VHS-Kamingespräch am 7. Oktober



Herten. Die VHS Herten startet mit dem ersten Kamingespräch am Montag,
7. Oktober, ein neues Diskussionsforum: An diesem Abend steht das
Thema "Bildung und Arbeit im digitalen Zeitalter" im Mittelpunkt. Los
geht es um 18.30 Uhr im Kaminraum der VHS, der Eintritt ist frei.

Bürgerinnen und Bürger sind künftig regelmäßig eingeladen, sich über
aktuelle Entwicklungen ihrer Stadt zu informieren und mitzureden. Am
"Tag der menschenwürdigen Arbeit" sprechen die Teilnehmenden darüber,
wie die Stadt im digitalen Zeitalter bei den Themen Bildung und Arbeit
aufgestellt ist und welche Rahmenbedingungen geschaffen werden müssen.

Mit dabei sind:

Dr. Karsten Schneider, Dezernent Bildung und Soziales der Stadt Herten
Mark Rosendahl, Regionsgeschäftsführer DGB-Region Emscher-Lippe
Rainer Pawliczek, Realschulrektor der Willy-Brandt-Schule
Gabi Trapp, VHS Herten

Moderiert wird das Kamingespräch von Stefan Prott, Herausgeber des
Magazins Herten erleben.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 30. September 2019

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





TREFF/1247: Frankfurt - Doris Dörrie: Leben, schreiben, atmen. Eine Einladung zum Schreiben, 16.10.2019


Literaturhaus Frankfurt - Programm im Oktober 2019

Mi 16.10., 20.15 h

Das Literaturhaus zu Gast im Schauspiel Frankfurt

Doris Dörrie: Leben, schreiben, atmen. 

Eine Einladung zum Schreiben



Der große Live-Versuch: Schreibwerkstatt für die eigene
Biografie

Frankfurter Buchmesse. Schauspiel Frankfurt, Großer Saal. Lesung? -
Nein, wir laden ein zur größten Schreibwerkstatt der Welt. Nicht, um
ins Guinness-Buch der Rekorde zu gelangen, sondern um zu zeigen, was
nur die Literatur vermag. Bringen Sie Block und Schreibstift mit. Wir
machen den Versuch. Denn Schreiben heißt für die Regisseurin,
Drehbuchautorin und Schriftstellerin Doris Dörrie, das eigene Leben
bewusst wahrzunehmen. Wirklich zu sehen, was vor unseren Augen liegt.
Oder wiederzufinden, was wir verloren oder vergessen glaubten.
Schreiben ist Trost, Selbstvergewisserung, Anklage, Feier des Lebens.
Doris Dörrie denkt in "Leben, schreiben, atmen" (Diogenes) über das
autobiografische Schreiben nach. Sie gibt darin Tipps und kreative
Anleitungen und erzählt hinreißend ehrlich von ihrem eigenen Leben.
Heute gibt es eine Weltpremiere: Gemeinsam mit Dörrie schreiben wir
den ersten Satz unserer Autobiografie.

Karten unter www.schauspielfrankfurt.de, die Theaterkasse und das
Kartentelefon: 069 / 212 49494.

Eine Veranstaltung in Kooperation mit dem Schauspiel Frankfurt.

Eintritt 18 / 12 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im Oktober 2019

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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TREFF/1246: Frankfurt - "Serafina 2019", Verleihung mit J. Bielenberg, R. Budde, A. Kuhl, P. Maar, 15.10.19


Literaturhaus Frankfurt - Programm im Oktober 2019

Di 15.10., 19.30 h
Starke Literatur für starke Kinder
Verleihung der "Serafina 2019"
Mit Julia Bielenberg, Rebecca Budde, Anke Kuhl und Paul Maar



30 Jahre Kinderrechte - 10 Jahre Preise für junge Talente

Im Rahmen der feierlichen Verleihung der Serafina 2019 werden der
Autor Paul Maar sowie Oetinger-Verlegerin Julia Bielenberg,
Illustratorin Anke Kuhl und Kulturwissenschaftlerin Rebecca Budde der
Frage nachgehen, welchen Beitrag die Literatur für das Wohl, für die
Bildungs- und Chancengerechtigkeit von Kindern und Jugendlichen
leisten kann. 1989 wurde die UN-Kinderrechtskonvention verabschiedet,
und vor zehn Jahren riefen Paul Maar und die Deutsche Akademie für
Kinder- und Jugendliteratur einen Preis für junge Talente aus der
Kunst- und Schreibszene ins Leben, deren Illustrationen und Texte
Kinder und Jugendliche auf ihrem Weg begleiten und stärken.

Eine Veranstaltung der Deutschen Akademie für Kinder- und
Jugendliteratur in Kooperation mit dem Institut für
Jugendbuchforschung der Goethe-Universität Frankfurt und dem
Literaturhaus Frankfurt. Mit freundlicher Unterstützung des
Börsenblatts und der Frankfurter Buchmesse im Rahmen des BOOKFEST.

Der Eintritt ist nach Anmeldung im Online-Kartenshop des
Literaturhauses frei.

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im Oktober 2019

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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AUSSICHTEN/8758: Und morgen, den 02. Oktober 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 02.10.2019 bis zum 03.10.2019 +++






[image: Jean-Luc 8758 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Wechselwild

und Jean fühlt,

manchmal mild,

wie es kühlt.
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STANDPUNKT/075: Aussetzen der Beitrittsgespräche mit Türkei birgt politische und wirtschaftliche Risiken (idw)


Stiftung Mercator - 30.09.2019

Aussetzen der Beitrittsgespräche mit Türkei birgt politische und
wirtschaftliche Risiken



Eine Suspendierung der EU-Beitrittsgespräche mit der Türkei birgt schwer
abzuschätzende politische und wirtschaftliche Risiken. Voreilige
Änderungen des Status quo sind daher zu vermeiden. Zu diesem Ergebnis
kommt eine Studie der Stiftung Mercator, die heute in Berlin vorgestellt
wird.

Die unmittelbaren Auswirkungen einer Verhandlungsaussetzung auf die
Beziehungen zwischen der EU und der Türkei halten die Autoren der Studie
hingegen für überschaubar. Zwar würden finanzielle Beitrittshilfen sowie
das Monitoring der innenpolitischen und wirtschaftlichen Entwicklung der
Türkei sowie die jährlichen Fortschrittsberichte der EU-Kommission
wegfallen. Wichtige diplomatische Gesprächsformate würden hingegen
fortgesetzt, da sie nicht im Rahmen der Beitrittsverhandlungen
stattfinden. Auch Programme zur Stärkung der türkischen Zivilgesellschaft
wären nicht betroffen, da die EU diese aus anderen Töpfen finanziert.

Die Autoren der Studie Max Hoffman und Michael Werz vom Center for
American Progress (CAP) zeigen zudem, dass die Zusammenarbeit in
Migrationsfragen, der Sicherheitspolitik und die Zollunion formal kein
Teil des Beitrittsprozesses sind. Sie wären somit von einer Suspendierung
nicht unmittelbar berührt. Die politischen Reaktionen auf eine Aussetzung
sind jedoch schwer vorhersehbar. So könnte Ankara als Konsequenz das
Flüchtlingsabkommen aufkündigen. Auch das Vertrauen ausländischer
Investoren in den türkischen Markt könnte weiter schwinden und die
Wirtschaftsbeziehungen zwischen der EU und der Türkei Schaden nehmen.

Mit der heute vorgelegten Studie "The Effects of a Suspension of Turkey's
EU Accession Process" will die Stiftung Mercator einen Beitrag zur
Versachlichung der Debatte um die Gestaltung der Beziehungen zur Türkei
leisten.

Die Stiftung Mercator setzt sich seit über zehn Jahren für tragfähige
Beziehungen Deutschlands und Europas zur Türkei ein. In rund 35 laufenden
Projekten mit einem Fördervolumen von insgesamt über 20 Mio. EUR fördert
die Stiftung Mercator die faktenbasierte Analyse der Entwicklungen in der
Türkei. Die Stiftung engagiert sich darüber hinaus für Austausch- und
Begegnungsprojekte zwischen der Türkei und Europa. Jüngst hat sie
gemeinsam mit dem Auswärtigen Amt die Gründung des Centrums für angewandte
Türkei-Studien (CATS) an der Stiftung Wissenschaft und Politik in Berlin
initiiert.


ÜBER DIE STIFTUNG MERCATOR:

Die Stiftung Mercator ist eine private, unabhängige Stiftung. Sie strebt
mit ihrer Arbeit eine Gesellschaft an, die sich durch Weltoffenheit,
Solidarität und Chancengleichheit auszeichnet. Dabei konzentriert sie sich
darauf, Europa zu stärken, den Bildungserfolg benachteiligter Kinder und
Jugendlicher insbesondere mit Migrationshintergrund zu erhöhen, Qualität
und Wirkung kultureller Bildung zu verbessern, Klimaschutz voranzutreiben
und Wissenschaft zu fördern. Die Stiftung Mercator steht für die
Verbindung von wissenschaftlicher Expertise und praktischer
Projekterfahrung. Als eine führende Stiftung in Deutschland ist sie
national wie international tätig. Dem Ruhrgebiet, der Heimat der
Stifterfamilie und dem Sitz der Stiftung, fühlt sie sich besonders
verpflichtet.

www.stiftung-mercator.de

Originalpublikation:

http://www.stiftung-mercator.de/effects

Download der Studie (in englischer Sprache)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1075

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Stiftung Mercator, 30.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/394: Keilschrifttexte - Aus Haft Tappeh ins World Wide Web (idw)


Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 30.09.2019

Aus Haft Tappeh ins World Wide Web

Johannes Gutenberg-Universität Mainz und Hochschule Mainz digitalisieren
3500 Jahre alte Keilschrifttexte



Sie stammen aus der Mitte des zweiten Jahrtausends vor Christus und
können nur von wenigen Experten weltweit entziffert werden: Keilschrifttexte
auf Tontafeln, die von dem Archäologen Dr. Behzad Mofidi-Nasrabadi von der
Johannes Gutenberg-Universität Mainz (JGU) in Haft Tappeh ausgegraben
wurden. Der Ort liegt im Südwesten des Iran und war ehemals die Stadt
Kabnak, die zum Reich Elam gehörte. Bis heute wurden dort insgesamt rund
1400 Keilschrifttexte und -fragmente in babylonischer Sprache freigelegt.

In einem von der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) geförderten
Projekt werden sie nun digital bearbeitet und über das Internet weltweit
veröffentlicht. Das Projekt ist in diesem Monat gestartet, hat eine
Laufzeit von drei Jahren und wird mit einer halben Million Euro von der
DFG finanziert. Dabei kooperiert ein Team um Prof. Dr. Doris Prechel,
Professorin für Altorientalische Philologie am Institut für
Altertumswissenschaften der JGU, eng mit einem Team um Prof. Dr.
Kai-Christian Bruhn, Professor am Institut für Raumbezogene Informations-
und Messtechnik (i3mainz) der Hochschule Mainz und Direktor des Mainzer
Zentrums für Digitalität in den Geistes- und Kulturwissenschaften
(mainzed). "Bei der Keilschrift handelt es sich um ein hochkomplexes
Schriftsystem, das in all seinen Varianten insgesamt mehr als zehntausend
Zeichen aufweist", sagt Doris Prechel. "Eine Automatisierung des Lesens
dieser Schrift steht noch aus."

In dem Projekt geht es zunächst darum, rund 500 Originaltexte zu
transkribieren, mit wissenschaftlichen Anmerkungen zu versehen und so
aufzubereiten, dass sie der Wissenschaftsgemeinde über das Internet zur
Verfügung gestellt werden können. Dafür benutzen die Mainzer Forscherinnen
und Forscher digitale Aufnahmen der Tontafeln, die in einem vorherigen
Projekt mit Hilfe von 3D-Scannern erstellt worden waren. "Mit dem
aktuellen Projekt wollen wir auch bereits laufende Vorhaben zur Auswertung
solcher 3D-Modelle mit qualitativ hochwertigen Daten versorgen", sagt
Kai-Christian Bruhn. "Und wir wollen gewährleisten, dass die von uns
erzeugten Daten problemlos in bestehende oder im Aufbau befindliche
Keilschriftportale eingebunden werden können, zum Beispiel in die
Cuneiform Digital Library Initiative der University of California in Los
Angeles." Schließlich soll auch die digitale linguistische Erschließung
der Keilschrift angegangen werden: "Gegen Ende des Projekts wollen wir
Daten erzeugt haben, die eine Reihe sprach- und schriftwissenschaftlicher
Fragestellungen beantworten können. Dabei geht es etwa auch darum, zu
erkennen, wie viel für eine automatische Übersetzung von Keilschrifttexten
noch zu tun ist", sagt Bruhn. Er und Prechel arbeiten seit einigen Jahren
in verschiedenen Verbundinitiativen zusammen, die von der Hochschule Mainz
und der JGU mitgetragen werden. Neben dem Engagement im "Verbund
Archäologie Rhein-Main" (VARM) und "Digital Humanities im RMU-Verbund"
(DH-RMU) sind sie über das mainzed verbunden und lehren unter anderem im
hochschulübergreifenden Master-Studiengang "Digitale Methodik in den
Geistes- und Kulturwissenschaften".

In dem Vorläuferprojekt, in dem mit Hilfe von 3D-Scannern digitale
Aufnahmen der Keilschrifttexte erstellt worden waren, hatte Doris Prechel
mit dem Kernphysiker Prof. Dr. Frank Maas, Direktor des Helmholtz-Instituts
Mainz (HIM), zusammengearbeitet. Auf die Idee zu dieser
Kooperation waren die beiden durch ihre gemeinsame Tätigkeit im
Leitungsgremium des Gutenberg Forschungskollegs (GFK), der zentralen
Einrichtung zur Förderung der Spitzenforschung an der JGU, gekommen. "Das
hat sich durch Gespräche auf gemeinsamen Veranstaltungen ergeben", sagt
Prechel. "Wenn man sechs Jahre lang in einem Gremium zusammenarbeitet,
lernt man auch Kollegen aus weit entfernten Disziplinen kennen." Sie und
Maas planen, in Folgeprojekten nicht nur die Texte aus Haft Tappeh,
sondern ganze archäologische Objektsammlungen und dabei zum Beispiel auch
Reste von Gefäßen zu digitalisieren. Außerdem sind Kooperationsprojekte
der Altorientalischen Philologie der JGU mit dem HIM und dem i3mainz zur
gezielten Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses angedacht.


Weitere Informationen unter:

https://www.ao.altertumswissenschaften.uni-mainz.de/

- Altorientalische Philologie an der JGU

https://i3mainz.hs-mainz.de/de/institut

- Institut für Raumbezogene Informations- und Messtechnik - i3mainz -
der Hochschule Mainz

http://mainzed.org/de/

- Mainzer Zentrum für Digitalität in den Geistes- und
Kulturwissenschaften, mainzed

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution218

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johannes Gutenberg-Universität Mainz, 30.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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HEINRICH BÖLL STIFTUNG/450: Viele Versprechen oder vielversprechend? Polens heißer Wahlkampfherbst


Heinrich-Böll-Stiftung - 26. September 2019

Viele Versprechen oder vielversprechend? Polens heißer
Wahlkampfherbst 


Die polnischen Wahlen nähern sich dem Ende: Am 13. Oktober wird das neue
Parlament gewählt. Wir wagen einen Blick auf die aktuellen Themen und den
möglichen Ausgang der Wahlen.

von Małgorzata Kopka-Piątek und Gert Röhrborn



Die zweite Halbzeit der großen politischen Auseinandersetzung um die
Zukunft Polens ist derzeit in vollem Gange. Bereits am 13. Oktober 2019
wird anlässlich der alle vier Jahre stattfindenden Wahlen zu Sejm (Erste
Kammer) und Senat (Zweite Kammer) nach einem sehr kompakten Wahlkampf der
Schlusspfiff ertönen. Und im Moment sieht alles danach aus, als würde die
zweite Halbzeit genauso enden wie die erste Halbzeit der diesjährigen
Europawahlen - mit einem souveränen Sieg der nationalkonservativen
Regierungspartei Recht und Gerechtgkeit (PiS). Für ihre Gegner werden die
im Frühjahr 2020 anstehenden Präsidentschaftswahlen somit zum Spiel der
letzten Chance.

Obwohl Wahlumfragen in Polen traditionell mit Vorsicht zu genießen sind,
zeichnen die letzten Veröffentlichungen ein ungewöhnlich einheitliches
Bild. Demnach verfolgen die Polinnen und Polen mit ungebrochen hohem
Interesse die politische Auseinandersetzung - teils wird ein sensationeller
Anstieg der Wahlbeteiligung auf über 70 Prozent (2015: 50 Prozent)
vorhergesagt - und die politische Szene ist zweigeteilt: auf der einen
Seite die PiS, deren Umfragewerte zum Sejm dank der stetig wachsenden
Unterstützung der unteren Mittelschichten und früherer Nichtwähler/innen
für immer neue und größere Sozialtransfers der 50 Prozent-Marke stetig
näher kommen; auf der anderen Seite vier Oppositionsblöcke - von links nach
rechts:


	die Linke aus Union der demokratischen Linken, Frühling und Zusammen

	die liberal-konservative Bürgerkoalition aus Bürgerplattform, Moderne, Grünen und Initiative Polen

	die konservativ-reformistische Polnische Koalition aus Bauernpartei und Kukiz'15

	die rechtsradikale Konföderation.



Diese erhalten zusammengenommen ungefähr genauso viel Unterstützung wie die
PiS, liegen aber ideologisch viel zu weit auseinander und werden angesichts
des polnischen Wahlsystems nach d'Hondt deutlich weniger Mandate erhalten
als die stärkste Liste der Nationalkonservativen.

Etwas besser stehen die Chancen der Herausforderer bei der Wahl zum Senat -
hier haben die Linke, Bürgerkoalition und Polnische Koalition einen Pakt
geschlossen, der ihnen angesichts des beim Senat geltenden relativen
Mehrheitswahlrechts in 100 Einerwahlkreisen dabei helfen soll, die derzeit
von der PiS mit 61 Sitzen dominierte zweite Kammer zurückzuerobern. Die
Bürgerkoalition wird in 74, die Polnische Koalition in 17 und die Linke in
sechs Wahlkreisen den Einheitskandidaten aufstellen, in den verbleibenden
wird es mehrere Kandidaten geben. Aber auch hier sagen Umfragen bisher
einen (wenn auch knappen) Sieg der Regierungspartei von 43 zu 39 Prozent
voraus.

Viele versprochende Inhalte

Ein Blick auf die Programme der genannten Gruppierungen verrät zudem die
inhaltlichen Vektoren eines gesellschaftlichen politischen Diskurses, den
die PiS bei weitem am besten für sich zu nutzen weiß. Die Rolle des Staates
wird hierbei offensichtlich von einer Mehrheit auf einen funktionierenden
Wohlfahrtsstaat reduziert, der verlässlich Sozialtransfers gewährleistet
und endlich das marode Gesundheitswesen modernisiert. Auch wenn
arbeitgebernahe Kommentatorinnen und Verbände lauthals vor Inflation,
Steuererhöhungen, Unternehmenspleiten und einem Zusammenbruch des ohnehin
löchrigen Rentensystems warnen, überbieten sich die Parteien geradezu mit
Angeboten und Versprechungen hinsichtlich steuerfreien Renten
(Bauernpartei), höherem Mindestlohn (die PiS will ihn zum Ende der
kommenden Legislaturperiode gar fast verdoppeln) sowie günstigen
Medikamenten und einem Schnellzugang zu Fachärzten (Linke).

Die Debatten um einen "staatspolitischen Umbau", der seit vier Jahren wegen
des Angriffs der Regierung auf Grundpfeiler des europäischen Verständnisses
von Rechtsstaatlichkeit die in- und ausländischen Medien beherrschen,
verlaufen hingehend weitestgehend abseits des Interesses der breiten
Bevölkerung. Diese nimmt weder an den ausufernden innenpolitischen
Skandalen und der europapolitischen Maßregelung der PiS größeren Anstoß,
noch interessiert sie sich eingehender für die diesbezüglichen Angebote der
Konkurrenz hinsichtlich administrativer Dezentralisierung (Bürgerkoalition)
bzw. einem gemischten Wahlsystem aus Direkt- und Listenmandaten sowie der
teilweisen Wahl der Richterschaft durch Bürgerinnen und Bürger (Polnische
Koalition).

Die ideologische Auseinandersetzung dreht sich zudem entgegen der
landläufigen Annahme in erster Linie nicht mehr um sexuelle und
reproduktive Rechte, sondern um die identitätsstiftende Frage des
Familienbildes entlang der Achse Katholische Kirche vs. Rechte sexueller
Minderheiten und säkularer Staat. Auch das Interesse an Außen- und
Europapolitik, das zeigten bereits die Europawahlen, hält sich demgegenüber
in eng umrissenen Grenzen.

Auch umweltpolitische Themen stehen auf der Agenda

Soweit, so vorhersehbar. Aber auf einem für Polen überaus wichtigen, aber
bislang wenig beachteten Feld tut sich dennoch außergewöhnlich viel - der
Ökologie. Bereits im Europawahlkampf waren bei Linken und Liberalen Themen
wie z.B. der bis dato identitäts- und sicherheitspolitisch undenkbare
Kohleausstieg aufgetaucht. Jetzt finden sie sich in vielerlei Hinsicht in
allen wichtigen Programmen wieder.

Die Bürgerkoalition setzt dank der zu ihr gehörenden Grünen Partei u.a. auf
Gewässerschutz und ein Ende der Pelztierzucht, die vorrangige
Thermomodernisierung von Gebäuden sowie einen bedeutenden Ausbau der
erneuerbaren Energien: bis 2030 sollen jeweils zehn GW Leistung aus
Solarenergie, meeres- und landbasierten Windkraftanlagen kommen und lokale
Energiequellen aus Biomasse, Biogas und Geothermie gefördert werden. Die
Polnische Koalition will bei einem systematischen Ausstieg aus der Kohle im
selben Zeitraum sogar 50 Prozent des polnischen Energiemixes aus
Erneuerbaren bestreiten.

Die Linke plant neben einem schnellen Kohleausstieg ein "Paket für Wälder",
das massiv naturbelassene Flächen schaffen und Feuchtgebiete schützen soll.
Die PiS setzt hingegen auf den Bau vorgeblich "sauberer und sicherer"
Atomkraftwerke, die bis 2040 20 Prozent der polnischen Energieproduktion
sicherstellen sollen, sowie große Infrastrukturprojekte zur Begradigung von
Flüssen und den Bau großer Wasserrückhaltebecken. Die Konföderation ist
ebenfalls eine Verfechterin der Kernenergie, hat ihre Punkte zum
Umweltschutz (Wald-, Luft- und Gewässerschutz, Lebensmittelsicherheit) aber
recht allgemein unter dem Punkt "Gesundes Leben" zusammen mit 
"Anti-Choice"-Postulaten untergebracht.

Diese für Polen relativ große Vielfalt an umweltpolitischen Themen hat auch
damit zu tun, dass die polnische Bevölkerung dank eines größeren Interesses
ihrer Medien und der wachsenden Mobilisierung der Jugendklimabewegung, aber
vor allem wegen anhaltender Probleme mit der Luftreinheit und zweier
aufeinander folgender Dürrejahre stärker als bisher direkte Auswirkungen
des Klimawandels auf ihr Lebensumfeld und die Zukunftschancen ihrer Kinder
erkannt haben.

So gingen etwa während des Klimastreiks am 20. September Zehntausende
junger Menschen in über 60 polnischen Städten auf die Straße, 12.000 davon
alleine in der Hauptstadt. Dies ist die größte Straßenmobilisierung in der
Geschichte der polnischen Ökobewegung und ein Meilenstein im Kampf für den
Klimaschutz in Polen - die Stimme streikender Jugendlicher, die u.a. Polens
Klimaneutralität bis 2040 fordern, ist schwer zu ignorieren. Vor diesem
Hintergrund überrascht es nicht, dass eine jüngst von der britischen
Organisation Hope not Hate veröffentlichte Studie zu dem Ergebnis kam, dass
68 Prozent der polnischen Befragten der Auffassung seien, der Umweltschutz
müsse sogar auf Kosten wirtschaftlichen Wachstums zu einer politischen
Priorität des Regierungshandelns werden.

Eine Chance für die Zukunft?

Auch wenn die PiS also die Wahlen aller Voraussicht nach gewinnen und
erneut eine Alleinregierung wird formieren können, ist davon auszugehen,
dass das neue Parlament deutlich anders aussehen wird als das bisherige.
Zum einen scheint es möglich, dass die Linke mit um die zehn Prozent einen
vorzeigbaren Wiedereinzug ins Parlament schaffen wird, allerdings nicht auf
Kosten der Regierungspartei, sondern unter Rückgang der Unterstützung für
liberale Gruppierungen. Zum anderen dürften angesichts der dynamischen
Veränderungen innerhalb der polnischen Parteienlandschaft in den letzten
Jahren alle die Sperrklausel überwindenden Gruppierungen eine Reihe neuer
Gesichter ins Parlament bringen.

Überdies besteht das erste Mal tatsächlich Hoffnung darauf, dass sich unter
diesen auch einige grüne oder zumindest deutlich für ökologische Lösungen
aufgeschlossene Personen befinden werden. In dieser Neubesetzung wird dann
zu diskutieren sein, inwieweit sich der soziale Hunger auf noch mehr
transfer-basiertem Wohlstand, globale ökonomische Herausforderungen und die
rasant um sich greifenden ökologischen Zukunftsängste miteinander werden
vereinen lassen.


Dieser Beitrag steht unter folgender Urheberrechtslizenz: 
CC-BY-NC-ND 4.0 

https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/deed.de
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LESUNG/1913: Hanau - "Das kleine Gespenst" und andere Samstagsgeschichten vom 5.-26.10.2019


Stadt Hanau

Das kleine Gespenst und andere Samstagsgeschichten

Spannende Vorlesestunden für Kinder ab 4 Jahren im Kulturforum



Im Oktober wird es draußen wieder kälter und ungemütlicher. Da macht
das Geschichten anhören besonders viel Spaß. Eine wunderbare
Gelegenheit dafür bietet sich jeden Samstag im Kulturforum Hanau, wenn
ab 11:15 Uhr ehrenamtliche Erzählerinnen und Erzähler für kleine
Besucher ab 4 Jahren unter dem Titel "Samstagsgeschichten" kostenlos
vorlesen.

Den Anfang macht in diesem Monat Eva Maria Thimm, die für den 5.
Oktober "Das kleine Gespenst - Tohuwabohu auf Burg Eulenstein" von
Otfried Preußler ausgewählt hat. Wie jede Nacht, pünktlich zur
Geisterstunde, erwacht das kleine Gespenst. Doch was ist das? Im
Burgmuseum wurde alles ganz neu eingerichtet. Wie aufregend! Das
kleine Gespenst nimmt sofort alles ganz genau unter die Lupe - und
räumt dabei auch gleich noch etwas um. Als der Burgverwalter am
nächsten Tag ins Museum kommt, traut er seinen Augen kaum. Es stimmt
also doch: Auf Burg Eulenstein gibt es ein kleines Gespenst! Besonders
anschaulich wird der Vortrag durch den Einsatz des Kamishibai.
Mithilfe von Steckkarten können hier Bilderbuchgeschichten erzählt
werden. Das Kamishibai ist ein Erzähltheater und stammt aus Japan.

Am Samstag in der zweiten Herbstferienwoche, 12. Oktober, liest Ursula
Appelbaum eine Geschichte vor. Am 19. Oktober erzählt Waltraut Spahn
vom Hanauer Märchenerzählkreis ein Märchen. Renate Schlemminger wird
am letzten Oktoberwochenende eine Samstagsgeschichte vorlesen. Der
Termin ist der 26. Oktober.

Fragen zu den Veranstaltungen können jederzeit via E-Mail an
stadtbibliothek@hanau.de gestellt werden. Das Kulturforum ist
barrierefrei und kann mit dem Aufzug aus dem Parkhaus erreicht werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 30. September 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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MUSEUM/872: Bielefeld - Fledermausalarm am 6. Oktober 2019


Stadt Bielefeld

Fledermausalarm im Museum



Bielefeld (bi). Die kleine Fledermaus Hubertus von Ravensberg zeigt
Kindern im Historischen Museum am Sonntag, 6. Oktober, wie Ritter und
Burgfräulein früher auf der Sparrenburg lebten. Die spannende
Zeitreise für Kinder von drei bis fünf Jahren startet um 11.30 Uhr.
Außerdem bastelt jedes Kind seine eigene kleine Fledermaus. 

Die Veranstaltung kostet sechs Euro. 

Anmeldungen unter Telefon 0521 51-3635.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 30. September 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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MUSEUM/871: Braunschweig - Kreativwerkstatt für Kinder am 5. Oktober 2019


Stadt Braunschweig

Kreativwerkstatt für Kinder im Städtischen Museum



Braunschweig. Das Städtische Museum lädt am Samstag, 5. Oktober, um 14
Uhr Kinder im Alter von sechs bis zehn Jahren zu einer
Kreativwerkstatt in das Haus am Löwenwall, Steintorwall 14, ein. Das
Motto lautet: "Kindheit im 19. Jahrhundert. Basteln eines
Papiertheaters". Die Kreativwerkstatt findet unter Anleitung im Rahmen
der Ausstellung "Fortuna und Eintracht - Die Düsseldorfer Malerschule
in Braunschweig. Eine Begegnung zweier Sammlungen" statt. Die
Materialkosten betragen fünf Euro pro Kind.

Es wird den jungen Teilnehmerinnen und Teilnehmern in der Ausstellung
gezeigt, womit Kinder vor 150 Jahren gespielt haben. Die Künstler der
Düsseldorfer Malerschule haben ganz genau hingeschaut: Auf ihren
Gemälden zeigen sie Kinder, die Fangen spielen oder einen großen
Holzreifen jagen. Kinder bastelten sich damals viele ihrer Spielsachen
selbst. Aus einer Schachtel und Papier ließen sie so beispielsweise
ein Papiertheater entstehen. Wie die Kinder damals können die
Teilnehmenden der Werkstatt eine kleine Theaterbühne bauen. Auf dieser
Bühne können sie dann ihrer Phantasie freien Lauf lassen.

Die Ausstellung "Fortuna und Eintracht" ist noch bis zum 12. Januar
2020 zu sehen. Sie wurde in Kooperation und mit Leihgaben der Dr.
Axe-Stiftung, Bonn, organisiert. Sie nimmt die bereits im 19.
Jahrhundert durch den Braunschweiger Kunstverein erworbenen
Meisterwerke zum Ausgangspunkt für einen repräsentativen Überblick
über die künstlerische Vielfalt der von 1819 bis etwa 1870 an der
Düsseldorfer Akademie tätigen Künstler.

Das Städtische Museum, Haus am Löwenwall, ist dienstags bis sonntags
von 10 bis 17 Uhr geöffnet. Der Eintritt beträgt fünf Euro für
Erwachsene, Ermäßigung (für Schüler, Studierende, Auszubildende,
Menschen mit Behinderung, Rentner sowie Inhaber des "Braunschweig
Passes") 2,50 Euro. Kinder von sechs bis 16 Jahren zahlen zwei Euro.
Schulklassen und Kinder bis sechs Jahren haben im Städtischen Museum
freien Eintritt. Das Städtische Museum ist uneingeschränkt
barrierefrei.

Das Städtische Museum nimmt teil an der MuseumsCard der Braunschweiger
Museen. Sie ermöglicht einmalig freien Eintritt sowie dauerhaft
ermäßigten Eintritt bei Folgebesuchen für ein Jahr in den sieben
größten Museen Braunschweigs. Die Museumscard kostet 22 Euro und ist
auch im Städtischen Museum erhältlich. Alle Infos unter
www.braunschweig.de/museumscard.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 30. September 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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DAS BLÄTTCHEN/1928: Baerbock und Habeck machen den Fischer


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

22. Jahrgang | Nummer 18 | 2. September 2019

Baerbock und Habeck machen den Fischer

von Erhard Crome



Charakteristisch für die Zeit nach der deutschen Vereinigung war, dass
Schritt für Schritt eine Atmosphäre geschaffen wurde, in der über Krieg
wieder gesprochen wurde wie über das Wetter oder den Dollarkurs. Galt Krieg
- in Europa während des Ost-West-Konflikts und als drohender Atomkrieg -
als das Inferno, das Ende der Zeiten, die Apokalypse schlechthin, so wurde
er jetzt "normalisiert": Wenn's denn sein muss, führt man ihn. Das hatte
zur Voraussetzung, dem Kriege die Idee des Krieges voranzuschicken. Und das
geschah, für die meisten zunächst unmerklich, bereits seit Anfang der
1990er Jahre.

Als Deutschland unter der SPD-grünen Koalition 1999 gegen Jugoslawien im
Verbund der NATO seinen ersten Angriffskrieg seit 1945 führte, war dem eine
geistig-ideologische Vorbereitung vorangegangen. Sie hantierte mit
"Demokratie und Menschenrechten", um eine Kriegsakzeptanz im Parlament und
in der Bevölkerung herbeizureden. Am Ende benutzte der grüne Außenminister
Joseph Fischer "Auschwitz" frivol als das ultimative Argument für eine
Ermächtigung Deutschlands zum Krieg - eben weil die Deutschen damals dieses
einzigartige Verbrechen begingen, müssten sie heute bereit zum Krieg im
Namen der Menschenrechte sein und den auch führen. Heute sind ehemals
exponierte, aber weiter einflussreiche Grünen-Politiker, wie Ralf Fücks und
Marieluise Beck, oder der grüne Bundestagsabgeordnete Omid Nouripour die
schärfsten Kriegstreiber gegen Russland.

Zugleich scheint es derzeit eine eigenartige grüne Ignoranz gegenüber dem
Völkerrecht zu geben, die aus einem Klima-Weltnotstand hergeleitet wird.
Der Greta-Effekt in der deutschen Öffentlichkeit, der dieser Tage gerade
auch nach Amerika zu exportieren versucht wird, sowie der Höhenflug der
Grünen in den Umfragen in Deutschland lassen sie nach Sondermaßnahmen,
sozusagen dem klimapolitischen Maßnahme-Überstaat rufen. So argumentiert
die Grünen-Bundestagsfraktion richtig, dass die verheerenden Waldbrände in
Sibirien und dem Amazonas-Gebiet die ganze Welt beeinträchtigen, fordert,
dem nicht länger zuzusehen, erklärt dann aber: "Der Schutz des Regenwaldes
liegt in der Verantwortung der Weltgemeinschaft." Und was soll das am Ende
bedeuten? Entmündigung Brasiliens durch deutsche Welthüter? Die Bundeswehr
beziehungsweise NATO-Truppen zum Kampfeinsatz nach Brasilien zu schicken?

Abgeordnete der Grünen reden von einer "Responsibility to Prevent", also
einer erweiterten "Schutzverantwortung", nachdem schon nicht einmal die
"Responsibility to Protect" - also das bisherige Verständnis einer
"Schutzverantwortung", das zum Vorwand für den desaströsen Libyenkrieg des
Westens herhalten musste - zu einer Völkerrechtsnorm geworden ist. Die 
"Rio-Erklärung" der UNO-Konferenz über Umwelt und Entwicklung von 1992
bekräftigte gerade "das souveräne Recht" der Staaten, "ihre eigenen
Ressourcen entsprechend ihrer eigenen Umwelt- und Entwicklungspolitik
auszubeuten", bei Verantwortung dafür, anderen keinen Schaden zuzufügen.
Insofern geht Einflussnahme auf Brasilien nur im Rahmen von Zusammenarbeit,
nicht indem man sich zum Hüter einer "Responsibility to Prevent" aufbläht.

Robert Habeck, heute einer der beiden Parteivorsitzenden der Grünen, hat
2010 ein Buch über "Patriotismus" geschrieben. Das ist einerseits ein
Plädoyer aus linker Sicht (er versteht sich in dem Buch als Linker) für
einen Patriotismus im Sinne von Demokratie und Gemeinschaftlichkeit.
Andererseits ist es eine Abrechnung mit dem Scheitern der SPD-grünen
Koalition von 1998 bis 2005. Dazu betont er, die Gründe für "das schnelle
Scheitern von Rot-Grün" seien unterschiedlich gewesen. "Die SPD-Minister
wollten zum Establishment gehören. Sie wollten so sein wie die 
CDU-Minister." Auf das Vorurteil, Sozis könnten nicht mit Geld umgehen oder sie
seien vaterlandslose Gesellen, "antwortete die SPD nicht mit einer
erfolgreichen linken Finanz- und Innenpolitik, sondern versuchte den
Gegenbeweis anzutreten, indem sie den Staatshaushalt stärker
zusammenstrich, als jede Unionsregierung es zuvor tat, und
Sicherheitsgesetze erließ, dass es der Sau grausen konnte".

Zu den Grünen meinte er, sie - "meist bürgerlicher Herkunft" - hätten
diesen Anpassungsdruck nicht gehabt, sondern es sei "eher Gleichgültigkeit"
gewesen, "die sie auf die schiefe Bahn brachte", und zwar "eine typisch
linksliberale Gleichgültigkeit gegenüber dem Staat". Das war bereits
damals, als Habeck das Buch schrieb, Augenauswischerei. Weder die
Zustimmung der Grünen in der Schröder-Fischer-Regierung zu der von Habeck
kritisierten Haushalts- und Sicherheitspolitik noch die von dem Grünen
Fischer zu verantwortende Kriegspolitik ergaben sich aus
"Gleichgültigkeit", sondern waren Ausdruck ihrer Politik. Überhaupt
umschifft Habeck in dem Buch alle außenpolitischen Themen und vermeidet es
sorgsam, seinen früheren Parteikollegen (ob "Parteifreund", weiß ich nicht)
Fischer zu kritisieren.

Inzwischen sind Robert Habeck und Annalena Baerbock die Gesichter der
Grünen-Partei und als solche auch zur Außenpolitik gefragt. Baerbock gab
dem Spiegel in Nummer 33 ein Interview, in dem sie die
Bundesregierung kritisierte, in der EU während der vergangenen Jahre "keine
Führungsverantwortung wahrgenommen" zu haben. Die Grünen wollten "eine
stärkere europäische Zusammenarbeit in der Verteidigungspolitik" und in der
"Rüstungszusammenarbeit". Die Teilnahme der Bundeswehr an einer EU-Mission
im Persischen Golf kann sie sich gut auch ohne UNO-Mandat vorstellen.
Angesichts "der Dauerblockade im UNO-Sicherheitsrat durch Vetomächte wie
Russland, China und die USA" sollte nach den Grünen das Völkerrecht
"weiterentwickelt", was heißt, der Sicherheitsrat entmachtet werden. Auch
Habeck meinte, wenn die diplomatischen Mittel erschöpft seien, könnte er
sich eine Beteiligung Deutschlands an einem Militäreinsatz der EU in der
Straße von Hormus vorstellen.

Derlei Außenpolitik wäre für eine rot-rot-grüne Konstellation unter
Einschluss der Linken nicht zielführend, im Grunde unmöglich, bereits
beginnend mit der Vorstellung von Deutschland als europäischer
Führungsmacht. Es passt aber gut zu der Außenpolitik von Merkel und
Kramp-Karrenbauer.

 * 

Quelle:

Das Blättchen Nr. 18/2019 vom 2. September 2019, Online-Ausgabe

E-Mail: redaktion@das-blaettchen.de

Internet: https://das-blaettchen.de
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GRASWURZELREVOLUTION/1899: Neue Impulse in der anarchistischen Organisationslandschaft


graswurzelrevolution Nr. 441, September 2019

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Neue Impulse in der anarchistischen Organisationslandschaft

"die plattform" stellt sich vor

von Mark Winter (die plattform)



In welchem Zustand befindet sich die anarchistische Bewegung
hierzulande aktuell?


Die anarcho-syndikalistische Freie Arbeiter*innen Union (FAU)
Berlin schließt zwei Haustarifverträge ab. Die "GaiDao - Zeitschrift
der Anarchistischen Föderation" feiert ihre 100. Ausgabe. Großes
Besucherinteresse: Das anarchistische Buch- und Kulturzentrum Black
Pigeon eröffnet in der Dortmunder Nordstadt. FAU-Arbeitskämpfe sorgen
für Aufruhr in der Thüringer Universitäts- und Landesbibliothek
(Thulb) der Uni Jena. Die anarchistische Buchmesse in Mannheim mit
jährlich vielen hundert Besucher*innen findet in der fünften Auflage
statt. Die anarchistische Waldbesetzung im Hambacher Forst tritt eine
Massenbewegung um den Erhalt des Waldes los....

Die oben genannten Schlagzeilen zeigen: Seit einigen Jahren gibt es
wieder vermehrt positive Entwicklungen im organisierten Anarchismus.
Die anarcho-syndikalistische Freie Arbeiter*innen Union (FAU)
verzeichnet ein kontinuierliches Mitgliederwachstum. Sie hat ihr
Gewerkschaftsprofil geschärft und schafft es mittlerweile, kleine
Arbeitskämpfe zu führen und teilweise auch zu gewinnen. Die Föderation
deutschsprachiger Anarchist*innen (FdA) hat die verstreut
existierenden anarchistischen Kleingruppen zusammengeführt und einen
überregionalen Raum des Austausches und der Koordination geschaffen.
Das hat unter anderem dazu geführt, dass anarchistische
Gruppenprojekte nun deutlich langlebiger existieren sowie auf geringem
Niveau kontinuierlich arbeiten. Es sind bundesweit in den letzten
Jahren neue anarchistische Orte entstanden, welche meist den Anspruch
haben offene Räume für das Viertel, in dem sie zu Hause sind, zu sein.
Und auch in themenspezifischen Bewegungen, wie beispielsweise die
Ökologie- und Klimabewegung, sind anarchistische Inhalte wieder
stärker präsent oder sind, wie im Hambacher Forst, die bedeutendste
und treibende Kraft im Kampf gegen den Braunkohleabbau von RWE.

Dennoch darf dieser positive Aufschwung der anarchistischen Bewegung
nicht darüber hinweg täuschen, dass sie hier immer noch eine
Kleinstbewegung darstellt - ohne wirksamen gesellschaftlichen Einfluss
und ohne die aktuell vorhandenen Möglichkeiten nutzen zu können.

Derzeit zeigt sich innerhalb bestimmter Teile der Bevölkerung wieder
wachsendes Interesse am Anarchismus und seine Antworten auf derzeit
wichtige gesellschaftliche Fragen. Dies wirkt sich allerdings nicht so
aus, dass anarchistische Organisationen deutlich wachsen. Die
anarchistische Bewegung schafft es also nicht, diese positiven
Voraussetzungen in organisatorische Stärke umzusetzen.

Gegenwärtig treten die gesellschaftlichen Widersprüche im Kapitalismus
wieder sichtbarer auf. Die politischen Parteien bieten hierfür vor
allem repressive Antworten.

Diese Umstände haben zur Folge, dass es seit den letzten Jahren
soziale Bewegungen gibt, die flächendeckend viele Menschen auf die
Straße bringen: Fridays for Future, der Widerstand im Hambacher Forst
und generell Kämpfe gegen Braunkohle, Demonstrationen gegen die
Polizeigesetze, für eine Seebrücke nach Europa, gegen den Rechtsruck,
der feministische Streik am 8. März, gegen Gentrifizierung und
Verdrängung sind nur einige Beispiele. Dennoch schafft es die
anarchistische Bewegung nur unzureichend ein wahrnehmbarer Teil in den
meisten dieser Kämpfe zu sein.

Das liegt nicht allein an der zahlenmäßigen Schwäche, sondern eben
auch an zahlreichen Unzulänglichkeiten in der Bewegung selbst.
Einerseits ist es hier nach wie vor ein weit verbreitetes Phänomen,
dass große Teil der Menschen, die sich als Anarchist*innen bezeichnen,
sich nicht dauerhaft organisieren wollen, oder formelle Organisierung
generell ablehnen. Viele anarchistische Gruppen und Zusammenhänge
haben keine längerfristige Strategie ausgearbeitet und agieren zu
wenig strategisch durchdacht.

Damit zusammen hängen einerseits eine inhaltliche und praktische
Beliebigkeit sowie Profillosigkeit nach außen. Andererseits wird
Spontanität ein hoher Stellenwert zugeschrieben, zu Lasten von
längerfristiger Planbarkeit und Kontinuität. Weitere Mängel stellen
Unzuverlässigkeit und mangelnde Konfliktfähigkeit dar, sowie
öffentliche Unsichtbarkeit und schlechte Außenwirkung. Zuletzt lassen
sich tendenziell innerhalb der anarchistischen Bewegung kritisieren:
Eine Haltung zur Gesellschaft, die von Isolierung und nicht von einem
Kampf innerhalb der Gesellschaft geprägt ist; sowie eine Haltung zur
Revolution, welcher eher einer generellen Aufgabe gleichkommt, als die
Zuversicht in die Kraft der anarchistischen Ideen und der Machbarkeit
der sozialen Revolution.

Als Reaktion auf diese Mängel innerhalb der hiesigen anarchistischen
Bewegung hat sich Anfang 2019 mit der Inititative "die plattform" eine
neue anarchistische Organisation gegründet. Sie möchte die oben
genannten Unzulänglichkeiten hinter sich lassen. Gleichzeitig gründet
sie sich auf den Grundlagen von Plattformismus und Especifismo - in
Deutschland quasi noch nie in einem größeren Rahmen umgesetzte
anarchistische Strömungen. Die Initiative "die plattform" will eine
spezifische Organisation mit lokalen Mitgliedsgruppen aufbauen. Sie
ist föderalistisch aufgebaut. Das heißt, die Entscheidungen werden von
der Basis, also den lokalen Mitgliedsgruppen, getroffen. Die in ihr
organisierten Anarchist*innen teilen die grundsätzliche
anarchistisch-kommunistische und anarcha-feministische Ausrichtung der
Organisation. Sie teilen eine gemeinsame inhaltlich-ideologische
Richtung. Sie sind sich über kurz-, mittel- und langfristige Ziele der
Organisation einig. Um diese Ziele zu erreichen, verfolgen sie
kollektiv als (lokale) Gruppen eine einheitliche, mit allen anderen
Gruppen der Organisation vereinbarte Strategie. Alle Mitglieder
verpflichten sich zur kollektiven Verantwortung. Dies bedeutet: Sie
übernehmen Verantwortung für das Gelingen aller Aufgaben der
Organisation und jedes einzelnen Mitglieds. Und sie stehen hinter
allen Tätigkeiten und Beschlüssen der Gesamtorganisation.

Im Zentrum der praktischen Arbeit stehen soziale Kämpfe. Abseits von
anarchistischen Szeneorten, Subkultur und Szenepolitik will sich die
plattform in sozialen Bewegungen engagieren. Dies können
beispielsweise Mieten- und Stadtteilkämpfe sein, Klima- und
Ökologieproteste oder die Beteiligung in den feministischen
Streikbewegungen. Grundlage der Beteiligung soll immer die aktuelle
Analyse der gesellschaftlichen Situation sowie vorangegangener
sozialer Kämpfe darstellen. Ziel ist es, vor Ort an vorhandenen
sozialen Problemen und Konflikten anzusetzen. Zusammen mit anderen
Menschen der lohnabhängigen Klasse sollen eine kämpferische Basis
aufgebaut und konkrete Verbesserungen für die beteiligten Menschen
erreicht werden: Die Erweiterung des Gestaltungspielraums im Alltag;
Anwendung ökonomischen Drucks; der Aufbau solidarischer
Gemeinschaften.

Anarchistische Agitation steht in diesen Kämpfen nicht im Vordergrund.
Stattdessen wollen die Mitglieder der plattform schon vorhandene
"anarchistische Momente" innerhalb sozialer Bewegungen fördern. Diese
"anarchistischen Momente" sind beispielsweise basisdemokratische
Organisationsstrukturen, gelebte Solidarität, kollektive
Selbstverantwortung, Skepsis gegenüber politischen Parteien oder
andere herrschaftskritische Ansätze. Gleichzeitig sollen diese
"anarchistischen Momente" gegen die Einflussnahme von politischen
Parteien und andere autoritären Gruppierungen verteidigt werden.

Auch wenn einzelne Aspekte von Plattformismus und Especifismo(1) von
Anarchist*innen in der Praxis schon umgesetzt werden, ist die
Gesamtheit dieser anarchistischen Organisationskonzepte in Deutschland
noch weitgehend unbekannt. Um diese Konzepte (und die Initiative die
plattform) bekannter zu machen, bot die plattform einen
Einführungsvortrag an. Viele anarchistische Organisationen oder
soziale Zentren im deutschsprachigen Raum meldeten sich. So kamen von
April 2019 bis Ende August insgesamt 25 Veranstaltungen zustande,
weitere Veranstaltungen sind im Herbst/Winter 2019 geplant.

Das Organisationskonzept der plattform zieht innerhalb der
anarchistischen Bewegung und darüber hinaus weite Kreise. Dies
verdeutlichen die große Anzahl an Veranstaltungsanfragen, die vielen
Besucher*innen der Vorträge und die oft langen, intensiven
Diskussionen im Anschluss.

Dabei ist klar, dass die Reaktionen sehr unterschiedlich sind: Es gibt
viel Zuspruch, aber auch viel solidarische Kritik. Die allermeisten
Veranstaltungsbesucher*innen stimmen mit der Kritik an der
anarchistischen Bewegung überein, auch wenn sie vielleicht nicht die
Schlüsse teilen, welche die plattform daraus zieht. Festzustellen ist,
dass es auch innerhalb der anarchistischen Bewegung Diskussionen zu
(effektiverer) Organisierung gibt. Und dass einzelne Genoss*innen, die
sich bisher nicht organisiert haben oder von bisherigen Erfahrungen
innerhalb der anarchistischen Bewegung frustriert waren, nun wieder
Hoffnung schöpfen. Dies ist für die Mitglieder der plattform eine
wirklich großartige Erfahrung, das so mitzuerleben und Teil eines
gewissen Aufbruchs zu sein.

Unter dieplattform.org gibt es weitere Informationen zu
Veranstaltungen der plattform sowie die Möglichkeit Kontakt
aufzunehmen.


ANMERKUNG:

(1) Especifismo ist ein Konzept, das aus 50 Jahren anarchistischer
Erfahrungen in Südamerika kommt. Die erste Organisation, die es
unterstützt hat, war die Federación Anarquista Uruguaya (FAU), die
trz1956 von Anarchist*innen gegründet wurde, die die Idee einer
spezifisch anarchistischen Organisation umsetzen wollten. Nach der
Diktatur in Uruguay begann die FAU Mitte der 1980er Jahre Kontakte mit
anderen südamerikanischen anarchistischen Revolutionär*innen
herzustellen und diese zu beeinflussen. Die Arbeit der FAU
unterstützte die Gründung der Federação Anarquista Gaúcha
(FAG), der Federação Anarquista Cabocla (FACA) und der
Federação Anarquista do Rio de Janeiro (FARJ) in den jeweiligen
Regionen Brasiliens sowie die argentinische Organisation Auca
(Rebell). Die Schlüsselkonzepte von Especifismo können in drei Punkten
zusammengefasst werden: 1) Die Notwendigkeit einer spezifisch
anarchistischen Organisation, die auf einer Einheit von Ideen und
Praxis aufgebaut ist. 2) Die Verwendung der spezifisch anarchistischen
Organisation, um Theorien und strategische politische und
organisatorische Arbeit zu entwickeln. 3) Aktive Involvierung in und
die Bildung von autonomen und breiten sozialen Bewegungen, was als
Prozess der "sozialen Einfügung" bezeichnet wird. Siehe:

Ende Spaltenformat

https://www.anarchismus.at/texte-anarchismus/organisier-dich-anarchistisch/6085-adam-weaver-especifismo-die-anarchistische-praxis

 * 
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IMI/975: Militärhaushalt - Hauptsache mehr


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Aktuell 2019/564 vom 30. September 2019

Militärhaushalt: Hauptsache mehr



Diverse Medien [1] zitieren heute aus einem Bericht des
Bundesrechnungshofes, der darauf aufmerksam macht, dass die Bundeswehr in
den letzten Jahren nicht in der Lage war, die Mittel für Beschaffungen
auszuschöpfen. Der Rechnungshof zeigt sich deshalb angesichts immer neuer
Forderungen nach weiteren Erhöhungen des Haushalts skeptisch, ob damit
überhaupt etwas angefangen werden könnte. Aus dem Bericht wird zB folgende
Passage zitiert: "Angesichts des Mittelabflusses der letzten Jahre und der
fortbestehenden Probleme im Beschaffungsverfahren hält der
Bundesrechnungshof es für sehr optimistisch, dass es dem BMVg möglich sein
wird, die nochmals erhöhten Ansätze auszuschöpfen." (jw)


Anmerkung:

[1] https://www.focus.de/politik/deutschland/kritik-an-von-der-leyen-und-akk-vertraulicher-bericht-an-den-bundestag-rechnungshof-zerlegt-bundeswehr-planung_id_11192866.html


Link zur IMI-Mitgliederkampagne

http://www.imi-online.de/2019/01/01/imi-mitgliederkampagne/

 * 
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KAZ/309: Der 7. Weltkongress der Kommunistischen Internationalen - ein Schwenk nach rechts? - 2. Teil


KAZ - Kommunistische Arbeiterzeitung, Nr. 368, September 2019

Proletarier aller Länder und unterdrückte Völker vereinigt euch!

Der 7. Weltkongress der Kommunistischen Internationalen - ein Schwenk nach rechts? (2. Teil)

von Richard Corell



Ausgangspunkt unserer[1] Auseinandersetzung war T. Spanidis' Beitrag
"Der VII. Weltkongress der Komintern und seine Folgen. - Für eine
kritische Neubewertung der antifaschistischen Politik der Komintern".
Zweck ist von unserer Seite, vor allem jungen Genossinnen und
Genossen, die sich in der "Kommunistischen Organisation" (KO)
zusammengeschlossen haben, einen Gegenstandpunkt zu der Darstellung
von Spanidis zu liefern, um ein Abgleiten in den linkssektiererischen
Sumpf zu vermeiden.

Im 1. Teil wurden einige (vermutliche) Gemeinsamkeiten in der Kritik
an der rechtsopportunistischen Bewertung des 7. Weltkongress
herausgearbeitet unter Verweis auf unseren Beitrag "Der 7.
Weltkongress der Kommunistischen Internationale und die
antimonopolistische Strategie" (KAZ 360 vom Sept. 2017). Nach einer
komprimierten Darstellung der wirklichen Errungenschaften des 7.
Weltkongress im Jahr 1935 zu Fragen des antifaschistischen Kampfs
wurden die gravierenden Differenzen aufgezeigt:


	in der Dimitroffschen Definition des Faschismus

	bei der Bewertung der Fraktionen im Monopolkapital

	in der Staatstheorie: Staatsmonopolistischer Kapitalismus vs. "ideeller Gesamtkapitalist"

	bei der Beurteilung des Faschismus als Ablösung der einen Staatsform der Klassenherrschaft der Bourgeoisie vs. bloß besonders brutale Variante des bürgerlichen Staats



Die kritisierten Ausführungen von T. Spanidis laufen darauf hinaus,
die Einheitsfronttaktik, wie sie von Dimitroff vertreten wurde,
abzulehnen mit der aktuellen Konsequenz jegliche Bündnisse mit
sozialdemokratischen Parteien, darunter auch die Partei Die Linke,
auszuschließen.


Unverständnis von "Strategie und Taktik"

Im Dunkeln lässt uns unser KO-Theoretiker in der Frage, ob auf dem 7.
Weltkongress eine Änderung der Strategie oder nur der Taktik
beschlossen wurde. Da hätte vielleicht ein Nachlesen bei Stalin
geholfen, den wir zu diesem Zweck in KAZ 360 nochmals abgedruckt
hatten. Hier nur der entscheidende Baustein aus Stalins "Grundlagen
des Leninismus":

"Unsere Revolution hat bereits zwei Etappen durchgemacht und ist
nach dem Oktoberumsturz in die dritte Etappe eingetreten.
Dementsprechend änderte sich auch die Strategie. ... Dritte Etappe.
Sie begann nach dem Oktoberumsturz. Ziel - Festigung der Diktatur des
Proletariats in einem Lande, die zugleich als Stützpunkt zur
Überwindung des Imperialismus in allen Ländern benutzt wird. Die
Revolution geht über den Rahmen eines einzelnen Landes hinaus, die
Epoche der Weltrevolution hat begonnen. Hauptkräfte der Revolution:
die Diktatur des Proletariats in einem Lande, die revolutionäre
Bewegung des Proletariats in allen Ländern. Hauptreserven: die
halbproletarischen und kleinbäuerlichen Massen in den entwickelten
Ländern, die Befreiungsbewegung in den Kolonien und abhängigen
Ländern. Richtung des Hauptschlags: Isolierung der kleinbürgerlichen
Demokratie, Isolierung der Parteien der II. Internationale, die die
Hauptstütze der Politik der Verständigung mit dem Imperialismus
bilden. Plan der Aufstellung der Kräfte: Bündnis der proletarischen
Revolution mit der Befreiungsbewegung in den Kolonien und abhängigen
Ländern."

Was auf dem 7. Weltkongress verhandelt wurde, betrifft die Strategie
insoweit: Änderung der Richtung des "Hauptschlages" oder
Hauptstoßes nicht mehr wie bei Stalin 1924 ausgeführt:
"Isolierung der kleinbürgerlichen Demokratie, Isolierung der
Parteien der II. Internationale,[2] die die Hauptstütze der Politik
der Verständigung mit dem Imperialismus bilden" - also die durch
die Sozialdemokratie vertretene Arbeiteraristokratie als "soziale
Hauptstütze" (wie bei Lenin schon angesprochen[3]) der
Monopolbourgeoisie. Geändert wurde also wie Pieck klarstellte:
"in unserer strategischen Orientierung eine Wendung in der
Richtung des Hauptstoßes gegen die Faschisten" (Hervorhg.
Corell) und die durch sie vertretenen Teile des Kleinbürgertums als
der neuen sozialen Hauptstütze der Monopolbourgeoisie vornehmen.
"Wir hätten also unseren Kampf gegen die Sozialdemokratie in ein
richtiges Verhältnis zu dem Kampf gegen den angreifenden Faschismus
bringen müssen. Das ist nicht geschehen, und darin liegt unser
schwerster Fehler bei der Ausarbeitung unserer politischen Linie".

Außerdem wurde - wie es sich durch den ganzen Kongress zieht - die
Frage der "Isolierung der kleinbürgerlichen Demokratie" neu und
richtig beantwortet.

Anfang Texteinschub

"Wir hätten also unseren Kampf gegen die Sozialdemokratie in ein
richtiges Verhältnis zu dem Kampf gegen den angreifenden Faschismus
bringen müssen. Das ist nicht geschehen, und darin liegt unser
schwerster Fehler bei der Ausarbeitung unserer politischen Linie."
Georgi Dimitroff

Ende Texteinschub

Gegenüber den Rechtsopportunisten sei betont, dass an den anderen
Punkten der Strategie, nämlich der Revolution mit dem Ziel der
Diktatur des Proletariats nicht gerüttelt, sondern auf dem Kongress
vielfach das Festhalten an diesen strategischen Festlegungen betont
wurde.

Mit den strategischen Änderungen wurde dann die Taktik teilweise
geändert. Die Einheitsfronttaktik, wie sie in den zwanziger Jahren zur
"Isolierung" der Sozialdemokratie genutzt wurde, d.h. Schwächung ihrer
Parteien bis hin zu ihrer Auflösung, und als zentrale Taktik
eingesetzt wurde, um an die Revolution heranzukommen, erfuhr eine
entsprechende Änderung: Jetzt stand - ohne die prinzipielle
Auseinandersetzung mit dem Sozialdemokratismus und den
rechtssozialdemokratischen Führern aufzugeben - die Zusammenarbeit mit
den sozialdemokratischen Parteien (und der "kleinbürgerlichen
Demokratie") gegen den Faschismus und für die Verteidigung sogar der
bürgerlichen Demokratie und ihrer demokratischen Rechte.

Wilhelm Pieck ergänzte diese Feststellung auf der Brüsseler Konferenz
der KPD im Oktober 1935 wie folgt: "Da wir selbst die faschistische
Gefahr unterschätzten und sie der Arbeiterschaft nicht genügend
signalisierten, im Gegenteil nach wie vor unseren Hauptstoß gegen die
Sozialdemokratie und gegen die bürgerliche Demokratie richteten, so
konnte es nicht ausbleiben, dass wir nicht vermochten, die
Arbeiterklasse für den Kampf gegen den Faschismus zu
mobilisieren".

Und um keine (rechten) Missverständnisse aufkommen zu lassen,
antwortet Dimitroff auf sozialdemokratische Einwände: "'Mögen die
Kommunisten die Demokratie anerkennen und für ihre Verteidigung
eintreten, dann sind wir zur Einheitsfront bereit.' Darauf erwidern
wir: wir sind Anhänger der Sowjetdemokratie, der Demokratie der
Werktätigen, der konsequentesten Demokratie der Welt. Aber wir
verteidigen in den kapitalistischen Ländern jeden Fußbreit der
bürgerlich-demokratischen Freiheiten, die der Faschismus und die
bürgerliche Reaktion angreifen, und werden es auch in Zukunft tun,
weil das die Interessen des Klassenkampfes des Proletariats
verlangen."

Im seinem Schlusswort widmet Dimitroff ein ganzes Kapitel "Über die
Stellung zur bürgerlichen Demokratie" (a.a.O. S. 732 ff.)[4]: "Wir
Kommunisten sind unerschütterliche Anhänger der Sowjetdemokratie. ...
Diese Sowjetdemokratie setzt den Sieg der proletarischen Revolution,
die Verwandlung des Privateigentums an den Produktionsmitteln in
gesellschaftliches Eigentum, den Übergang der überwältigenden Mehrheit
des Volkes auf den Weg des Sozialismus voraus. ... Doch heute müssen
Millionen Werktätige, die unter den Verhältnissen des Kapitalismus
leben, ihre Stellung zu jenen Formen festlegen, in die sich die
Herrschaft der Bourgeoisie in den verschiedenen Ländern hüllt. Wir
sind keine Anarchisten, und es ist uns durchaus nicht gleichgültig,
welches politische Regime in einem gegebenen Land besteht: eine
bürgerliche Diktatur in der Form der bürgerlichen Demokratie, wenn
auch mit äußerst geschmälerten demokratischen Rechten und Freiheiten,
oder eine bürgerliche Diktatur in ihrer offenen faschistischen Form.
Als Anhänger der Sowjetdemokratie werden wir jeden Fußbreit der
demokratischen Errungenschaften verteidigen, die Arbeiterklasse in
jahrelangem, zähen Kampfe erobert hat, und werden entschlossen für
ihre Erweiterung kämpfen. ... (Hervorhg. Dimitroff)

Unsere Stellung zur bürgerlichen Demokratie bleibt nicht unter
allen Verhältnissen gleich. ... Heute greift die faschistische
Konterrevolution die bürgerliche Demokratie an und ist bestrebt ein
Regime der barbarischsten Ausbeutung und Unterdrückung der Werktätigen
aufzurichten. Gegenwärtig haben die werktätigen Massen in einer
Reihe kapitalistischer Länder zu wählen nicht zwischen proletarischer
Diktatur und bürgerlicher Demokratie, sondern zwischen bürgerlicher
Demokratie und Faschismus. ... (Hervorhg. Corell)

Der Fehler der Kommunisten in einer Reihe von Ländern und im
besonderen in Deutschland bestand darin, dass sie die eingetretenen
Veränderungen nicht berücksichtigten, sondern fortfuhren, jene
Losungen zu wiederholen und auf jenen taktischen Positionen zu
beharren, die vor einigen Jahren richtig waren, besonders in der Zeit,
da der Kampf um die proletarische Diktatur aktuellen Charakter trug
und als sich um das Banner der Weimarer Republik, wie das 1918 bis
1920 der Fall war, die ganze deutsche Konterrevolution scharte."

Das ist kein Schwenk nach rechts, sondern Anwendung des
Marxismus-Leninismus auf die neue dramatische Entwicklung und ihr
entsprechende Neuausrichtung.

Rechte und linke Fehler in Bündnissen

Worauf es unseres Erachtens ankommt: Es kommt auf inhaltliche Klarheit
an, bevor man sich einigen kann. Bewusste Einheit setzt Feststellung
von Unterschieden voraus. Wenn es nicht unterschiedliche Auffassungen
zu einem Sachverhalt gäbe, müsste man sich gar nicht erst einigen.
Dann wäre man sich ja bereits einig - oder dumpf vereinigt. Einheit
ist immer partiell und relativ und temporär. Das gilt zwischen
Individuen und umso mehr innerhalb und zwischen Organisationen,
Parteien, Klassen. Im Prozess der Einigung erkundet man die
Schnittmenge der Gemeinsamkeiten - das setzt eben auch Kenntnis der
Differenzen voraus.

Wenn sich heute mit Bewegungen wie "Aufstehen" oder "Unteilbar"
auseinandergesetzt wird, dann erscheint uns als das Wichtigste: Trägt
die jeweilige Bewegung zum Aufbau der Kommunistischen Partei bei bzw.
wie kann sie zum Aufbau der Partei beitragen? Was müssen die
Kommunisten dafür tun, damit eine Bewegung zum Aufbau der Partei
beiträgt?

Das ist doch die nächste Etappe vor der die Arbeiterklasse, die
Arbeiterbewegung in der BRD steht. Denn ohne Kommunistische Partei,
die ihre Vorhutfunktion wirklich wahrnehmen kann, sind doch alle
Diskussionen um Einheits- und Volksfront Sandkastenspiele. Konkrete
Bündniskonstellationen wie bei Unteilbar oder Aufstehen bleiben unter
sozialdemokratischer Führung mit verschiedenen Facetten zwar, aber im
Kern orientiert auf Veränderungen im bestehenden System des
Kapitalismus und Imperialismus.

Isoliert betrachtet haben solche Bewegungen die Aufgabe, das Gewicht
der Sozialdemokratie in den Klassenauseinandersetzungen zu stärken, zu
zeigen, dass sie noch Einfluss haben in der Arbeiterklasse und den
demokratischen Teilen des Kleinbürgertums. Im größeren Zusammenhang
des Klassenkampfs können diese Mobilisierungen dazu beitragen, das
politische Klima, die öffentliche Stimmung zu verändern - gegen
rechts, für fortschrittliche Veränderungen der Gesellschaft. Insofern
wären Kommunisten schlecht beraten, beiseite zu stehen und die Massen
griesgrämig-murmelnd vorbeiziehen zu lassen: Eh' alles der bekannte
reformistische Schrott. Diese linkssektiererische Variante reicht sich
die Hand mit der rechtsopportunistischen, die bedingungslos mittappt
in den Demonstrationen und Aktionen, sich so gesichtslos dem
Reformismus unterordnet und hinter vorgehaltener Hand den alten
Bernstein anruft: Die Bewegung ist alles, das Ziel ist nichts!

Kommunisten haben heute an solchen Bewegungen, genauso wie an Wahlen,
wo sogar die Bourgeoisie die Massen anspricht und mobilisiert,
teilzunehmen, solche Bewegungen ggf. zu unterstützen und zu nutzen, um
sie im gemeinsamen Interesse vor allem zu stärken durch Kritik ihrer
Unzulänglichkeit.

Beispiel "Unteilbar"

Nehmen wir ein Beispiel:

"Für eine offene und freie Gesellschaft - Solidarität statt
Ausgrenzung!

Es findet eine dramatische politische Verschiebung statt:
Rassismus und Menschenverachtung werden gesellschaftsfähig. Was
gestern noch undenkbar war und als unsagbar galt, ist kurz darauf
Realität. Humanität und Menschenrechte, Religionsfreiheit und
Rechtsstaat werden offen angegriffen. Es ist ein Angriff, der uns
allen gilt.

Wir lassen nicht zu, dass Sozialstaat, Flucht und Migration
gegeneinander ausgespielt werden. Wir halten dagegen, wenn Grund- und
Freiheitsrechte weiter eingeschränkt werden sollen." (aus dem
"Unteilbar" Aufruf zur Demonstration am 13. Oktober 2018 in Berlin, an
der etwa 250.000 teilnahmen)

Es ist gut und nicht schlecht, wenn den Rechten und Faschisten etwas
entgegengesetzt wird. Aber was ist richtig, was ist falsch, was fehlt
in diesem Aufruf? Damit haben sich die Kommunisten
auseinanderzusetzen, nicht um zu kritteln, sondern um ihre eigenen
Vorstellungen deutlich zu machen und um so einen Beitrag zu leisten,
dass die Arbeiterklasse wieder Tritt fassen kann, um ihre Aufgaben zu
erfüllen und ihr Ziele zu erreichen (wie sie nicht zuletzt im
Kommunistischen Manifest formuliert wurden).

Was fehlt? Es fehlen die Verantwortlichen für das Aufkommen der
Rechten und Faschisten. Es fehlt das Kapital, das zentrale
gesellschaftliche Verhältnis, in dem die Masse unter dem Kommando des
Profits für die Eigentümer der Produktionsmittel, für die Superreichen
schuftet. Es fehlt, dass es sich um eine Offensive des Monopolkapitals
handelt, und zwar seiner aggressivsten Teile, die vor Faschismus und
Krieg nicht zurückschrecken, um ihre gesellschaftliche Stellung zu
behaupten, vor der Arbeiterklasse und vor den kapitalistischen
Konkurrenten.

Es fehlt die Feststellung, dass die Verarmungspolitik wie sie mit den
Hartz-Gesetzen durch SPD- und Grünen-Führung installiert wurde, den
übelsten Demagogen des faschistischen Lagers Aufwind gegeben hat, die
vom Bankrott der Sozialpartnerschaftspolitik profitieren wollen, nicht
um die Kapitalisten zu beseitigen, sondern um mit den deutschen
Kapitalisten auf "Volksgemeinschaft" zu machen - gegen deutsche
Arbeiter und Gewerkschaften und den Rest der Welt.

Es fehlt die Perspektive des Kampfs, die ja mehr sein muss als
Bewahrung oder Wiederherstellung der alten Verhältnisse, die doch
genau zu dem geführt haben, wogegen wir gerade kämpfen, zum Aufstieg
der Rechten und Faschisten.

Wir haben also abzuwägen, ob wir einen solchen Aufruf unterstützen
sollen, weil die positive Seite das Übergewicht hat, ob wir ihn
bekämpfen müssen, weil die negativen Aspekte überwiegen, oder ob wir
die Aktion unterstützen und dabei erklären, was dabei gelernt werden
kann. Letzteres schien bei der Demonstration am 13. Oktober 2018
angesagt. Das hätte vielleicht dazu geführt, dass bei Rednern wie
DGB-Körzell[5] genauer hingehört worden wäre auf die Unzulänglichkeit
seiner Empörung und Vorschläge.

Wir haben schließlich dabei zu berücksichtigen, dass die Massen (und
wir auch) eigene Erfahrungen machen müssen, dass wir in der Aktion
lernen werden.

Anfang Texteinschub

Stalin zum 7. Weltkongress der KI und zum Antisemitismus


Dok. 367

Chiffretelegramm von Molotov an Stalin über den Nürnberger Parteitag
der NSDAP und die nationalsozialistische Hetze gegen die Sowjetunion -
 [Moskau], 15.9.1935


Nach Sotschi an Gen. Stalin.


Wir übermitteln Ihnen telegraphisch das Kommunique des Bulletins der
TASS, das nicht für die Presse bestimmt ist, über den Ablauf des
Kongresses der Nationalsozialisten. Heute haben wir die folgende
Botschaft von Bessonov erhalten: "Heute hat sich einer Information aus
London zufolge in den Berliner Pressekreisen das Gerücht verbreitet,
dass die Deutschen am Vorabend eines Abbruchs der Beziehungen mit uns
seien und dass dieser Bruch bereits entschieden sei. Im Zusammenhang
mit den antisowjetischen Reden von Rosenberg und besonders von
Goebbels fragen uns die Agenturen, wie wir zu reagieren gedenken.
[...]."


[Im besagten Bulletin vom 13.9.1935 der TASS ging es um die Rede von
Alfred Rosenberg]:


"[Rosenberg] stellt eine Identität zwischen Marxismus und Judentum
her. Indem er eine lange Reihe von Zitaten aus dem Talmud und der
Bibel heranzog, hat Rosenberg erklärt, dass der Bolschewismus' das
letzte Wort des Judentums' sei. [...] Darüber hinaus hat Rosenberg an
die Adresse der Führer der sowjetischen Regierung von unerhörter
Unverschämtheit geprägte Erklärungen abgegeben und behauptet, dass
diejenigen unter ihnen, die nicht Juden seien, nicht den Familien der
europäischen Völker angehörten, sondern Kinder der Steppe, wie Lenin,
die von den Juden, Kranken oder Halbverrückten angesteckt worden seien
(an anderer Stelle qualifizierte Rosenberg Lenin als Kalmücke)."


Dok. 368

Antwort Stalins an Molotov und Kaganovic zur Beurteilung des
Nürnberger NSDAP-Parteitags - [Sotschi], 15.9.1935


An Kaganovic, Molotov.

[...] Zu Deutschland und dem Kongress der Nationalsozialisten in
Nürnberg, mein Rat: keinen hysterischen Lärm in unserer Presse
veranstalten und im Allgemeinen nicht der Hysterie unserer
Journalisten nachgeben. Nürnberg ist die Antwort auf den Kongress
der KI. Die Hitleristen können nicht anders, als sich in
Beleidigungen ergehen, wenn man bedenkt, dass der Kongress der KI sie
mit Unrat bedeckt und durch den Schlamm gezogen hat. Die Pravda
soll sie kritisieren, aus Prinzip und politisch, aber ohne
Beleidigungen. Die Pravda könnte sagen, dass Nürnberg die
Erklärungen der KI bestätigt, wonach der Nationalsozialismus als die
wildeste Form des Chauvinismus bezeichnet wird, und sagen, dass der
Antisemitismus die tierische Form des Chauvinismus und des
Menschenhasses darstellt, dass der Antisemitismus vom Standpunktder
Geschichte der Kulturen aus betrachtet eine Rückkehr zum Kannibalismus
darstellt, dass der Nationalsozialismus in dieser Hinsicht nicht
einmal originär ist, denn er kopiert unterwürfig die Organisatoren der
russischen Pogrome aus der Zeit des Zaren Nikolaus II. und Rasputins.
[...] (Hervorhbg. Corell)


15.9.1935. 12:25, Stalin.

Aus dem Werk von ausgemachten Antikommunisten:

Bernhard H. Bayerlein, Hermann Weber, Gleb J. Albert (eds.),
Deutschland, Russland, Komintern - Dokumente (1918-3), S. 1130 ff.
(leicht gekürzt) - id.b-ok.org/book/2612525/c9e537

Ende Texteinschub


Anmerkungen

[1] "Unser" ist nicht als pluralis maiestatis zu verstehen, sondern
als Hinweis, dass solche Artikel auch Ergebnis der Diskussion im
Kollektiv (hier vor allem der Fraktion "Ausrichtung Kommunismus")
sind.

[2] Damit sind die Parteien gemeint, die 1914 die Internationale mit
ihrer Unterstützung des Kriegs verraten haben und nach dem Weltkrieg
versuchten, den großen Namen der 1889 gegründeten 2. Internationale
für ihre Arbeitsgemeinschaft mit der Bourgeoisie einzuspannen.

[3] s. z.B. Vorwort zu "Der Imperialismus als höchstes Stadium des
Kapitalismus": "Diese Schicht der verbürgerten Arbeiter oder der
"Arbeiteraristokratie", in ihrer Lebensweise, nach ihrem Einkommen,
durch ihre ganze Weltanschauung vollkommen verspießert, ist die
Hauptstütze der II. Internationale und in unseren Tagen die soziale
(nicht militärische) Hauptstütze der Bourgeoisie. Denn sie sind
wirkliche Agenten der Bourgeoisie innerhalb der Arbeiterbewegung,
Arbeiterkommis der Kapitalistenklasse (labor lieutenants of the
capitalist class), wirkliche Schrittmacher des Reformismus und
Chauvinismus."

[4] G. Dimitroff, Ausgewählte Werke Bd. 2, S. 644 ff.

[5] Stefan Körzell, Mitglied des Geschäftsführenden Bundesvorstands
des DGB klagte in seiner Rede viele Missstände und die Hetze der
Rechten an und verteidigte dann die Migranten, um aber zu schließen:
"Deshalb streiten wir als Gewerkschaften für eine solidarische
Gesellschaft, in der Reichtum gerecht verteilt ist. Gute Bildung,
Pflege und Gesundheitsversorgung in Stadt und auf dem Land, die
Versorgung mit bezahlbarem Wohnraum und ein funktionierender ÖPNV
müssen vom Staat gewährleistet sein. Dafür hat er Steuern einzunehmen
bei denen, die es haben! Deshalb lassen wir nicht nach. Reichtum muss
wieder stärker zum Gemeinwohl beitragen, denn Eigentum verpflichtet!"
Er schließt also und pfeift die süße Melodie von gerechter Verteilung
und Eigentum verpflichtet, die die Verhältnisse nicht zum Tanzen
bringt, sondern den Herrschenden im Land seit Jahrzehnten ein müdes
Lächeln abringt.

 * 

Quelle:

KAZ - Kommunistische Arbeiterzeitung, Nr. 368, September 2019, S. 33-36

Herausgeber und Verlag:

Gruppe Kommunistische Arbeiterzeitung, Selbstverlag
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VORWÄRTS/1503: Gegen Erhöhung des Rentenalters - für Lohngleichheit!


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 27/28 vom 6. September 2019

Gegen Erhöhung des Rentenalters - für Lohngleichheit!

von Sabine Hunziker



Das Schneckentempo wird fortgesetzt: Bis das revidierte
Gleichstellungsgesetz im Juli 2020 in Kraft tritt, dauert es noch.
Aktivist*innen bleiben aber nicht untätig: Zusammenstehen und gegen
die "AHV 21" kämpfen, dies wurde von der nationalen Koordination
beschlossen.


Auf Angriffe rasch antworten, das war ein Ziel beim Treffen der
nationalen Koordination in Grenchen. Wir erinnern uns alle an den Tag,
als Bundesrat Berset kurze Zeit nach dem Frauen*streik im Rahmen einer
Medienkonferenz detaillierter zu AHV-Reformplänen informierte. Zur
"Stabilisierung" der AHV soll das Rentenalter der Frau* auf 65 erhöht
werden. Diese Erhöhung soll schrittweise um drei Monate pro Jahr
erfolgen.


So geht es nicht!

Am 1. August 2019 demonstrierten Frauen* aus den Streikkollektiven in
Yverdon-les-Bains (der vorwärts berichtete), wo der Bundesrat
seine Rede hielt. Noch am 14. Juni hatte Berset sich in den sozialen
Medien mit dem Streik solidarisiert, nun will er das
Frauen*rentenalter erhöhen. Das von Berset im Juli präsentierte
Reformpaket umfasst neben der Angleichung des Frauen*rentenalters an
das Rentenalter der Männer* auch eine Erhöhung der Mehrwertsteuer. Der
Bundesrat argumentiert, diese Massnahmen seien nötig, um gegen die
finanzielle Schieflage der AHV vorzugehen: Weil die Menschen im
Durchschnitt älter werden, müssten die Renten länger ausbezahlt
werden. Mit Zusatzeinnahmen sanieren, das will der Bundesrat. Einen
Drittel bis die Hälfte der Einsparungen, welche die Erhöhung des
Frauenrentenalters bringt, kann die Regierung durch höhere
Frauen*renten kompensieren, so der Plan. Frauen* finden aber, dass die
Erhöhung des Frauen*rentenalters ohne Aussicht auf Lohngleichheit und
Anerkennung der unbezahlten Arbeit nicht geht. Die vorgeschlagenen
Kompensationsmassnahmen machen nichts wett. Die Kompensation beträgt
bloss ein Drittel dessen, was die Frauen* durch die Erhöhung des
Frauen*rentenalters an die Reform beitragen sollen.


Rentenalter betrifft alle Frauen*

Aktivist*innen vereinen sich gegen Bersets Rentenreform: Die
Organisator*innen vom Frauen*streik wollen aktuelle Kräfte der
Bewegung nutzen, um die Rentenreform von Alain Berset zum Scheitern zu
bringen. An der nationalen Koordination in Grenchen wurde daher unter
der Rubrik "kurzfristige Ziele" beschlossen, gegen das Projekt "AHV
21" vorzugehen, das eben die Erhöhung des Frauen*rentenalters
vorsieht. "Das Rentenalter jetzt zu erhöhen, ist ein Symbol dafür, was
uns angetan wird", sagte eine Aktivistin in Grenchen während ihres
Redebeitrags. "Aber wir haben gute Chancen", ergänzte sie, "das
Rentenalter betrifft alle Frauen*.". Eine gemeinsame Kampagne wird in
nächster Zeit gestartet.

Nach der Sitzung der nationalen Koordination werden in den nächsten
Tagen und Wochen schweizweit Kollektive über die Beschlüsse informiert
und in Folge daran arbeiten, um gegen die Reform zu protestieren.
Themen und Daten sind dick in der feministischen Agenda eingekreist
und passende Forderungen finden sich im Papier "Aufruf zum
Frauen*streik": Es braucht statt einer Erhöhung des Rentenalters eine
Senkung der Erwerbsarbeitszeit für alle, sowie eine finanzielle
Anerkennung der unbezahlten Sorgearbeit, bessere Löhne und
Arbeitsbedingungen im bezahlten Care-Sektor.


Genügen Änderungen, um Lohngleichheit zu fördern?

Auch der Schweizerische Gewerkschaftsbund drängt auf rasche Umsetzung.
Trotzdem tritt das revidierte Gleichstellungsgesetz erst am 1. Juli
2020 in Kraft. So geht die Umsetzung bezüglich Lohngleichheit noch
immer im Schneckentempo voran. Verabschiedet vom Parlament wurde die
Revision des Gleichstellungsgesetzes im Dezember 2018. Änderungen sind
minimal, konkrete Resultate werden auf sich warten lassen und aufgrund
einer Klausel wird die Möglichkeit, Lohngleichheitsanalyse
durchzuführen, bald wieder rückgängig gemacht. Was bleibt, ist
Enttäuschung - Was ist passiert? Die vom Bundesrat an einer Sitzung im
August 2019 verabschiedete Verordnung zum Gleichstellungsgesetz sieht
vor, dass Unternehmen mit 100 oder mehr Angestellten verpflichtet
sind, alle vier Jahre eine Lohngleichheitsanalyse durchzuführen. Diese
Analyse wird durch eine unabhängige Stelle geprüft mit dem Ziel, eine
bessere Durchsetzung der Lohngleichheit zu fördern. Erste
betriebsinterne Lohngleichheitsanalyse müssen bis Ende Juni 2021
vorliegen. Durch Externe überprüft werden sie ein Jahr später. Um die
Angestellten zu informieren, haben die Unternehmen ein Jahr Zeit. Mit
diesem Vorgehen können konkrete Resultate erst ca. 2023 vorliegen.
Während der Geltungsdauer müssen die Lohngleichheitsanalysen alle vier
Jahre wiederholt werden, es sei denn, eine Analyse zeigt auf, dass
kein unerklärbarer systematischer Lohnunterschied zwischen Frauen* und
Männern* feststellbar ist.


Erneut ein Zeichen setzen

Es stellt sich hier sofort die Frage, ob diese Änderungen reichen, um
Lohngleichheit zu fördern. Fakt ist, dass das Parlament eine
Geltungsdauer festgelegt hat. Die Lohngleichheitsanalysepflicht dauert
12 Jahre. Mit Hilfe der sogenannten "Sunset-Klausel" wird die Änderung
sowie die dazugehörige Verordnung auf den 1. Juli 2032 automatisch
ausser Kraft gesetzt. "Die Sunset-Klausel war ein FDP-Antrag, wie sie
ihn bei anderen Gesetzen auch eingereicht haben. In meinen Augen ist
es der Versuch, ein schwaches Gesetz weiter abzuschwächen", sagt
Regula Bühlmann, die als Zentralsekretärin beim Schweizerischen
Gewerkschaftsbund (SGB) arbeitet. Auch verliert jedes Gesetz seine
Wirkung, wenn seine Nichteinhaltung keine rechtlichen Konsequenzen
hat. Dies ist beim Gleichstellungsgesetz der Fall. So wird sich mit
diesem Gesetz jedenfalls die Lohnsituation der Frauen* so rasch nicht
ändern.

Vor 100 Jahren streikten Textilarbeiterinnen in den USA für Brot und
Rosen - 100 Jahre später haben Frauen* noch immer nicht den Lohn, den
sie verdienen. Was bleibt, ist erneut ein Zeichen zu setzen und
zusammen mit den Gewerkschaften Druck aufzubauen.

 * 
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FEATURE/1319: WDR 5 - Rainers Schweigen. Nachwendekinder und die DDR, 3./4.10.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 27. September
2019

Rainers Schweigen - Nachwendekinder und die DDR

von Johannes Nichelmann

Produktion WDR/ RBB 2019

Dok 5 - Das Feature

03.10.2019, 15.04 - 16.00 Uhr | WDR 5

04.10.2019, 02.04 - 03.00 Uhr | WDR 5 (Wdh)



Dreißig Jahre nach dem Fall der Mauer spüren Nachwendekinder, dass die
DDR auch in ihrem Leben Spuren hinterlassen hat. Das geht auch Lukas
so. Doch über die Rolle seines Vaters im Sozialismus hat er mit ihm
noch nie offen gesprochen.

Lukas, Jahrgang 1991, hat die DDR eigentlich immer als einen
"nostalgischen Ort" verstanden. In den Familienanekdoten war es ein
Land, in dem vieles besser war. Sein Vater Rainer gehörte damals zu
den Punks. Ein Querulant im System DDR. Lukas hat in ihm immer den
unangepassten Draufgänger und Revoluzzer gesehen. Bis vor einigen
Jahren der Anruf eines Unbekannten erste Fragen aufwarf. Kann Lukas
den Familienerzählungen trauen? Und wieso ist die eigene Rolle im
Sozialismus in vielen Familien bis heute ein Tabu? Zum ersten Mal
sprechen die beiden über das, was Rainer "eigentlich mit ins Grab
nehmen wollte".

Redaktion: Leslie Rosin

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 27. September 2019

Herausgeber:
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HÖRSPIEL/1982: Deutschlandfunk Kultur - "Territorien" von Werner Cee, 3.10.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Territorien


Hörstück von Werner Cee mit Zitaten und Auszügen aus Texten von
Wolfgang Hilbig und der Musik von Michael Wertmüller und Werner Cee
Deutschlandfunk Kultur 2019/ca. 80'

(Ursendung)

Hörspiel

Donnerstag, 3. Oktober 2019, 18.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



"In dem Augenblick, da ihn das Blitzlicht traf, hatte er aufschäumende
Nebel von schwarzen oder grauen Hieroglyphen zu sehen geglaubt, ein
Schneegestöber von Buchstaben, das sich herabsenkte wie Brandqualm."
In der radikalen Freiheit von Wolfgang Hilbigs Dichtung scheinen
Bilder auf, die Werner Cee als Ausgangsmaterial für ein intensives
Klangexperiment dienen. Im Wechselspiel zwischen seiner Komposition
und Michael Wertmüllers energetischem Schlagzeugspiel werden die Texte
selbst zu Klängen. Eben noch mitgerissen von einem lärmenden Chaos,
scheinen sie im nächsten Moment als Treibgut unter dem lichten Spiegel
einer Wasseroberfläche auf, ganz so, als ob nichts gewesen wäre.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 24. September 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803
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MELDUNG/1964: Deutschlandfunk - Ost-west-deutsche Wissenschaft in den Wendejahren, 3.10.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Wissenschaft im Brennpunkt

Aufbruch, Umbruch, Abbruch?

Ost-west-deutsche Wissenschaft in den Wendejahren

Von Lydia Heller und Tom Strohschneider

Forschung aktuell

Donnerstag, 3. Oktober 2019, 16.30 - 17.00 Uhr, Deutschlandfunk



"Einpassung". Der Begriff sollte sich durchsetzen, in den rasenden
Monaten zwischen Mauerfall im November 1989 und Tag der Deutschen
Einheit im Oktober 1990, als darüber diskutiert wurde, wie ein
gesamtdeutsches Wissenschaftssystem ausgestaltet werden könnte. Noch
im Juli 1990 hatte der (westdeutsche) Wissenschaftsrat die
Notwendigkeit einer föderalen Forschungslandschaft betont. Allerdings:
Die Evaluation der ostdeutschen Forschungslandschaft nach
internationalen Maßstäben gestaltete sich schwierig. Wissenschaft galt
in der DDR als Werkzeug des Aufbaus der sozialistischen Gesellschaft,
zentral organisiert unter der Führung der SED. Was also waren
schließlich die Kriterien, nach denen bewertet wurde? Und wie sind sie
rückblickend zu bewerten?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 24. September 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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PREIS/345: Klangkunst-Produktion von Deutschlandfunk Kultur erhält den Prix Phonurgia Nova 2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 30.09.2019

Klangkunst-Produktion von Deutschlandfunk Kultur erhält den Prix
Phonurgia Nova 2019



Das Hörstück "Knallfunken" von Raviv Ganchrow ist mit dem
französischen Radiokunstpreis Prix Phonurgia Nova in der Kategorie
"Art Sonore" ausgezeichnet worden.

Ganchrow teilt sich den Preis mit der belgischen Klangkünstlerin Anne
Lepère, die für ihre Arbeit "Autopoïesis" geehrt wurde.

Für "Knallfunken" nutzte Ganchrow die Großfunkstelle Nauen, den
ältesten noch in Betrieb befindlichen Radiosender der Welt. Hier
zeichnete er elektromagnetische Signale von Blitzen auf, die er
anschließend per Kurzwelle zurück in den Äther sandte. Seine
Radiokomposition entstand im Auftrag von Deutschlandfunk Kultur mit
freundlicher Unterstützung des Mondriaan Fonds. Das Hörstück wurde am
23. August 2019 im Kulturprogramm des nationalen Hörfunks
urgesendet.(*)

Der 1972 in den USA geborene Raviv Ganchrow lebt als Künstler und
Klangforscher in Amsterdam. In seinen Texten und Klanginstallationen
erforscht er die Beziehung von Klang, Raum und Hörerfahrung. Er ist
Lehrbeauftragter am Institut für Sonologie in Den Haag.

Der internationale Radiokunst-Wettbewerb Prix Phonurgia Nova 2019 fand
am 28. und 29. September in der Bibliothèque Nationale de France in
Paris statt. Der Trägerverein Phonurgia Nova wurde 1983 auf Initiative
von Pierre Schaeffer gegründet. Seit 1986 vergibt er regelmäßig Preise
für Radiokunst. 2019 wurden in vier Kategorien Preisgelder in Höhe von
insgesamt 6.000 Euro vergeben.

(*) www.deutschlandfunkkultur.de/hoerstueck-ueber-drahtlose-kommunikation-knallfunken.3685.de.html?dram:article_id=457314

 * 

Quelle:

Deutschlandradio
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KURSUS/1953: Unna - "W-LAN und Heimnetzwerke richtig einrichten" am 12.10.2019


Stadt Unna

VHS-Aktuell: W-LAN und Heimnetzwerke richtig einrichten



Kreisstadt Unna. Das drahtlose Netzwerk, das so genannte W-LAN, hat
mittlerweile in Privathaushalten breiten Einzug gehalten. Es macht
unabhängig von Datenkabeln und es kann an jedem beliebigen Ort
gesurft, auf Daten zugegriffen oder gedruckt werden. Doch wenn ein
W-LAN richtig und vor allem sicher genutzt werden soll, dann müssen
einige Dinge sowohl bei der Hardware als auch bei der Software
beachtet werden.

Was zu beachten ist, das zeigt die VHS in einem dreistündigen
Workshop. Neben den Themen Sicherheit und W-LAN beschäftigen sich die
Teilnehmenden mit Verschlüsselungsarten und dem korrekten Einrichten
des Routers sowie der Konfiguration des W-LANs. Im Anschluss daran
widmet man sich der vernünftigen Absicherung des eigenen
Heimnetzwerkes gegen Fremdzugriffe.

Das Seminar "W-LAN einrichten" mit der Kursnummer 192-4150 findet
Samstag, 12. Oktober 2019 von 9.30 bis 12.45 Uhr im Raum 003 im zib
in Unna statt. Die Gebühr beträgt 20 Euro.

Eine detaillierte Seminarbeschreibung zum Angebot ist im aktuellen
VHS-Programmheft auf der Seite 53 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV für den privaten Bereich - Internet / Netzwerk" zu
finden.

Anmeldungen zum Kurs nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder -714
entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung auch
online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Sonntag, 29. September 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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TREFF/206: Berlin - Mehr als tausend Worte? Bilder als Akteure des Politischen, 9.10.2019


Union der deutschen Akademien der Wissenschaften

Podiumsdiskussion: Mehr als tausend Worte? Bilder als Akteure des
Politischen



Welchen Einfluss haben Bilder auf unser Denken, Fühlen und Handeln? Welche
politischen Botschaften transportieren sie? Das Podium der
Veranstaltungsreihe "Geisteswissenschaft im Dialog" (GiD) diskutiert am 9.
Oktober 2019 um 18:30 Uhr im Leibniz-Saal der Berlin-Brandenburgischen
Akademie der Wissenschaften, welche entscheidende Rolle Bilder als Akteure
des Politischen seit jeher, vor allem aber heute - im Zeitalter der
Massenmedien - spielen. Die Max Weber Stiftung und die Akademienunion
setzen mit dieser Veranstaltung ihre langjährige Kooperation fort.

Bonn/Berlin, den 30.09.2019 - Wie Bilder unsere Wahrnehmung beeinflussen,
ist Gegenstand der Forschung zahlreicher Fächer. Auch außerhalb der
Kunstgeschichte beschäftigen sich Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
mit Bildern. Gegenwärtig ist unsere Gesellschaft mehr denn je einer
Bilderflut ausgesetzt, deren Auswirkungen es noch zu erforschen und zu
diskutieren gilt. Mit dem Aufkommen des Internets hat sich die Bedeutung
von Bildern weiter verändert - insbesondere die des politischen Bildes:
hier können Bilder auch zu Waffen werden. Zugleich verfügen Bilder aber
über eine immanente Logik und sie fordern dazu auf, in ihr eigenes Recht
gesetzt zu werden. Wie verhält sich diese Eigengesetzlichkeit des
Bildlichen mit dessen politischer Funktionalisierung? Und wie gelingt es,
sich der Macht der Bilder auch zu widersetzen?

Diese und weitere Fragen diskutieren:

• Prof. Dr. Andreas Beyer, Sprecher des Forschungsverbundes
"Bilderfahrzeuge", Universität Basel

• Prof. Dr. Charlotte Klonk, Humboldt-Universität zu Berlin

• Nausikaä El-Mecky, PhD (cantab), Tenure Track Professorin an der
Universität Pompeu Fabra, Barcelona, Die Junge Akademie

• PD Dr. Karin Liebhart, Universität Wien

Moderation: Dr. Peter Richter, Publizist


Verlängerung der Kooperationsvereinbarung

Mit dieser Podiumsdiskussion, die in Kooperation mit der
Berlin-Brandenburgischen Akademie der Wissenschaften veranstaltet wird,
verlängern die Max Weber Stiftung und die Union der deutschen Akademien
der Wissenschaften ihre Zusammenarbeit im Rahmen der Veranstaltungsreihe
"Geisteswissenschaft im Dialog". Bis 2021 werden die beiden Partnerinnen
jährlich mit zwei Veranstaltungen der Reihe die Geisteswissenschaften ins
Gespräch bringen - miteinander, mit den anderen Wissenschaften und mit der
Öffentlichkeit. "Mit der Union der deutschen Akademien der Wissenschaften
verfolgen wir das gemeinsame Ziel, Relevanz und Forschungsergebnisse
insbesondere der Geisteswissenschaften einem breiten Publikum in
Deutschland näher zu bringen. Dies ist uns mit der äußerst erfolgreichen
Kooperation bei der Veranstaltungsreihe "Geisteswissenschaft im Dialog"
bisher sehr gut gelungen. Daher freuen wir uns sehr auf weitere drei Jahre
Zusammenarbeit", sagte Prof. Dr. Hans van Ess, Präsident der Max Weber
Stiftung. "Unsere Veranstaltungsreihe trägt dazu bei, den
Geisteswissenschaften eine unverwechselbare Stimme in der Diskussion
gesellschaftsrelevanter und zukunftsweisender Themen zu geben. Anhand von
exemplarischen Fragestellungen und im Dialog mit anderen Disziplinen macht
"Geisteswissenschaft im Dialog" einer breiten Öffentlichkeit die
Sinnstiftungskompetenz der Geisteswissenschaften erfahrbar und bietet
Orientierungshilfe bei aktuellen Fragen", betont Prof. Dr. Dr. Hanns Hatt,
Präsident der Akademienunion. "Wir freuen uns daher sehr auf weitere
anregende gemeinsame Diskussionsabende mit der Max Weber Stiftung."

Der Eintritt ist frei. Um Anmeldung unter gid@maxweberstiftung.de bis
zum 2. Oktober 2019 wird gebeten. Mehr Informationen zur Podiumsdiskussion
und zur Reihe finden Sie auf https://gid.hypotheses.org/.

Veranstaltungsort

Berlin-Brandenburgische Akademie der Wissenschaften

Leibniz-Saal Eingang: Markgrafenstr. 38 | 10117 Berlin


Die Max Weber Stiftung - Deutsche Geisteswissenschaftliche Institute
im Ausland fördert die Forschung mit Schwerpunkten auf den Gebieten der
Geschichts-, Kultur-, Wirtschafts- und Sozialwissenschaften in
ausgewählten Ländern und damit das gegenseitige Verständnis. Sie unterhält
zurzeit weltweit zehn Institute sowie weitere Forschungsgruppen und Büros.
Mit ihren Infrastrukturen bietet die MWS beste Voraussetzungen für
exzellente geistes- und sozialwissenschaftliche Forschung, die durch
unmittelbare Nähe zu den Forschungsgegenständen und im Austausch
unterschiedlicher Perspektiven und Herangehensweisen entsteht.

Die Union der deutschen Akademien der Wissenschaften ist die
Dachorganisation von acht Wissenschaftsakademien. Mehr als 2.000
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler verschiedener Fachrichtungen, die
zu den national und international herausragenden Vertretern ihrer
Disziplinen gehören, sind unter dem Dach der Akademienunion vereint. Die
Akademienunion koordiniert das Akademienprogramm, das größte geistes- und
sozialwissenschaftliche Langfrist-Forschungsprogramm Deutschlands. Sie
fördert die Kommunikation zwischen den Akademien, betreibt Presse- und
Öffentlichkeitsarbeit, organisiert Veranstaltungen über aktuelle Themen
der Wissenschaft und beteiligt sich an der wissenschaftsbasierten
Gesellschafts- und Politikberatung. Darüber hinaus kommuniziert die
Akademienunion mit Wissenschaftsorganisationen des In- und Auslandes und
entsendet Vertreter in nationale und internationale
Wissenschaftsorganisationen.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution611

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Union der deutschen Akademien der Wissenschaften, 30.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. Oktober 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FACHMEDIZIN





GYNÄKOLOGIE/641: Bessere Heilungschancen bei Gebärmutterhalskrebs (idw)


Universitätsklinikum Leipzig AöR - 27.09.2019

Bessere Heilungschancen bei Gebärmutterhalskrebs

Gynäkologen des UKL veröffentlichen Studienergebnisse in Lancet Oncology



Wird bei Gebärmutterhalskrebs der Tumor zusammen mit dem sogenannten
Krebsfeld als potentiellem Ausbreitungsgebiet entfernt, verbessern sich
die Heilungschancen selbst bei fortgeschrittenen Erkrankungen. Diese
zusammengefassten Ergebnisse aus einer Studie zur Untersuchung der am
Leipziger Universitätsklinikum entwickelten Operationsmethode MMR
(mesometriale Resektion) wurden jetzt in Lancet Oncology, einem der
renommiertesten onkologischen Fachjournale, veröffentlicht.

Bei der untersuchten Methode werden Tumoren am Gebärmutterhals, zusammen
mit weiterem Gewebe entfernt, dass zu dem entwicklungsbiologisch
festgelegten Ausbreitungsgebiet des Tumors gehört. Dieses sogenannte
Krebsfeld folgt dem Ursprung des jeweiligen Gewebes. Das bedeutet, dass
Gewebe, welche sich aus den gleichen embryonalen Strukturen entwickelt
haben, eher von Tumorzellen befallen werden als andere, ebenfalls
benachbarte Gewebe. Ausgehend von diesen Forschungsergebnissen wurde
bereits 1999 an der Klinik für Frauenheilkunde am Universitätsklinikum
Leipzig mit einer Studie zu einem darauf basierenden neuen
Operationskonzept, der mesometrialen Resektion, begonnen. Mit dieser von
Prof. Michael Höckel entwickelten Operationstechnik werden neben dem Tumor
die verwandten Gewebe entfernt, so dass das Risiko eines Tumorrückfalls
deutlich gesenkt wird. Dank der umfassenden Operation kann dabei auch auf
eine anschließende Bestrahlung verzichtet werden. Die Studie zeigt, dass
gleichzeitig die Überlebenswahrscheinlichkeit der Patientinnen sehr hoch
ist: "Nach fünf Jahren lag diese bei 89,4 Prozent, und das, obwohl bei
einem Drittel der Patientinnen der Tumor vor der Operation bereits in die
Lymphknoten gestreut hatte", sagt Prof. Bahriye Aktas, Direktorin der
Klinik für Frauenheilkunde am UKL. "Das sind deutlich bessere Ergebnisse,
als wir mit den bislang üblichen Standard-Operationsverfahren erreichen."
Bei Patientinnen mit einem kleineren Tumor ohne Lymphknotenbefall lag die
Überlebenswahrscheinlichkeit nach fünf Jahren sogar bei 97,5 Prozent.
Diese jetzt von den Leipziger Medizinern in Lancet Oncology
veröffentlichten Studienergebnisse belegen, dass mit der MMR-Methode sehr
gute Heilungschancen erreicht werden können. Insgesamt wurden in der
Studie 523 Patientinnen mit häufig fortgeschrittenem Gebärmutterhalskrebs
über durchschnittlich fünf Jahre nach der Operation begleitet.
"Ein weiterer wichtiger Inhalt der Studie war die Entwicklung und
Überprüfung einer Stadieneinteilung für das Zervixkarzinom, also den
Gebärmutterhalskrebs, die entwicklungsbiologische Gesichtspunkte
berücksichtigt", erläutert Dr. Benjamin Wolf, Arzt an der Klinik für
Frauenheilkunde des UKL und Mitautor der Studie. Dazu haben ganz
wesentlich die detaillierten Auswertungen beigetragen, die der Pathologe
Prof. Lars-Christian Horn über den gesamten Studienzeitraum vorgenommen
hat. "Hier konnten wir sowohl für die lokale Tumorausbreitung als auch
erstmalig für die Tumorausbreitung in Lymphknoten zeigen, dass eine
entwicklungsbiologische Einteilung eine genauere Vorhersage hinsichtlich
des Überlebens ermöglicht als die herkömmliche Stadieneinteilung", so
Wolf.

Bei den üblichen Operationsmethoden wird der Tumor mit einem metrisch
definierten Sicherheitsabstand zusammen mit den Lymphknoten im Becken
entfernt. Zudem muss bei vielen Patientinnen anschließend eine
Bestrahlung mit teilweise belastenden Nebenwirkungen durchgeführt werden.
"Die jetzt publizierten Studienergebnisse belegen die Wirksamkeit des
Leipziger Operationskonzeptes und geben uns so die Möglichkeit, unseren
Patientinnen künftig wirkungsvoll helfen zu können", so Prof. Aktas. Die
Gynäkologin hat das Operationskonzept von ihrem Vorgänger Prof. Michael
Höckel übernommen und setzt seine Arbeit am UKL fort, auch durch
regelmäßige Operationskurse für Kollegen. "Unser Ziel ist es, vielen
Frauen eine Behandlung nach dieser Methode und damit eine Heilung zu
ermöglichen", so Aktas.


Originalpublikation:

Surgical resection based on ontogenetic cancer field theory for cervical
cancer: mature results from a single-centre, prospective, observational,
cohort study. In: The Lancet. Oncology 20 (9), S. 1316-1326. 

DOI: 10.1016/S1470-2045(19)30389-4.
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NEUROLOGIE/1028: Paradigmenwechsel in der MS-Therapie - Heilung durch Stammzelltransplantation? (idw)


Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - 27.09.2019

Paradigmenwechsel in der MS-Therapie - Heilung durch Stammzelltransplantation?



Verschiedene Therapien sind heute hocheffektiv zur Prophylaxe der
Krankheitsschübe bei Multipler Sklerose (MS), jedoch relativieren neuere
Studien den Erfolg im Hinblick auf die langfristige Progressionshemmung.
Eine Stammzelltransplantation dagegen ermöglicht einen Neustart des
Immunsystems und ist ein auf Heilung ausgerichtetes Therapieprinzip.
Bisher galt sie jedoch als sehr risikoreich und wurde nur als "ultima
ratio" eingesetzt. Vor dem Hintergrund neuerer Daten sieht PD Dr. Harald
Prüß, Neuroimmunologe an der Charité, auf der Jahrestagung der Deutschen
Gesellschaft für Neurologie (DGN) das Potenzial für einen breiteren
Einsatz.

Multiple Sklerose (MS) ist die häufigste Autoimmunerkrankung des zentralen
Nervensystems (ZNS) mit ca. 230.000 Betroffenen in Deutschland. Bei der
immunologisch vermittelten Erkrankung greifen Zellen des Immunsystems
fälschlicherweise die körpereigenen Nervenzellen des Gehirns und des
Rückenmarks an, wo es zu Entzündungsherden kommt. MS verläuft meistens
schubförmig und führt über die Zeit oftmals zu zunehmender Behinderung.
Mit sogenannten verlaufsmodifizierenden Therapien kann die Zeit zwischen
den Schüben verlängert und die Schwere eines Schubs abgemildert werden.
Wesentliches Therapieziel ist aber immer die Verhinderung der Krankheits-
und Behinderungsprogression.

Die enorme Entwicklung der Therapieoptionen bei MS setzt sich immer weiter
fort und es sind heute unterschiedlich ansetzende, z. T. hochwirksame
krankheitsmodifizierende Therapien verfügbar (Immunsuppressiva bzw.
Immunmodulatoren sowie Antikörper und "small molecules", die gezielt die
Entzündungskaskade unterbrechen) - doch nicht alle erweisen sich als
effektiv. Eine neue Studie [1] mit dem Tyrosinkinasehemmer Evobrutinib
zeigte zwar eine Reduktion von Hirnläsionen im MRT, aber keine statistisch
signifikanten Unterschiede gegenüber Placebo in Hinblick auf die jährliche
Schubrate und Progression der Behinderung. Ob Evobrutinib das Potenzial
zur langfristigen Progressionsreduktion hat, wird erst eine
Nachbeobachtungszeit über die bisherigen 24 Wochen hinaus zeigen.

Das langfristige Ziel der Progressionsverhinderung erfüllen selbst die
Therapien nicht, die erfolgreich MS-Schübe abwenden. Unter einer
verlaufsmodifizierenden Therapie ist die MS-Progression zwar seltener,
jedoch kam es in der prospektiven UCSF-MS-EPIC-Studie [2] mit über 400
Patienten bei mehr als der Hälfte innerhalb von zehn Jahren zur
signifikanten Zunahme der Behinderung. Anhand der aktuellen Studiendaten
des 14-Jahres-Follow-ups der UCSF-MS-EPIC-Kohorte wurde nun untersucht
[3], welche Bedeutung klinische MS-Schübe sowie MS-Aktivitätszeichen in
der MRT-Bildgebung für die langfristige Behinderungsprogression haben. Im
Ergebnis zeigte sich, dass das Auftreten von Schüben zwar deutlich mit
einem vorübergehenden Anstieg des Behinderungsgrades assoziiert war (p =
0,012), nicht jedoch mit der endgültigen bzw. langfristigen
Behinderungsprogression (p = 0,551). Bei einem Drittel der Patienten mit
schubförmiger MS nahm der Behinderungsgrad trotz erfolgreicher
Schubprophylaxe zu - die Studienautoren sprechen daher von einer "stillen"
Progression. "Eine verlaufsmodifizierende Therapie unterdrückt
offensichtlich erfolgreich die Schübe, also die "Gipfel" der krankhaften
Immunreaktion, sie kann jedoch die Erkrankung nicht heilen und bei einigen
Patienten auch das Fortschreiten nicht verhindern", so PD Dr. Harald Prüß,
Neurologe an der Charité - Universitätsmedizin Berlin und
Neurowissenschaftler am DZNE Berlin.

Die Stammzelltransplantation dagegen ist kurativ ausgerichtet, da sie mit
einer Art "Neustart" des Immunsystems sämtliche gegen sich selbst
gerichtete Fehlprogrammierungen löscht. Blutbildende Stammzellen werden
dem Patienten entnommen; danach erfolgt eine Chemotherapie, die das
Knochenmark und damit auch die falsch programmierten Immunzellen (nahezu
vollständig) zerstört. Anschließend erhält der Patient die zuvor
entnommenen "gesunden" Blutstammzellen, die dann ein neues Immunsystem
aufbauen. Das Verfahren zeigte sich in früheren Studien als
vielversprechend, jedoch auch nebenwirkungs- und risikoreich: In seltenen
Fällen kann der Aufbau eines neuen Immunsystems misslingen, die Patienten
sind dann schutzlos allen Erregern ausgesetzt. Deshalb wird das Verfahren
bislang nur als "ultima ratio" eingesetzt. Eine randomisierte,
multizentrische Studie [4] verglich die Wirksamkeit der
Stammzelltransplantation mit den medikamentösen Therapien. Im Ergebnis
zeigte sich, dass nach fünf Jahren die Progressionsrate nach dem Eingriff
9,7 % betrug, aber 75,3 % unter der medikamentösen Therapie; Rückfälle
waren in der transplantierten Gruppe seltener, die Lebensqualität höher,
der Grad der Behinderung hatte sogar abgenommen. Auch das
Nebenwirkungsprofil war in der Studie vertretbar: Die Toxizität erreichte
maximal Grad 3, es gab keine lebensbedrohlichen Ereignisse und keine
Todesfälle. Limitiert werden die Ergebnisse allerdings dadurch, dass neue
hochwirksame Medikament, wie Ocrelizumab, in der Kontrollgruppe noch nicht
verfügbar waren.

"Ob die Stammzelltherapie langfristig und bei unterschiedlich betroffenen
MS-Patienten die Krankheits- und Behinderungsprogression verhindern kann,
muss noch abgewartet werden. Vor dem Hintergrund der aktuellen Studienlage
sollte die Stammzelltransplantation allerdings häufiger als bisher im
klinischen Alltag bei ausgewählten Betroffenen zum Einsatz kommen, zumal
sie in erfahrenen Zentren mittlerweile mit einer relativ geringen
Komplikationsrate einhergeht", so das Fazit von Dr. Prüß.
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NEUROLOGIE/1027: Seltene Ursache von Sehverlust und Querschnittslähmung besser behandelbar (idw)
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Seltene Ursache von Sehverlust und Querschnittslähmung besser behandelbar



Die NMO (Neuromyelitis optica) stellt eine seltene Erblindungs-Ursache
dar. NMO ist eine Autoimmunerkrankung, die zur Sehnervenentzündung führt,
aber auch das Rückenmark befallen und bis zur Querschnittslähmung führen
kann. Die Erkrankung verläuft in Schüben, die sich auch bei rechtzeitiger
Behandlung nicht immer vollständig zurückbilden. Ähnlich wie bei Multipler
Sklerose ist daher die Schubprophylaxe von großer Bedeutung. Ein neues
Medikament, Eculizumab, könnte hier künftig auch Patienten mit hochaktiven
NMO-Formen und häufigen, schwer kontrollierbaren Schüben das Fortschreiten
der Erkrankung und somit viel Leid ersparen.

Erkrankungen des Neuromyelitis-optica-Spektrums (NMOSD "Neuromyelitis
optica spectrum disorders") sind seltene Autoimmunerkrankungen des
zentralen Nervensystems (ZNS) [1, 2]. Dabei greifen Zellen des
Immunsystems fälschlicherweise die eigenen Nervenzellen der Sehnerven und
des Rückenmarkes an. Es kommt zu Entzündungen der Sehnerven mit
Sehstörungen (z. B. Verschwommensehen) bis hin zur Erblindung. Bei Befall
des Rückenmarkes finden sich Muskelschwäche bzw. Lähmung der Beine,
Sensibilitätsstörungen, Entleerungsstörungen von Blase und Darm sowie
weitere variable Symptome.

Die Erkrankung verläuft in der Regel schubförmig. Bei rechtzeitiger
Behandlung eines Schubes (z. B. mit Kortison) kann sich die Symptomatik
vollständig zurückbilden; bei unvollständiger Erholung kommt es jedoch zu
bleibenden Behinderungen, die bei jedem Schub fortschreiten. In
Deutschland geht man von 1 - 4 Erkrankten pro 100.000 Personen aus.

"Früher dachte man, dass es sich um eine Form der Multiplen Sklerose
handelt, heute ist NMO(SD) jedoch eine eigenständige Erkrankung, bei der
sich das körpereigene Immunsystem gegen Aquaporin-4, einen Wasserkanal in
den Zellmembranen, richtet", erklärt Priv.-Doz. Dr. Harald Prüß von der
Klinik für Neurologie der Charité und dem Deutschen Zentrum für
Neurodegenerative Erkrankungen e. V. (DZNE) in Berlin.

Die beste Behandlung ist neben der schnellstmöglichen Schubtherapie die
Prophylaxe neuer Schübe. Dies erfolgt medikamentös durch eine dauerhafte
Immunsuppression, wodurch das Immunsystem unterdrückt und so die Bildung
von Aquaporin-4-Autoantikörpern verhindert wird. Immunsuppressive
Therapien bergen jedoch das Risiko schwerer, potenziell tödlich
verlaufender Infektionen - vor allem bei starken, immunsuppressiven
Medikamenten, die viele oder alle Anteile des Immunsystems gleichzeitig
unterdrücken. Neue Immunsuppressiva ermöglichen es inzwischen, das
Immunsystem nur noch an spezifischen Stellen zu unterdrücken und nicht in
seiner Gesamtheit. So wird zurzeit erfolgreich Rituximab (ein sogenannter
CD20-Antikörper) zur NMO-Schubprophylaxe eingesetzt.

Die "American Academy of Neurology" (AAN) hat bereits 2019 als "Jahr der
NMO" ausgerufen, da auf der AAN-Jahrestagung drei international
durchgeführte Studien zu weiteren, im Ergebnis sehr wirksamen
NMO-Therapien präsentiert wurden. Untersucht wurden drei neue Antikörper:
Inebilizumab (ein CD19-Antikörper), Satralizumab (ein
Interleukin-6-Rezeptor-Antikörper) und Eculizumab (ein Antikörper gegen Protein C5 des
Komplementsystems, einem Teilsystem unseres Immunsystems). Eculizumab ist
dabei von großem Interesse, da seit fast 20 Jahren die Rolle der
Komplementaktivierung bei der NMO bekannt ist (durch den Nachweis von
Komplementablagerungen im Rückenmark von Patienten).

In einer doppelblinden, randomisierten Studie [3] erhielten 143
NMO-Patienten mit hochaktiver Erkrankung entweder Eculizumab oder Placebo (2 :
1) zusätzlich zu ihrer bereits laufenden Therapie. Die Gabe erfolgte
intravenös zunächst wöchentlich, nach vier Wochen dann alle zwei Wochen.
Vor Studienbeginn hatten die Patienten im Mittel jährlich zwei Schübe
(1,99 ± 0,94). Das primäre Outcome der Studie war die Zeit bis zum ersten
Rückfall. Im Ergebnis hatten 3/96 Patienten (3 %) in der Eculizumab-Gruppe
einen Rückfall - gegenüber 20/47 Patienten (43 %) in der Placebogruppe.
Das entsprach einer relativen Risikoreduktion von 94 % (HR 0,06). Nach 3
Jahren waren 96 % in der Eculizumab-Gruppe ohne Rückfall (gegenüber nur 45
% mit Placebo). Eculizumab zeigte ein relativ gutes Sicherheitsprofil (im
Allgemeinen keine schweren Nebenwirkungen, insbesondere keine der
gefürchteten Meningokokkeninfektionen). Unter Eculizumab klagten mehr
Patienten über Kopfschmerzen und obere Atemwegsinfekte, ein Patient
verstarb an einer Infektion der Lunge (sogenanntes Lungenempyem). Dr. Prüß
erläutert aber auch die Limitationen der Studie: "Angesichts der Schwere
der NMO-Erkrankung war eine Placebogruppe ohne jegliche Behandlung ethisch
nicht vertretbar, so dass die Mehrzahl der Patienten beider Gruppen noch
weitere Immuntherapien erhielt - diese könnten Effekte auf das
Studienergebnis gehabt haben, letztlich auch auf die Nebenwirkungsrate."

Eculizumab muss alle zwei Wochen als Infusion verabreicht werden, was die
Anwendung in der klinischen Routine nicht immer einfach macht. Hinzu
kommen die sehr hohen Kosten des Medikamentes. "Dennoch kann Eculizumab zu
einem sehr wichtigen Reservemedikament für die NMO werden und die
Patienten vor bleibender Behinderung retten, wenn die Standardtherapie,
beispielsweise mit Rituximab, nicht ausreicht."
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Kann die Umsetzung der neuen Psychotherapie-Ausbildung an den Universitäten gelingen?

DGPs begrüßt Bundestagsentscheidung zur Psychotherapie-Gesetzesreform,
sieht aber Nachbesserungsbedarf bei der Finanzierung der zu erwartenden
Mehrkosten für die Universitäten



Deutschland hat fast 50.000 Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten.
Deren Ausbildung soll nun zu einer universitären Ausbildung umgestellt
werden, wie der Bundestag am 26. September 2019 in 2. und 3. Lesung
entschieden hat. Das Gesetz soll zum 1. September 2020 in Kraft treten.
Die Universitäten müssen also bereits zu Beginn des nächsten
Wintersemesters neue Studiengänge anbieten. "Das Reformgesetz wird die
Psychologie als Kernwissenschaft der Psychotherapie stärken", erklärt
DGPs-Präsidentin Birgit Spinath. "Deshalb besteht auch eine hohe
Bereitschaft, diese sehr knappe Zeitvorgabe umzusetzen. Fünfzig
Universitätsinstitute haben in Aussicht gestellt, die Neuregelungen für
die Psychotherapie-Ausbildung aufzugreifen. Durch den Erhalt des
allgemeinen Bachelors in Psychologie als Grundlage der
Psychotherapie-Ausbildung kann diese Umstellung zeitnah gelingen. Wir begrüßen
ausdrücklich, dass Studierende auch mit der neuen Regelung weiterhin die
Flexibilität haben werden, bis zum Ende des Psychologie-Bachelors zu
entscheiden, ob sie eher in den Bereich Psychotherapie gehen oder andere
Schwerpunkte im Master-Studium setzen wollen."

Psychologie-Institute bereiten sich auf neue Studiengänge vor

Mit dem Gesetz folgt das Bundesministerium für Gesundheit in vielen
wichtigen Punkten den Positionen der Deutschen Gesellschaft für
Psychologie (DGPs) und des Fakultätentages Psychologie.
"Deutlichen Nachbesserungsbedarf sehen wir allerdings noch bei der
Regelung der konkreten Umsetzung", erklärt Conny Antoni, Vorsitzender des
Fakultätentages Psychologie. "Wir haben noch keine Finanzierungszusage
über die zu erwartenden Mehrkosten. Für viele psychologischen Institute
dürften aber gerade diese Informationen notwendig sein, um die Änderungen
in ihren Studiengängen zeitnah umsetzen zu können." Der Fakultätentag
Psychologie koordiniert als Zusammenschluss aller universitären
Psychologie-Institute gemeinsam mit der DGPs eine unter den
Psychologie-Instituten abgestimmte Umsetzung der Reformen.

Verbesserung der Versorgung nicht auf Kosten der Psychotherapeutinnen und
Psychotherapeuten in Weiterbildung

"Mit den neuen Regelungen wird die Qualität der Ausbildung in
Psychotherapie für Kinder, Jugendliche und Erwachsene deutlich erhöht und
auf ein einheitliches Niveau gehoben", erklärt Winfried Rief, der als
Vorsitzender der DGPs-Kommission Psychologie und Psychotherapieausbildung
die Reform wesentlich begleitet hat. "So kann die Versorgung psychisch
Kranker aller Altersgruppen langfristig gesichert und weiter verbessert
werden. Das darf aber nicht auf Kosten der Psychotherapeutinnen und
Psychotherapeuten in Weiterbildung geschehen. Deren Weiterbildung im
Anschluss an die Approbation müsste als gesellschaftliche Aufgabe
vollumfänglich finanziert werden. Gleichermaßen müssen auch die
Bedingungen für die PiAs, die sich jetzt in der Ausbildung befinden,
nachgebessert werden!"


Über die DGPs:

Die Deutsche Gesellschaft für Psychologie (DGPs e.V.) ist eine Vereinigung
der in Forschung und Lehre tätigen Psychologinnen und Psychologen. Die
über 4700 Mitglieder erforschen das Erleben und Verhalten des Menschen.
Sie publizieren, lehren und beziehen Stellung in der Welt der
Universitäten, in der Forschung, der Politik und im Alltag.

Die Pressestelle der DGPs informiert die Öffentlichkeit über Beiträge der
Psychologie zu gesellschaftlich relevanten Themen. Darüber hinaus stellt
die DGPs Journalisten eine Datenbank von Experten für unterschiedliche
Fachgebiete zur Verfügung, die Auskunft zu spezifischen Fragestellungen
geben können.

Wollen Sie mehr über uns erfahren? Besuchen Sie die DGPs im Internet:

www.dgps.de
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FORSCHUNG/4086: Neurowissenschaft - Alternde Zellen gehen mit Änderungen in der Hirnstruktur einher (idw)


Max-Planck-Institut für Kognitions- und Neurowissenschaften - 27.09.2019

Alternde Zellen gehen mit Änderungen in der Hirnstruktur einher



Telomere sind die Schutzkappen unserer Chromosomen und spielen im
Alterungsprozess eine zentrale Rolle. Kurze Telomere werden mit
chronischen Krankheiten in Verbindung gebracht - zur Verkürzung beitragen
kann zum Beispiel eine hohe Stressbelastung. Verändern sich Telomere in
ihrer Länge, spiegelt sich das direkt in unserer Hirnstruktur. Das konnte
nun ein Team um Lara Puhlmann und Pascal Vrticka vom Max-Planck-Institut
für Kognitions- und Neurowissenschaften in Leipzig sowie Elissa Epel von
der University of California und Tania Singer von der Forschungsgruppe für
Soziale Neurowissenschaften in Berlin im Rahmen des von ihr geleiteten
ReSource-Projektes zeigen.

Telomere sind Schutzkappen an den Enden der Chromosomen, die bei jeder
Zellteilung kürzer werden. Werden sie so kurz, dass von ihnen beschützte
Gene geschädigt werden könnten, hören die Zellen auf sich zu teilen und zu
erneuern. Die Zelle kann ihre Funktionen zunehmend schlechter ausführen.
Dies ist einer der Mechanismen für das Altern.

Die Länge der Telomere gilt daher als Marker für das biologische Alter
eines Menschen - im Gegensatz zum chronologischen Alter, welches wir in
Zahlen definieren. Von zwei Menschen mit gleichem chronologischen Alter
hat also die Person mit kürzeren Telomeren ein erhöhtes Risiko,
altersbedingte Krankheiten wie Alzheimer oder Krebs zu entwickeln, oder
sogar eine kürzere Lebenserwartung.

Verlängerung der Telomere

Ein Schlüssel, um länger jung zu bleiben, scheint daher mit der Frage
zusammenzuhängen: Wie schaffen wir es, die Verkürzung der Telomere so
lange wie möglich aufzuhalten? Nicht nur Genetik und ungesunder
Lebensstil, sondern auch psychischer Stress kann zur Verkürzung der
Telomere beitragen. Forscher haben daher untersucht, wie stark der
Lebensstil die Länge der Telomere beeinflussen kann. Einige Studien deuten
darauf hin, dass sich Telomere viel schneller verändern können als bisher
angenommen, und sich sogar nach nur ein bis sechs Monaten mentalen oder
körperlichen Trainings verlängern können. Es blieb bisher jedoch unklar,
ob diese Verlängerung tatsächlich bedeutet, dass das biologische Alter
eines Menschen reduziert wird.

"Um herauszufinden, ob eine kurzfristige Veränderung der Telomerlänge nach
nur wenigen Monaten wirklich mit Veränderungen im biologischen Alter einer
Person einhergehen könnte, haben wir sie mit einem anderen Biomarker des
individuellen Alterns und der Gesundheit in Verbindung gebracht: der
Gehirnstruktur", erklärt Lara Puhlmann, die inzwischen in der Gruppe
ßSozialer Stress und Familiengesundheit', geleitet von Veronika Engert, am
Max-Planck-Institut für Kognitions- und Neurowissenschaften forscht. Das
Projekt war von Tania Singer im Rahmen der ReSource Studie initiiert
worden.

Dazu nahmen die Teilnehmer der Studie an vier MRT-Untersuchungen im
Abstand von drei Monaten teil und gaben zu den gleichen Terminen
Blutproben ab. So konnten die Wissenschaftler anhand der DNA der
Leukozyten aus dem Blut der Probanden die Länge der Telomere mittels
Polymerase-Kettenreaktion bestimmen. Zusätzlich wurde mithilfe von
MRT-Scans die Dicke der Großhirnrinde jedes Teilnehmers berechnet. Diese wird
mit dem Alter zunehmend dünner. Man weiß außerdem, dass einige
neurologische altersbedingte Erkrankungen mit einer schnelleren Verdünnung
des Kortex in bestimmten Regionen verbunden sind.

Flexibles Altern

Das Ergebnis: "Unser biologisches Alter scheint flexibler zu sein, als
bisher angenommen. Anzeichen von Alterung auf verschiedenen biologischen
Ebenen können schon innerhalb von drei Monaten parallel verändern", sagt
Puhlmann. Veränderten sich die Telomere in der Länge, so war dies mit
plastischen Veränderungen im Gehirn verbunden. Wenn sich die Telomere also
bei den Studienteilnehmern verlängerten, konnte auch eine stärkere Tendenz
zur Verdickung des Kortex gemessen werden. Andersherum war eine
Telomerverkürzung mit einer Verdünnung der Großhirnrinde verbunden. Davon
war spezifisch der sogenannte Precuneus betroffen - ein wichtiger
Stoffwechsel- und Netzwerkknoten im Gehirn.

Dieses Ergebnis deutet darauf hin, dass bereits kurzfristige Veränderungen
der Telomerlänge Schwankungen im Gesundheits- und Alterungszustand eines
Körpers im Allgemeinen widerspiegeln. Welcher biologische Mechanismus den
kurzfristigen Veränderungen in der Telomerlänge zugrunde liegt, bleibt
jedoch unklar. "Wir wissen zum Beispiel nicht, ob sich die kurzfristigen
Veränderungen wirklich längerfristig auf die Gesundheit auswirken",
erklärt die Wissenschaftlerin.

Einfluss von mentalem Training

Gleichzeitig ist das Forscherteam der Frage nachgegangen, ob sich die
Länge der Telomere durch ein auf Achtsamkeit und Mitgefühl basierendes
neunmonatiges, mentales Training tatsächlich verändern lässt und ob solche
systematischen Veränderungen der Telomerlänge ebenfalls mit einer
Verdickung oder Verdünnung der Gehirnstruktur einhergehen. Vorherige Daten
aus dem vom Europäischen Forschungsrat unterstützten ReSource-Projekt
hatten bereits gezeigt, dass sich bestimmte Regionen des Kortex durch
Training verdicken lassen, abhängig von den jeweiligen mentalen
Trainingsinhalten der drei dreimonatigen Trainingsmodule. Auch die
physiologische Stressreaktion konnte durch mentales Training mit sozialen
Aspekten verringert werden.

Im Unterschied zu früheren Arbeiten fand das Team in der aktuellen Studie
jedoch keine Hinweise dafür, dass mentales Training Telomere verändern
kann. Zukünftige Studien müssen nun zeigen, welche Maßnahmen oder
Verhaltensweisen am effektivsten sind, um den biologischen
Alterungsprozess aufzuhalten oder sogar umzukehren.


Originalpublikation:

Lara M.C. Puhlmann, Sofie L. Valk, Veronika Engert, Boris C. Bernhardt,
Jue Lin, Elissa S. Epel, Pascal Vrticka, Tania Singer:
"Association of Short-term Change in Leukocyte Telomere Length With
Cortical Thickness Change and Outcomes of Mental Training Among Healthy
Adults."

JAMA Network Open 2019;2(9): e199687

Weitere Informationen finden Sie unter

https://jamanetwork.com/journals/jamanetworkopen/fullarticle/2751893

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2155

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Kognitions- und Neurowissenschaften - 27.09.2019
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POLITIK/1972: Ursachensuche für Fehlbildungen bei Neugeborenen - Bundesweite Erfassung unabdingbar (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 26. September 2019

Fehlbildungen bei Neugeborenen erfordern bundesweite Erfassung nach
Muster des Mainzer Modells



Berlin. In den vergangenen Wochen häuften sich Berichte über
Fehlbildungen bei Neugeborenen. Die Klärung der Ursachen hierzu ist
noch im Gange. Fast zeitgleich soll Ende des Jahres das lokale
"Geburtenregister Mainzer Modell", das solche Fehlbildungen in
Rheinland-Pfalz erfasst, auslaufen. Dies ist umso schlimmer, als dass
dieses Register für die Ursachenforschung unabdingbar ist.

In einem offenen Brief wendet sich Hubert Weiger, Vorsitzender des
Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), an
Bundesgesundheitsminister Jens Spahn, Bundesumweltministerin Svenja
Schulze, die Rheinland-Pfälzische Umweltministerin Sabine
Bätzing-Lichtenthäler und die Bundesärztekammer und ruft zur
Einführung eines deutschlandweit repräsentativen Geburtenregisters
auf. "Die Einführung eines bundesweiten Zentralregisters ist zur
Erforschung der Ursachen von Fehlbildungen bei Neugeborenen unbedingt
erforderlich", so der BUND-Vorsitzende. "Deshalb wenden wir uns in
dieser so sensiblen Frage an Gesundheitsminister Jens Spahn, um die in
unseren Augen notwendige Maßnahme für vorgeburtliche Vorsorge zu
unterstützen." Weiger spricht sich dafür aus, dass das bundesweite
Modell nach dem Muster des erfolgreichen Mainzer Modells aufgebaut
wird und dieses als wichtiger Teil der bundesweiten Struktur weiterhin
Bestand hat.

Das im Jahr 1990 vom Bundesministerium für Gesundheit initiierte
lokale Geburtenregister in Mainz zeigt, dass in der Region Rheinhessen
inzwischen etwa jedes 15. Kind mit einer behandlungsbedürftigen
Fehlbildung geboren wird. Zudem belegt das Mainzer Modell eine
drastische Erhöhung schwerwiegender Fehlbildungen bei Kindern, deren
Mütter in medizinischen Berufen tätig waren. Dies wird auf Bestrahlung
im Mutterleib zurückgeführt. Um diese medizinischen Erkenntnisse
bundesweit zu erfassen und zu verdichten braucht es ein
deutschlandweit geltendes Zentralregister.

Der BUND wiederholt in diesem Zusammenhang seine Forderung nach
besserem Strahlenschutz für die Nachkommen beruflich und medizinisch
exponierter Eltern. Aufgrund aktueller Erkenntnisse fordert der
Umweltverband außerdem, dass die Nutzen-Risiko-Abwägung für
Computertomographie-Untersuchungen deutlich kritischer als bisher
erfolgen solle. Ziel muss es sein, ihre Häufigkeit soweit wie
medizinisch vertretbar zu reduzieren.

Den offenen Brief an Gesundheitsminister Jens Spahn finden Sie unter:

 www.bund.net/spahn-brief

Die BUND-Stellungnahme "Strahleninduzierte Fehlbildungen: Aufruf zu
besserem Strahlenschutz unserer Nachkommen - Das Geburtenregister
Mainzer Modell muss weitergeführt werden!" finden Sie unter: 

www.bund.net/fehlbildungen-stellungnahme

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 26.09.2019

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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POLITIK/1971: Krankheit als Geschäft (1) - Die Akteure im deutschen Gesundheitsmarkt (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 32 vom 9. August 2019

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Krankheit als Geschäft

Teil 1: Die Akteure im deutschen Gesundheitsmarkt

von Richard Corell und Stephan Müller



Gesundheit als Ware? Das ist doch krank. Eine genaue Diagnose, wie
krank unser Gesundheitssystem ist - also wie stark es auf Profite für
Unternehmer statt Versorgung der Menschen ausgerichtet ist - stellt UZ
in der Serie "Krankheit als Geschäft" dar. Die Ökonomen Richard Corell
und Stephan Müller analysieren, wer wie an unserer Gesundheit verdient
- im ersten Teil geben sie einen Überblick über die Akteure im
Gesundheitsmarkt.

Unter dem Stichwort "Gesundheitsmarkt" findet man in den bürgerlichen
"Qualitätsmedien" vor allem eine Aussage: Dieser Markt bietet enormes
wirtschaftliches Potential, er wächst schneller und stabiler als die
Gesamtwirtschaft, ist Wachstumstreiber und Jobmotor.

Den Börsenanalysten, Anlageberatern und Investoren gilt er als
"Megatrend", getrieben von der demographischen Entwicklung und von
rasanten technologischen Neuerungen, insbesondere in den Bereichen
Digitalisierung, Medizintechnik und Bio- sowie Gentechnologie.

Andererseits kommen die Kosten für das Gesundheitswesen in der
bürgerlichen Presse nie ohne das Adjektiv "ausufernd" (oder gar
"explodierend") daher, und die Politik bemüht sich unter der
Überschrift "Reform" Jahr für Jahr darum, "Dämme" (also neue
Leistungseinschränkungen) gegen das "Ausufern" zu betonieren.

Betrachten wir zunächst, wer sich da alles tummelt in der Gesundheitswirtschaft:

Da sind die Patienten, das sind vor allem die aktiven und die ehemaligen Werktätigen.

Sie müssen - wie der Name Patient schon sagt - (das Wort kommt vom
lateinischen "patiens", "geduldig") in der Regel warten, bis jemand
sich ihrer Beschwerden und Krankheiten annimmt. Damit wird der Patient
Teil eines Systems, dem er als Einzelner weitgehend hilflos
ausgeliefert ist. Er ist zunächst angewiesen auf die Kollegen, die
sich seiner annehmen.

Das Statistische Bundesamt führt unter der sehr weit gefassten Rubrik
des Gesundheitspersonals rund 5,6 Millionen Beschäftigte (2017) an,
davon 4,2 Millionen Frauen. Rechnet man die Beschäftigten in den
Gesundheitsindustrien (Pharma, Medizintechnik und andere) und im
Großhandel heraus, bleiben rund 4,5 Millionen. Zum Vergleich: In der
Automobilindustrie (inklusive Zulieferern) waren im gleichen Jahr 0,82
Millionen beschäftigt.

Nicht einmal 10 Prozent des Gesundheitspersonals sind Ärzte (knapp
400000, davon fast die Hälfte im Krankenhaus). Die große Mehrzahl
macht das Assistenz-, Pflege-, Verwaltungspersonal aus in Kliniken,
Praxen, Laboratorien, Reha- und Pflegeeinrichtungen.

Kliniken gibt es in Deutschland knapp 2.000. 1.400 werden in den
Landes-Krankenhausplänen (Vorsicht Planwirtschaft!) als
Akutkrankenhäuser geführt. Mitte Juli 2019 machte eine Studie im
Auftrag der Bertelsmann-Stiftung (das sind die, die auch schon den
Hartz-Gesetzen den Weg gebahnt haben) Schlagzeilen, wonach über die
Hälfte der Häuser schließen sollten. 600 Häuser würden ausreichen, die
Versorgung würde sich gar verbessern, da die (größeren) Häuser besser
ausgerüstet würden und leichter Spezialisten vorhalten könnten.

Arztpraxen gibt es über 70.000. Sie verteidigen das Monopol auf die
ambulante Behandlung. Meilensteine waren hier die Zerschlagung der von
den Krankenkassen betriebenen Ambulatorien am Ende der Weimarer Zeit
und der Polikliniken, die es in der DDR gab und die nach der
Einverleibung geschleift wurden. In letzter Zeit wird allerdings die
Ablösung der Einzelkämpfer in Form der Medizinischen
Versorgungszentren (MVZ) betrieben. MVZs dürfen mehrere Ärzte
anstellen und stehen auch Investoren offen - was eifrig genutzt wird.
Investitionen in MVZ in Deutschland werden unter dem Schlagwort
"Equity Capital" international beworben, die Zahnärzte, die momentan
besonders betroffen sind, versuchen gerade, sich die kapitalstarke
Konkurrenz vom Hals zu halten.

Die Kliniken, aber auch die Praxen werden ausgerüstet von
Medizintechnikfirmen, wie zum Beispiel Healthineers (Siemens). Es
handelt sich dabei um die Ausgliederung der Medizintechnik, die
mehrheitlich in Eigentum von Siemens blieb. Der auf Röntgentechnik und
andere bildgebende Verfahren (CT, NMR) spezialisierte Konzern gehört
neben Medtronic (US-Konzern mit Sitz in Irland, Spezialität
Herzschrittmacher), Johnson and Johnson (USA), Fresenius (DAX Konzern,
spezialisiert auf Dialysegeräte) und Philips zu den größten
Medizintechnikkonzernen der Welt. Die deutschen Konzerne haben einen
hohen Exportanteil (so ist Fresenius Weltmarktführer im Bereich
Dialyse), aber auch der Heimatmarkt muss beackert und gesichert
werden. Wie das läuft und was das mit dem Aufstieg der MVZ und der
Privatisierung von Kliniken zu tun hat, werden wir in einem
Folgeartikel darstellen.

 * 

Quelle:

Unsere Zeit (UZ) - Zeitung der DKP, 51. Jahrgang,

Nr. 32 vom 9. August 2019, Seite 2
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STELLUNGNAHME/220: Trisomie-21-Bluttest in Schwangerschaft mit UN-Behindertenrechtskonvention unvereinbar (idw)


Evangelische Hochschule Rheinland-Westfalen-Lippe - 27.09.2019

EvH-Prof. Dr. Theresia Degener im Deutschen Bundestag:

Bluttest in Schwangerschaft mit UN-BRK unvereinbar



EvH-Prof. Dr. Theresia Degener hielt jetzt auf Einladung der
Bundestags-Fraktion Bündnis 90/Die Grünen die Keynote zur Bundestagsanhörung "10
Jahre UN-Behindertenrechtskonvention in Deutschland". Vor 300
Teilnehmer_innen zog sie Bilanz und forderte einen bundesweiten Pakt für
Inklusion.

Wie Prof. Dr. Theresia Degener, Lehrende an der Evangelischen Hochschule
Rheinland-Westfalen-Lippe, jetzt im Deutschen Bundestag betonte, seien der
Gesetzesentwurf zur künstlichen Beatmung und der Bluttest in der
Schwangerschaft nicht mit der UN-BRK vereinbar. Auf Einladung der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen hielt sie am 23. September 2019 die Keynote der
Bundestagsanhörung zu zehn Jahren UN-Behindertenrechtskonvention in
Deutschland.

Vor den rund 300 Teilnehmer_innen zog sie Bilanz und forderte einen
bundesweiten Pakt für Inklusion. Bei der Fraktionsvorsitzenden Katrin
Göring-Eckardt und der Behindertenpolitischen Sprecherin Corinna Rüffer
bedankte sie sich für deren Versprechen, sich für eine Änderung des
Spahn'schen Entwurfs für ein Reha- und Intensivpflegestärkungsgesetz
(RIGS) einzusetzen.

Damit soll künstliche Beatmung zu Hause nicht mehr von den Krankenkassen
finanziert werden - womit gegen mehrere Rechte aus der UN-BRK verstoße
werde, so Degener, so etwa gegen das Recht auf selbstbestimmtes Leben nach
Art. 19 oder das Recht auf menschenrechtsbasierte Gesundheitsversorgung
nach Art. 25.

Das RIGS stelle - ebenso wie der vom Gemeinsamen Bundesausschuss
empfohlene Bluttest in der Schwangerschaft zur Diagnose des Down-Syndroms
als Krankenkassenleistung - einen Rückschritt zum medizinischen Modell von
Behinderung dar; einen Rückschritt, der mit dem Menschenrechtsmodell der
UN-BRK nicht vereinbar sei, so Degener.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1045

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Evangelische Hochschule Rheinland-Westfalen-Lippe - 27.09.2019
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INFEKTION/1826: Erste durch Mücken übertragene West-Nil-Virus-Erkrankung beim Menschen in Deutschland (idw)


Robert Koch-Institut - 27.09.2019

Erste durch Mücken übertragene West-Nil-Virus-Erkrankung beim Menschen in Deutschland



Erstmals ist eine in Deutschland durch Mücken übertragene Infektion und
Erkrankung mit dem West-Nil-Virus (WNV) bekannt geworden: Die Person aus
Sachsen war an einer Gehirnentzündung erkrankt, wurde im Klinikum St.
Georg in Leipzig behandelt und ist inzwischen wieder genesen.

Das Nationale Referenzzentrum für tropische Infektionserreger am
Bernhard-Nocht-Institut für Tropenmedizin (BNITM) wies eine Infektion mit WNV nach.
"Das Risiko weiterer Fälle nimmt derzeit ab, da die Zahl der Mücken im
Herbst zurückgeht. In den kommenden Sommern müssen wir jedoch mit weiteren
West-Nil-Virus-Infektionen rechnen", sagt Lothar H. Wieler, Präsident des
Robert Koch-Instituts. "Glücklicherweise verläuft der Großteil der Fälle
mild."

West-Nil-Viren stammen ursprünglich aus Afrika. Die Erreger werden von
Stechmücken zwischen Vögeln übertragen, aber auch Säugetiere (vor allem
Pferde) und Menschen können durch Mückenstiche infiziert werden.
Übertragungen sind auch durch Bluttransfusionen möglich. Infektionen beim
Menschen verlaufen zu ca. 80 % ohne Symptome, bei knapp 20 % mit meist
milder und unspezifischer Symptomatik wie Fieber oder Hautausschlag. Nur
bei unter 1 % aller Betroffenen - in der Regel bei Älteren mit
Vorerkrankungen - kommt es zu einer Hirnhautentzündung (Meningitis) oder
seltener zu einer Entzündung des Gehirns (Enzephalitis), die tödlich enden
kann. Impfstoffe oder eine spezifische Therapie für Menschen gibt es
bislang nicht. Infektionen lassen sich durch persönlichen Mückenschutz
vorbeugen.

Durch Zugvögel und Stechmücken ist das Virus in nördlichere Regionen
gelangt und kann dort während der Mückensaison verbreitet werden. In den
vergangenen Jahren gab es immer wieder Ausbrüche in Süd- und Zentraleuropa
sowie Schwarzmeer-Anrainerstaaten. 2018 und 2019 haben Wissenschaftler des
Friedrich-Loeffler-Instituts (FLI) und des BNITM mehr als 70 an
WNV-Infektionen verendete Wild- und Zoo-Vögel in Deutschland festgestellt
(Bayern, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Brandenburg, Berlin,
Mecklenburg-Vorpommern und Hamburg), besonders betroffen ist Ostdeutschland. "In
diesem Jahr sind vermehrt auch Pferde betroffen, weshalb die Ständige
Impfkommission Veterinärmedizin am FLI Pferdebesitzern in betroffenen
Gebieten empfiehlt, ihre Tiere impfen zu lassen", erläutert Martin
Groschup, Leiter des Instituts für Neue und Neuartige Tierseuchenerreger
am FLI. WNV wird von heimischen Stechmücken der Gattung Culex übertragen.
"Offenbar haben die durch den Klimawandel bedingten ungewöhnlich warmen
Sommer der letzten beiden Jahre dazu beigetragen, dass sich WNV nördlich
der Alpen etabliert hat", sagt Jonas Schmidt-Chanasit, Leiter der
Virusdiagnostik am BNITM.

Das Robert Koch-Institut erforscht zusammen mit dem BNITM die
Infektionshäufigkeit von WNV und Risikofaktoren in der Bevölkerung. Seit
Juli 2019 beispielsweise werden in Regionen, in denen Tiere mit WNV
gefunden wurden, systematisch Blutspenden auf die Viren untersucht.
Bislang waren die mehr als 2.000 getesteten Spenden negativ. An der Studie
sind auch mehrere überregionale Blutspendedienste beteiligt.

Infektionen mit dem West-Nil-Virus sind meldepflichtig. Seit 2018
empfiehlt das RKI Ärzten in den betroffenen Regionen, Patienten mit
Enzephalitiden unklarer Herkunft auf West-Nil-Viren untersuchen zu lassen.
Auch bei vermehrtem Auftreten von Fiebererkrankungen mit und ohne
Hautausschläge muss das Virus als Auslöser in Betracht gezogen werden. Die
Labordiagnostik sollte möglichst ein Speziallabor übernehmen.

Weitere Informationen unter 

www.rki.de/westnilfieber, zum Vorkommen von WNV bei Tieren unter 

www.fli.de/de/aktuelles/tierseuchengeschehen/west-nil-virus

Hinweise zur WNV-Diagnostik sind unter

www.bnitm.de/zentrumfuerinfektionsdiagnostik/nationales-referenzzentrum-fuer-tropische-infektionserreger abrufbar.

Hinweise zur WNV-Diagnostik auf der Internetseite des Nationalen Referenzzentrums für tropische Infektionserreger

https://www.bnitm.de/zentrumfuerinfektionsdiagnostik/nationales-referenzzentrum-fuer-tropische-infektionserreger/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution174
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KREBS/1216: Mit weniger Alkohol das Brustkrebsrisiko senken (DKH)


Deutsche Krebshilfe - 30. September 2019

Mit weniger Alkohol das Brustkrebsrisiko senken

Die Deutsche Krebshilfe gibt Tipps im Brustkrebsmonat Oktober



Bonn - Vom Sektfrühstück bis zum abendlichen Wein, vom Bier auf der
Grillparty bis zum Cocktail beim Feiern: Es gibt zahlreiche
Gelegenheiten, die zum Trinken von Alkohol einladen. Während die
Gefahren des Rauchens als hoher Risikofaktor für Krebserkrankungen
hinlänglich bekannt sind, werden dem Alkohol häufig sogar
gesundheitsfördernde Wirkungen nachgesagt. Dabei ist Alkohol vor allem
eins: ein Zellgift, das fast alle Körperzellen und Organe schädigen
kann. Regelmäßiger Konsum steigert das Risiko für verschiedene
Krebserkrankungen, darunter auch Brustkrebs. "Der sorglose Umgang kann
nur bedeuten, dass der Zusammenhang zwischen Alkoholkonsum und Krebs
zu wenig bekannt ist oder verdrängt wird", so Gerd Nettekoven,
Vorstandsvorsitzender der Deutschen Krebshilfe. "Wir nehmen den
Brustkrebsmonat daher zum Anlass, zu einem bewussteren Umgang mit
Alkohol zu ermutigen."

Die Deutsche Hauptstelle für Suchtfragen (DHS) empfiehlt Frauen, nicht
mehr als einen Achtelliter Wein oder 0,3 Liter Bier pro Tag zu
trinken. Dies entspricht einer Menge von 12 Gramm Reinalkohol. Männer
sollten nicht mehr als die doppelte Menge zu sich nehmen - jeweils bei
mindestens zwei bis drei alkoholfreien Tagen pro Woche. Aber: Einen
sicheren Grenzwert gibt es nicht, denn jeder Konsum erhöht das
Krebsrisiko. Der Europäische Kodex zur Krebsvermeidung rät deshalb:
Reduzieren Sie Ihren Alkoholkonsum. Der völlige Verzicht auf Alkohol
ist noch besser für die Verringerung Ihres Krebsrisikos.

"Wenn es um Alkohol geht, ist weniger tatsächlich immer besser",
betont Professor Dr. Ulrich John, Direktor des Instituts für
Sozialmedizin und Prävention der Universitätsmedizin Greifswald. John
ist zudem Mitglied des Fachausschusses Primärprävention der Deutschen
Krebshilfe. "Aber es ist kein Verzicht im eigentlichen Sinne. Denn wer
sich bewusst für ein alkoholfreies Leben entscheidet, gewinnt viel,
vor allem Energie und Gesundheit."

Riskante Trinkgewohnheiten bei Frauen

Frauen trinken zwar insgesamt weniger Alkohol als Männer, aber sie
vertragen aufgrund ihrer Körperzusammensetzung und des langsameren
Alkoholabbaus auch nicht so viel. So überschreitet etwa jede fünfte
Frau - und damit ein ähnlicher Anteil wie bei den Männern - den
Grenzwert der DHS. Insbesondere die Gruppe der 45- bis 54-Jährigen
entwickelt häufig riskante Trinkgewohnheiten.

Krebsrisikofaktor Alkohol

Wissenschaftliche Studien belegen, dass der Konsum alkoholischer
Getränke das Brustkrebsrisiko - neben weiteren Tumorarten,
insbesondere im oberen Verdauungstrakt - nachweislich erhöht. Ursache
für die krebsfördernde Wirkung ist unter anderem Acetaldehyd. Die
Substanz entsteht beim Abbau von Alkohol im Körper und wird von
Wissenschaftlern als krebserregend eingestuft. Darüber hinaus erhöht
Alkohol den Östrogenspiegel - es entsteht ein hormonelles
Ungleichgewicht, das auf andere Zellen wachstumsfördernd wirken und
dadurch die Krebsentstehung begünstigten kann.

Prävention ist machbar

"Alkohol ist nicht der einzige Risikofaktor für die Entstehung von
Krebs, den wir selbst beeinflussen können", erklärt Nettekoven.
"Nichtrauchen, eine ausgewogene Ernährung, regelmäßige Bewegung,
Normalgewicht und der Schutz vor UV-Strahlung können Krebserkrankungen
ebenfalls vorbeugen." Auch wenn es im Einzelfall keine Garantie gibt:
Experten schätzen, dass rund 40 Prozent aller Tumore durch eine
gesunde Lebensweise vermeidbar wären.

Tipps für einen geringeren Alkoholkonsum

Führen Sie ein Trinktagebuch, um Ihren Konsum zu beobachten. Dies
ist ein einfacher, aber sehr wirksamer Schritt zu einem bewussteren
Umgang mit Alkohol.


	Lagern Sie keine Alkoholreserven zu Hause.

	Trinken Sie Alkohol nie aus Langeweile, Frust oder Einsamkeit.

	Wenn Sie etwas trinken möchten, tun Sie dies zu den Mahlzeiten.

	Trinken Sie Wasser statt Alkohol gegen den Durst.

	Trinken Sie ein großes Glas Wasser bevor Sie zum Alkohol greifen.

	Nehmen Sie zwischen zwei alkoholischen Getränken immer ein alkoholfreies Getränk zu sich.

	Für Bier, Sekt und Cocktails gibt es leckere alkoholfreie Alternativen.

	Trinken Sie langsam und nehmen Sie kleine Schlucke.

	Trauen Sie sich, freundlich und bestimmt "Nein" zu sagen - es ist vollkommen in Ordnung, wenn Sie nichts trinken möchten und Sie müssen sich nicht dafür rechtfertigen.



 * 
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SCHLAGANFALL/444: "Wir haben ein größeres Zeitfenster und mehr Behandlungsoptionen" (idw)


Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - 27.09.2019

Schlaganfall: "Wir haben ein größeres Zeitfenster und mehr Behandlungsoptionen"



Gute Nachrichten für Schlaganfallpatienten: Die Thrombolyse ist auch nach
4,5 Stunden noch effektiv und die interventionelle Thrombektomie zeigt
nicht nur bei ausgewählten Studienpatienten gute Behandlungserfolge,
sondern auch in der "normalen" Patientenpopulation. Von beiden
Therapieoptionen könnten in Zukunft also deutlich mehr Patienten
profitieren als bisher.

Laut Erhebung des RKI [1] aus dem Jahr 2017 erlitten 1,6 % der erwachsenen
Einwohner in Deutschland in den vorausgegangenen zwölf Monaten einen
Schlaganfall oder waren von chronischen Beschwerden infolge eines
Schlaganfalls betroffen. Da das Schlaganfallrisiko mit dem Lebensalter
steigt, ist mit dem demographischen Wandel, der sich derzeit vollzieht,
mit einem weiteren Anstieg der Schlaganfallrate in Deutschland zu rechnen.

Über dreiviertel aller Schlaganfälle sind ischämischer Natur, das heißt,
es kommt durch den Verschluss oder die Verengung eines hirnversorgenden
Blutgefäßes zur Minderversorgung eines Hirnareals mit Sauer- und
Nährstoffen. Damit es nicht zu bleibenden Schäden kommt, galt bisher, dass
innerhalb von 4,5 Stunden die Blutversorgung wiederhergestellt werden
muss, indem das Gerinnsel entfernt oder aufgelöst wird. Die medikamentöse
Thrombusauflösung erfolgt mit einer intravenösen Lysetherapie.

"Leider erreichen viele Patienten nicht rechtzeitig eine Klinik mit Stroke
Unit, also spezieller Schlaganfallstation, sei es, weil sie in ländlichen
Regionen wohnen oder weil sie die Schlaganfallsymptome zu spät erkennen
und wertvolle Zeit verlieren", erklärte Professor Dr. Götz Thomalla vom
Universitätsklinikum Hamburg auf dem DGN-Kongress in Stuttgart. "Zurzeit
wird nur etwa jeder fünfte Schlaganfallpatient in Deutschland innerhalb
des empfohlenen Zeitfensters lysiert."

Die Thrombolyse ist auch nach Ablauf von 4,5 Stunden noch wirksam
Schwierig ist, wenn der Schlaganfall im Schlaf auftritt und erst beim
Aufwachen bemerkt wird (sogenannte "wake-up strokes"). Dann ist oft nicht
nur das Therapiezeitfenster von 4,5 Stunden überschritten, sondern auch
der genaue Zeitpunkt des Eintretens des Schlaganfalls unbekannt. Die
WAKE-UP-Studie [2] konnte 2018 zeigen, dass Patienten, bei denen der Beginn des
Schlaganfalls unbekannt ist, ebenfalls von einer Thrombolyse profitieren,
wenn sie im MRT ein günstiges Befundmuster zeigen (das sogenannte
"Diffusions-FLAIR-Mismatch"). In der kürzlich publizierten EXTEND-Studie
[3] konnte gezeigt werden, dass auch bei Patienten, bei denen der
Schlaganfall mehr als 4,5 Stunden (aber maximal 9 Stunden) zurücklag, die
Lysetherapie mit einem besseren klinischen Ergebnis einherging. Zuvor
erfolgte ein sogenanntes Schlaganfall-MRT (Perfusions-Diffusions-MRT) oder
-CT, um das Ausmaß des Infarktes sowie Risikogewebe (d. h. zusätzlich
gefährdetes, minderdurchblutetes Hirngewebe) darzustellen. Eine im "The
Lancet" publizierte Meta-Analyse aus Patienteneinzeldaten von EXTEND und
zwei weiteren Studien [4] bestätigte dieses Ergebnis eindrucksvoll: Alle
Patienten waren mit erweiterter CT- oder MRT-Bildgebung ausgewählt und
randomisiert entweder mit dem Thrombolysemedikament Alteplase oder mit
Placebo behandelt worden. Der Therapieerfolg wurde nach drei Monaten mit
Funktionstests kontrolliert. In der Lyse-Gruppe erreichten 36 % der
Patienten eine vollständige oder fast vollständige Rückbildung der
neurologischen Ausfälle, in der Placebogruppe dagegen nur 29 %.

"Diese Ergebnisse sprechen für sich und zeigen, dass es sich lohnt, auch
bei Patienten eine Lysetherapie einzuleiten, die das Zeitfenster von 4,5
Stunden überschritten haben. Wir brauchen hierfür allerdings die
erweiterte Bildgebung mittels Schlaganfall-MRT oder Perfusions-CT",
erklärt Professor Thomalla. "Damit wird diese effektive Therapieoption im
klinischen Alltag für mehr Patienten verfügbar. Dennoch gilt die Regel
'time is brain' - keinesfalls soll der Eindruck entstehen, dass man sich
nun mehr Zeit lassen darf. Patienten mit Schlaganfall müssen
schnellstmöglich versorgt werden!"

Thrombektomie erwies sich nicht nur im Studiensetting, sondern auch in der
klinischen Routine als effektiv

Bei Verschlüssen großer Hirnarterien, wenn eine Lyse nicht ausreicht, kann
der Thrombus mit einem Gefäßkatheter entfernt werden (interventionelle
Thrombektomie). Eine deutsche industrieunabhängige Register-Studie [5]
analysierte zwischen Juni 2015 und April 2018 prospektiv insgesamt 2.794
Patienten (Alter 64 - 82, median 75) aus 25 Zentren. Mit der Thrombektomie
konnte die Durchblutung bei 2.143 Patienten (83 %) wiederhergestellt
werden. Wermutstropfen war allerdings eine Mortalitätsrate von 29 % in
dieser Auswertung. Diese Zahl spiegelt wider, dass es sich in der Mehrzahl
um schwere und sehr schwere Schlaganfälle handelte.

"In den bisherigen klinischen Studien wurden meist nur hochselektierte
Patientengruppen mit großer Wahrscheinlichkeit eines Nutzens der
Thrombektomie untersucht - im klinischen Alltag haben wir allerdings eine
viel breitere Patientenpopulation. In der vorliegenden Register-Auswertung
waren die Patienten älter als in bisherigen Studiensettings und damit
vulnerabler, was die Komplikationsrate erhöht. Auch hatten sie weniger
häufig als unter Studienbedingungen vorab eine Thrombolyse erhalten",
erläutert Professor Thomalla. "Daher bestätigt die Analyse, dass bei einem
hohen Anteil der Patienten im normalen klinischen Alltag durch die
Thrombektomie gute Therapierfolge zu erreichen sind. Insgesamt lassen sich
die neuen Erkenntnisse also zusammenfassen: Wir haben ein größeres
Zeitfenster und mehr Behandlungsoptionen."
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SCHMERZ/795: Neue Therapieoptionen zur Behandlung von akuten Migräneanfällen (idw)


Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - 27.09.2019

Neue Therapieoptionen zur Behandlung von akuten Migräneanfällen



Das Therapiespektrum hat sich für Patientinnen und Patienten mit Migräne
in den vergangenen Jahren deutlich erweitert. Neue Antikörper helfen,
Migräneanfälle effektiv zu verhindern bzw. die Anfallshäufigkeit zu
reduzieren. Kommt es aber dennoch zu einem schweren Anfall, standen
bislang nur Triptane zur Verfügung, um Anfallsdauer und -intensität zu
mindern. Ein Problem, denn aufgrund ihrer gefäßverengenden Wirkung, dürfen
Triptane von vielen Patienten nicht eingenommen werden. Neue Substanzen
bieten nun auch endlich diesen Menschen, bei denen die Einnahme von
Triptanen kontraindiziert ist, eine Therapieoption.

Für die Behandlung von Migräneattacken stehen für leichte bis
mittelschwere Attacken Schmerzmittel wie Acetylsalicylsäure und
Paracetamol und nichtsteroidale Antirheumatika zur Verfügung. Patienten,
die auf diese Therapie nicht ansprechen bzw. unter schweren
Migräneattacken leiden, bei denen sie nicht wirken, werden mit Triptanen
behandelt [1].

Akuttherapie: Triptane sind sehr effektiv, aber bei einigen Patienten kontraindiziert!

Triptane sind sehr gut wirksam und können, wenn sie rechtzeitig zu Beginn
eines Migräneanfalls eingenommen werden, Schmerzstärke und Anfallsdauer
deutlich reduzieren. Sie sind somit für viele Betroffene ein Segen und
haben sich seit Jahren und Jahrzehnten im klinischen Alltag bewährt.
Obwohl sie generell sehr nebenwirkungsarm sind, haben sie jedoch eine
Eigenschaft, die es einigen Patienten verbietet, sie einzunehmen: Triptane
binden an den sogenannten 5-HT1-Rezeptoren wodurch sie die
"Schmerzreizweiterleitung" (sogenannte Hemmung der nozizeptiven
Transmission) unterbinden und darüber hinaus die Ausschüttung von
entzündungsfördernden Neuropeptiden vermindert, was ebenfalls zur
Schmerzhemmung beiträgt. Allerdings wirken sie aber auch vasokonstriktiv,
also gefäßverengend. Das ist der Grund, warum Triptane bei verschiedenen
Patientengruppen kontraindiziert sind, u.a. wenn schwerwiegende vaskuläre
Erkrankungen wie Angina pectoris oder auch verschiedene vaskuläre
Risikofaktoren vorliegen und natürlich auch bei Patienten, die bereits
einen Herzinfarkt, Schlaganfall oder einen sogenannten "Mini-Schlaganfall"
(TIA) erlitten haben. Bei ihnen kann die Einnahme von Triptanen regelrecht
lebensgefährlich werden.

Neue Optionen

Da Menschen mit Migräne, die auch zu dieser Patientengruppe gehören,
bislang keine wirksamen Therapieoptionen hatten, bestand die
Notwendigkeit, neue Medikamente zur Akuttherapie der Migräne zu
entwickeln, die keine vasokonstriktiven Eigenschaften haben. Zwei
Substanzklassen wurden entwickelt und befinden sich in der klinischen
Prüfung, die sogenannte Gruppe der "Ditane" und der "Gepante".

Zur ersten Gruppe gehört Lasmiditan. Wie ein Triptan ist auch diese
Substanz ein Agonist am Serotonin 5 HT1F-Rezeptor, hat aber im Gegensatz
zu dieser herkömmlichen Wirkstoffklasse keine vasokonstriktiven
Eigenschaften [2]. In zwei großen Phase-3-Studien war Lasmiditan besser
wirksamer in der Akuttherapie eines Migräneanfalls als Placebo [3, 4]. Die
Substanz hat allerdings unangenehme zentrale Nebenwirkungen wie
Benommenheitsmüdigkeit und Schwindel, die den praktischen Einsatz
einschränken. Der Indikationsbereich für Lasmiditan wird sich daher sehr
wahrscheinlich auf Patienten beschränken, die Kontraindikation für die
Einnahme von Triptanen haben.

Der zweite neue Ansatz zur Therapie der Migräneattacke sind kleine
Moleküle, die als Antagonisten am CGRP Rezeptor wirken, die sogenannte
"Gepante". In größeren randomisierten, Placebo-kontrollierten Studien zur
Behandlung akuter Migräneattacken wurden Ubrogepant [5] und Rimegepant [6,
7] untersucht. Beide sind wirksamer als Placebo und haben im Gegensatz zu
Lasmiditan nur geringe Nebenwirkungen.

Auch wenn direkte Vergleichsstudien mit Triptanen bisher nicht vorliegen,
ist festzuhalten, dass sowohl Lasmiditan als auch die
CGRP-Rezeptorantagonisten weniger wirksam zu sein scheinen als Triptane. "Aber
dennoch sind sie für Patienten mit schwerer Migräne, bei denen Triptane
kontraindiziert sind, eine lang ersehnte und wichtige Therapieoption. Man
darf nicht vergessen, dass es für diese Patienten bislang gar keine
Akuttherapie der Migräne gab. Jeder, der weiß, wie schmerzhaft und stark
beeinträchtigend ein schwerer Migräneanfall sein kann, wird verstehen,
dass in dieser Situation auch Therapien, die etwas weniger wirksam als
erhofft sind, die Lebensqualität deutlich steigern können", erklärt
Professor Dr. Hans-Christoph Diener, Pressesprecher der DGN.
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STUDIE/102: Mütterliche Autoantikörper ursächlich für kindliche Verhaltensstörungen? (idw)
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Mütterliche Autoantikörper ursächlich für kindliche Verhaltensstörungen?



Mit Antikörpern wehrt unser Immunsystem viele Krankheitserreger ab. Bei
sogenannten Autoimmunerkrankungen werden fälschlicherweise Antikörper
gebildet, die gegen körpereigene Zellen gerichtet sind - das Immunsystem
greift diese dann an und zerstört sie sogar. Autoantikörper können aber
auch bei asymptomatischen Menschen vorhanden sein - man vermutet, dass sie
jedoch während einer Schwangerschaft auf den Embryo übertragen werden und
später neurologisch-psychiatrische Erkrankungen auslösen könnten (z. B.
ADHS, Autismus). Eine aktuelle Studie belegt, dass dieser Mechanismus
tatsächlich die embryonale Gehirnentwicklung stören und mit dem Auftreten
von Verhaltensstörungen zusammenhängen kann.

Im Mutterleib haben heranwachsende Babys einen natürlichen Schutz vor
verschiedenen Infektionserkrankungen, der noch über die ersten
Lebenswochen andauert. Dieser Schutz entsteht durch den Übertritt
mütterlicher Antikörper durch die Plazenta in das Blut des ungeborenen
Kindes.

Wenn Schwangere jedoch potenziell pathologische Antikörper in ihrem Blut
haben, können diese ebenfalls diaplazentar übertragen werden und beim
Neugeborenen Krankheitssymptome auslösen. Dies gilt auch für sogenannte
Autoantikörper der Mutter. Autoantikörper werden vom körpereigenen
Immunsystem aufgrund unbekannter Fehlfunktionen gebildet, sie richten sich
gegen körpereigene Zellbestandteile. Wenn das Immunsystem somit
fälschlicherweise körpereigene Strukturen angreift oder sogar zerstört,
kommt es zu sogenannten Autoimmunerkrankungen. Autoimmunologische
Entstehungsmechanismen wurden inzwischen für viele chronische Erkrankungen
aufgeklärt. Manchmal haben aber auch gesunde, asymptomatische Menschen
Autoantikörper in ihrem Blut. Der Übertritt solcher mütterlichen
Autoantikörper wird seit längerem als Ursache von bestimmten
neuro-psychiatrischen Krankheiten diskutiert (z. B. Autismusformen).

Bei ca. 1 % der Bevölkerung finden sich im Blut Autoantikörper gegen den
sogenannten NMDA-Rezeptor. "NMDA-Rezeptoren sind bestimmte
Eiweißstrukturen, die vor allem auf der Oberfläche von Nervenzellen im
Gehirn vorkommen, sie spielen unter anderem bei der embryonal-fetalen
Gehirnentwicklung eine große Rolle", erklärt PD Dr. med. Harald Prüß,
Neurologe an der Charité - Universitätsmedizin Berlin und
Neurowissenschaftler am DZNE Berlin. "Bei ca. 700.000
Schwangerschaften/Jahr in Deutschland ist somit eine hohe Zahl werdender
Mütter potenziell betroffen."

In einer jüngst von Dr. Prüß und seinen Kollegen publizierten Studie [1]
wurde Blut von 120 Müttern, die ein Kind in psychiatrischer Behandlung
haben, auf das Vorhandensein von NMDA-Rezeptor-Autoantikörpern untersucht
(retrospektiv). Die Kinder hatten unterschiedliche neuropsychiatrische
Symptome bzw. Erkrankungen (z. B. hyperkinetische, depressive oder andere
emotionale Störungen sowie tiefgreifende Entwicklungsstörungen). Das
Ergebnis zeigte höhere mütterliche Spiegel an
NMDA-Rezeptor-Autoantikörpern als bei 105 Kontroll-Müttern mit gesunden Kindern.

Diese Beobachtung wurde in einem eigens entwickelten Mausmodell
nachvollzogen: Den schwangeren Tieren wurden in der Embryonalphase
menschliche NMDA-Rezeptor-Antikörper injiziert, die bei den Muttertieren
keine Symptome verursachten, sich aber im fetalen Blutkreislauf massiv
anreicherten und im fetalen Hirngewebe nachweisbar waren. Der Vergleich
mit gesunden Feten/Neugeborenen zeigte einen Abbau von ca. 50 % der
NMDA-Rezeptoren, Veränderungen der Hirnentwicklung (mit geringerem Volumen
verschiedener Hirnteile), der Hirnfunktion (Hirnströme) sowie
Verhaltensauffälligkeiten der Tiere bis ins hohe Alter (z. B.
Hyperaktivität, vermindertes Angstverhalten). Die betroffenen Neugeborenen
hatten eine höhere Mortalität, niedrigeres Gewicht, veränderte
neurologische Reflexe und verminderte sensomotorische Fähigkeiten.

"Nun sind prospektive klinische Studien erforderlich, um die Bedeutung von
NMDA-Rezeptor-Antikörpern während der Schwangerschaft zu bestätigen und
weiter zu untersuchen", so Dr. Prüß. "Die bisherigen Erkenntnisse haben
ein großes Relevanzpotenzial und gegebenenfalls weitreichende
Konsequenzen, da embryonale Hirnentwicklungsstörungen durch Autoantikörper
eine bisher weitgehend unbeachtete Ursache für ein ganzes Spektrum
neuropsychiatrischer Erkrankungen sein könnten. Hier könnte dann für die
entsprechenden Krankheiten (wie z. B. Autismus und ADHS) prinzipiell eine
spezifische vorbeugende Behandlung möglich werden."


[1] Jurek B, Chayka M, Kreye J et al. Human gestational NMDAR
autoantibodies impair neonatal murine brain function. Ann Neurol 2019 Jul
20. doi: 10.1002/ana.25552. [Epub ahead of print]


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dgn.org

http://www.dgnkongress.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1276

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - 27.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MEDIZIN / VERANSTALTUNGEN





AKTION/1024: Internet - Weltstillwoche 2019. Stillende erhalten Informationen und Tipps, 30.09.-06.10.2019


Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung - 27.09.2019

Weltstillwoche 2019: BZgA unterstützt Stillende mit Informationen und Tipps



Anlässlich der Weltstillwoche vom 30. September bis 06. Oktober 2019 weist
die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA) auf die Vorteile
des Stillens für die Gesundheit von Mutter und Kind hin. Auf www.kindergesundheit-info.de gibt die BZgA praktische Tipps für die Stillzeit
und zu den Stillpositionen.

Dr. med. Heidrun Thaiss, Leiterin der BZgA, betont: "Stillen ist ideal für
Mutter und Kind: Mit der Muttermilch erhält das Baby alle wichtigen
Nährstoffe in optimaler Qualität und Menge, die es für eine gesunde
Entwicklung braucht. Darüber hinaus stärkt Stillen die Bindung von Mutter
und Kind."

Die BZgA empfiehlt, Babys mindestens bis zum Beginn des fünften Monats und
spätestens bis Beginn des siebten Monats ausschließlich zu stillen. Nach
Einführung von Beikost können Mütter so lange weiter stillen, wie es sich
für sie und ihr Kind gut anfühlt. Auf dem BZgA-Portal 

www.kindergesundheit-info.de wird ausführlich und leicht verständlich über
alle wichtigen Fragen rund um das Thema Stillen informiert. Hierzu gehören
neben den Stilltechniken Informationen zur idealen Ernährung für stillende
Mütter und zur Vermeidung von Stillproblemen. Stillende finden darüber
hinaus Informationen zur Vereinbarkeit von Berufstätigkeit und Stillzeit.

Tipps und Hinweise der BZgA für eine gute Stillbeziehung:


	Stillende sollten sich anfangs einen ruhigen Ort suchen, an dem sie sich wohl fühlen und sich ganz auf ihr Baby konzentrieren können.

	Die richtige Position sorgt für eine gute Ausgangssituation, um das Stillen erfolgreich und angenehm zu machen.

	Obgleich das Trinken von Muttermilch an der Brust eine angeborene Fähigkeit von Säuglingen ist, sollten sich stillende Mütter insbesondere zu Beginn der Stillzeit nicht scheuen, kompetente Beratung und Unterstützung zu suchen.

	Eine gesunde und ausgewogene Ernährung der Mutter dient sowohl dem Säugling als auch dem Wohlbefinden der Stillenden.

	Während der gesamten Stillzeit sind Alkohol und Rauchen schädlich.

	Die Unterstützung des Partners oder der Partnerin ist auch während der Stillzeit wichtig.




Weiterführende Informationen der BZgA zum Stillen unter

https://www.kindergesundheit-info.de/themen/ernaehrung/stillen/

Infografik zu Stillpositionen unter

http://www.kindergesundheit-info.de/themen/ernaehrung/stillen/infografik-stillpositionen/

Bestellung der kostenlosen BZgA-Materialien unter:

Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung, 50819 Köln

Online-Bestellsystem: https://www.bzga.de/infomaterialien/

Fax: 0221 899 225 7

E-Mail: order@bzga.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung - 27.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MUSIK / FAKTEN





MELDUNG/293: Freude über OPUS KLASSIK 2019 für Mariss Jansons (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 30. September 2019

Auszeichnung für Lebenswerk

Freude über OPUS KLASSIK 2019 für Mariss Jansons



Mariss Jansons wird mit dem OPUS KLASSIK 2019 für sein Lebenswerk
gewürdigt. Der Chefdirigent von Chor und Symphonieorchester des
Bayerischen Rundfunks erhält die hohe Auszeichnung im Rahmen einer
Fernsehgala am Sonntag, 13. Oktober 2019 vom Verein zur Förderung der
Klassischen Musik e.V. im Konzerthaus Berlin.

Der OPUS KLASSIK wurde 2018 erstmals vergeben und gilt nach dem Aus
des ECHO Klassik als hochrangigste Auszeichnung dieser Art in
Deutschland. Ausrichter des in mehreren Kategorien vergebenen Preises
für klassische Musik ist der Verein zur Förderung der Klassischen
Musik e. V., in dem Label, Veranstalter, Verlage und Personen der
Klassik-Welt vertreten sind.

"Ich bedanke mich sehr herzlich für die Verleihung des OPUS
 KLASSIK-Preises als Würdigung meines Lebenswerks. Es ist mir eine
 große Freude und Ehre, diese renommierte Anerkennung anzunehmen -
 besonders, da sie auch die langjährige Zusammenarbeit mit 'meinem'
 Symphonieorchester und Chor des Bayerischen Rundfunks
 widerspiegelt."

 Chefdirigent Mariss Jansons



"Ich gratuliere Maestro Jansons sehr herzlich zu dieser
 Auszeichnung. Es macht mich stolz und glücklich, dass er einen
 substanziellen Teil seines einzigartigen Künstlerlebens als
 Chefdirigent unserem Symphonieorchester gewidmet hat und auch
 weiterhin widmet. Durch seine gewinnende Persönlichkeit und seinen
 Ehrgeiz, vielen Menschen unvergessliche Musikerlebnisse zu
 ermöglichen, ist seine Partnerschaft mit unserem Symphonieorchester
 längst zu einer 'Ära Jansons' geworden, die in aller Welt gefeiert
 wird und deren Höhepunkte in den Angeboten des BR sowie auf
 zahlreichen Veröffentlichungen des BR-Klassik-Labels nachzuhören
 sind."

 BR-Intendant Ulrich Wilhelm



"Die Musikerinnen und Musiker des Symphonieorchesters freuen sich
 mit ihrem Chefdirigenten sehr über diese wunderbare und mehr als
 verdiente Auszeichnung. Die Vorstellung, dass unsere vielen
 gemeinsamen Konzerte und CD-Veröffentlichungen in den letzten 16
 Jahren dazu einen kleinen Teil beigetragen haben könnten, macht uns
 glücklich und lässt uns voller Vorfreude auf die vor uns liegende,
 weitere Zusammenarbeit mit Herrn Jansons blicken."

 Orchestervorstand BRSO



"Seit Jahrzehnten ist Mariss Jansons ein Garant für unvergessliche
 Konzerterlebnisse auf den großen Podien der Welt. Seine Dirigate
 vor allem des spätromantischen Repertoires und der klassischen
 Moderne spüren die Essenz, die tiefe Humanität und Wahrheit dieser
 Werke auf. Interpretationen unter Mariss Jansons sind Sternstunden
 für das Publikum wie für seine Musikerinnen und Musiker
 gleichermaßen."

 Dr. Kerstin Schüssler-Bach, Sprecherin der Jury




Mariss Jansons

Mariss Jansons ist seit 2003 Chefdirigent von Chor und
Symphonieorchester des Bayerischen Rundfunks. Er wurde bereits mit
zahlreichen Auszeichnungen geehrt, u. a. mit dem Großen
Bundesverdienstkreuz mit Stern, dem Bayerischen Maximiliansorden, dem
Ernst von Siemens Musikpreis sowie der Ehrenmitgliedschaft der
Gesellschaft der Musikfreunde in Wien und der Royal Academy of Music
in London. Außerdem ist Mariss Jansons Ehrenmitglied der Berliner und
der Wiener Philharmoniker.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 30. September 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





AKTION/2789: Mönchengladbach - Workshop "Djembe" am 12. Oktober 2019


Stadt Mönchengladbach

Workshop: Djembe



Die kelchförmige Djembe gehört zu den beliebtesten afrikanischen
Trommeln. In diesem VHS-Workshop am Samstag, 12. Oktober, 11 bis 16
Uhr, in der Musikschule, Lüpertzender Straße 83, gibt es mit der
Trommel Musik wie in Afrika! Auch ohne musikalische Vorkenntnisse sind
die Teilnehmer am Ende in der Lage, ein eigenes Musikstück in der
Tradition der Malinke zu arrangieren und zur Aufführung zu bringen.

Nachdem sie die verschiedenen Sounds wie Bass, Open, Slap und die
dazugehörigen Anschlagstechniken kennen gelernt haben, können wir mit
Hilfe von Signalen schon bald intuitiv kommunizieren.

Entgelt: 47 Euro 

Information und Anmeldung: vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 23. September 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





AKTION/2788: Hamburg - Rwandan Records, Kampnagel, 17.-19.10.2019


Kampnagel - Presseinformation vom 6. September 2019

Jens Dietrich/Milena Kipfmüller:

Rwandan Records

Musik / Theater & Performance / Rollstuhlgerecht

Dauer: 3 Stunden

Tickets: 12 Euro (erm. 9 Euro, [k]-Karte 6 Euro)

Betreten und Verlassen des Raums jederzeit möglich / In Englisch,
Französisch und Kinyarwanda mit deutschen Untertiteln

Do, 17.10.2019 18:00 [Premiere], Kampnagel - K2

Fr, 18.10.2019 18:00, Kampnagel - K2

Sa, 19.10.2019 18:00, Kampnagel - K2



Die meisten Menschen denken bei dem Stichwort Ruanda ausschließlich an
den Genozid 1994. Seitdem hat das Land eine enorme wirtschaftliche
Entwicklung vollzogen und präsentiert sich selbst als afrikanischen
Tigerstaat. Für die junge Generation stellt sich dabei die Frage, wie
mit einer Vergangenheit umzugehen ist, die wie in Deutschland ein
schwieriges Erbe ist.

Der Hamburger Regisseur und Dramaturg Jens Dietrich und die Berliner
Soundkünstlerin Milena Kipfmüller haben in Ruanda mit zahlreichen
Menschen Gespräche aufgenommen und ein heterogenes Ensemble von
Stimmen zusammengestellt.

Der ruandische Hip-Hop-Künstler Eric 1key und der Berliner Musiker
Klaus Janek komponieren live einen interaktiven Klangraum aus Sprache,
traditionellen Sounds, elektronischer Musik, Beats und Field
Recordings. Zwischen grandiosen Zukunftsvisionen und Sehnsüchten nach
sich verflüchtigenden Traditionen verbindet das begehbare Musiktheater
RWANDAN RECORDS präkoloniale Geschichten mit Erzählungen der Gegenwart
zwischen Ruanda und Deutschland und präsentiert einen neuen,
ungewohnten Blick auf ein globalisiertes Selbstverständnis. Jeden
Abend entsteht eine neue berührende Symphonie, deren individuelle
Version sich die Besucher*innen am Ende zum Nachhören als Downloadlink
schicken lassen können.

RWANDAN RECORDS schließt an das Tanzprojekt PLANET KIGALI an, das Jens
Dietrich mit Yolanda Gutiérrez und Dorcy Rugamba im Dezember 2018 auf
Kampnagel produziert hat.

Künstlerische Leitung, Regie & Text: Jens Dietrich/Milena
Kipfmüller

mit: Klaus Janek, Erik 1key

Fachberatung: Assumpta Mugiraneza 

Bühne: Jelka Plate 

Musik, Komposition, Corporate Design: Klaus Janek

Stimmen: Wesley Ruzibiza, Assumpta Mugiraneza, Eric 1key, Chris
Schwagga, Hervé Kimenyi, Jean Marie Vianney Mushabizi, Deo Munyakazi,
Yannick Kamenzi, Béata Mukamulisa, Gamalière Mbonimana, Imaculée
Inshongore

Produktion: Dietrich/Kipfmüller in Kooperation mit dem Haus der
Kulturen der Welt und dem Iriba Centre for Multimedia Heritage Kigali

Funded by: Hauptstadtkulturfonds, Goethe-Institut Kigali and Rusch
Stiftung.

Das Gastspiel von RWANDAN RECORDS ist unterstützt durch das NATIONALE
PERFORMANCE NETZ Gastspielförderung Theater, gefördert von der
Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und Medien, sowie den
Kultur- und Kunstministerien der Länder.

 * 


Kartentelefon:

Mo. bis Sa. 10:00-19:00 Uhr

Telefon: +49 (0)40 270 949 49

E-Mail: tickets@kampnagel.de

 * 

Quelle:

Kampnagel Hamburg

Jarrestr. 20, 22303 Hamburg

Telefon: +49 (0)40 270 949 0, Fax: +49 (0)40 270 949 11

E-Mail: mail@kampnagel.de

Internet: www.kampnagel.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9179: Aus aller Welt - 01.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



Ex-FPÖ-Vorsitzender Strache zieht sich aus Politik zurück

Im Zuge parteiinterner Zerwürfnisse will Österreichs ehemaliger
FPÖ-Chef Heinz-Christian Strache seine Parteimitgliedschaft ruhen
lassen und jegliche politische Aktivität einstellen. Er wolle damit
eine Zerreißprobe und Spaltung der FPÖ um jeden Preis verhindern,
sagte der frühere Vizekanzler viereinhalb Monate nach Auffliegen der
Causa Ibiza und dem Absturz seiner Partei bei der Nationalratswahl
heute vormittag in einer Wiener Wein-Bar. Strache kommt so einem
drohenden Parteiausschluß zuvor, den der Bundesparteivorstand am
Nachmittag diskutieren wollte.

1. Oktober 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9179: Kriminalität und Rechtsprechung - 01.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



Lebenslange Haftstrafen im Hells-Angels-Prozeß

Berlins Innensenator Andreas Geisel begrüßte die Verurteilung von
acht Mitgliedern der Rockergruppe Hells Angels wegen Mordes.
Angesichts der Kaltblütigkeit der Tat halte er das Urteil für absolut
angemessen, sagte der SPD-Politiker einem Bericht des Tagesspiegel
zufolge. Das Berliner Landgericht verurteilte am Dienstag acht von
insgesamt zehn Angeklagten zu lebenslangen Gefängnisstrafen. Am 10.
Januar 2014 sollen insgesamt 13 teils vermummte Männer in ein
Wettbüro im Stadtteil Reinickendorf eingedrungen sein und einen
26jährigen gezielt erschossen haben. Der Anschlag soll eine Rache für
eine Schlägerei mit einem verletzten Hells-Angels-Rocker gewesen
sein.

1. Oktober 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9176: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 01.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



Neu Delhi kauft russische Raketen - Washington will das verhindern

Das Treffen des indischen Außenministers Subrahmanyam Jaishankar mit
seinem amerikanischen Amtskollegen Mike Pompeo in Washington erfolgte
unter keinem guten Stern. Hintergrund ist ein Streit um indische
Zölle auf amerikanische Produkte, die nach Ansicht von US-Präsident
Donald Trump nicht mehr akzeptabel seien. Außerdem sieht sich Indien
wegen geplanter Waffenkäufe in Rußland zunehmender Kritik der
US-Regierung ausgesetzt. Am Rande seines Besuchs stellte Jaishankar
vor Journalisten klar, daß sich Indien von keinem Staat diktieren
lassen werde, was aus Rußland zu kaufen sei und was nicht. Das
Gleiche gelte auch dann, wenn Neu-Delhi Rüstungsgüter von den USA
kaufen würde. Vor einem Jahr hatte Indien mit Rußland einen Vertrag
über die Lieferung von fünf S-400-Raketenabwehrsystemen im Wert von
rund 5,5 Milliarden Dollar geschlossen.

1. Oktober 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9178: Aus Parlament und Gesellschaft - 01.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



Wahl des Landtagspräsidenten in Sachsen

Matthias Rößler bleibt Präsident des Landesparlaments in Sachsen. Auf
der konstituierenden Sitzung des neugewählten Parlaments in Dresden
erhielt der CDU-Politiker 87 von 116 abgegebenen Stimmen und bleibt
damit weitere fünf Jahre im Amt. Zu seinen Stellvertretern wurden
Andrea Dombois (CDU), André Wendt (AfD) und Luise Neuhaus-Wartenberg
(Linke) gewählt. Zuvor hatte sich die potentielle Koalition aus CDU,
Grüne und SPD auf eine Änderung der Geschäftsordnung verständigt, die
im Landtag beschlossen wurde. Diese sieht vor, daß künftig auch der
Regierungschef bei einer Befragung den Abgeordneten Rede und Antwort
stehen muß.

1. Oktober 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9176: Tragisches und Kurioses - 01.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



Ewiges Eis der Antarktis kollabiert

Am Südpol ist ein riesiger Eisberg mit einer Fläche von rund 1.600
Quadratkilometern abgebrochen. Wie die australische Antarktis-Agentur
AAD heute mitteilte, war der Eisberg mit dem Namen "D28" Teil des
sogenannten Amery-Schelfeises der Ostantarktis. Mit dem Klimawandel
habe der Vorgang aber nichts zu tun, vielmehr sei er Teil des
natürlichen Zyklus' des Schelfeises, erklärte Helen Amanda Fricker
vom Scripps Institut für Ozeanographie der Universität von
Kalifornien. So große Kalb-Ereignisse seien alle 60 bis 70 Jahre zu
sehen.

1. Oktober 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8261: Aus Forschung und Technik - 01.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



Rußland halbiert bemannte Sojus-Starts zur Raumstation

Rußland wird die Zahl seiner bemannten Missionen zur Internationalen
Raumstation ISS von jährlich vier auf zwei reduzieren. Die neuen
Raumschiffe "Crew Dragon" und "Starliner" von SpaceX beziehungsweise
Boeing werden voraussichtlich 2020 erstmals mit ihren Besatzungen zur 
ISS fliegen, sagte der Leiter der russischen Weltraumagentur 
Roskosmos, Dimitri Rogosin, einem Bericht der Agentur RIA Novosti 
zufolge am Rande einer Raumfahrtkonferenz. Die NASA hoffe, daß Boeing 
und SpaceX ihre Hauptprobleme bis Ende dieses Jahres lösen, so Rogosin 
weiter. Er wünsche ihnen viel Erfolg. Momentan verhandeln Roskosmos 
und die NASA über ISS-Missionen, in denen russische Kosmonauten in 
amerikanischen Raumschiffen mitfliegen und umgekehrt.

1. Oktober 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8275: Aus aller Welt - 01.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Ghani und Abdullah erheben Anspruch auf Präsidentschaft in Afghanistan

Am Samstag wurde in Afghanistan die Präsidentschaftswahl
durchgeführt. Unter den 18 Kandidaten zählten der Amtsinhaber Ashraf
Ghani und der Regierungsgeschäftsführer Abdullah Abdullah zu den
Favoriten. Beide Seiten erklärten sich inzwischen zu Siegern. Aus der
Wahlkommission verlautete indes, niemand habe dazu das Recht. Eine
vorläufige Bekanntgabe des Wahlergebnisses wird zum 19. Oktober
erwartet. Das endgültige Ergebnis soll am 7. November vorliegen.
Sollte kein Kandidat eine absolute Mehrheit der Stimmen auf sich
vereinigt haben, käme es zu einer Stichwahl. Bei der
Präsidentschaftswahl hatten gut 2,1 Millionen Wähler bei rund zehn
Millionen Wahlberechtigten ihre Stimme abgegeben, wie TOLO News
meldeten. Die Wahl wurde unter anderem von den Taliban sabotiert.
Bei 260 meist auf das Konto der Miliz gehenden, kleineren Anschlägen
auf Wahllokale wurden 29 Menschen getötet.

1. Oktober 2019
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GESUNDHEIT/8230: Medizin und Gesundheitswesen - 01.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Schlechte Pflege durch Überbelastung

Die Pflege in Deutschland ist ein Desaster. Die Antwort von Berlin
lautete bislang, den Pflegeberuf für Auszubildende attraktiver zu
machen, damit sie häufiger diesen Beruf ergreifen. Nicht wenige
Experten sind der Ansicht, daß dies nicht ausreicht. Denn Studien
zeigten, daß rund drei Viertel der Pflegekräfte in Deutschland unter
Zeitdruck, Personalmangel und großer Arbeitslast stehen. 46 Prozent
der Beschäftigen im Pflegebereich geben sogar an, ihr Pensum nur
bewältigen zu können, indem sie Abstriche bei der Qualität ihrer
Arbeit machen. Nur etwa ein Fünftel der Pflegekräfte kann sich
vorstellen, bis zur Rente so weiter zu arbeiten. Es kann daher nicht
reichen, in diesen verschleißträchtigen Beruf lediglich mehr Menschen
hineinzubringen. Die Pflegearbeit muß insgesamt geändert werden.

1. Oktober 2019
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JUSTIZ/8263: Kriminalität und Rechtsprechung - 01.10.2019 (SB)




VOM TAGE



EuGH konkretisiert Cookie-Regelung

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat entschieden, daß auf
Internetseiten Voreinstellungen zum Bestätigen einer
Cookie-Verwendung unzulässig sind. Die Nutzer müssen ausdrücklich
anklicken, ob sie Cookies zustimmen, und nicht, ob sie diese
ablehnen. Letzteres wäre keine wirksame Einwilligung, heißt es in der
Pressemitteilung zu dem EuGH-Urteil, um das der Bundesgerichtshof
(BGH) gebeten hatte. Demnach spielt es keine Rolle, ob auf der
fraglichen Website personenbezogene Daten im Spiel sind oder nicht.
Außerdem muß der Anbieter den Nutzer über die Art der verwendeten
Cookies informieren. Das betrifft zum Beispiel die Einsatzdauer und
Zugriffsmöglichkeiten durch Dritte.

1. Oktober 2019
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KULTUR/8185: Sprache, Kunst und Medium - 01.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Uni Chicago gibt Artefakte an den Iran zurück

80 Jahre nach der Leihe hat die Universität von Chicago etwa 1800
Artefakte aus der legendären Stadt Persepolis von zwei Vertretern der
Hochschule an Regierungsvertreter des Iran zurückgegeben, wie eine
Behördenstelle in Teheran auf ihrer Internetseite mitteilte.

Die Kunstschätze waren in den 1930er Jahren von Archäologen in der
altpersischen Residenzstadt ausgegraben worden. Damals wurde
vereinbart, daß das Orientalische Institut in Chicago die Fundstücke
erforschen, die Inschriften übersetzen und katalogisieren dürfe.

1. Oktober 2019
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MILITÄR/8252: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 01.10.2019 (SB)




VOM TAGE



VR China feiert Gründungstag mit großer Militärparade

Peking beging am Dienstag den 70. Jahrestag der Gründung der VR China
mit einer großen Militärparade auf der Straße des Ewigen Friedens.
Präsident Xi Jinping als Oberkommandierender der Truppen nahm den
Vorbeimarsch von 15.000 Soldaten und Soldatinnen sowie die Vorführung
von mehr als 160 Flugzeugen, 580 Panzern und anderen Waffensystemen
wie nuklear bestückbaren Interkontinentalraketen und der
niedrigfliegenden Hyperschallrakete DF-17 ab. Xi betonte bei dem
Anlaß, keine Macht könne den Fortschritt des chinesischen Volkes und
der Nation aufhalten. Das Motto der Veranstaltung lautete, ohne die
Kommunistische Partei gäbe es kein neues China.

1. Oktober 2019
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POLITIK/8266: Aus Parlament und Gesellschaft - 01.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Volksinitiative Klimanotstand Berlin erfolgreich

Die Volksinitiative zur Ausrufung eines Klimanotstands in Berlin hat
mehr als 36.000 gültige Unterschriften zusammengebracht. Das gab die
Pressestelle des Parlaments am Dienstag bekannt. Damit sich das
Abgeordnetenhaus in den nächsten vier Monaten mit dem Thema befassen
muß, wären 20.000 Unterschriften erforderlich gewesen. Die
Volksinitiative hatte Ende August mehr als 43.000 Unterschriften
abgegeben, von den knapp 7000 ungültig waren. Die Organisatoren der
Initiative fordern eine Anpassung der Berliner Politik an das
1,5-Grad-Ziel des internationalen Pariser Klimaabkommens.
Entsprechende Maßnahmen sollen höchste Priorität erhalten. In
Deutschland haben bereits mehrere Dutzend Städte den Klimanotstand
ausgerufen.

1. Oktober 2019
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SONSTIGES/8235: Tragisches und Kurioses - 01.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Wieder vergiften Bauern Elefanten in Sri Lanka

Innerhalb eines viel von ausländischen Touristen besuchten
Naturschutzgebiets nahe der früheren Felsenfestung Sigiriya in Sri
Lanka sind innerhalb weniger Tage sieben Elefanten gefunden worden,
die offenbar von dort ansässigen Pflanzern vergiftet wurden.

Illegale Siedler und frei lebende Dickhäuter leben auf der Insel in
ständigen Konflikten. Eigentlich dürften die Bauern dort keine
Plantagen anlegen, verteidigen diese aber mit allen Mitteln gegen die
gefräßigen Tiere, die ebenfalls auf immer engere Räume
zusammengedrängt werden.

Auf der Insel gibt es schätzungsweise noch etwa 7000 wilde Elefanten.
Jährlich werden davon aber rund 200 getötet. Obwohl nach dem Gesetz
für diesen Wildfrevel sogar die Todesstrafe verhängt werden kann, kam
es bisher nicht zu Hinrichtungen. Auf der anderen Hand fallen jedes
Jahr auch rund 50 Menschen den Überfällen von Dickhäutern zum Opfer,
wenn diese sich über die Anpflanzungen hermachen oder in die
Siedlungen einfallen.

Die Behörden sehen die Vergiftungen auch nicht gern, da damit
internationale Verträge verletzt werden, und sich - wie jetzt -
ausländische Touristen beschweren, die auf einige der Kadaver gestoßen
waren.

1. Oktober 2019
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SOZIALES/8264: Arbeit, Soziales und Familie - 01.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Protestierende Landwirte auf dem Weg nach Den Haag

In den Niederlanden haben sich am Dienstag rund 2000 Landwirte mit
ihren Traktoren auf den Weg zu einer Kundgebung in Den Haag gemacht.
Die Aktion führte laut Verkehrsministerium zu Verkehrsstaus von mehr
als tausend Kilometer Länge. Zu der Demonstration wurden mehr 
als 10.000 Teilnehmer erwartet. Ihr Protest galt dem schlechten Image 
der Agrarindustrie, die für klimaschädliche Kohlendioxid- und 
Stickstoffemissionen kritisiert wird. Produzenten wie z. B. die
Schweinezüchter wollen nicht mehr als Tierquäler wahrgenommen werden.
Züchter und Landwirte fordern die Regierung auf, die Zahl der pro
Betrieb zulässigen Tiere nicht weiter abzusenken und die Emissionen
von Kohlendioxid und Stickstoff von unabhängiger Seite überprüfen zu
lassen.

1. Oktober 2019
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UMWELT/8241: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 01.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Vegetarische Ernährung spart Trinkwasser

Vegetarier schützen durch ihren Verzicht auf Fleisch nicht nur das
Leben vieler Tiere, sondern sollen zudem den Wasserverbrauch für die
Lebensmittelproduktion um rund die Hälfte senken können. Zu diesem
Ergebnis gelangte ein Team um Davy Vanham von der Gemeinsamen
Forschungsstelle der Europäischen Kommission in Ispra (Italien). Die
Forscher berechneten, daß ein Wechsel zu einer Ernährungsweise mit
wenig Fleisch zu einer Wasserersparnis von 11 bis 35 Prozent führen
kann. Bei einer Ernährung ohne Fleisch, aber mit Fisch, sollen 33 bis
55 Prozent eingespart werden können, bei rein vegetarischer
Ernährungsweise 35 bis 55 Prozent.

1. Oktober 2019
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WIRTSCHAFT/8252: Märkte und Finanzen - 01.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Opel Rüsselsheim beantragt Kurzarbeit

Der Autobauer Opel hat für sein Stammwerk in Rüsselsheim Kurzarbeit
für die meisten der rund 2600 Beschäftigten beantragt. Die
Spätschicht fällt sechs Monate lang aus. Die Vereinbarung wurde mit
dem Betriebsrat abgestimmt. Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen erhalten
neben dem Kurzarbeitergeld als Lohnersatzleistung von Opel einen
Zuschlag, müssen jedoch Lohneinbußen hinnehmen. Betriebsbedingte
Kündigungen sind bis 2023 ausgeschlossen. Die Produktion des
Kompaktvan Zafira war im Sommer ausgelaufen. Wegen der geringen
Nachfrage der Limousine Insignia ist das Werk nicht ausgelastet. Ab
2021 soll in Rüsselsheim der Kompaktwagen Astra produziert werden. In
Vorbereitung darauf wird die Kapazität des Werks zurückgefahren. Die
Betriebsleitung erwartet vom Astra eine nachhaltige Sicherung des
Standorts. Die Opel Automobile GmbH gehört seit gut zwei Jahren dem
französischen PSA-Konzern.

1. Oktober 2019
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WISSENSCHAFT/8264: Aus Forschung und Technik - 01.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Google Maps auch für Pendler

Google Maps gilt als Kartendienst, dem viele Navigationsgeräte nicht 
das Wasser reichen können. Und man ist in Mountain View dabei, den
Abstand noch größer werden zu lassen. So erhalten Pendler, die Tag für 
Tag per Auto, Bahn oder beidem zur Arbeit fahren, 
Echtzeit-Informationen zum Straßen- und dem öffentlichen 
Personennahverkehr (ÖPNV). Außerdem hat Google Schnittstellen-Zugriff 
auf die Abfahrtszeiten öffentlicher Verkehrsmittel in (bislang) 80 
Regionen weltweit. Bei diesen genügt ein Blick in Google Maps, um in 
Echtzeit zu sehen, ob eine Bahn oder ein Bus verspätet sind. Treten 
Verspätungen auf, informiert Google Maps über alternative Routen. Auf 
Android-Geräten werden zudem Benachrichtigungen über Verzögerungen und 
Störungen auf der Route angezeigt, um Staus gegebenenfalls zu umgehen. 
Für Pendler, die sowohl Bahn und Auto nutzen, besteht die Option, alle 
Verkehrsmittel - inklusive der Abfahrtzeiten in Echtzeit - 
zusammengefaßt angezeigt zu bekommen.

1. Oktober 2019
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WETTER/273: Deutschlandwetter im September 2019 (Deutscher Wetterdienst)


Deutscher Wetterdienst - Pressemitteilung vom 30.09.2019

Deutschlandwetter im September 2019

Das gibt es noch: Aus meteorologischer Sicht ein durchschnittlicher
September



Offenbach, 30. September 2019 - Im September 2019 dominierte im
größten Teil Deutschlands in den ersten 3 Wochen des Monats meist
hoher Luftdruck. Tiefdruckgebiete, die sich zunächst nur in wenigen
Gebieten ausgewirkt hatten, brachten im letzten Drittel auch bisher
vernachlässigten Regionen den ersehnten Regen. Heftige Gewitter
spielten dabei keine Rolle mehr. Insgesamt wichen Temperatur,
Niederschlag und Sonnenschein kaum vom vieljährigen Mittel ab. Das
meldet der Deutsche Wetterdienst (DWD) nach ersten Auswertungen der
Ergebnisse seiner rund 2 000 Messstationen.

Warme und kühle Abschnitte - gebietsweise bereits frostige
Nächte

Mit 14,1 Grad Celsius (°C) lag im September der Temperaturdurchschnitt
um 0,8 Grad über dem Wert der international gültigen Referenzperiode
1961 bis 1990. Im Vergleich zur wärmeren Periode 1981 bis 2010 betrug
die Abweichung +0,6 Grad. Pünktlich zum meteorologischen Herbstbeginn
am 1. September drängte die Kaltfront des Tiefs "Egbert" die vorher in
ganz Deutschland herrschende Hitze nach Osten ab. Lediglich in Berlin,
Brandenburg, Sachsen und an wenigen Stationen Bayerns kletterte das
Quecksilber nochmals über 30 °C. Coschen, südlich von
Eisenhüttenstadt, erreichte mit 33,8 °C den höchsten Wert.
Anschließend bestimmte abwechselnd kühle oder warme Luft das Wetter.
So zeigte das Thermometer in Coschen am 7. nur noch maximal 15,7 °C.
Am 16. um 14 Uhr lag die Temperatur in Rheinfelden am Hochrhein bei
29,3 °C, während sie in Jeßnitz in Sachsen-Anhalt bei 12,2 °C
verharrte. Um den 20. trat an zahlreichen Stationen bereits der erste
Frost auf. Den bundesweit tiefsten Wert meldete dabei Bad Königshofen
im nördlichen Unterfranken am 19. mit -3,0°C.

Zunächst verbreitet zu trocken, später überall Niederschläge

Der September lag mit knapp 65 Litern pro Quadratmeter (l/m²) leicht
über dem vieljährigen Durchschnitt von 61 l/m². Bis zum Beginn der
dritten Dekade brachte er jedoch nur dem äußersten Norden und Süden
sowie am 8. und 9. dem Osten hin und wieder ergiebige Regenfälle. Die
größte Tagesmenge meldete dabei Sigmarszell-Zeisertsweiler am 8. mit
71,2 l/m². In weiten Teilen des Bundesgebietes setzte sich dagegen die
Trockenheit weiter fort. Besonders betroffen waren Hessen sowie Unter-
und Mittelfranken. So fielen bis zum 22. in Lohr-Halsbach,
nordwestlich von Würzburg, nur 1,3 l/m². Laubbäume, die die Hitze des
Sommers überstanden hatten, färbten sich bereits jetzt herbstlich
bunt. Erst im letzten Drittel sorgten Tiefausläufer von Südwesten her
auch in diesen Regionen für reichlich Regen. Der insgesamt meiste
Niederschlag fiel im Norden Schleswig-Holsteins mit örtlich fast 220
l/m².

Im Südwesten viel, im Norden wenig Sonnenschein

Mit etwa 165 Sonnenstunden übertraf der September 2019 sein
Sonnenscheinsoll von 150 Stunden um rund 10 Prozent. Am längsten
zeigte sich die Sonne am Hochrhein mit bis zu 210 Stunden, am
wenigsten in der Lüneburger Heide und in Schleswig-Holstein mit
örtlich nur 125 Stunden.


Das Wetter in den Bundesländern im September 2019

(In Klammern stehen jeweils die vieljährigen Mittelwerte der
intern. Referenzperiode)

Schleswig-Holstein und Hamburg: In Schleswig-Holstein betrug
die Temperatur 14,1 °C (13,2 °C). Mit etwa 110 l/m² erreichte es 146
Prozent des Solls (75 l/m²) und war das nasseste Bundesland. An der
Grenze zu Dänemark fielen im September örtlich fast 220 l/m². Der
Sonnenschein traf in Schleswig-Holstein mit gut 140 Stunden ziemlich
genau den Klimawert (143 Stunden). Hamburg war mit 14,5 °C (13,7 °C)
ein warmes, mit beinahe 90 l/m² (68 l/m²) das zweitnasseste und mit
etwa 135 Stunden (139 Stunden) das sonnenscheinärmste Bundesland. Beim
Kaltfrontdurchgang des Tiefs "Ignaz" am 17. erreichten die Sturmböen
in List auf Sylt 102 km/h (Windstärke 10).

Niedersachsen und Bremen: Für Niedersachsen registrierten die
Meteorologen eine Temperatur von 14,1 °C (13,5 °C) und eine
Niederschlagsmenge von rund 85 l/m² (60 l/m²). Mit knapp 145 Stunden
(135 Stunden) war es ein vergleichsweise sonnenscheinarmes Bundesland.
Die Lüneburger Heide gehörte im September mit örtlich nur 125 Stunden
zu den bundesweit sonnenärmsten Gebieten. Bremen ordnete sich mit 14,6
°C (13,7 °C) bei den warmen und mit über 85 l/m² (61 l/m²) bei den
niederschlagsreichen Bundesländern ein. Die Sonnenscheindauer lag bei
fast 145 Stunden (136 Stunden). Die Kaltfront des Sturmtiefs "Ignaz"
fegte am 17. mit heftigen Sturmböen über Niedersachsen hinweg. Mehrere
Bahnstrecken mussten gesperrt wurden. So verbrachten 200 Reisende die
Nacht zum 18. in Zügen.

Mecklenburg-Vorpommern: Mecklenburg-Vorpommern kam auf 14,4 °C
(13,3 °C). Mit gut 75 l/m² erreichte es 150 Prozent des 
Niederschlags-Solls (51 l/m²), beim Sonnenschein mit etwa 140 Stunden dagegen nur 91
Prozent (154 Stunden). Damit war es das zweitsonnenscheinärmste
Bundesland.

Brandenburg und Berlin: Brandenburg war im September mit 14,8
°C (13,8 °C) das zweitwärmste Bundesland. Die Niederschlagsmenge
erreichte etwa 55 l/m² (45 l/m²) und die Sonnenscheindauer lag bei 165
Stunden (156 Stunden). Berlin präsentierte sich mit 15,3 °C (14,1 °C)
auch als das wärmste Bundesland. Hier fielen rund 60 l/m² (46 l/m²)
und die Sonne schien etwa 175 Stunden (156 Stunden). Coschen, südlich
von Eisenhüttenstadt, war im September der heißeste Ort Deutschlands.
Dort kletterte das Quecksilber am 1. auf 33,8 °C. In Lenzen an der
Elbe, im äußersten Nordwesten von Brandenburg, stieg die Temperatur an
diesem Tag dagegen nur auf 24 °C. Am 7. zeigte das Thermometer in
Coschen nur noch maximal 15,7 °C. In Berlin-Dahlem war der 9.
September der erste Tag ohne Sonnenschein seit dem 22. Mai.

Sachsen-Anhalt: Hier lag die Temperatur bei 14,6 °C (13,7 °C).
Obwohl Sachsen-Anhalt mit gut 50 l/m² 119 Prozent des Solls (42 l/m²)
erreichte, war es damit das zweittrockenste Bundesland. Die Sonne
schien knapp 170 Stunden (144 Stunden).

Sachsen: Die DWD-Mitarbeiter errechneten im September 2019 für
Sachsen eine Durchschnittstemperatur von 14,2 °C (13,4 °C), eine
Niederschlagsmenge von rund 65 l/m² (55 l/m²) und eine
Sonnenscheindauer von etwa 170 Stunden (148 Stunden).

Thüringen: Thüringen war im September 2019 neben Hessen mit
13,7 °C (12,8 °C) das zweitkühlste und mit knapp 50 l/m² (51 l/m²) das
trockenste Bundesland. Die Sonne schien mehr als 165 Stunden (143
Stunden).

Nordrhein-Westfalen: Nordrhein-Westfalen kam auf 14,2 °C (13,7
°C) und mit knapp 60 l/m² nur auf 87 Prozent des Regensolls (67 l/m²).
Der Sonnenschein lag mit rund 150 Stunden dagegen um 11 Prozent über
dem Klimawert (135 Stunden).

Hessen: Hessen war im September 2019 neben Thüringen mit 13,7
°C (13,2 °C) das zweitkühlste Bundesland. Die Niederschlagsmenge
summierte sich auf knapp 55 l/m² (57 l/m²) und die Sonnenscheindauer
auf nahezu 170 Stunden (142 Stunden).

Rheinland-Pfalz: Hier lag die Temperatur durchschnittlich bei
14,2 °C (13,5 °C). Rheinland-Pfalz blieb mit gut 50 l/m² um 12 Prozent
unter dem Regensoll (60 l/m²), während es beim Sonnenschein mit etwa
175 Stunden (151 Stunden) ein Plus von 16 Prozent gab. Damit war es
ein trockenes und ein sonnenscheinreiches Bundesland.

Saarland: Das Saarland meldete eine Temperatur von 14,3 °C
(13,7 °C) und eine Niederschlagsmenge von gut 75 l/m² (70 l/m²). Mit
beinahe 180 Stunden (158 Stunden) war es das zweitsonnenscheinreichste
Bundesland.

Baden-Württemberg: In Baden-Württemberg lag die Temperatur bei
14,1 °C (13,3 °C). Die Regenmenge verfehlte mit etwa 60 l/m² das Soll
(70 l/m²) um 14 Prozent. Mit rund 190 Stunden (166 Stunden) war es
dagegen das sonnigste Bundesland. Den deutschlandweit meisten
Sonnenschein erhielt der Hochrhein mit bis zu 210 Stunden.

Bayern: Bayern zeigte sich mit 13,5 °C (12,8 °C) als das
kühlste und mit rund 175 Stunden (160 Stunden) als ein
sonnenscheinreiches Bundesland. Der Niederschlag betrug etwa 60 l/m²
(72 l/m²). Mit -3,0 °C, gemessen am 19., meldete Bad Königshofen im
nördlichen Unterfranken die deutschlandweit tiefste Temperatur im
September. Vom 19. bis 21. traten dort bereits drei Frosttage
hintereinander auf. Um die Kleinstadt zwischen Rhön und Thüringer Wald
machten Regengebiete zunächst meist einen Bogen: Bis zum 22. fielen
nur 1,8 l/m². Noch trockener blieb der September in seinen ersten drei
Wochen in Lohr-Halsbach, nordwestlich von Würzburg, wo nur 1,3 l/m²
zustande kamen. Dauerregen brachte dagegen in 
Siegmarszell-Zeisertsweiler bei Lindau am Bodensee allein vom 8. auf den 9. mit
71,2 l/m² die deutschlandweit größte 24-stündige Menge des Monats.

Alle in dieser Pressemitteilung genannten Monatswerte sind
vorläufige Werte. Die für die letzten zwei Tage des Monats verwendeten
Daten basieren auf Prognosen. Bis Redaktionsschluss standen nicht alle
Messungen des Stationsnetzes des DWD zur Verfügung.

© DWD 2019

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30.09.2019

Pressestelle des Deutschen Wetterdienstes,

Zentrale: Frankfurter Straße 135, 63067 Offenbach

Telefon: 049 (0)69 / 80 62 - 0, Fax: 049 (0)69 / 80 62 - 4484

E-Mail: info@dwd.de

Internet: www.dwd.de
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1345: Sicherheitslücken in PDF-Verschlüsselung (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 30.09.2019

Gemeinsame Presseinformation der FH Münster und Ruhr-Universität Bochum

Sicherheitslücken in PDF-Verschlüsselung



Verschlüsselte PDF-Dokumente sollen eine vertrauliche Übermittlung von
Daten ermöglichen. Forscher der Ruhr-Universität Bochum und der FH Münster
zeigten jedoch, dass Angreifer die Dokumente trotz Verschlüsselung so
manipulieren können, dass sie sich den lesbaren Inhalt vom Opfer
zuschicken lassen können. Die IT-Experten testeten 27 verbreitete
PDF-Reader für Windows, Mac-OS und Linux, die alle verwundbar waren, unter
anderem die gängigen Anwendungen Adobe Acrobat und Foxit. Die Ergebnisse
veröffentlichten die Wissenschaftler am 30. September 2019 online
(https://pdf-insecurity.org/index.html).

Da die Sicherheitslücken weit verbreitet waren, meldeten die
Wissenschaftler sie im Mai 2019 dem Computer Emergency Response Team des
Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstechnik. Die Gruppe um Prof.
Dr. Jörg Schwenk vom Bochumer Horst-Görtz-Institut für IT-Sicherheit half,
gemeinsam mit Fabian Ising und Prof. Dr. Sebastian Schinzel vom Institut
für Gesellschaft und Digitales der FH Münster, die Schwachstellen zu
schließen.

PDF-Verschlüsselung kommt in vielen Bereichen zum Einsatz, um vertrauliche
Dokumente sicher über das Netz auszutauschen. Einige medizinische
IT-Systeme und -Geräte sind in der Lage, beispielsweise die Gesundheitsakten
der Patienten als PDF zu verschlüsseln und zu übertragen. Netzwerkfähige
Drucker und Scanner bieten ebenfalls PDF-Verschlüsselung an, um
eingescannte Dokumente zu schützen. In der Industrie werden teils auch
E-Mails als verschlüsselte PDF-Dokumente verschickt, wenn andere
Verschlüsselungsmethoden nicht möglich sind.

Entschlüsseltes Dokument wird zum Angreifer geschickt

Bei ihrer Arbeit gingen die Forscher davon aus, dass der Angreifer Zugriff
auf ein verschlüsseltes PDF-Dokument erhält, indem er beispielsweise eine
E-Mail an das Opfer abfängt. Auch ohne das Passwort zum Entschlüsseln des
Dokuments zu besitzen, kann der Angreifer die Datei manipulieren und darin
Befehle für eine spätere Aktion verstecken. Dann leitet er das
manipulierte verschlüsselte PDF-Dokument an das Opfer weiter. Gibt das
Opfer das Passwort ein und öffnet das Dokument, wird der versteckte Befehl
ausgeführt und der nun entschlüsselte Inhalt automatisch an den Angreifer
geschickt.

Zwei Sicherheitslücken

Zwei verschiedene Schwachstellen - Direct Exfiltration und CBC Gadgets
genannt - ermöglichten es den Forschern, diese Art von Angriff
durchzuführen. Alle getesteten Desktop-Anwendungen zum Lesen von
PDF-Dokumenten enthielten mindestens eine der beiden Sicherheitslücken. Eine
Übersicht über die betroffenen Anwendungen stellen die Forscher auf ihrer
Webseite bereit (https://pdf-insecurity.org/encryption/evaluation_2019.html).
Dort finden sich auch technische Details zu den Angriffen.

Die Forscher raten alle Nutzerinnen und Nutzern von PDF-Readern zu
überprüfen, ob sie die vom Angriff betroffene oder eine ältere Version
installiert haben. Falls ja, sollten sie ein Software-Update durchführen,
sofern verfügbar, oder den Softwareanbieter kontaktieren.


Förderung

Die Arbeiten wurden unterstützt vom Land NRW im Rahmen der
Forschungsgruppe "Human Centered System Security" sowie durch Efre NRW im
Rahmen des Projekts "MIT Sicherheit NRW". Weitere Finanzierung kam von der
Europäischen Kommission durch das Projekt "Future Trust" (Grant 700542
-Future-Trust-H2020-DS-2015-1) sowie von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft im Rahmen des Exzellenzclusters Casa (EXC 2092).


Originalpublikation:

Jens Müller, Fabian Ising, Vladislav Mladenov, Christian Mainka, Sebastian
Schinzel, Jörg Schwenk:

Practical decryption exfiltration: breaking PDF encryption, 2019,

Online-Vorabveröffentlichung:

https://pdf-insecurity.org/download/paper-pdf_encryption-ccs2019.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Ruhr-Universität Bochum, 30.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/670: Meschede - 5. Aktionstag "Pro Psychische Gesundheit" am 9.10.2019


Stadt Arnsberg

"Veränderte Lebenswelten - anders als gedacht" - 5. Aktionstag "Pro
Psychische Gesundheit" in Meschede



Arnsberg. Fast jeder dritte Mensch leidet im Laufe seines Lebens an
einer behandlungsbedürftigen, psychischen Erkrankung. "Mittendrin
statt außen vor", das sind aber nicht nur die Betroffenen selbst,
sondern genau das sind auch die Angehörigen psychisch Erkrankter. Sie
stehen vor der schwierigen Herausforderung, neben den Bedürfnissen des
psychisch Erkrankten auch die eigenen nicht zu vernachlässigen. Oft
eine Herausforderung, die nicht zu bewältigen scheint.

Erst im Laufe eines Gespräches fällt Angehörigen oft auf, wie sehr und
wie lange sie sich selbst zurückgestellt haben und in ihrer Rolle als
Elternteil, Ehepartner, Kind oder als Schwester/Bruder nur noch
funktionierten. In der Sorge um ihre Lieben merken viele Angehörige
erst nach einiger Zeit, dass ihre Energie und Kraft immer mehr
schwindet. Die Lebensfreude und die Leichtigkeit minimiert, die Gefahr
selbst zu erkranken steigt. "Keine Zeit für Erholung" oder "keine Zeit
sich was Gutes zu gönnen" sind in der Gefühlswelt Angehöriger tief
verankert. Zu wichtig ist einem das Wohlergehen des anderen.

Aus diesem Grunde haben sich die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der
Selbsthilfekontaktstelle AKIS im HSK und der Kontakt- und
Beratungsstellen für psychisch Erkrankte aus Arnsberg, Brilon,
Marsberg, Meschede, Schmallenberg und Winterberg entschlossen, die
Angehörigen in den Fokus des 5. Aktionstages "Mittendrin statt außen
vor" am Mittwoch, 9. Oktober, ab 13.30 Uhr im Kreishaus in Meschede
zu stellen.

"Psychische Erkrankungen sind über alle Altersgruppen verteilt häufig
und gehen mit einer Belastung, nicht nur für die Betroffenen, sondern
auch für das soziale Umfeld einher", so Christian Rademacher,
Psychiatriekoordinator des Gesundheitsamtes des Hochsauerlandkreises,
"deshalb ist es uns ein besonderes Anliegen, sowohl Betroffene als
auch Angehörige anzusprechen."

Als Veranstaltungsauftakt wird Dr. med. Rüdiger Holzbach, Chefarzt
der Klinik für Psychiatrie am Klinikum Hochsauerland zum Thema "Die
Auswirkung psychischer Erkrankungen auf das Umfeld", referieren.

"Mittendrin statt außen vor" - das nehmen wir an diesem Tag wörtlich",
so Marion Brasch von der AKIS im HSK, "denn wir laden unsere Besucher
ein, diesen Tag gemeinsam mit uns zu gestalten, sich sowohl zu
informieren und als sich auch aktiv am Erfahrungsaustausch zu
beteiligen".

Unter dem Motto "Veränderte Lebenswelten - anders als gedacht" sind
deshalb im Anschluss an den Vortrag Diskussionsrunden zu den Themen
"Unser Oma spinnt", "Mein Kind ist Out of order" sowie "Mein/e
Partner*in macht schlapp" geplant.

"Alle Interessierten sind herzlich eingeladen unseren Aktionstag zu
besuchen und sich aktiv zu beteiligen", freuen sich die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Beratungsstellen und des
Gesundheitsamtes des Hochsauerlandkreises auf große Resonanz. Der
Eintritt ist wie immer frei.

Weitere Informationen direkt bei der AKIS im HSK,
www.arnsberg.de/selbsthilfe, unter der Telefonnummer 02932 201-2270
oder per E-Mail: selbsthilfe@arnsberg.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 30. September 2019

Stadt Arnsberg

Pressestelle

E-Mail: pressestelle@arnsberg.de
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KINO/437: Magdeburg - Film "Back for Good" zum Thema Epilepsie am 15.10.2019


Stadt Magdeburg

Film "Back for Good" zum Thema Epilepsie

Magdeburger Wissenschaftler kommt ins Kino



Mit dem Familiendrama "Back for Good" wird die Veranstaltungsreihe
"Wissenschaft im Kino" am 15. Oktober fortgesetzt. Ein Neurologe der
Universitätsmedizin Magdeburg wird dabei Fragen zum Thema Epilepsie
beantworten und über das Thema diskutieren. Der Film beginnt um 18.00
Uhr im Moritzhof. Der Eintritt ist frei.

Viele Kino-, Fernseh- und Dokumentarfilme greifen wichtige
gesellschaftliche Fragen auf - so auch "Back for Good", der 2017 als
Eröffnungsfilm bei der Berlinale lief. Er zeigt, wie in einer Familie
mit einem epilepsiekranken Mädchen jeder seinen Weg sucht, mit der
Erkrankung umzugehen.

Der Film: Back for Good

Reality-TV-Sternchen Angie kommt frisch vom Drogenentzug und muss
zurück zu Mutter Monika in ihr Heimatkaff ziehen. Ähnlich schwer hat
es Angies pubertierende Schwester Kiki, die wegen ihrer
Epilepsieerkrankung einen Schutzhelm trägt. Dieser isoliert Kiki von
anderen Jugendlichen, dabei will sie doch einfach nur dazu gehören.
Ein Gefühl, das Angie sehr gut kennt. Sie besteht aber darauf, dass
Schwester Kiki den Schutzhelm trägt. Beide fühlen sich unerwartet
verbunden. Als Monika ins Krankenhaus kommt, muss Angie plötzlich
Verantwortung übernehmen. Das mehrfach ausgezeichnete Filmdebüt ist
ein unkonventionelles Drama über drei Generationen von Frauen
innerhalb einer Familie.

Der Experte: Dr. Friedhelm Schmitt

Im Anschluss wird Dr. Friedhelm Schmitt Fragen zum Film und zur
Forschung beantworten und diskutieren: Welches Bild von Epilepsie
vermitteln Filme üblicherweise? Wie sehr stimmt das mit der Realität
überein? Was sagt die Darstellung in Filmen darüber aus, welche
Vorstellungen über die Erkrankung in unserer Gesellschaft
vorherrschen?

Dr. Friedhelm C. Schmitt, Epileptologe an der Magdeburger
Universitätsklinik für Neurologie, wird den Film als Experte
begleiten. Neben seinem Hauptforschungsthema "Minimal-invasive
Epilepsiechirurgie" untersucht er schon lange die die Darstellung von
Epilepsie in Spiel- und Fernsehfilmen. Im Moment arbeitet er mit dem
Autor Stefan Heiner und Kollegen an einer webbasierten Filmdatenbank,
in der Informationen zu Spiel- und Fernsehfilmen mit dem Thema
Epilepsie öffentlich und international zugänglich gemacht werden.

Das Format: Wissenschaft im Kino

"Wissenschaft im Kino" ist eine Veranstaltungsreihe, die zwei
unterschiedliche Formate - Film und Diskussion - mit der Wissenschaft
verknüpft. Sie ist in Kooperation der Stadtverwaltung mit Magdeburger
Wissenschaftseinrichtungen und dem ARTist! e.V./Kulturzentrum
Moritzhof entstanden. Bei "Wissenschaft im Kino" beantworten
Wissenschaftlerinnen und Forscher Fragen zum gezeigten Film und geben
gleichzeitig einen kurzen Einblick in ihre Forschungsarbeiten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 30. September 2019

Landeshauptstadt Magdeburg, Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: www.magdeburg.de
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AUSSEN/2185: Fall Khashoggi - Gerechtigkeit statt "uneingeschränkter Solidarität"


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 1. Oktober 2019

Fall Khashoggi: Gerechtigkeit statt "uneingeschränkter Solidarität"



Zum ersten Jahrestag der Ermordung von Jamal Khashoggi am 2. Oktober
2018 erklären Omid Nouripour, Sprecher für Außenpolitik, und Kai
Gehring, Mitglied im Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre
Hilfe:

Sie bezeichneten ihn als "Opfertier", erstickten ihn und zerstückelten
seinen Körper mit einer Knochensäge: Die Mörder des saudischen
Journalisten und Dissidenten Jamal Khashoggi zeigten vor einem Jahr
eine Grausamkeit, die für die meisten von uns kaum zu begreifen ist.

Doch es ist nicht nur die Unmenschlichkeit dieses Verbrechens, die
schockiert. Die im Fall Khashoggi ermittelnde
UNO-Sonderberichterstatterin Agnes Callamard hat nach ihren
Untersuchungen alle Zweifel zu den Hintermännern des Verbrechens
ausgeräumt. Ihr zufolge trägt kein geringerer eine strafrechtliche
Verantwortung für diese Tat als der saudische Kronprinz, Mohammed bin
Salman. Sie spricht von einem "staatlichen Mord". Den Prozess in
Saudi-Arabien hält sie für nicht glaubwürdig.

Der Fall Khashoggi ist allerdings nur die Spitze des Eisbergs an
schlimmsten Menschenrechtsverletzungen in Saudi-Arabien. Besonders
unterdrückt das Regime die saudische Zivilgesellschaft. Verhaftete
Frauenrechtsaktivistinnen erfuhren Folter, sexuelle Gewalt und andere
Misshandlungen. Die Liste an Beispielen ließe sich lange fortsetzen.
Einige vom Kronprinzen eingeleitete Verbesserungen der Rechte von
Frauen sind zwar zu begrüßen. Doch wer unabhängig vom Kronprinzen
öffentlich politische oder gesellschaftliche Reformen fordert, wird
gnadenloser bestraft denn je.

Die UNO-Sonderberichterstatterin fordert Politiker auf, dem
Kronprinzen keine Bühne mehr zu geben. Daran muss sich auch die
Bundesregierung messen lassen und aufhören, diese Wahrheiten zu
verharmlosen. Man kann nur mit dem Kopf schütteln, wenn sie angesichts
solch schwerer Verbrechen von "uneingeschränkter Solidarität für
Saudi-Arabien" spricht. Und vor diesem Hintergrund den saudischen
Polizeiapparat im Rahmen der deutsch-saudischen Sicherheitskooperation
zu trainieren, macht einen nur noch sprachlos.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. Oktober 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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WIRTSCHAFT/2886: Poststrategie 2025 - Mehr Nachhaltigkeit und Fairness nötig


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 1. Oktober 2019

Poststrategie 2025: Mehr Nachhaltigkeit und Fairness nötig



Zur Vorstellung der 2025-Strategie der Deutschen Post erklärt
Katharina Dröge, Sprecherin für Wettbewerbspolitik:

Dass Post-Chef Frank Appel anstrebt, bis 2025 5,3 Milliarden Euro
Gewinn einzufahren, kann ihm aus Unternehmensperspektive nicht
verübelt werden. Es lässt aber durchblicken, dass es ihm eher darum
geht, die Aktionäre anstatt die Kunden und die eigenen Beschäftigten
glücklich zu machen.

Die Post sollte sich darauf einstellen, dass der Trend in Richtung
Nachhaltigkeit, Verbraucherschutz und einen fairen Umgang mit den
Beschäftigten gehen muss - das gilt auch und gerade für die
Paketzusteller. Neben einem besseren Kundenservice braucht die Post
mehr CO2-freundlichen Lieferverkehr. Das Unternehmensziel, bis 2050
klimaneutral zu werden, ist gut, aber nicht ambitioniert genug.

Zu kritisieren sind die zahlreichen Fehltritte, die
Wirtschaftsminister Altmaier sich zuletzt mit Blick auf die Post
geleistet hat. Nicht nur hat der Minister ohne Not die Anhebung des
Portos auf Briefe durchgewunken, sondern in seinen Eckpunkten für ein
neues Postgesetz auch noch vorgeschlagen, die Zustellung von Briefen
und Paketen auf fünf Tage pro Woche zu verkürzen. Angesichts der stark
steigenden Zahl von Kundenbeschwerden ist das ein völlig falsches
Signal.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. Oktober 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INNEN/3504: Die Deutsche Einheit ist eine gesamtdeutsche Erfolgsgeschichte


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 1. Oktober 2019

Die Deutsche Einheit ist eine gesamtdeutsche Erfolgsgeschichte



Zum Tag der Deutschen Einheit am 3. Oktober 2019 können Sie den
Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ralph Brinkhaus, wie
folgt zitieren:

"Vor 29 Jahren, am 3. Oktober 1990, wurde Deutschland nach
Jahrzehnten der Teilung wiedervereinigt. Mit Freude, Stolz und
Dankbarkeit blicken wir auf dieses Datum und das seitdem Erreichte
zurück. Auch wenn noch viel zu tun bleibt und nicht alles gut gelang,
ist die Deutsche Einheit eine gesamtdeutsche Erfolgsgeschichte. Zu
ihr haben besonders die Ostdeutschen beigetragen. Nachdem sie die
Freiheit erkämpft hatten, mussten sie sich auf völlig neue
wirtschaftliche und politische Bedingungen einstellen. Auch das war
eine große Leistung, die in der Vergangenheit nicht immer genug
gewürdigt wurde.

Wir werden aber nicht zulassen, dass die große gemeinsame
Aufbauleistung seit 1989/90 schlechtgeredet wird. Für uns als
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag bleibt die Vollendung der
inneren Einheit und die Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse
in ganz Deutschland ein zentrales politisches Anliegen. Wir werden
auch bei künftigen Herausforderungen wie etwa dem Kohleausstieg die
besondere Situation der neuen Bundesländer beachten,
sozialverträgliche Lösungen im Interesse der Menschen durchsetzen und
den Strukturwandel zum Erfolg führen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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EUROPA/1754: Zynische Konsequenz aus Brand in Moria - Massenabschiebung in AKP-Diktatur


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 1. Oktober 2019

Zynische Konsequenz aus Brand in Moria - Massenabschiebung in AKP-Diktatur



"Erst weinten Politiker der EU Krokodilstränen um die bei dem Brand im
Lager Moria auf der Insel Lesbos getötete Mutter und ihr Kind. Doch
schon wenige Stunden später missbraucht die griechische Regierung,
sekundiert von der Bundesregierung, die schrecklichen Zustände in
Moria, um die Abschiebung Zehntausender in die Erdogan-Diktatur
vorzubereiten. Das ist einfach abgrundtief widerwärtig", kommentiert
Ulla Jelpke, innenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, die
Ankündigung der griechischen Regierung, bis Ende 2020 10.000 Menschen
in die Türkei abzuschieben, und deren ausdrückliche Unterstützung
durch die Bundesregierung. Jelpke weiter:

"Die moralisch bankrotten Abschiebestrategen drängen auf
'Rückführungen' in die Türkei. Dabei sind Kinderarbeit,
flüchtlingsfeindliche Pogrome, rassistische Ausgrenzung,
Diskriminierung und mit Gewalt erzwungene Weiterschiebung von
Schutzsuchenden in den Krieg in Syrien oder nach Afghanistan an der
Tagesordnung. Statt mit einem schmutzigen Deal die bröckelnde
Herrschaft des türkischen Diktators weiter zu stärken, muss die
Europäische Union endlich eine humanitäre Flüchtlingspolitik umsetzen,
die diesen Namen auch verdient. Lager wie Moria müssen geschlossen und
die Schutzsuchenden entsprechend ihren Bedürfnissen in der EU verteilt
werden."

 * 
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GESUNDHEIT/1134: Bernd Riexinger zum neuen Pflege-TÜV der Krankenkassen


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 1. Oktober 2019

Pflege-TÜV



Heute haben die Krankenkassen den neuen Pflege-TÜV vorgesteckt. Bernd
Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE, dazu:

Es ist richtig und wichtig, dass Pflegebedürftige und ihre Angehörigen
die Qualität der Pflege in verschiedenen Heimen vergleichen können.
Allerdings gibt es bei dem neuen TÜV zwei grundlegende Probleme.

Hier wird ein System aufgebaut, dass durch den Konkurrenzdruck
zwischen verschiedenen Einrichtungen den Druck letztendlich auf die
Schultern der Pflegekräfte lädt. Wir brauchen stattdessen ein System,
in dem wir gemeinsam mit Pflegenden, Pflegebedürftigen und Angehörigen
an der Verbesserung der Pflege arbeiten. Voraussetzung dafür wäre aber
gewesen, dass diese Menschen maßgeblich an der Entwicklung eines TÜVs
beteiligt gewesen wären. Das ist leider verpasst worden.

Außerdem kann dieser TÜV das zentrale Problem in der Pflege nicht
lösen: Personalmangel. Die konsequente und genaue Behandlung von
Schmerzen, der Erhalt von Mobilität, das Unterbinden von Stürzen: Die
überprüften Kriterien sind alle von einem ausreichenden
Personalschlüssel abhängig. Wenn es hier keine massiven Verbesserungen
gibt, ist auch die aufwendigste Qualitätskontrolle letztendlich
nutzlos.

Deshalb fordern wir endlich eine am wirklichen Bedarf orientierte
Finanzierung der Pflege, mit einer Pflegevollversicherung an der sich
alle beteiligen, also auch Politikerinnen und Politiker, Beamtinnen
und Beamte sowie Selbstständige.

 * 
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Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 1. Oktober 2019
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GESUNDHEIT/1133: Gute Pflege für alle statt Wettbewerb


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 1. Oktober 2019

Gute Pflege für alle statt Wettbewerb



"Menschen mit Pflegebedarf brauchen keine Marktübersicht, sondern
verbindliche Standards. Pflegekräfte wollen und können gute Pflege
leisten. Die Regierungsparteien sind dafür verantwortlich, Bedingungen
herzustellen, unter denen das auch möglich ist. Grundversorgung gehört
nicht in die Hände des Marktes, sondern muss vom Gesetzgeber
garantiert werden", erklärt Pia Zimmermann, Sprecherin für
Pflegepolitik der Fraktion DIE LINKE, zur Einführung des neuen
Qualitäts- und Prüfsystems für Pflegeheime (Pflege-TÜV). Zimmermann
weiter:

"Natürlich ist es sinnvoller, nun die Ergebnisqualität zu überprüfen,
statt wie bisher die Pflegedokumentation. Das ist aber nur ein
winziger Schritt, die notwendigen Folgeschritte bleiben aus. Ohne
echte Sanktionen oder K.o.-Kriterien ist es kein Prüfsystem, das
Menschen mit Pflegebedarf schützt, sondern ein Bewertungssystem, das
guter Pflege ein Preisschild verpasst. Solange renditeorientierte
Pflegeheime eine gesetzlich verbriefte Vorrangstellung genießen,
werden in der Pflege Kosten und erwartete Gewinne im Mittelpunkt
stehen. In den Fokus gehören aber die Menschen mit Pflegebedarf und
die Pflegekräfte."

 * 
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SOZIALES/2670: Bernd Riexinger zur Mietbelastung


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 1. Oktober 2019

Bernd Riexinger zur Mietbelastung



Das statistische Bundesamt hat Zahlen zur Mietbelastung im Jahr 2018
veröffentlicht. Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE,
dazu:

"Die Mietbelastungen haben seit 2015 gerade in den Metropolen noch
einmal rapide zugenommen. Bei den beschriebenen Zuwächsen, gerade für
Neuvermietungen kann niemand mehr behaupten, hier ginge es um die
Finanzierung von notwendigen Sanierungen. Für eine Alleinerziehende
ist eine Mietbelastung von 30 Prozent einfach nicht mehr zu tragen.

Die Zahlen machen sehr deutlich: Beim Wohnen geht es zu vielen
Vermietern und den Immobilienkonzernen um möglichst große Profite und
nicht um ökologisch möglichst verantwortlich sanierte Wohnungen. Wenn
sie sich hier mal in den Wohnungen von Deutsche Wohnen, Vonovia und
Co. umschauen, dann werden Sie sehen, dass die ihre rasant wachsenden
Einnahmen nicht in Sanierungen gesteckt haben.

Wohnen darf nicht den Profitinteressen einiger weniger unterworfen
werden. Hier muss der Staat massive eingreifen, die Mieten deckeln und
den Wohnungsbau in öffentlicher und genossenschaftlicher Hand fördern.
Wir brauchen ein Investitionsprogramm, dass den Bau von wenigstens
250.000 neuen Wohnungen pro Jahr fördert.

Um dem Mietenwahnsinn ein Ende zu setzen, braucht es natürlich auch
weiterhin den Druck von mutigen Initiativen und Bewegungen. Deshalb
gehen wir gemeinsam mit zahlreichen Initiativen am 03.10.2019 auf die
Straße: 'Richtig deckeln, dann enteignen', Berlin Alexanderplatz
(Haus des Lehrers) um 13:00."

 * 
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UMWELT/710: Gebrauchswert vor Mehrwert


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 1. Oktober 2019

Gebrauchswert vor Mehrwert



"Wir können nicht länger zusehen, wie die Ressourcen des Planeten
schwinden und ganze Regionen für Rohstoffabbau verwüstet werden,
während bei uns immer mehr Schrott anfällt. Da ist der erste Schritt,
Alltagsgeräte viel länger nutzen zu können. DIE LINKE fordert das mit
konkreten Vorschlägen bereits seit Jahren", erklärt Ralph Lenkert,
umweltpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, zu den neuen Regeln
der EU-Kommission für nachhaltige Haushaltsgeräte im Rahmen der
sogenannten Ökodesign-Richtlinie. Lenkert weiter:

"Wenn die EU-Kommission jetzt ernsthaft Ressourcenschonung über die
Ökodesign-Richtlinie verfolgt, erhält sie unsere Unterstützung. Aber
es darf nicht bei wohlfeilen Worten bleiben. Die Industrie beweist
seit Jahrzehnten, dass sie freiwillig nicht nachhaltig produzieren
will. Es bleibt deshalb nur noch das Ordnungsrecht übrig. Es müssen
jetzt konkrete, rechtsverbindliche Vorgaben für Mindestnutzungszeiten
her: fünf Jahre für Kühlgeräte, Waschmaschinen und Wohnmöbel, drei
Jahre für Küchenmaschinen, drei Jahre für Telekommunikations- und
Unterhaltungselektronikgeräte und eine Garantie, dass für die doppelte
Nutzungszeit von Geräten entsprechende Ersatzteile vorhanden sind und
Upgrades gemacht werden können. Produkte müssen sich endlich an ihrem
Gebrauchswert für Benutzer messen lassen und nicht an ihrem Mehrwert
für Konzerne."

 * 
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WIRTSCHAFT/2196: Investitionen statt Altmaiers Pseudostrategie


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 1. Oktober 2019

Investitionen statt Altmaiers Pseudostrategie



"Auch die Mittelstandsstrategie von Peter Altmaier singt das übliche
Lied vom Mittelstand als Rückgrat der deutschen Wirtschaft. Das ist ja
richtig, nur dann sollte er auch eine Mittelstandsstrategie vorlegen,
die der Mehrzahl kleiner und mittlerer Unternehmen, den
Handwerksmeistern und selbstständigen Kreativen nützt. Das geht nur
mit einem investierenden Staat und höherer Nachfrage von
Normalverdienern", erklärt Diether Dehm, mittelstandspolitischer
Sprecher der Fraktion DIE LINKE, zur heute vorgestellten
Mittelstandsstrategie von Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier.
Dehm weiter:

"Einerseits den Fachkräftemangel zu beklagen, andererseits Lohndumping
begünstigen zu wollen, ist ähnlich schizophren wie mit dem Klimapaket,
das ein Geschenk an die exportorientierten Konzerne und andere große
Klimakiller ist, den Klimawandel bekämpfen zu wollen. Wenn der Staat
in die Schiene investiert und den massiven Investitionsstau abbaut,
würde der Mittelstand wirklich gefördert. Darum lautet unsere
Forderung: Weg mit der schwarzen Null und rauf mit Kaufkraft und
Nachfrage. Das wäre aus sozial- und klimapolitischer Sicht nötig und
vor allem nachhaltig."

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8929: Heute im Bundestag Nr. 1074 - 01.10.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1074

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 1. Oktober 2019, Redaktionsschluss: 11.23 Uhr

1. FDP fordert Offenhaltung von Tegel

2. Haushaltsführung 2019

3. Belastung militärischer Liegenschaften

4. Verwaltungsakte seit 2017

5. Gewalt gegen Einsatzkräfte thematisiert

6. Einflussnahme von Interessenvertretern

7. Einflussnahme von Interessenvertretern



1. FDP fordert Offenhaltung von Tegel

Haushalt/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Der Berliner Flughafen Tegel soll nach Willen der
FDP-Fraktion offen gehalten werden. Die Bundesregierung soll der
Fraktion zufolge einen Konsensbeschluss mit den Ländern Berlin und
Brandenburg aufkündigen, nach dem Tegel nach der Inbetriebnahme des
noch in Bau befindlichen neuen Flughafens geschlossen wird. Ferner
fordert die Fraktion in einem Antrag (19/13101), dass sich die
Bundesregierung in den Gremien der Flughafengesellschaft für einen
dauerhaften Parallelbetrieb der beiden Flughäfen sowie für eine
"zügige und umfassende Sanierung" des Flughafens in Tegel einsetzen
solle. Die Liberalen begründen ihren Vorschlag unter anderem mit den
absehbaren Kapazitätsengpässen am neuen Flughafen und Vorteilen durch
die Aufteilung des Zubringerverkehrs.

 * 

2. Haushaltsführung 2019

Haushalt/Unterrichtung

Berlin: (hib/SCR) Das Bundesfinanzministerium hat im zweiten Quartal
2019 über- und außerplanmäßige Ausgaben in Höhe von rund 478,4
Millionen Euro genehmigt. Im selben Zeitraum genehmigte das
Ministerium über- und außerplanmäßige Verpflichtungsermächtigungen in
Höhe von rund 1,459 Milliarden Euro. Das geht aus einer Unterrichtung
der Bundesregierung (19/13256) zur Haushaltsführung hervor.

 * 

3. Belastung militärischer Liegenschaften

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Per- und polyfluorierte Chemikalien im Umfeld
militärischer Liegenschaften sind Thema einer Antwort der
Bundesregierung (19/12894) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/12284). Darin listet die Bundesregierung unter anderem auf,
bei welchen Liegenschaften sich der Sachstand im Vergleich zu einer
früheren Antwort der Bundesregierung (19/1649) verändert hat.

 * 

4. Verwaltungsakte seit 2017

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der Zahl der von Bundesbehörden seit 2017
erlassenen Verwaltungsakte erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/13326). Auch will sie wissen, ob es
informationstechnische Hilfsmittel in den Behörden des Bundes gibt,
durch die Verwaltungsakte und andere Formen von Behördentätigkeiten
mit Außenwirkung auf ihre Rechtmäßigkeit hin überprüft werden. Ferner
fragt sie unter anderem, wie die Bundesregierung den möglichen Einsatz
informationstechnischer Hilfsmittel für eine solche Überprüfung
beurteilt.

 * 

5. Gewalt gegen Einsatzkräfte thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die FDP-Fraktion will wissen, wie viele
Einsatzkräfte der Bundespolizei, des Zolls sowie des Technischen
Hilfswerks im Jahr 2018 und im ersten Halbjahr 2019 im Zusammenhang
mit der Ausübung ihres Dienstes Opfer einer Körperverletzung oder
eines Tötungsdelikts geworden sind. Auch erkundigt sie sich in einer
Kleinen Anfrage (19/13321) unter anderem danach, wie viele
Einsatzkräfte von Feuerwehren und Hilfsorganisationen sowie
Polizeibeamte der Länder nach Kenntnis der Bundesregierung im
Zusammenhang mit der Ausübung ihres Dienstes im genannten Zeitraum
Opfer einer Körperverletzung oder eines Tötungsdelikts wurden.

 * 

6. Einflussnahme von Interessenvertretern

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Einflussnahme von Interessenvertretern auf den
Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Ausbildung von
Anästhesietechnischen und Operationstechnischen Assistenten ist Thema
einer Kleinen Anfrage (19/13487) der Linksfraktion.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung erfahren, nach welchen
Kriterien und mit welchen konkreten Auswirkungen Verbände,
Unternehmen, Organisationen oder Institutionen an der Erarbeitung des
Gesetzentwurfs beteiligt wurden.

 * 

7. Einflussnahme von Interessenvertretern

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Einflussnahme von Interessenvertretern auf den
Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Stärkung der Apotheken ist Thema
einer Kleinen Anfrage (19/13482) der Linksfraktion.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung erfahren, nach welchen
Kriterien und mit welchen konkreten Auswirkungen Verbände,
Unternehmen, Organisationen oder Institutionen an der Erarbeitung des
Gesetzentwurfs beteiligt wurden.

 * 
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BUNDESTAG/8928: Heute im Bundestag Nr. 1073 - 01.10.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1073

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 1. Oktober 2019, Redaktionsschluss: 10.48 Uhr

1. Öffnungsklausel für Bundesländer

2. Tatverdächtige Asylbewerber

3. Möglicher Missbrauch von SIS-Daten

4. Blockade der Finanztranktionssteuer

5. Einflussnahme von Interessenvertretern

6. Einflussnahme von Interessenvertretern

7. Korrekturbitten des BMF im Juni 2019



1. Öffnungsklausel für Bundesländer

Finanzen/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/HLE) Zur Einführung einer Öffnungsklausel für die
Bundesländer bei der Erhebung der Grundsteuer soll das Grundgesetz
geändert werden. Dieses Ziel verfolgt der von der Bundesregierung
eingebrachte Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der
Grundgesetz-Artikel 72, 105 und 125b (19/13454). In dem Gesetzentwurf
heißt es, da die Gesetzgebungskompetenz des Bundes in der Wissenschaft
nicht einheitlich beurteilt werde, solle diese unzweifelhaft
abgesichert werden. Dazu soll der Bund mit einer Grundgesetzänderung
uneingeschränkt die konkurrierende Gesetzgebungskompetenz zur Regelung
der Grundsteuer erhalten.

Zugleich wird den Ländern über eine Ergänzung in Artikel 72 Absatz 3
des Grundgesetzes eine umfassende abweichende Regelungskompetenz
eröffnet. Wie es im Entwurf weiter heißt, bestehen dafür gute Gründe
mit Blick auf das Ziel einer bundesgesetzlichen Grundlage. Zugleich
biete sich gerade die Grundsteuer aufgrund der Immobilität des
Steuerobjekts und des bereits in der Verfassung vorhandenen kommunalen
Hebesatzrechts dafür an, die Steuerautonomie der Länder zu stärken.

Der Gesetzentwurf ist identisch mit dem von den Koalitionsfraktionen
CDU/CSU und SPD eingebrachten Entwurf auf Drucksache 19/11084.

 * 

2. Tatverdächtige Asylbewerber

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) In der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) sind
laut Bundesregierung für das Jahr 2018 insgesamt 265.930 versuchte
oder vollendete Straftaten (ohne ausländerrechtliche Verstöße) erfasst
worden, bei denen mindestens ein Tatverdächtiger mit dem
Aufenthaltsanlass "Asylbewerber", "Duldung" oder "unerlaubter
Aufenthalt" ermittelt wurde. Dabei wurden im vergangenen Jahr in der
PKS Tatverdächtige aus 171 Staaten mit einem dieser Aufenthaltsanlässe
registriert, wie aus der Antwort der Bundesregierung (19/13009) auf
eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/12538) weiter hervorgeht.

Danach wurden für das Jahr 2018 in der PKS 98 Fälle von Mord und 261
Fälle von Totschlag erfasst, bei denen mindestens ein Tatverdächtiger
mit dem Aufenthaltsanlass "Asylbewerber", "Duldung" oder "unerlaubter
Aufenthalt" ermittelt wurde. Ferner wurden den Angaben zufolge 1.082
Fälle von "Vergewaltigung und sexuelle Nötigung/Übergriffe", davon 153
Versuche, für das Jahr 2018 erfasst, bei denen mindestens ein
Tatverdächtiger mit einem der genannten Aufenthaltsanlässe ermittelt
wurde.

 * 

3. Möglicher Missbrauch von SIS-Daten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Möglicher Missbrauch von Bürgerdaten im
Schengen-Informationssystem" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage
der AfD-Fraktion (19/13471). Darin schreiben die Abgeordneten, ein
EU-Kommissar habe "indirekt eingeräumt, dass es massive Probleme mit
der Handhabe des Schengener Informationssystems (SIS) mit einzelnen
Mitgliedstaaten gibt". Medienberichten zufolge solle Großbritannien
Mitte 2018 illegal persönliche Informationen aus der Datenbank kopiert
haben. Wissen will die Fraktion unter anderem, welche Kenntnisse die
Bundesregierung darüber hat, "wie viele und welche Daten deutscher
Bürger" von den Kopiervorgängen betroffen sind.

 * 

4. Blockade der Finanztranktionssteuer

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um eine angebliche Blockade der geplanten
europäischen Finanztransaktionssteuer durch Spanien geht es in einer
Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/13462). Die Abgeordneten wollen
von der Bundesregierung unter anderem wissen, ob es zutrifft, dass
insbesondere Spanien und Italien den von Deutschland und Frankreich
vorgeschlagenen Aufteilungsschlüssel der Einnahmen durch die
Finanztransaktionssteuer nicht mittragen wollen.

 * 

5. Einflussnahme von Interessenvertretern

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Einflussnahme von Interessenvertretern auf den
Entwurf zum MDK-Reformgesetz ist Thema einer Kleinen Anfrage
(19/13484) der Linksfraktion.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung erfahren, nach welchen
Kriterien und mit welchen konkreten Auswirkungen Verbände,
Unternehmen, Organisationen oder Institutionen an der Erarbeitung des
Gesetzentwurfs beteiligt wurden.

 * 

6. Einflussnahme von Interessenvertretern

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Einflussnahme von Interessenvertretern auf den
Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Digitalen Versorgung (DVG) ist
Thema einer Kleinen Anfrage (19/13483) der Linksfraktion.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung erfahren, nach welchen
Kriterien und mit welchen konkreten Auswirkungen Verbände,
Unternehmen, Organisationen oder Institutionen an der Erarbeitung des
Gesetzentwurfs beteiligt wurden.

 * 

7. Korrekturbitten des BMF im Juni 2019

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Aus welchen Anlässen das Bundesministerium der
Finanzen (BMF) im Juni 2019 bei Medien mit oder ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen, will die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/12602) von der Bundesregierung erfahren.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8927: Heute im Bundestag Nr. 1072 - 01.10.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1072

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 1. Oktober 2019, Redaktionsschluss: 09.32 Uhr

1. Höhere Steuern auf baureife Grundstücke

2. Grüne wollen Kinderrechte stärken

3. Keine Korrekturbitten des BPA

4. Restrukturierung der Krankenhäuser

5. Ärztliche Zwangsmaßnahmen

6. Arbeit externer Juristen für Ministerien

7. Korrekturbitten der GZD im Mai



1. Höhere Steuern auf baureife Grundstücke

Finanzen/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/HLE) Städte und Gemeinden sollen im Zusammenhang mit der
Reform der Grundsteuer die Möglichkeit der Festlegung eines erhöhten,
einheitlichen Hebesatzes auf baureife Grundstücke erhalten. Die sieht
der von der Bundesregierung eingebrachte Entwurf eines Gesetzes zur
Änderung des Grundsteuergesetzes zur Mobilisierung von baureifen
Grundstücken für die Bebauung (19/13456) vor. Mit dem erhöhten Satz
könne über die Grundsteuer ein finanzieller Anreiz geschaffen werden,
baureife Grundstücke einer sachgerechten und sinnvollen Nutzung durch
Bebauung zuzuführen, heißt es in dem Gesetzentwurf.

Darin wird auch auf den erheblichen Wohnungsmangel insbesondere in
Ballungsgebieten hingewiesen. "Die damit verbundene Wertentwicklung
von Grundstücken wird vermehrt dazu genutzt, baureife Grundstücke als
Spekulationsobjekt zu halten. Diese Grundstücke werden nur aufgekauft,
um eine Wertsteigerung abzuwarten und die Grundstücke anschließend
gewinnbringend wieder zu veräußern. Einer sachgerechten und sinnvollen
Nutzung werden diese Grundstücke nicht zugeführt. Trotz des damit
vorhandenen Baulands wird der erforderliche Wohnungsbau ausgebremst",
heißt es in dem Gesetzentwurf. Mit der zusätzlichen grundsteuerlichen
Belastung von baureifen, aber brachliegenden Grundstücken gebe es
künftig ein wichtiges Instrument, um einerseits Spekulationen zu
begegnen und andererseits Bauland für die Bebauung zu mobilisieren. So
könnten wichtige Impulse für die Innenentwicklung der Städte und
Gemeinden gegeben werden, wird erwartet.

Der Entwurf ist inhaltlich identisch mit dem von den
Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD eingebrachten Gesetzentwurf auf
Drucksache 19/11086.

 * 

2. Grüne wollen Kinderrechte stärken

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Antrag

Berlin: (hib/AW) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen will das Wahlalter
bei Bundes- und bei Europawahlen auf 16 Jahre senken und die
Kinderrechte im Grundgesetz verankern. In ihrem entsprechenden Antrag
(19/13537) fordert sie den Bundestag auf, einen entsprechenden
Gesetzentwurf zur Senkung des Wahlalters vorzulegen, und die
Bundesregierung, einen Gesetzentwurf zur Änderung des Grundgesetzes
vorzulegen.

In ihrem Antrag setzen sich die Grünen insgesamt dafür ein, die
Partizipationsrechte junger Menschen in der Gesellschaft zu stärken
und die Demokratiebildung zu fördern. Unter anderem fordern sie die
Bundesregierung auf, einen Nationalen Aktionsplan für Kinder- und
Jugendbeteiligung aufzulegen, um Qualitätsstandards zu entwickeln und
um institutionelle Beteiligungsstrukturen zu schaffen. Zudem sollen
Jugendverbände als Interessenvertretung ernst genommen werden, die
Förderung von Demokratie- und Medienkompetenz finanziell gestärkt und
eine Informationskampagne über Kinderrechte und
Beschwerdemöglichkeiten initiiert werden.

 * 

3. Keine Korrekturbitten des BPA

Bundestagsnachrichten/Antwort

Berlin: (hib/PK) Das Bundespresseamt (BPA) hat im Juni 2019 in keinem
Fall bei Medien um eine Korrektur der Berichterstattung unter
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe gebeten. Das geht aus der Antwort
(19/13310) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/12929) der
AfD-Fraktion hervor.

Das BPA gebe lediglich in Einzelfällen einem Medium dann einen
Hinweis, wenn die von der Behörde veröffentlichten Informationen oder
Angaben über die Bundesregierung unzutreffend wiedergegeben würden.

 * 

4. Restrukturierung der Krankenhäuser

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit der Entwicklung der Krankenhauslandschaft befasst
sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/13481). Laut einer
Studie gebe es in Deutschland zu viele Kliniken. Eine Verringerung der
Zahl von aktuell knapp 1.400 Häusern auf deutlich unter 600 würde
demnach die Qualität der Versorgung verbessern.

Die Abgeordneten wollen wissen, wie die Bundesregierung diese Studie
beurteilt und wie die Versorgung der Patienten in Krankenhäusern
verbessert werden kann.

 * 

5. Ärztliche Zwangsmaßnahmen

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Um die Verfassungsmäßigkeit ärztlicher
Zwangsmaßnahmen nach Paragraf 1906a des Bürgerlichen Gesetzbuches
(BGB) geht es in einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/13394).
Wie die Fragesteller schreiben, wurde der Paragraf 2017 durch das
"Gesetz zur Änderung der materiellen Zulässigkeitsvoraussetzungen von
ärztlichen Zwangsmaßnahen und zur Stärkung des Selbstbestimmungsrechts
von Betreuten" in das BGB eingeführt. Demnach sind ärztliche
Zwangsmaßnahmen, anders als bisher, auch außerhalb einer
freiheitsentziehenden Maßnahme möglich. Es gebe jedoch nach wie vor
keine Rechtsgrundlage für ambulante Zwangsbehandlungen, heißt es in
der Anfrage. Über eine entsprechende Verfassungsbeschwerde (1 BvR
1575/18) müsse das Bundesverfassungsgericht entscheiden.

Die Abgeordneten fragen die Bundesregierung unter anderem, wie hoch
nach ihrer Kenntnis seit Inkrafttreten der Norm die Anzahl ärztlicher
Zwangsmaßnahmen im Sinne des Paragrafen 1906a BGB war, wie sich die
Anzahl der ärztlichen Zwangsmaßnahmen in den letzten zehn Jahren
entwickelt hat, wie viele der ärztlichen Zwangsmaßnahmen in
Krankenhäusern in Pflegeheimen, Senoreneinrichtungen oder sonstigen
vergleichbaren Einrichtungen stattfanden und um welche Arten von
Maßnahmen es sich handelte. Weiter wollen die Fragesteller wissen, ob
die Bundesregierung legislative Vorbereitungen für den Fall trifft,
dass das Bundesverfassungsgericht der Verfassungsbeschwerde stattgibt,
und wie weit der Stand der in dem Gesetz vorgesehenen Evaluierung ist.

 * 

6. Arbeit externer Juristen für Ministerien

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Die Fraktion Die Linke will von der Bundesregierung
wissen, in wie vielen Fällen die Bundesministerien beziehungsweise die
ihnen unterstellten Behörden und Einrichtungen in den Jahren 2013 bis
2018 externe Rechtsanwaltskanzleien oder -gesellschaften
beziehungsweise externe Juristinnen oder Juristen beauftragten und
welche Kosten damit verbunden waren. Hintergrund der Kleinen Anfrage
(19/13470) ist eine Entscheidung des Verwaltungsgerichts Köln vom Juli
2019, wonach das Bundesamt für Verfassungsschutz einem Zeitungsbericht
zufolge die Kosten für die Beauftragung externer Anwältinnen und
Anwälte, welche zur Abwehr von Presseanfragen mandatiert wurden,
offenlegen muss.

Weiter fragen die Abgeordneten, wie sichergestellt wird, dass die
Vorgaben zur Korruptionsprävention bei der Beauftragung von
Anwältinnen und Anwälten eingehalten werden, unter welchen
Voraussetzungen die Bundesregierung Anfragen von Presseverlagen
beziehungsweise Journalistinnen und Journalisten als missbräuchlich
erachtet und innerhalb welcher Grenzen und auf welcher Grundlage die
Bundesbehörden zur Beantwortung von Presseanfragen verpflichtet sind,
um der grundgesetzlich geschützten Pressefreiheit Genüge zu tun.

 * 

7. Korrekturbitten der GZD im Mai

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Aus welchen Anlässen die Generalzolldirektion (GZD)
im Mai 2019 bei Medien mit oder ohne Inanspruchnahme anwaltlicher
Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen,
will die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/12689) von der
Bundesregierung erfahren.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1925: Regierungspressekonferenz vom 30. September 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Montag, 30. September 2019

Regierungspressekonferenz vom 30. September 2019

Themen: Neuanordnung der Grenzkontrollen an den EU-Binnengrenzen und
Schleierfahndung, CO2-Grenzsteuer, Umsetzung der EU-Türkei-Erklärung,
Sanktionen gegenüber Russland, Nachbesetzung im EZB-Direktorium,
70-jähriges Bestehen der Volksrepublik China, Zugang zur
UN-Generalversammlung, Besetzung der Pflegekommission, Schwierigkeiten für
Kommunen bei einer Inanspruchnahme von Förderprogrammen des Bundes,
Cheerleading, möglicher Übergangskredit für die Thomas Cook GmbH, mögliche
Begegnung zwischen dem französischen Finanzminister und dem Bundesminister
für Finanzen, Bundesprogramm "Menschen stärken Menschen", Nationalratswahl
in Österreich, Verhältnis zwischen der Bundeskanzlerin und der
Bundesministerin der Verteidigung, Erneuerbare-Energien-Gesetz, Engpässe
bei Arzneimitteln und Medizinprodukten, Export von
Plastikabfällen


Sprecher: StS Seibert, Alter (BMI), Grave (BMWi), Breul (AA), Kuhn
(BMF), Stoltenberg (BMAS), Strater (BMVI), Audretsch (BMFSFJ), Fichtner
(BMU), Wackers (BMG)



Vorsitzender Detjen eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Frage: An das Bundesinnenministerium: Herr Alter, Herr Seehofer hat gestern
Abend angekündigt, dass jetzt die Schleierfahndung ausgeweitet werden soll.
Können Sie das konkretisieren, das heißt, ab wann, wie viel?

Die andere Frage ist: Im Juli hatte er auf einer Pressekonferenz
angekündigt, dass man überprüfen wollte, ob tatsächlich die 30-km-Grenze
die richtige Grenze für diese Fahndung wäre oder ob es eher um Straßen mit
internationalen Bezügen gehen sollte. Gab es da Veränderungen oder noch
Veränderungsüberlegungen?

Alter: Ich fange bei der zweiten Frage an: Wir beschäftigen uns derzeit im
BMI mit der Novelle des Bundespolizeigesetzes. Das ist momentan im Stadium
interner Überlegungen. Da spielen eine ganze Reihe von Dingen eine Rolle,
unter anderem die Frage, ob wir bei der Bekämpfung der unerlaubten Einreise
in Deutschland noch richtig aufgestellt sind. Aber es wäre jetzt viel zu
früh, einzelne Überlegungen zu konkretisieren. Da ist noch viel Spielraum.

Ich kann Ihnen bestätigen, dass es Überlegungen gibt. Aber in welche
Richtung sie gehen, dazu wäre eine Aussage derzeit noch verfrüht.

Zum zweiten Punkt ist mir wichtig, dass ich zunächst einmal bestätige: Ja,
der Bundesinnenminister hat entschieden, dass nach der Neuanordnung der
Grenzkontrollen an der Binnengrenze zu Österreich auch an den übrigen
Binnengrenzen die Schleierfahndung intensiviert wird. Das wird jetzt zügig
umgesetzt.

Dabei bitte ich zu berücksichtigen, dass der Minister keine punktuellen
Betrachtungen vornimmt und sich nicht nur auf europäische Themen, etwa das
Thema Seenotrettung, beschränkt, sondern das Thema insgesamt im Blick hat.
Aus der Überlegung heraus, dass wir nicht nur an der Außengrenze
Aktivitäten entfalten müssen, sondern auch an den Binnengrenzen, mit Blick
auf die Sekundärmigration, ist im Ergebnis die Entscheidung getroffen
worden, nicht nur die Grenzkontrollen an der deutsch-österreichischen
Grenze zu verlängern oder neu anzuordnen, sondern auch im Übrigen die
Schleierfahndung zu intensivieren.

Zusatzfrage: Können Sie quantifizieren, um wie viel die Schleierfahndung
ausgeweitet wird?

Ab einer gewissen Dichte gibt es ja auch ein europarechtliches Problem.
Inwieweit ist das mit der Kommission abgestimmt?

Alter: Ich kann Ihnen hier an dieser Stelle keine konkreten Angaben darüber
machen, wie viel Personal oder Material an welchen Stellen zusätzlich zum
Einsatz kommt. Ich denke, das werden Sie verstehen. Sie haben Verständnis
dafür, dass das einsatztaktisch, polizeifachlich nicht sinnvoll wäre, denn
es geht ja gerade darum, diese Fahndungsmaßnahmen wirksam und damit
unvorhersehbar zu gestalten. Insofern kann ich das nicht quantifizieren.

Was die rechtliche Situation angeht, erlaube ich mir, darauf hinzuweisen,
dass im Gegensatz zu den Binnengrenzkontrollen, die ganz klar im Schengener
Grenzkodex definiert sind, die Schleierfahndung auf der nationalen
Rechtsgrundlage, das heißt bei uns im Bundespolizeigesetz verankert,
durchgeführt wird.

Es gibt in Art. 23 des Schengener Grenzkodexes die explizite Öffnung für
solche Polizeikontrollen in den Grenzgebieten. Die Europäische Kommission
hat sogar in einer Empfehlung vom 12. Mai 2017 die Mitgliedstaaten ermutigt
- man könnte auch sagen: gebeten -, von diesen Polizeikontrollen in den
Grenzgebieten Gebrauch zu machen. Wir machen das seit vielen Jahren; die
Schleierfahndung wird ja nicht ab heute neu eingeführt, sondern sie wird
intensiviert. Mit Blick auf die Empfehlung der Kommission kann ich sagen:
Nichts anderes tun wir.

Zusatzfrage: Trotzdem noch mal die Nachfrage: Inwieweit ist das mit der
Kommission abgestimmt? Wenn es wirkungsgleich würde - da gibt es auch
Entscheidungen der Kommission, da gibt es Entscheidungen des Gerichtshofs -
, haben wir ein Schengen-Problem. Deshalb die Frage: Inwieweit ist das
abgestimmt?

Alter: Sie haben es korrekt benannt: Wenn es wirkungsgleich würde, dann
wäre es nicht zulässig. Insofern ist es auch keine Frage der Abstimmung,
sondern eine Frage der Zulässigkeit. Die Maßnahmen, die jetzt von der
Bundespolizei durchgeführt werden, werden nicht wirkungsgleich sein.

Frage: Herr Alter, warum wird denn jetzt diese Ausweitung vollzogen? Gibt
es Daten, dass sich die Sekundärmigration vor allem jetzt auch über die
Grenzen zu Tschechien und Polen ausweitet? Gibt es Erkenntnisse oder können
Sie uns quantifizieren, wie viele illegale Grenzübertritte durch diese
Schleierfahndung 2018 oder 2019 aufgedeckt worden sind?

Alter: Ich habe die Zahlen auszugsweise in der vergangenen Woche hier schon
einmal präsentiert, tue es aber gerne noch einmal: Bei den Kontrollen an
den deutschen Binnengrenzen wurden im Jahr 2018 insgesamt 42 478 unerlaubte
Einreisen festgestellt, davon an der Grenze zu Österreich, die ja
Grenzkontrollen beinhaltet, 4115. - Nein, das ist die falsche Zahl gewesen;
da habe ich mich verlesen. Einen Moment, bitte. Ich muss mich kurz in der
Tabelle orientieren. - Die Verlaufszahl für das gesamte Jahr habe ich jetzt
nicht hier. Ich kann Ihnen nur auszugsweise die Zahlen für Dezember 2018
sagen: bundesweit 3871 unerlaubte Einreisen, davon 1145 an der 
deutsch-österreichischen Grenze. Daraus folgt: Die übrigen Feststellungen waren im
Rahmen der Schleierfahndung.

Im Jahr 2019 haben wir bis einschließlich August insgesamt 26 490
unerlaubte Einreisen deutschlandweit festgestellt. Für den Monat August
waren es insgesamt 3301 Feststellungen, davon 929 an der 
deutsch-österreichischen Grenze.

Man könnte auch ganz allgemein formulieren, dass etwa zwei Drittel der
Feststellungen im Rahmen der Schleierfahndung erfolgen. Das gibt Anlass,
auch noch mal über intensivere Maßnahmen nachzudenken.

Zusatzfrage: Gibt es denn ein besonderes Geschehen an der Grenze zu Polen
und Tschechien, sodass Sie das jetzt da verstärken?

Alter: Es gibt kein spezifisches Problem an einer bestimmten Binnengrenze -
wenn das so wäre, hätte der Bundesinnenminister seine Anweisung auf
einzelne Grenzabschnitte beschränkt -, sondern es geht um die
Gesamtsituation in Deutschland. Da ist es angezeigt, dass wir bundesweit an
allen Grenzen diese Schleierfahndungsmaßnahmen intensivieren.

Frage: Warum soll das verhältnismäßig sein? Wie ist das mit dem Grundgesetz
vereinbar?

Alter: Ich verstehe die Frage nicht.

Zusatzfrage: Die Schleierfahndung ist ja allgemein höchst umstritten, auch
unter Verfassungsrechtlern. Es wird gesagt, dass der Einsatz oft
unverhältnismäßig ist. Wie wollen Sie denn dafür sorgen, dass das
verhältnismäßig ist, dass es mit dem Grundgesetz vereinbar ist?

Alter: Zunächst kann ich nur noch mal wiederholen: Die Schleierfahndung ist
kein Instrument, das wir ab heute einführen, sondern es ist ein Instrument,
das wir seit vielen Jahren praktizieren. Meines Wissens ist die Anzahl der
Beschwerden - die habe ich jetzt nicht konkret dabei - in einem
überschaubaren Umfeld.

Zur Verfassungsmäßigkeit kann ich Ihnen sagen: Wir praktizieren das ja
nicht im luftleeren Raum. Es gibt eine ganz klare Rechtsgrundlage dafür im
Bundespolizeigesetz, und zwar schon seit vielen, vielen Jahren. Dort steht
geschrieben, dass zur Verhinderung oder Unterbindung der unerlaubten
Einreise im Grenzgebiet Polizeikontrollen durchgeführt werden können.
Selbst der Schengener Grenzkodex sieht das ausdrücklich vor. Insofern kann
ich Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit nicht nachvollziehen.

Zusatzfrage: In der polizeilichen Praxis werden ja meistens ausländische
Bürger kontrolliert. Wie wollen Sie denn da Racial Profiling verhindern?

Alter: Zunächst einmal muss jede polizeiliche Maßnahme natürlich begründet
werden. Wenn eine Befugnis der Polizei ermöglicht, zur Verhinderung und
Unterbindung unerlaubter Einreise Kontrollen durchzuführen, dann muss man
das begründen können. Das heißt, daraus ergibt sich eine spezifische
Zielgruppe. Ich weise aber den Vorwurf zurück, dass das im Zusammenhang mit
Racial Profiling steht, weil in unserer modernen Gesellschaft
Polizeikontrollen zur Verhinderung der unerlaubten Einreise nicht mehr an
einzelnen körperlichen Merkmalen festgemacht werden können.

Frage: Über wie viel Personal sprechen wir bei der aktuellen
Schleierfahndung? Auf wie viel müsste das ausgeweitet werden, wenn die
Pläne umgesetzt würden?

Ich lese, dass der Innenminister vorhat, die Grenzkontrollen zu Österreich
bis zum Frühjahr 2020 zu verlängern. Sprechen wir da nur von der
Schleierfahndung, oder sprechen wir da auch von regulären Grenzkontrollen?

Alter: Die Verlängerung oder die Neuanordnung der Grenzkontrollen über den
11. November hinaus ist eine Maßnahme, die für sich steht. Da geht es um
wieder eingeführte Binnengrenzkontrollen, die eine systematische Kontrolle
des grenzüberschreitenden Verkehrs erlauben, allein aus Anlass des
Grenzübertritts. Das heißt, Sie müssen nicht begründen, warum Sie ein
Fahrzeug kontrollieren, sondern die Tatsache, dass es grenzüberschreitend
gefahren ist, ist ausreichend.

Davon zu unterscheiden ist die Schleierfahndung auf der Grundlage des
nationalen Rechts, die eine bestimmte Zielrichtung verfolgen muss, das
heißt die Unterbindung oder Verhinderung unerlaubter Einreise. Sie darf
nicht systematisch erfolgen; sonst wären wir bei dem, was die Kollegin
angesprochen hat. Das wäre eine wirkungsgleiche Ersatzgrenzkontrolle. Das
ist nicht zulässig. Insofern ist das ein Unterschied.

Zur Quantität wiederhole ich meine Aussage: Es ist nicht möglich und auch
nicht klug, dass ich hier in aller Öffentlichkeit präsentiere, an welchen
Stellen wie viel Personal verstärkt werden wird.

Zusatzfrage: Ist die Verlängerung dann gegenüber der Europäischen
Kommission nicht irgendwie begründenswert? Muss man nicht sagen, aus
welchen Gründen man diese Grenzkontrollen ausweitet? Wenn ja, mit welcher
Begründung macht das die Bundesregierung?

Alter: Wir haben das gegenüber der Kommission schriftlich begründet. Die
Neuanordnung der Binnengrenzkontrollen an der deutsch-österreichischen
Grenze erfolgt aus migrations- und sicherheitspolitischen Gründen.

Frage: Herr Alter, trifft es zu, dass vor vier Jahren, im Oktober 2015, das
Verwaltungsgericht Stuttgart in einem Urteil festgestellt hat, dass 23 des
Bundespolizeigesetzes keine hinreichende Rechtsgrundlage für solche
Kontrollen sei? Wenn das zutrifft, wie hat sich demgegenüber die Rechtslage
aus Ihrer Sicht entwickelt? Oder haben Sie da einfach eine andere
Auffassung?

Alter: Ich kenne das Urteil, aber ich kann mich erinnern, ohne das im
Konkreten jetzt wiedergeben zu können, dass die Urteilsbegründung
differenziert gewesen ist. Da ging es um einen ganz spezifischen Fall, den
ich jetzt nicht mehr so ganz wiedergeben kann.

Aber im Ergebnis bleibe ich bei dem, was ich eben schon gesagt habe: Die
Rechtsgrundlage existiert seit Ende der 90er-Jahre, und sie ist auch
verfassungsgemäß.

Zusatzfrage: Könnten Sie die Allgemeinheit der Begründung nachreichen?
Soweit es mir zugänglich ist, wurde darin wohl allgemein festgestellt, dass
das Bundespolizeigesetz in 23 nicht grundsätzlich die Rechtsgrundlage für
verdachtsunabhängige Personenkontrollen bietet. Das wäre dann ja nicht mehr
einzelfallbezogen.

Alter: Wenn Sie es so beschreiben, würde ich das ganz gern sofort
einordnen. Ich habe es bewusst so beschrieben, dass die Polizeikontrollen
der Bundespolizei in den Grenzgebieten eine spezifische Zielrichtung haben:
die Verhinderung oder Unterbindung der unerlaubten Einreise. Sie müssen im
Zweifel im Einzelfall begründen können, warum Sie diese oder jene Person
angehalten und kontrolliert haben.

Das, was Sie beschrieben haben, sind verdachtsunabhängige Kontrollen. Das
heißt also, ohne jeglichen Anhaltspunkt eine Person zu kontrollieren, wird
über 23 des Bundespolizeigesetzes nicht abgebildet, und insofern sehe ich
da auch keinen Widerspruch.

Frage: Ich habe eine Frage an Herrn Seibert. Es geht um die sogenannte 
CO2-Grenzsteuer, also Einfuhrzölle auf Produkte, die aus Ländern kommen, in
denen CO2 nicht bepreist wird. Die CDU hat sich heute dafür ausgesprochen;
vorher gab es schon einen deutsch-französischen Schulterschluss der Finanz-
und Wirtschaftsminister. Ich hätte ganz gerne gewusst, wie die Kanzlerin
darüber denkt.

Eine Zusatzfrage ans Wirtschaftsministerium: Es gab früher Bedenken, dass
die CO2-Grenzsteuer für die EU protektionistisch sei, weil man ein neues
Element für Einfuhrzölle einführt. Warum gilt dieses Argument aus Sicht des
Wirtschaftsministeriums nicht mehr?

StS Seibert: Ich weiß nicht, ob das Wirtschaftsministerium anfangen will.
Ich müsste Ihnen meine Antwort dazu nachreichen.

Grave: Ich müsste das leider auch; es tut mir leid.

Frage: Ich habe zwei Fragen ans BMI. Der Bundesinnenminister reist in
dieser Woche in die Türkei und nach Griechenland. Können Sie uns kurz
skizzieren, wie er den stockenden Türkei-Griechenland-Deal wieder in
Schwung oder zum Funktionieren bringen will?

Die zweite Frage: Italien wurde jetzt zugesichert, eine relativ
überschaubare Zahl von Seenotflüchtlingen nach Deutschland zu übernehmen.
Ist etwas Ähnliches im Fall von Griechenland geplant beziehungsweise
denkbar? Da wären die Zahlen ja deutlich größer. Was kann der Innenminister
den Griechen da anbieten? Die werden ja sicherlich danach fragen.

Alter: Wir haben dazu in der vergangenen Woche schon kurz Stellung
genommen. Es gibt dazu im Wesentlichen noch keinen neuen Sachstand. Das
heißt, die Reiseplanung für Ende dieser Woche, Donnerstag und Freitag, ist
noch nicht ganz abgeschlossen. Insofern kann ich auch über die konkreten
Treffen noch nichts Konkretes berichten.

Ganz allgemein wiederhole ich gern, dass es in der Türkei im Wesentlichen
um Migrationsthemen gehen wird, also die Umsetzung der EU-Türkei-Erklärung.
Dem Bundesinnenminister ist daran gelegen, dass man in den Gesprächen die
gegenseitigen Bedarfe, die gegenseitigen Beweggründe, vielleicht auch
Möglichkeiten, die Umsetzung der EU-Türkei-Erklärung noch zu stärken,
zunächst mal identifiziert und dann schaut: Was können wir dazu beitragen?

Wir hatten auch darauf hingewiesen, dass die Reise gemeinsam mit dem
französischen Innenminister und mit dem zuständigen Kommissar Avramopoulos
erfolgt. Das heißt, auch dort wird es sicherlich Interessenlagen geben, die
wir gemeinsam mit der türkischen Regierung besprechen wollen.

Auch in Bezug auf Ihre zweite Frage, ob Griechenland von einem
Seenotrettungsmechanismus profitieren könnte, kann ich den Gesprächsverlauf
nicht vorwegnehmen. Aber Tatsache ist, dass es zumindest über die 
EU-Türkei-Erklärung in Bezug auf Griechenland schon einen Mechanismus gibt. Ob er
ausreicht, ob man ihn ergänzen muss, das bleibt abzuwarten. Sie wissen,
dass wir im Vorfeld solcher Gespräche an dieser Stelle keine konkreten
Angaben machen.

Zusatzfrage: Können Sie eine Einschätzung geben, ob der 
Türkei-Griechenland-Deal, so wie er jetzt ist, ausreicht, um die 
Griechen etwas zu entlasten?

Alter: In Griechenland wird es neben der EU-Türkei-Erklärung auch um
administrative Unterstützung gehen. Das Ankunftsgeschehen in Griechenland
ist Ihnen weitgehend bekannt. Das wird in Griechenland auch ein
Schwerpunktthema sein. Aber auch hier gilt es zunächst mal zuzuhören und in
Erfahrung zu bringen: Wo sind die Bedarfe? Wo sind die größten Probleme?
Dann kann man sich darüber unterhalten: Wie können wir Unterstützung
leisten? Alles das wird Ende der Woche etwas konkreter sein.

Frage: Wenn ich die Frage richtig verstanden habe, ging es nicht nur darum,
ob Griechenland vom Seenotrettungsmechanismus profitieren könnte, sondern
ob auch vor dem Hintergrund des Brandes in Moria Deutschland Griechenland
noch stärker unter die Arme greifen kann. Es gibt Forderungen von
Flüchtlingsorganisationen, dass man noch mehr Flüchtlinge übernehmen kann.
Wie steht das BMI dazu?

Dann noch eine Detailnachfrage dazu: Pro Asyl beklagt, dass
Familiennachzugsverfahren in der Mehrheit inzwischen abgelehnt werden mit
dem Hinweis auf abgelaufene Fristen. Können Sie das bestätigen? Können Sie
vielleicht sagen, welche Fristen für den Familiennachzug aus Griechenland -
wahrscheinlich ist das Dublin-Verfahren gemeint - überhaupt gelten?

Alter: Zum letzten Teil Ihrer Frage würde ich gern etwas nachreichen;
darüber habe ich im Moment keine konkreten Informationen.

Zum ersten Teil kann ich nur noch mal wiederholen: Der Bundesinnenminister
hat die Absicht und ist fest entschlossen, administrative Hilfe zu leisten,
wenn das möglich ist. Aber wenn man das tun will, muss man zunächst einmal
mit den dortigen Behörden oder auf Ministerebene besprechen, an welcher
Stelle das sinnvoll und notwendig ist.

StS Seibert: Ich will dazu ganz kurz noch etwas sagen, wenn ich darf: In
dem Flüchtlingslager Moria auf Lesbos sind bei einem Feuer zwei Menschen
ums Leben gekommen. Das ist eine Tragödie, die auch uns bestürzt. Unsere
Gedanken sind bei den Hinterbliebenen dieser Menschen.

Grundsätzlich beobachten wir sehr genau die zum Teil sehr schwierige Lage
auf den griechischen Inseln. Es ist eine sehr schwierige Lage, die die neue
griechische Regierung übernommen hat. Sie arbeitet jetzt intensiv an
Lösungen. Die EU steht bereit, ihr dabei substanzielle Hilfe zu leisten.
Ein Schlüssel, um dieser schwierigen Lage auf den Inseln zum Teil Herr zu
werden, ist sicherlich in der EU-Türkei-Erklärung selber zu finden. Das
heißt, ein Schlüssel ist es, die Zahl der Rückführungen rasch und deutlich
zu steigern. Wir wissen, dass die griechische Regierung diese Sichtweise
teilt. Wir haben volles Vertrauen, dass sie die richtigen Schritte
ergreifen wird.

Frage: Das heißt, die Lösung besteht für Sie nicht darin, dass man
Griechenland Flüchtlinge in Europa abnimmt, sondern dass Griechenland sie
zurück in die Türkei schickt?

StS Seibert: Nein. Ich sage: Ein Schlüssel ist, dass dieser Teil der 
EU-Türkei-Erklärung, der ein sehr zentraler ist, stärker als in der
Vergangenheit umgesetzt wird, also dass es zu Rückführungen in die Türkei
kommt. Das ist auch die Sichtweise der griechischen Regierung.

Griechenland bekommt vielfache Hilfen und Unterstützung von Europa, um die
zugegebenermaßen sehr schwierige Situation auf seinen Inseln und zum Teil
auch auf dem Festland bewältigen zu können. Grundsätzlich ist Deutschland
auch unter den Ländern, die - in der vergangenen Woche war die Rede von
minderjährigen Flüchtlingen - auch bei der Aufnahme minderjähriger
Flüchtlinge bereits das Ihre leisten.

Zusatzfrage: Herr Seibert, Sie haben jetzt betont, die 
EU-Türkei-Vereinbarung sei ein Schlüssel. Wäre denkbar, dass ein anderer Schlüssel
die Bereitschaft ist, dass Deutschland Leute direkt aufnimmt und sie nicht
in die Türkei zurückgebracht werden?

StS Seibert: Ich kann jetzt hier nicht alles durchdeklinieren, was Europa
bereits jetzt an Unterstützung für Griechenland leistet, um mit dieser
schwierigen Situation umzugehen.

Aber nichtsdestotrotz bleibt es dabei: Die EU-Türkei-Erklärung hat zwei
wesentliche Elemente. Das eine ist die Unterstützung der Türkei bei der
Aufnahme und Beherbergung von Millionen von syrischen Flüchtlingen. Diese
Unterstützung wird geleistet, und man hat immer wieder Anlass, darüber
nachzudenken, ob die Zahlungen vielleicht noch schneller geleistet werden
könnten. Ein Großteil der 6 Milliarden ist ja jetzt auf konkrete Projekte
verpflichtet.

Ein anderer, zentraler Punkt ist der Rückführungsmechanismus, der illegale
Migration versucht zu ersetzen durch die Möglichkeit, dass syrische
Flüchtlinge aus der Türkei legal nach Europa kommen können. Aber dafür muss
es erst einmal diese Rückführungen geben.

Aber es gibt eine Vielzahl von Unterstützungen, die Griechenland von der
Europäischen Union bekommt. Darüber ist sowohl unsere Regierung als
natürlich auch Brüssel immer wieder im Gespräch mit den Griechen.

Frage: Ist die Bundesregierung der Meinung, dass in den Flüchtlingslagern
aktuell lebenswerte Bedingungen herrschen?

StS Seibert: So pauschal kann ich darauf keine Antwort geben. Es ist ganz
offensichtlich, dass dort zum Teil sehr, sehr schwierige Bedingungen
herrschen. Es ist die Aufgabe Griechenlands, mit europäischer Unterstützung
diese Bedingungen Schritt für Schritt zu verbessern.

Zusatzfrage: Das heißt, wenn die Bedingungen schlechter werden, kommt auch
eine Evakuierung oder Auflösung dieser Lager infrage?

StS Seibert: Das ist sicherlich nicht Sache der Bundesregierung. Da werden
Sie mich auch nicht zum Spekulieren bringen.

Frage: Herr Seibert, zu den Russland-Sanktionen: Es gibt eine leichte
Entspannung im Verhältnis zwischen Russland und der Ukraine. Ich meine zum
Beispiel den Gefangenenaustausch. In der Regierungsfraktion der SPD gibt es
die Überlegung, als Zeichen guten Willens eine symbolische Geste zu zeigen,
Deutschland und Frankreich gemeinsam, und irgendeine Kleine Sanktion
abzubauen, um zu sehen, wie Russland dann weiter reagiert. Gibt es in der
Bundesregierung solche Überlegungen, im Kanzleramt oder im Auswärtigen Amt?

StS Seibert: Ich kenne diese Äußerung aus der Fraktion nicht und möchte
auch, wie grundsätzlich üblich, hier nicht Äußerungen aus dem Parlament
kommentieren.

Für die Bundesregierung ist die Haltung unverändert: Es bedarf
substanzieller Fortschritte bei der Umsetzung der Minsker Vereinbarungen,
damit man über eine Lockerung oder Aufgabe von Sanktionen nachdenken kann.
An diesen Fortschritten versuchen wir mit aller Kraft zu arbeiten, und zwar
mit den anderen Beteiligten am Normandie-Format.

Zusatzfrage: Kann man denn irgendetwas Konkretes sagen? Was muss denn dort
passieren, damit die Bundesregierung sagt: "Okay, das ist ein Fortschritt,
ein substanzieller Fortschritt; jetzt können wir anfangen, die Sanktionen
zu lockern"?

StS Seibert: Es gibt da viele Punkte. Da kann sich der Kollege aus dem
Auswärtigen Amt sicherlich auch beteiligen. Es gibt viele Punkte. Es geht
darum, dass erst einmal entlang der Kontaktlinie der Waffenstillstand
wirklich eingehalten werden muss. Es muss dann zu den vorgesehenen
Rücknahmen der schweren Waffen kommen, zur Entflechtung an den
entscheidenden Punkten der Kontaktlinie. Das ist bisher an wenigen Punkten
geschehen. So kann man das durchdeklinieren, aber an all diesen Punkten
wird gearbeitet.

Es gab jetzt zwei positive, Hoffnung machende Signale. Das eine war der
Austausch von Gefangenen. Es ist aus unserer Sicht - wir haben das hier
sehr begrüßt - sehr erfreulich, dass Russland endlich, muss man sagen, die
Seeleute, die im Zusammenhang mit der Straße von Kertsch festgenommen
waren, und den Regisseur Oleg Senzow freigelassen hat. Wir haben vor
einigen Wochen Fortschritte bei Staniza Luhanska erlebt. Aber da muss es
jetzt weitergehen. Daran wird gearbeitet.

Zusatzfrage: Aber ist es nicht gerade jetzt an der Zeit, die Sachen, die
Sie gerade als positive Beispiele nennen, zu erwidern und irgendein Zeichen
zu setzen, damit es eben weitergeht?

Breul: Ich kann aus unserer Sicht ergänzen: Zum einen handelt es sich dabei
ja nicht um deutsche und auch nicht um deutsch-französische Sanktionen,
sondern um EU-Sanktionen. Wir reden hier über die gemeinsame Position der
Europäischen Union. In diesem Kreis wäre das richtig Forum, um Dinge neu zu
bewerten, wenn sie denn neu zu bewerten sind.

Unsere Position ist klar: Das Minsker Abkommen muss umgesetzt werden und
nicht Teile oder Halbsätze davon, sondern das Minsker Abkommen. Das ist
unsere Position. Daran sind Sanktionen gebunden, und daran hat sich nichts
geändert. Diese Position ist auch wohlbekannt, und jede der Parteien weiß,
welche Teile des Minsker Abkommens noch der Umsetzung harren. Daher besteht
da vollkommene Transparenz. Das ist unser Signal. Ich glaube, das wird bei
den Parteien auch gut verstanden.

Frage: Ist es denkbar, dass die Sanktionen schrittweise aufgehoben werden
können? Sie betonen jetzt, Herr Breul, dass doch wieder das ganze Minsker
Abkommen umgesetzt werden soll und nicht nur Teile davon. Gibt es eine
schrittweise Aufhebung der Sanktionen, wenn Russland bestimmte Schritte
geht, nämlich Teilschritte von Minsk umsetzt, oder sehen Sie nur eine
Aufhebung als Ganzes?

Breul: Ich habe Ihnen ja gerade versucht zu erklären, dass das nichts ist,
was wir hier entscheiden, von dieser Bank aus schon gar nicht, aber auch
nicht in Berlin, sondern es ist eine gemeinsame EU-Position. Die 
EU-Position ist, dass dort kein schrittweiser Ansatz vereinbart ist, sondern
ein Ansatz, der von beiden Parteien fordert, das Minsker Abkommen
umzusetzen. Im Moment ist mir keine Diskussion bekannt, die eine Änderung
der Position einleiten wird.

Zusatzfrage: Dann muss ich doch noch mal nachfragen, weil Herr Seibert eben
von einer Lockerung oder Aufhebung gesprochen hat. Eine Lockerung ist ja
eine teilweise Aufhebung, und eine Aufhebung ist eine Aufhebung.

StS Seibert: Dann nehme ich das Wort "Lockerung" zurück. Es bleibt die
Haltung der Bundesregierung, dass Minsk umgesetzt sein muss, substanziell
und in seinen wesentlichen Forderungen umgesetzt sein muss. Davon sind wir
ein gutes Stück entfernt.

Frage: Herr Seibert, die Punkte, die Sie genannt haben, betreffen nicht
Moskau, sondern die selbst ernannten Republiken im Donbass, die nicht
unbedingt explizit Vertragspartner von Minsk II sind. Können Sie das
vielleicht noch mal konkretisieren?

StS Seibert: Ich weiß nicht, welchen Blick Sie auf die Realitäten dort
haben. Unser Blick ist, dass Russland von Anfang an und weiterhin einen
ganz erheblichen Einfluss auf diese, wie Sie zu Recht sagen, selbst
ernannten Republiken hat und eine ganz erhebliche Unterstützung leistet.

Frage: Herr Breul, können Sie uns sagen, welche der Konfliktseiten weiter
entfernt ist von der Umsetzung des Minsker Abkommens in toto?

Breul: Ich weiß nicht, ob das zielführend ist. Es finden Gespräche zwischen
den Parteien statt - auch morgen ist ein Treffen in der Kontaktgruppe -,
bei denen Fortschritte erzielt werden müssen. Ich finde, wir sollten hier
nicht von der Seitenlinie Haltungsnoten vergeben, sondern worauf es
ankommt, ist, dass wir Fortschritte erzielen, und beide Parteien wissen,
was sie dafür zu tun haben.

Zusatzfrage: Sie mögen nicht sagen, welche Seite sozusagen die
schwierigere, die uneinsichtigere ist? Das ist ja nicht von der Seitenlinie
aus.

StS Seibert: Ich glaube, es ist ganz wichtig, sich in der Diskussion, die
sich hier gerade entspinnt, noch einmal daran zu erinnern, was ursprünglich
2015 geschehen ist, dass nämlich die Ukraine in ihrer territorialen
Souveränität durch selbst ernannte Separatisten mit russischer
Unterstützung verletzt worden ist.

Frage: Herr Breul, Sie schieben das alles auf die EU. Wenn ich mich nicht
täusche, übernimmt Deutschland demnächst den Vorsitz in der EU und kann
damit ja auch sozusagen die Themen bestimmen, für die Gipfeltreffen zum
Beispiel. Wird denn dieses Thema seitens Deutschlands für so wichtig
gehalten, dass Sie es auf die Tagesordnung der EU setzen?

Breul: Ganz so einfach ist es nicht. Die Tagesordnung des Europäischen
Rates zum Beispiel wird vom Präsidenten des Europäischen Rates gemeinsam
mit der Ratspräsidentschaft festgelegt. Dann gibt es in vielen
unterschiedlichen Gremien auch permanente Vorsitze, wo zum Beispiel die
Hohe Vertreterin und demnächst der Hohe Vertreter, wenn das Europäische
Parlament seine Zustimmung erteilt, die Agenda setzt.

Das Prozedurale beiseitegelassen: Natürlich ist die Ukraine für uns ein
zentrales Thema, und das Verhältnis zu Russland ist ein zentrales Thema,
übrigens nicht nur für uns, für ganz viele EU-Mitgliedstaaten, gerade auch
östlich von uns. Natürlich werden wir intensiv darüber beraten, auch noch
vor Beginn der deutschen EU-Ratspräsidentschaft, die erst im nächsten Jahr
ansteht.

Frage: Ich habe eine Frage ans Finanzministerium. Die Nachfolge von Frau
Lautenschläger sollte relativ schnell entschieden werden, hieß es in der
letzten Woche. Gibt es da einen neuen Stand? Kann man schon absehen, wann
die Entscheidung fällt?

Könnten Sie noch mal kurz erläutern, welche Kriterien der Nachfolger oder
die Nachfolgerin erfüllen müsste?

Kuhn: Wie letzten Freitag gesagt, werden wir in Kürze eine geeignete
Kandidatin oder einen geeigneten Kandidaten für die Nachfolge benennen. Die
Kriterien ergeben sich ja aus dem AEUV, also aus dem Vertrag über die
Arbeitsweise der Europäischen Union. Es müssen - ich habe den Vertrag nicht
vorliegen - entsprechend geeignete Personen sein, die insbesondere in der
Geldpolitik, aber natürlich auch in der Bankenaufsicht über Erfahrung oder
über Wissen verfügen.

Es bleibt dabei, dass wir in Kürze eine geeignete Kandidatin oder einen
geeigneten Kandidaten vorschlagen werden.

Zusatzfrage : Heißt "in Kürze", diese Woche noch?

Kuhn: "In Kürze" heißt: zeitnah, bald.

Frage: Eine Frage zum 70. Geburtstag der Volksrepublik China an Herrn
Seibert und Herrn Breul: Inwieweit wird es dazu Glückwunschschreiben der
Kanzlerin oder eines Ministers geben? Wer wird daran teilnehmen? Wenn es
solche Schreiben gibt, wird da die Situation in Hongkong in irgendeiner Art
und Weise berücksichtigt werden?

StS Seibert: Es ist nach der Staatspraxis nicht üblich, dass die
Bundeskanzlerin, die ja nicht Staatsoberhaupt ist, zu solchen Jahrestagen
oder Nationalfeiertagen Glückwunschschreiben entrichtet.

Breul: Für das Auswärtige Amt müsste ich Ihnen das nachreichen. Ich bin mir
sicher: Das Auswärtige Amt wird bei den Feierlichkeiten in China vertreten
sein. Wer genau dabei sein wird, ob es der Botschafter oder sein Vertreter
ist, müsste ich Ihnen nachreichen.

Frage: Die Vereinigten Staaten haben Diplomaten aus Russland, Iran und Kuba
den Zugang zur UN-Generalversammlung verwehrt. Wie bewertet die
Bundesregierung das Vorgehen des US-amerikanischen Partners, auch eingedenk
der entsprechenden völkerrechtlichen Verpflichtungen, die die USA
eingegangen sind, um ungehinderten Zugang zur GA zu ermöglichen?

Breul: Ehrlich gesagt, liegen mir dazu keine näheren Informationen vor, was
die Einzelfälle angeht. Darum würde ich Sie bitten, die Frage an die
Vereinten Nationen zu richten.

Es gibt ja ein Sitzstaatsabkommen zwischen den Vereinten Nationen und den
Vereinigten Staaten von Amerika, wo die UN ihren Hauptsitz haben, wie wir
das zum Beispiel auch mit den VN-Organisationen haben, die in Bonn
vertreten sind. Danach ist das zu beurteilen. Das ist erst einmal eine
Sache zwischen dem betroffenen Land, dem Protokoll der Vereinten Nationen
und dem Sitzstaat, also in diesem Fall den Vereinigten Staaten von Amerika.
Ich würde Sie bitten, dorthin Ihre Frage zu richten; mir liegen dazu keine
näheren Informationen vor.

Zusatzfrage: Unter anderem Russland hat als Konsequenz aus diesem Vorgehen
gefordert, zumindest langfristig das UN-Hauptquartier in einen Staat zu
verlegen, der neutraler agiert. Beispielhaft wurde die Schweiz genannt. Das
Verhältnis zwischen den USA und Deutschland könnte sich ja irgendwann
einmal auch verändern.

Wie bewertet die Bundesregierung den Plan einer Verlegung des 
UN-Hauptgebäudes in ein neutraler agierendes Land?

StS Seibert: Diesen Plan verfolgt die Bundesregierung nicht.

Frage: Ich habe eine Frage an das BMAS. Der Arbeitgeberverband Pflege will
gegen die Besetzung der Mindestlohnkommission Pflege klagen, weil die
Kirchen dort nach Auffassung der Arbeitgeberverbände in einer
Übermachtposition seien. Wie steht das BMAS dazu?

Stoltenberg: Vielen Dank für die Frage. - Weder Klage noch Antrag liegen
uns bis jetzt vor. Deswegen kann ich mich dazu nicht konkret äußern.

Ich kann grundsätzlich festhalten, dass das BMAS die inzwischen vierte
Pflegemindestlohnkommission nach 12 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes
berufen hat und dass deren erste Sitzung heute stattfindet. Unabhängig von
der Klage tagt die Kommission.

Zusatzfrage: Ist es nach ihrer Auffassung richtig, dass die Kirchen dort so
deutlich stärker vertreten sind?

Stoltenberg: Dieser Argumentation folgt das BMAS eindeutig nicht.

Zusatzfrage: Welcher Argumentation folgt es dann?

Stoltenberg: Die Kommission ist mit insgesamt acht Mitgliedern besetzt.
Davon sind vier Mitglieder sozusagen dem weltlichen Bereich und vier
Mitglieder dem kirchlichen Bereich zuzuordnen. Insofern sehen wir keine
Überrepräsentanz des kirchlichen Bereichs.

Frage: Zum Thema der Förderprogramme für Kommunen: Auf der einen Seite habe
ich am Wochenende Äußerungen Ihres Ministers gelesen mit dem Stoßseufzer:
Bitte nehmt das Geld! - Auf der anderen Seite lese ich von den Kommunen
sehr viele Beschwerden, dass es sehr kompliziert sei, dass die Formulare zu
kompliziert seien, dass zu wenig Personal im Ministerium vorhanden sei.

Was tut die Bundesregierung, um solch eine Situation zukünftig zu
verhindern und um Förderprogramme für Kommunen leichter abrufbar zu machen?

Kuhn: Wie Sie wissen, wenden wir Rekordsummen für staatliche Investitionen
auf. Allein von 2020 bis 2023 stellen wir insgesamt über 158 Milliarden
Euro und damit rund 30 Prozent mehr als in der vergangenen
Legislaturperiode für Investitionen bereit.

Wichtig ist natürlich, wie Sie sagen, dass diese Gelder auch ankommen und
abfließen. Das hat der Finanzminister immer wieder betont. Zuletzt hat er
das in dem Interview in der "Rheinischen Post" getan, das Sie angesprochen
haben. Dabei hat er schon darauf aufmerksam gemacht, dass Gelder nicht
abfließen, weil es an Planungskapazitäten und an Bauarbeitern fehlt. Er hat
auch darauf Bezug genommen, dass die Regulierung und die
Entscheidungsprozesse in dem Kontext zu kompliziert geworden seien. In dem
Kontext hat er gesagt, dass er seine Kolleginnen und Kollegen im Kabinett
gebeten hat, die Regeln zu überarbeiten, damit es zukünftig leichter wird.

Wir als BMF unterstützen zum Beispiel Kommunen bereits durch
Begleitmaßnahmen, sodass sie also etwa Planungskapazitäten, die nicht
ausreichend verfügbar sind, von Dritten einkaufen können, und dadurch, dass
dies nach den Förderrichtlinien und Förderprogrammen förderfähig ist. Das
gilt natürlich in bestimmtem Umfang auch für Wirtschaftlichkeitsprüfungen,
die man bei solchen Projekten durchführen muss.

Einzelne Förder- und Investitionsprogramme liegen natürlich in den
jeweiligen Ressortzuständigkeiten. Vielleicht können die Kolleginnen und
Kollegen etwas dazu sagen.

Strater: Ich weiß nicht, ob es Sie interessiert oder ob das die
Stoßrichtung Ihrer Fragestellung ist. Aber zum Beispiel fließen die Mittel
im Breitbandförderprogramm, das wir aufgelegt haben, relativ langsam ab.
Sie müssen auch immer unterscheiden, ob Probleme beim Mittelabruf oder beim
Mittelabfluss vorliegen, wenn Mittel, die wir zur Verfügung stellen, bei
den Kommunen am Ende nicht umgesetzt werden. Das ist auch noch ein Kleiner,
feiner Unterschied.

Wir haben zum Beispiel die Förderrichtlinie für das Breitbandförderprogramm
vereinfacht, um es in der Umsetzung leichter zu machen. Ich nenne das als
Beispiel. Seit August 2018 haben wir folgende Vereinfachungen im
Breitbandförderprogramm vorgenommen: Wir haben die Antragsbewertung, also
das Scoring, komplett gestrichen. Damit entfallen Prüfpunkte. Die
Notwendigkeit einer vorläufigen Netzplanung, einer vorläufigen
Finanzplanung, eines Wirtschaftlichkeitsvergleichs nach möglichen
Fördermodellen und der Begründung des Förderbedarfs beziehungsweise der
konkreten Fördersumme sind weggefallen. Dadurch ist die Dauer des
Verfahrens zur Erteilung von Erstbewilligungen auf ein bis zwei Monate
reduziert worden.

Was wir hierbei machen können, das tun wir, nämlich Förderprogramme zu
vereinfachen und zu verschlanken.

Zusatzfrage: Heißt das, dass Sie es dabei belassen und sagen würden: "Die
Verbesserungen sind einzelnen Ministerien vorbehalten"?

Zumindest nach meiner Lektüre scheint mir das ein generelles Problem zu
sein. Müsste sich die Bundesregierung nicht überlegen, die Antrags- und
Abrufprozesse prinzipiell zu vereinfachen? Genügt es, wenn Sie in Ihrem
Ressort sagen: "Wir machen das besser", und wenn das nächste Ressort
ebenfalls sagt: "Wir vereinfachen diese und jene Dinge"? Müsste man sich
nicht noch einmal prinzipiell Gedanken darüber machen?

Kuhn: Da das BMF die wenigsten Programme selbst verwaltet, ist es eine
Frage, die eigentlich an die Ressorts gehen muss. Aber ich denke, insgesamt
muss man auch bei den einzelnen Programmen immer schauen, was man dort
verbessern kann. Das hat der Minister, denke ich, zum Ausdruck bringen
wollen. Deswegen hat er auch seine Kollegen aufgerufen, sie zu
überarbeiten.

Alter: Die Programme, die uns im BMI betreffen, sind die Städtebauförderung
und der Investitionspakt "Soziale Integration im Quartier", die ein
Fördervolumen von insgesamt einer Milliarde Euro umfassen. Vom Prinzip her
stellen wir die Gelder für die Länder bereit. Die Verteilung an die
Kommunen erfolgt dann über die Länder. Konkrete Zahlen zum Mittelabfluss
liegen mir jetzt nicht vor. Wenn gewünscht, müsste ich sie nachreichen.

Frage: Herr Kuhn, was sind in den letzten zehn, zwanzig Jahren der
Bundesregierungspolitik denn die Gründe und Ursachen dafür, dass es da
keine Planungsstellen usw. gibt? Gibt es strukturelle Ursachen dafür?

Kuhn: Ich kann jetzt nur auf das Interview des Ministers verweisen. Darin
hat er darauf hingewiesen, dass es zum einen an mangelnden
Planungskapazitäten liegt. Aber das betrifft natürlich nicht die
Planungskapazitäten beim Bund selbst, sondern bei den Kommunen. Zum anderen
liegt das auch einfach am Fachkräftemangel, zum Beispiel an fehlenden
Bauarbeitern. Da gibt es ein Kapazitätsproblem. Und dann - - -

Zusatz: Das sind Symptome. Ich will die Ursachen wissen.

Kuhn: Das sind, denke ich, keine Symptome, sondern es sind Ursachen, die
hier benannt sind. Das ist das, was ich Ihnen dazu sagen kann.

Zusatzfrage: Warum sind sie nicht da? Dass sie nicht da sind, ist jedem
klar. Warum sind sie nicht da?

Kuhn: Wie gesagt, es fehlt an Planungskapazitäten und zum Beispiel an
Bauarbeitern.

Vorsitzender Detjen: Herr Alter, Sie wollten noch etwas zu einem anderen
Thema nachreichen.

Alter: Ich habe die Frage zu den Übernahmen aus Griechenland geklärt. Jetzt
ist die Kollegin leider nicht mehr da, aber ich sage es dennoch.

Was das Dublin-Verfahren für Überstellungen aus Griechenland angeht, sind
uns keine Schwierigkeiten bekannt. Wir haben im Jahr 2019 insgesamt 1102
Übernahmeersuchen erhalten und 409 Zustimmungen erteilt. In diesem Jahr
haben wir bereit 521 Personen aus Griechenland nach Deutschland übernommen.
Das heißt, aus unserer Sicht funktioniert das reibungslos. Die Zahlen, die
ich Ihnen gerade genannt haben, gelten für den Stand vom 31. August 2019.

Breul: Ich kann nur kurz berichten, dass es offizielle Feierlichkeiten zum
1. Oktober in China geben wird, die speziell für das diplomatische Korps
organisiert werden, so wie auch wir es zum Beispiel zum 3. Oktober oder in
diesem Jahr auch zum 9. November tun. Der Botschafter plant, an diesen
Veranstaltungen teilzunehmen.

Frage: Ich habe eine Frage an das Innenministerium. Es gibt eine Debatte
über die Auftritte von Cheerleadern in Deutschland, nachdem Alba Berlin
seit dieser Woche darauf verzichtet. Können Sie die Position von Herrn
Seehofer dazu erläutern?

Alter: Im Grunde genommen, ist Ihnen die Position ja bekannt. Cheerleading
ist eine Sportart, die seit vielen Jahrzehnten, seit Ende des 19.
Jahrhundert, von vielen Menschen sehr ernsthaft und mit Leistungswillen
betrieben wird. Wenn man sich die Liste der Bundesverbände anschaut, ist
festzustellen, dass der Cheerleading und Cheerperformance Verband
Deutschland über 17 000 Mitglieder hat und damit, was die Mitgliederanzahl
angeht, beispielsweise vor Rugby, Sportakrobatik, Squash und Ähnlichem
liegt. Das Anliegen des Ministers besteht darin, deutlich zu machen, dass
wir nicht mit einem Federstrich Sportarten infrage stellen sollten, dass
wir gleichwohl aber auch zur Kenntnis nehmen, dass sich die Wahrnehmung und
Sensibilität für bestimmte gesellschaftspolitische Themen in den
Jahrzehnten und Jahrhunderten verändert hat.

Deswegen ist seine Position: Zunächst einmal ist es keine Entscheidung, die
eine Regierung trifft, sondern das ist eine Entscheidung, die jeder Verein
für sich selbst treffen muss. Aber anstatt über Abschaffung oder
Beibehaltung zu reden, könnte man ja auch über die Frage diskutieren, ob
man es in einer Weise verändern kann, die als zeitgemäß empfunden wird.

Es gibt aber keine Vorgabe, die eingehalten werden müsste. Der Minister ist
gefragt worden und hat seine Position dazu genannt. Damit ist das Thema
jedenfalls für uns vorläufig beendet.

Zusatzfrage: Er hat ja gemischte Mannschaften vorgeschlagen und gemeint,
dass sich dadurch vielleicht die Akzeptanz erhöhen würde. Wünscht er sich
das auch in anderen Sportarten?

Alter: Der Minister ist gefragt worden, wie er dazu steht. Das bezog sich
auf das Cheerleading.

Das wäre im Übrigen auch kein Novum. Weltweit gibt es bereits gemischte
Teams. Insofern ist der Gedanke naheliegend, zu sagen: Wenn das als nicht
zeitgemäß empfunden wird, weil dort nur Frauen in den Mannschaften sind,
dann ist es wie in jeder anderen Mannschaftssportart natürlich auch
denkbar, dass man gemischte Teams aufstellt. Ich denke, das ist nichts
Weltbewegendes; das ist eine sehr vernünftige und zeitgemäße Position.

Frage: Eine Frage an das BMWi: Am Freitag waren Thomas Cook und der
Übergangskredit ja schon einmal Thema. Weil inzwischen drei Tage vergangen
sind, möchte ich nachfragen, ob es dazu einen neuen Stand gibt. Hat sich
die Bundesregierung entschieden, ob sie Thomas Cook einen Übergangskredit
gewährt?

Grave: Die Thomas Cook GmbH hat einen selbstständigen Antrag auf einen
Überbrückungskredit eingereicht. Dieser Antrag wird derzeit geprüft. Wir
stehen im Austausch mit dem Unternehmen. Details können wir noch nicht
bekanntgeben.

Zusatzfrage: Können Sie etwas zu dem Zeithorizont sagen, zeitnah oder in
Kürze?

Grave: Ich schließe mich meinem Kollegen an und sage: Zeitnah.

Vorsitzender Detjen: Sie sagten, Sie könnten noch etwas zu dem CO2-Thema
nachliefern.

Grave: Eine CO2-Grenzsteuer prüfen wir aktuell mit Blick auf die
rechtlichen Fragestellungen. In der deutsch-französischen Erklärung ist die
Frage einer solchen CO2-Grenzsteuer als eines möglichen Instruments zur
Vermeidung von Carbon Leakage bewusst offengehalten worden. Wir prüfen also
gerade die rechtliche Situation.

Frage: Der französische Finanzminister hat heute Morgen in einem Interview
gesagt, dass er sich morgen mit Ihrem Minister trifft. Können Sie das
bestätigen? Falls ja, worum geht es bei dem Treffen?

Kuhn: Mir liegen jetzt zu dem Treffen keine Informationen vor. Wenn es
Informationen dazu gibt, kann ich sie gern nachreichen.

Frage: Ich habe eine Frage an das Familienministerium. Das Programm
Chancenpatenschaften, das bei der Integration von Flüchtlingen helfen
sollte, soll eingestellt beziehungsweise von 18 Millionen Euro auf 8
Millionen Euro drastisch gekürzt werden. Warum wird es in dieser Weise
gekürzt? Gibt es ein Alternativprogramm?

Audretsch: Ich nehme an, Sie meinen das Programm "Menschen stärken
Menschen". Das legt zumindest die Höhe der Zahlen nahe, die Sie genannt
haben. Das Programm hat in den letzten Jahren tatsächlich sehr gute Arbeit
hervorgebracht. Seit 2016 werden durch das Programm Patenschaften zwischen
geflüchteten und hier lebenden Menschen unterstützt. Das Programm wurde
2018 ausgeweitet und für Zielgruppen geöffnet, die nicht unbedingt nur in
diesem Zusammenhang, sondern auch in anderen Zusammenhängen tätig sind,
ganz nach dem Motto "Damit es jedes Kind packt!", das wir auch insgesamt in
diesem Bereich haben. In diesem Zusammenhang gab es zu dem Zeitpunkt eine
Anhebung der Mittel von jährlich 10 Millionen Euro auf 18 Millionen Euro.

In dem Haushaltsentwurf für 2020 - da haben Sie recht - sind derzeit 9
Millionen Euro angesetzt. Konkret kann ich Ihnen zu den Gründen dafür und
zu der Frage, wie sich das im Haushalt letztlich wirklich abbilden wird,
nichts sagen. Wie Sie wissen, läuft das Haushaltsverfahren noch. Aber man
kann, wenn man sich das Programm insgesamt anschaut, erkennen, dass sich
die Finanzierung mit unterschiedlichen Aufgaben und Anforderungen
entwickelt hat, die damit im Zusammenhang stehen.

Wenn man jetzt noch einmal einen Blick auf die Frage wirft, wie wir das
Thema des Zusammenhalts in der Gesellschaft und der Demokratieförderung
insgesamt angehen, dann sieht man, dass man dieses Programm nicht isoliert
betrachten kann, sondern dass man es in einer Aufstellung in Verbindung mit
ganz vielen anderen Zusammenhängen und Förderprogrammen sehen muss, zum
Beispiel mit dem Programm "Demokratie leben!", dessen zweite Förderphase
wir im Moment auf den Weg bringen. Wir haben dafür mehr als tausend
Projektvorschläge bekommen, die sich allein auf die Modellprojekte
beziehen. Es gibt unterschiedliche Förderlinien innerhalb dieser zweiten
Förderphase. Wir können in dem Bereich letztlich nur rund hundert Projekte
tatsächlich fördern. Das heißt, wir sind gerade in einem schwierigen
Auswahlprozess, der insgesamt die Frage aufwirft, wie wir mit den Mitteln,
die wir im Moment haben, die Vernetzung vor Ort und die demokratische
Arbeit für den Zusammenhalt in der Gesellschaft bestmöglich fördern können.

Ein weiteres Beispiel sind die "Partnerschaften für Demokratie", in denen
sich Kommunen vor Ort auf den Weg machen, Demokratie zu fördern und mit
Einzelmaßnahmen - im Jahr 2018 waren es insgesamt 4400 Einzelmaßnahmen -
Demokratie im Zusammenhalt vor Ort zu fördern. In Zukunft sollen 125 000
Euro statt nur 100 000 Euro pro Partnerschaft für Demokratie gegeben
werden. Wir haben auch dafür eine sehr, sehr hohe Nachfrage. 40 Kommunen
wollen zusätzlich mitmachen.

Uns freut das grundsätzlich sehr, weil wir sehen, dass es in der
Gesellschaft eine sehr hohe Nachfrage danach gibt, für Demokratie und ein
Miteinander in der Gesellschaft zu arbeiten. Wir stehen vor der Situation,
dass wir die große Nachfrage, die es gibt, nicht in allen Punkten so
bedienen können werden, wie wir es gern täten. Das ist schlicht und
ergreifend eine Frage der zur Verfügung stehenden Mittel. Damit bin ich
wieder bei dem, was ich vorhin gesagt habe: Das Haushaltverfahren läuft im
Moment. Dem kann ich nicht vorgreifen.

Frage: Ich habe zwei Fragen an Herrn Seibert.

Die erste Frage: Hat die Bundeskanzlerin Herrn Kurz schon gratuliert?

Die zweite Frage: Die Verteidigungsministerin ist am Wochenende mit den
Worten zitiert worden: "Für alle zum Mitschreiben: Es gibt kein Zerwürfnis
zwischen Angela Merkel und mir". Würde die Bundeskanzlerin das auch
unterschreiben?

StS Seibert: Zur zweiten Frage: Dem stimme ich zu.

Zur ersten Frage: Die Bundeskanzlerin hat Herrn Kurz schon gestern Abend
zum starken Ergebnis des ehemaligen Bundeskanzlers und seiner Partei bei
der Nationalratswahl gratuliert. Ich kann diesen Glückwunsch gern
wiederholen. Als Bundesregierung warten wir jetzt natürlich ab, welche
Koalitionsbildung aus diesem Ergebnis folgt, um dann so eng und so
vertrauensvoll wie möglich mit der neuen Regierung zusammenzuarbeiten.

Frage: Herr Seibert, Sie sagten "Dem stimme ich zu". Stimmt dem denn auch
die Kanzlerin zu?

StS Seibert: Für die spreche ich hier ja. Meine persönliche Meinung tut
hier gar nichts zu Sache, die ist aber deckungsgleich - falls Sie jetzt
wieder Nuancen sehen wollen. Für die Kanzlerin stimme ich dem zu. Ansonsten
ist dazu, glaube ich, alles gesagt.

Frage: An das BMU: Wie wichtig wäre ein Weitererhalt des EEG für das
Gelingen der Energiewende? In der Spitze der größeren Regierungspartei wird
ja eine Abschaffung erwogen.

Fichtner: Wir kümmern uns ja als Umweltministerium um die Ziele, und mit
dem Klimaschutzgesetz auch darum, dass das große Klimaziel auf die
einzelnen Sektoren heruntergebrochen wird. Es sind dann die jeweiligen
Fachministerien, die mit ihren Instrumenten dafür sorgen, dass diese Ziele
erreicht werden. Im Falle des EEG ist das das Wirtschaftsministerium. Für
uns ist wichtig, dass die 65 Prozent bis 2030 erreicht werden, und das
möglichst so, dass die Akzeptanz groß ist, dass es der Windkraftbranche in
Deutschland dabei auch gut geht und dass es kosteneffizient geschieht.
Ansonsten müsste das Wirtschaftsministerium dazu Stellung nehmen.

Zusatzfrage: Dann bitte ich das Wirtschaftsministerium darum.

Grave: Vielen Dank für die Frage. - Zum EEG selbst hat der Kollege
eigentlich alles gesagt. Es geht um die einzelnen Bereiche im EEG und um
die einzelnen Ausbaupfade. Darüber wird derzeit verhandelt; das
Klimaschutzprogramm wird gerade ausgearbeitet und die Arbeit wird
finalisiert. Zur Windenergie kann ich nur sagen, dass wir derzeit noch an
dem Maßnahmenprogramm arbeiten, das sich aus dem Treffen am 5. September
ergeben hat.

Zusatzfrage: Mit Verlaub, jetzt habe ich von der einen Seite gehört, dass
sie eigentlich nicht so richtig zuständig sei, und Sie sagen, das sei doch
fast eine Antwort gewesen. Mich interessiert: Wie wichtig ist ein
Weitererhalt des EEG als politisch-finanzielles Instrument aus Sicht des
Bundeswirtschaftsministeriums für das Gelingen der Energiewende? Es
komplett abzuschaffen, nur mit Aufrechterhaltung des Bestandschutzes, wie
es im Moment ja diskutiert wird, wäre ja ein radikaler Einschnitt. Welche
Folgen hätte der?

Grave: Wenn ich das jetzt richtig verstehe, gibt es Äußerungen aus dem
politischen Raum, das EEG vollständig abzuschaffen?

Zusatz: Ja.

Grave: Zu Äußerungen aus dem politischen Raum kann ich mich hier an dieser
Stelle nicht äußern.

Zusatzfrage: Deswegen habe ich Sie ja nicht gebeten, die Äußerungen aus dem
politischen Raum zu kommentieren, sondern habe gefragt: Welche Bedeutung
hat das, was das EEG leistet, für die Umsetzung der Energiewende? Das
müssten Sie doch sagen können, das gibt es doch schon ein paar Jahre.

Grave: Das EEG gibt es ein paar Jahre, richtig. Ich tue mich gerade schwer,
die Frage zu beantworten, weil ich irgendwie eine Quantifizierung - - Was
erwarten Sie?

Zusatz: Ich erwarte eigentlich, dass Sie mir sagen: Ein funktionierendes
EEG hat auch weiterhin eine Bedeutung für das Gelingen der Energiewende.
Wenn Sie das nicht sagen können, dann wäre das ja auch eine Art von
Aussage.

Grave: Bevor ich jetzt irgendetwas Falsches sage, sage ich lieber nichts.
Aber natürlich ist es so, dass die Ausbaupfade im EEG wichtig sind und dass
es für das Erreichen der Klimaziele wichtig ist, dass die erneuerbaren
Energien weiter ausgebaut werden. Ob das über das EEG passiert oder über
ein Gesetz, das so ähnlich heißt: Wichtig ist, dass wir die Ausbaupfade
erreichen.

Frage: Vielleicht könnten Sie dann etwas nachreichen? Wenn die CDU
beschließt - und Ihr Minister gehört der CDU an -, das Fernziel sei, das
EEG abzuschaffen, weil man es nicht mehr braucht, dann wäre es schon
interessant zu erfahren, wie Ihr Ministerium dazu steht und ob Sie davon
ausgehen, dass Sie in einigen Jahren - nicht sofort - das Instrument EEG
nicht mehr brauchen, um die Klima- und Energiewendeziele zu erreichen.

Grave: Ich reiche eine Position unseres Hauses dazu nach.

Frage: Herr Seibert, wird die Kanzlerin um das EEG kämpfen?

StS Seibert: Die Kollegin hat Ihnen ja gerade gesagt, dass sie die Haltung
des BMWi nachreichen wird. Das EEG hat natürlich eine enorme Bedeutung
dafür gehabt, dass wir in Deutschland die Energiewende starten und bisher
so erfolgreich durchziehen konnten. Die hohe Subventionskulisse bei der
Förderung der erneuerbaren Energien ist ja in den letzten Jahren schon
Stück für Stück, Schritt für Schritt überführt worden in
Wirtschaftlichkeit, in Heranführung an den Markt. Das ist durchaus
erfolgreich. Jetzt zählt für uns, dass wir unsere Ziele bei den
erneuerbaren Energien erreichen. Wir haben uns da ehrgeizige Ziele
gesteckt, wir sind aber auch schon ein sehr gutes Stück vorangekommen.
Bedenken Sie zum Beispiel, dass im zweiten Quartal dieses Jahres die
erneuerbaren Energien bereits deutlich über 40 Prozent des Stromverbrauchs
ausgemacht haben. Nun werden wir entlang dieser Zielsetzungen weiter
arbeiten.

Zusatzfrage: Sie haben gerade in der Vergangenheitsform gesprochen. Das EEG
- -

StS Seibert: Nein, das ist eine Tatsache.

Zusatzfrage: Darf ich ausreden? - Sie haben gesagt: Das EEG hat eine
Bedeutung gehabt. Ich will ja wissen, ob es auch in Zukunft eine Bedeutung
haben wird. Und welchen Erfolg meinen Sie denn in den letzten Jahren -

StS Seibert: Zum Beispiel den - -

Zusatzfrage: - darf ich ausreden? - bei den Erneuerbaren? Die Solarbranche
wächst nicht mehr, in der Windkraftbranche haben Zehntausende ihren Job
verloren. Von welchen Erfolgen sprechen Sie also?

StS Seibert: Von dem Erfolg, den ich zum Beispiel an dieser einen Zahl
festgemacht habe, -

Zusatzfrage : Eine Zahl nur?

StS Seibert: - dass im zweiten Quartal dieses Jahres der Anteil der
erneuerbaren Energien an der Stromproduktion in Deutschland bereits bei
deutlich über 40 Prozent lag. Schauen Sie sich an, wie sich das im
Zeitstrahl entwickelt hat. Das ist eine sehr, sehr deutliche
Aufwärtsbewegung und lässt uns hoffen, dass wir, wenn wir gut
weiterarbeiten und die richtigen Weichen stellen, auch unsere
weiterführenden Ziele bei den erneuerbaren Energien erreichen werden.

Fichtner: Es ist ja nicht nur die deutsche Dimension, die da eine Rolle
spielt; viel wichtiger ist in dieser Frage vielmehr die globale Dimension.
Da ist das EEG im Grunde das größte Geschenk gewesen, das Deutschland der
Welt klimapolitisch machen konnte. Durch das EEG haben wir Solaranlagen und
Windkraftanlagen, die konkurrenzfähig sind. Wer sich jetzt zum Beispiel in
Afrika für neue Energie entscheidet, tut sich deutlich leichter, sich für
erneuerbare Energie zu entscheiden. Das ist etwas, was die deutschen
Stromkunden im Grunde über das EEG finanziert haben. Insofern ist das EEG
eine sehr große entwicklungs- und klimapolitische Leistung, weil es
überhaupt erst einmal die Lösung bereitstellt, um das Klimaschutzproblem
anzugehen.

Wenn man jetzt nach der Zukunft des EEG fragt, dann muss man natürlich
sagen, dass die Zukunft am Ende so aussieht, dass wir hundert Prozent
erneuerbare Energien haben wollen. In einer Welt mit hundert Prozent
Erneuerbaren brauchen wir keinen Einspeisevorrang mehr. Das ist die ganz
große Perspektive.

Frage: Zum Thema Gesundheit: Es gibt beunruhigende Nachrichten der
Fachleute, die sagen, es gebe Engpässe bei Arzneimitteln und
Medizinprodukten. Da gibt es ganze Listen, und es gibt mehrere Forderungen
von Fachleuten, so etwas wie eine nationale Arzneimittelreserve
einzurichten. Plant die Bundesregierung so etwas, haben Sie Pläne dazu,
oder sehen Sie da keine Notwendigkeit?

Wackers: Danke für die Frage. - Lieferengpässe bei Arzneimitteln sind
nichts Neues. Die Frage ist dann immer, ob das auch gleich
Versorgungsengpässe sind. Grundsätzlich sind die Ursachen sehr vielfältig,
und es gibt da auch keine einfachen Lösungen. Wir begrüßen jetzt, dass die
Unionsfraktion sich damit auseinandersetzt, und werden die Vorschläge
prüfen.

Zusatzfrage: Sie sehen das aber mit Wohlwollen, höre ich aus Ihrer Antwort
heraus?

Wackers: Ich habe gesagt: Wir werden das prüfen und wir begrüßen, dass sie
sich mit diesem Problem jetzt auseinandersetzen. Mehr habe ich nicht
gesagt.

Frage: An das Bundesumweltministerium: Der Landkreistag fordert einen Stopp
der Exporte von Plastikmüll ins Ausland. Liegen Ihnen Zahlen vor, wie viel
Plastikmüll Deutschland an welche Länder exportiert?

Es ist ja jetzt so geregelt, dass nur dann exportiert wird, wenn im
Zielland recycelt wird. Wie kontrollieren Sie das eigentlich?

Fichtner: Das Problem kennen wir schon länger. Es betrifft den Abfall aus
dem Gelben Sack nur zu einem sehr geringen Teil; das sind oft andere
Plastikabfälle gewesen. Deswegen haben wir uns auch schon früher in diesem
Jahr auf internationaler Ebene dafür eingesetzt, solche Praktiken zu
unterbinden. Wir haben das auch geschafft, und zwar mit einer Änderung des
Baseler Übereinkommens. Dort ist jetzt geregelt, dass gemischte Abfälle -
also unterschiedliche Plastiksorten, verschmutzte Plastiksorten, die bisher
als Abfallgemische exportiert wurden - künftig nicht mehr exportiert werden
dürfen. Das wird jetzt von der internationalen Ebene über die OECD-Ebene
auch europarechtlich umgesetzt. Insofern haben wir da einen wichtigen
Fortschritt erreicht, der dann in Kürze in Kraft treten wird.

Kontrollen sind auch ein wichtiger Punkt. Kontrollen werden dadurch
einfacher, weil es für die Vollzugsbehörden - das sind nicht unsere
Behörden; ich glaube, das ist der Zoll, aber das müsste ich noch in
Erfahrung bringen - jetzt einfacher ist zu prüfen, was exportiert werden
darf und was nicht.

Zusatzfrage: Haben Sie Zahlen zu den Mengen?

Fichtner: Die habe ich hier jetzt nicht parat.

Zusatzfrage: Könnten Sie das nachreichen?

Fichtner: Bestimmt, ja.

Montag, 30. September 2019
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SOZIALES/1527: Für gleiche Rechte von LSBTI ist noch viel zu tun


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 1. Oktober 2019

BRANDENBURG: Für gleiche Rechte von LSBTI ist noch viel zu tun



Zum zweiten Jahrestag der Öffnung der Ehe für gleichgeschlechtliche
Paare erklärt der Sprecher für LSBTI der FDP-Fraktion Dr. Jens
Brandenburg:

"Wir feiern zwei Jahre Ehe für alle, eine große Erfolgsgeschichte.
Mehr als 30.000 neu geschlossene gleichgeschlechtliche Ehen bis Ende
2018 zeigen, wie überfällig dieser Meilenstein war. Es gibt jedoch
keinen Grund, sich zurückzulehnen. Für gleiche Rechte von Lesben,
Schwulen, Bi-, Trans- und Intersexuellen ist noch viel zu tun. Die
FDP-Fraktion fordert ein modernes Familienrecht für
Regenbogenfamilien, einen Nationalen Aktionsplan gegen Homo- und
Transphobie und mehr Aufklärung an Schulen. Den Schutz vor
Diskriminierung aufgrund der sexuellen Identität wollen wir fest im
Grundgesetzes verankern. Der zunehmenden Gewalt gegen
gleichgeschlechtliche Paare treten wir geschlossen entgegen. Kein
Mensch darf aufgrund seiner sexuellen oder geschlechtlichen Identität
verfolgt oder angegriffen werden. Zudem muss sich die Bundesregierung
im Ministerrat der EU endlich für eine europaweite Anerkennung
gleichgeschlechtlicher Ehen einzusetzen."
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HAMBURG/4888: Erbbaurecht - Zu kurz gesprungen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 1. Oktober 2019

Erbbaurecht: Zu kurz gesprungen!



Der Senat hat seinen veränderten Umgang mit Grund und Boden der Stadt
vorgestellt. Zukünftig soll vermehrt das Erbbaurecht genutzt werden.
"Immerhin ein Schritt in die richtige Richtung ", kommentiert Heike
Sudmann, stadtentwicklungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE
in der Hamburgischen Bürgerschaft. Jahrelang habe sich der Senat gegen
alle Initiativen der Fraktion gesperrt, wenn es um das Erbbaurecht
ging. Jetzt erkenne auch der Senat, dass die Stadt dauerhaft Grund und
Boden für die Steuerung der Stadtentwicklung brauche.

"Schön, dass der Senat die Vorteile des Erbbaurechts endlich erkennt
und akzeptiert", so Sudmann. "Doch er springt zu kurz, wenn er nur bei
größeren und zentralen Grundstücken das Erbbaurecht anwenden will. Die
Stadt muss in ganz Hamburg Grundstücke behalten und zukaufen, damit
sie auch noch in Jahrzehnten handlungsfähig ist." Erfreulich seien
die neuen Konditionen, die das Erbbaurecht gegenüber einem Kauf
attraktiver mache: Das sei vor allem für Genossenschaften und
gemeinwohlorientierte Akteur_innen wichtig.

 * 
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Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft
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HAMBURG/4887: "Gute Arbeit"? Für die Wirtschaftsförderung nicht weiter wichtig (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 1. Oktober 2019

"Gute Arbeit"? Für die Wirtschaftsförderung nicht weiter wichtig



Über gute Arbeit redet der rot-grüne Senat gern - bei seiner
Wirtschaftsförderung spielt dieser Faktor keine Rolle. In seiner
Antwort auf eine Anfrage (Drs. 21/18427) der Fraktion DIE LINKE zu den
Förderkriterien der städtischen Investitions- und Förderbank verweist
er lapidar darauf, dass in den Nebenbestimmungen jeglicher
Projektförderung die Einhaltung des gesetzlichen Mindestlohns
gefordert werde. "Dass Hamburg die soziale Situation der Beschäftigten
nicht über die Einhaltung der gesetzlichen Mindestbestimmungen hinaus
interessiert, und selbst das nur in den Nebenbestimmungen, ist einfach
zu wenig", erklärt Stephan Jersch, wirtschaftspolitischer Sprecher der
Linksfraktion. "Wirtschaftsförderung mit sozialem Anspruch muss mehr
leisten."

"Vor einer Förderung die Arbeitsplätze nach den Kriterien Tarifbindung
oder Mitbestimmung zu bewerten, scheint dem Senat zu bürokratisch",
kritisiert der gewerkschaftspolitische Sprecher der Fraktion, Deniz
Celik. "Statt sich einseitig um die Akzeptanz bei den Unternehmen zu
sorgen, sollte er die Mehrheit der arbeitenden Menschen in unserer
Stadt und ihr überwiegendes Interesse an guten Arbeitsbedingungen
stärker in den Blick nehmen und die Wirtschaftsförderung entsprechend
gestalten."

 * 

Quelle:
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3395: Mobilempfang endlich auch an Grenze zu Polen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 30. September 2019

Mobilempfang endlich auch an Grenze zu Polen



Anlässlich der Mitteilung des Bundesministeriums für Verkehr und
Infrastruktur zur Grenzkoordinierung des Mobilfunks erklärt der
digitalpolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Philipp da Cunha:

"Besser spät als nie. Dass Infrastrukturminister Scheuer und die
Bundesnetzagentur jetzt endlich eine Lösung gefunden haben, den
Mobilfunkempfang in Grenzregionen zu verbessern, ist vom Grundsatz her
sehr zu begrüßen. Bisher war Deutschland das einzige Land der EU, das
den europäischen Rechtsrahmen rigoros umgesetzt hat mit dem Erfolg,
dass man in Grenznähe auf deutscher Seite zwar das polnische oder
dänische Netz empfangen konnte, aber nicht den eigenen
Mobilfunkanbieter. Damit soll jetzt Schluss sein.

Auch uns haben Telekom und Vodafone regelmäßig die Rückmeldung
gegeben, dass die Netzabdeckung im deutschen Grenzbereich nicht an
ihren Antennen, wohl aber an den Gesetzen bzw. deren Auslegung
scheiterte. Bisher durfte bestehende Technik nämlich entweder gar
nicht oder nur mit stark verminderter Leistung genutzt werden, weil
man sonst zu stark in das polnische Netz gestrahlt hätte. Wir haben
uns daher auf Ebene des Bundes auf unterschiedlichen Ebenen für eine
sinnvolle Lösung stark gemacht.

Gerade für die Urlaubsregion im Osten unseres schönen Bundeslandes ist
das eine gute Nachricht. Jetzt bleibt nur zu hoffen, dass die
Telekommunikationsunternehmen ihre neu gewonnenen Möglichkeiten
zeitnah nutzen und Funklöcher im Grenzbereich schnell schließen."

 * 

Quelle:
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3394: Arbeiterwohlfahrt - Landesvorstand als Kaffeekränzchen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 30. September 2019

AWO-Landesvorstand als Kaffeekränzchen



Der parlamentarische Untersuchungsausschuss "Wohlfahrtsverbände" hat
seine Arbeit mit der Vernehmung eines ehemaligen
AWO-Landesvorsitzenden fortgesetzt. Im Anschluss an die Vernehmung
erklärt der Obmann für die SPD-Landtagsfraktion Dirk Stamer:

"Mit Erstaunen haben die Ausschussmitglieder zur Kenntnis nehmen
müssen, dass der ehemalige AWO-Landesvorstand seine Aufsichtspflicht
gegenüber den Kreisverbänden wohl nur sehr lax wahrgenommen hat. Eine
systematische Kontrolle der Jahresabschlüsse fand nicht statt,
Fehlentwicklungen wurden, wenn sie denn überhaupt zur Kenntnis
genommen wurden, nicht geahndet, bestenfalls diskutiert. Dabei wurden
offenbar Bundes- und Landessatzungen eher als Handlungsvorschläge
betrachtet, keinesfalls jedoch als bindend für die einzelnen Gremien
und Gliederungen ernst genommen. In diesem Zusammenhang fiel während
der Vernehmung das Stichwort "Kaffeekränzchen". Diesem Prädikat habe
ich nichts hinzuzufügen."

 * 

Quelle:
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WIRTSCHAFT/2869: Selbständige in der SPD treten der Allianz für Cybersicherheit bei


SPD-Pressemitteilung vom 1. Oktober 2019

AGS: Selbständige in der SPD treten der Allianz für Cybersicherheit bei



Der Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft der Selbständigen in der SPD
(AGS) Ralph Weinbrecht teilt mit:

Die AGS, Interessensvertretung der Unternehmer in der SPD, ist
anlässlich des Cyber-Sicherheitstages am 26.09.2019 beim DIHK in
Berlin mit seinen mehr als 30.000 Mitgliedern der Allianz für
Cyber-Sicherheit als Multiplikator beigetreten. Informationssicherheit
ist die Voraussetzung für eine gelingende Digitalisierung. Die
Stärkung der Cyber-Sicherheit ist ein entscheidender Faktor für den
wirtschaftlichen Erfolg eines Unternehmens und kann klare
Wettbewerbsvorteile schaffen. Hier ist die Unternehmensleitung
gefragt, Sicherheitsrisiken zu erkennen, Zuständigkeiten zu klären und
passende Maßnahmen zu ergreifen. 75% der Unternehmen sehen
IT-Sicherheit als eine der größten Herausforderung der Digitalisierung
an. 2016 und 2017 sind mehr als 70% der Unternehmen digital
angegriffen worden. Darüber hinaus ist die Idee eines Netzwerks für
Cyber-Sicherheit als solidarische Einrichtung von Menschen für
Menschen ein ureigenes Anliegen der SPD, das wir gern unterstützen.

"Leider werden noch immer nicht alle digitalen Angriffe gemeldet", so
Ralph Weinbrecht, Bundesvorsitzender der AGS, "da die Schwierigkeit
darin besteht, dass die Bedrohungslage unsichtbar ist."

Die AGS fordert die Unternehmen dringend auf, offensiv mit dem Thema
umzugehen und Angriffe auf die Unternehmens-IT den zuständigen
Behörden beim BSI und den Landeskriminalämtern sowie auch den
Geschäftspartnern zu melden.

 * 

Quelle:

SPD-Pressemitteilung vom 1. Oktober 2019
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BERUF/1940: Digitale Kompetenzen des Ausbildungspersonals stärken (BMBF)


BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung - 01.10.2019

Digitale Kompetenzen des Ausbildungspersonals stärken

Neue Initiative des Bundesbildungsministeriums fördert Konzeptentwicklung
zur Qualifizierung von Ausbildern



Das Bundesbildungsministerium startet am 1. Oktober 2019 die
"Qualifizierungsinitiative Digitaler Wandel - Q 4.0". Ziel ist die
Entwicklung von Weiterbildungskonzepten für das Berufsbildungspersonal, um
auf die mit der Digitalisierung einhergehenden Anforderungen in der dualen
Ausbildung vorzubereiten. Die Qualifizierungsinitiative läuft bis Ende 2022
und wird vom Ministerium mit rund 30 Mio. Euro gefördert.

Bundesbildungsministerin Anja Karliczek: "Mit dem digitalen Wandel
verändern sich Arbeitsinhalte und Arbeitsformen. Neue berufliche
Kompetenzen sind gefordert. Wir wollen die Fachkräfte von morgen auf die
neuen Anforderungen gut vorbereiten. Denn digitale Medien eröffnen auch
neue Möglichkeiten des Lernen und Lehrens in der Ausbildung. Hier spielt
die fachliche und pädagogische Exzellenz des Berufsbildungspersonals die
entscheidende Rolle. Und da setzen wir als Bundesbildungsministerium an:
Wir schaffen die Voraussetzung, damit das Ausbildungspersonal mit dem
digitalen Wandel Schritt halten kann."

In Zusammenarbeit mit dem Institut der deutschen Wirtschaft Köln e. V. (IW)
fördern wir ein bundesweites Netzwerk. Dort sollen auf regionaler Ebene
Weiterbildungsformate geschaffen und erprobt werden. Zielgruppe sind
Ausbilderinnen und Ausbilder. Sie sollen die Ausbildung passgenau an die
brachenspezifischen Anforderungen des digitalen Wandels anpassen können.
Eine enge Kooperation mit der Arbeitsgemeinschaft der Bildungswerke der
deutschen Wirtschaft soll den Zugang zu den Ausbildungsbetrieben in den
Regionen ermöglichen. Aufgabe des IW ist es, die regionalen
branchenspezifischen Qualifizierungsbedarfe des Berufsbildungspersonals zu
erfassen, die Arbeit der regionalen Kooperationspartner zu koordinieren und
wissenschaftlich zu begleiten sowie die in der Praxis erprobten
Weiterbildungsformate für den bundesweiten Transfer aufzubereiten.

Parallel dazu entwickeln und erproben wir zusammen mit dem Bundesinstitut
für Berufsbildung und Partnern in der Ausbildungspraxis ein
Weiterbildungsmodul. Ziel des Moduls ist, die grundlegend erforderliche
Medien- und IT-Kompetenz von Ausbilderinnen und Ausbildern zu stärken.

Die Initiative ist Teil der BMBF-Strategie "Bildungsoffensive für die
digitale Wissensgesellschaft" und Bestandteil der Dachinitiative
"Berufsbildung 4.0", die die vielfältigen Aktivitäten des BMBF zur
strukturellen und inhaltlichen Ausrichtung der dualen Ausbildung auf die
Erfordernisse einer zunehmend digitalisierten und vernetzten Wirtschaft
bündelt und damit einen Beitrag zu den Verabredungen in der Allianz für Aus-
 und Weiterbildung leistet. Sie ist ein weiterer Baustein im Jahr der
Berufsbildung 2019.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 114/2019 vom 01.10.2019

BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung

Pressereferat
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BERUF/1939: "Digitalisierung ist Treiber in der beruflichen Bildung" - Jahresbericht 2018 erschienen (idw)


Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) - 30.09.2019

"Digitalisierung ist Treiber in der beruflichen Bildung" - BIBB legt
Jahresbericht 2018 vor



"Die Digitalisierung ist zum Treiber in der beruflichen Bildung geworden."
Dies betont der Präsident des Bundesinstituts für Berufsbildung (BIBB),
Friedrich Hubert Esser, in seinem Vorwort zum jetzt erschienenen
BIBB-Jahresbericht 2018. "Wir stellen fest, dass die Digitalisierung auf
allen Ebenen der beruflichen Bildung angekommen ist: Sie hat Auswirkungen
auf nahezu alle Aus- und Fortbildungsberufe, sie verändert Aufgaben und
verlangt neue Qualifikationen und Kompetenzen. Ihr Einfluss auf Lehr- und
Lernmaterialien ist nicht zu übersehen, und sie geht auch an den Lernorten
der beruflichen Bildung - den Betrieben, Berufsschulen und
überbetrieblichen Bildungszentren - nicht spurlos vorbei."

Wie sich die berufliche Bildung im vergangenen Jahr angesichts dieser
konkreten Auswirkungen weiterentwickelt hat und welchen Beitrag das BIBB
hierzu leistete, zeigt der Jahresbericht exemplarisch auf.

Besorgt äußert sich der BIBB-Präsident darüber, dass sich trotz aller
insgesamt positiven Entwicklungen und Faktoren des Jahres 2018 der
Attraktivitätsverlust der beruflichen Bildung gegenüber akademischen
Alternativen weiter fortgesetzt hat. Es bleibe daher - neben der
Bewältigung der Herausforderungen durch die Digitalisierung - die zentrale
Aufgabe aller Akteure, das Image der beruflichen Bildung zu verbessern und
ihre gesellschaftliche und wirtschaftliche Bedeutung für den Standort
Deutschland deutlicher herauszustellen.


Der Jahresbericht 2018 kann im Internetangebot des BIBB kostenlos
heruntergeladen werden unter www.bibb.de/jahresbericht.

Eine gedruckte Version des Jahresberichts (Bestell-Nr. 09.925) kann -
ebenfalls kostenlos - angefordert werden unter vertrieb@bibb.de.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution630

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB), 30.09.2019
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REPRESSION/1656: Erwischt - hinterm rechten Rand ... (SB)




Die Demonstrationen von "Pro Chemnitz" und andere
rechtsextremistische Aktivitäten seit Ende August 2018 ließen ein
Klima der Gewaltbereitschaft gegen Menschen mit Migrationshintergrund,
politische Gegner und Mitbürger jüdischen Glaubens entstehen. Die
Mitglieder von "Revolution Chemnitz" wähnten sich in diesem Klima als
"Speerspitze" einer herbeihalluzinierten "Volksbewegung".

Ein Sprecher des Verfassungsschutzes Sachsen [1]

Vor der Staatsschutzkammer des Oberlandesgerichts Dresden hat der
Prozeß gegen die acht Mitglieder der Gruppe "Revolution Chemnitz"
begonnen. Den 21 bis 32 Jahre alten Angeklagten wird Bildung und
Mitgliedschaft in einer rechtsterroristischen Vereinigung vorgeworfen.
Fünf von ihnen werden zudem des schweren Landfriedensbruchs und einer
auch der gefährlichen Körperverletzung beschuldigt. Die Männer sollen
im September 2018 eine Chatgruppe gegründet haben und stehen unter
dringendem Verdacht, einen Umsturz der demokratischen Ordnung mit
Waffen geplant und dabei auch die Tötung von Menschen in Kauf genommen
zu haben. Bundesanwalt Kai Lohse warf ihnen zu Beginn des Prozesses
vor, Anschläge auf Flüchtlinge, Andersdenkende und Repräsentanten des
Staates geplant zu haben. Sie hätten eine "offen
nationalsozialistischer Gesinnung" und "wollten die Geschichte der
Bundesrepublik Deutschland verändern, eine Systemwende herbeiführen".

Nach Angaben einer OLG-Sprecherin ist es der bislang achte Prozeß
dieser Art in Sachsen und aus Sicht des Generalbundesanwalts Peter
Frank "eines der bedeutendsten Verfahren im Bereich
Rechtsterrorismus". [2] Daß Staatsschutz und Strafjustiz im Falle der
Vereinigung "Revolution Chemnitz" so konsequent zu Werke gehen, wie es
zur Eindämmung rechter Umtriebe stets geboten erschiene, aber eher
selten praktiziert wird, dürfte auf eine Gemengelage unterschiedlicher
Gründe zurückzuführen sein. Zum ersten trug die Gruppe selbst zu ihrer
vorzeitigen Enttarnung bei, indem fünf ihrer Mitglieder in einem
mutmaßlichen Probelauf am 14. September als selbsternannte Bürgerwehr
auf der Schloßteichinsel in Chemnitz in einheitlicher Kleidung
auftraten, Quarzhandschuhe trugen und abgebrochene Bierflaschen, ein
Messer und einen Elektroschocker mitführten. Sie attackierten
Feiernde, kreisten eine Gruppe von Iranern und Pakistanern ein und
riefen "Ausländer raus". Ein Mann wurde geschlagen, ein Iraner von
einer Bierflasche getroffen. Nach dem Angriff wurde der als Anführer
geltende Christian K. festgenommen. Auf seinem Handy stieß die Polizei
auf die Chatgruppe, Nachrichten und Kontaktdaten der Mitglieder. Am 2.
Oktober erfolgte die Festnahme der restlichen sieben Mitglieder, die
Chat-Nachrichten sind zentraler Bestandteil der Anklage. [3]

Davon abgesehen, daß sich die Gruppe als konspirativ verstand, weil
sie über die Messenger-App Telegram verschlüsselt kommunizierte,
bescherte sie eigenhändig dem Staatsschutz ein Ermittlungsergebnis,
das zur Festnahme führte, bevor es zur Umsetzung der Anschlagspläne
kam. Dies erlaubt es der Bundesanwaltschaft, ein Paradebeispiel
erfolgreichen Zugriffs gegen die extreme Rechte vorzuführen, da
eindeutige Beweise auf dem Tisch zu liegen scheinen und die Ausführung
der Tat durch die Festnahmen verhindert werden konnte. Weil alle
Erfahrung lehrt, mögliche Zusammenhänge und Schnittstellen zwischen
Geheimdiensten und der extremen Rechten in Erwägung zu ziehen, stellt
sich angesichts des Umstands, daß sich "Revolution Chemnitz"
gewissermaßen selbst auf dem Präsentierteller serviert hat, auch in
diesem Fall die Frage nach einem dementsprechenden Muster.

Dafür sind jedoch bislang keine Anhaltspunkte bekannt. Das spricht
vorerst eher für die These, daß der Staatsschutz im Gegenteil nicht
zuletzt deswegen so zügig und ungehindert gegen "Revolution Chemnitz"
vorgehen kann, weil keine geheimdienstlichen Interferenzen zu erwarten
sind, die das Interesse an einer rückhaltlosen Aufklärung durchkreuzen
könnten. Nach dem Mord an dem Kasseler Regierungspräsidenten Walter
Lübcke ist aus staatlicher Sicht der Bedarf schlagartig gewachsen,
einerseits Angriffen auf hochrangige politische Repräsentanten einen
Riegel vorzuschieben und andererseits eine konsequente Verfolgung
rechtsextremer Zirkel öffentlichkeitswirksam unter Beweis zu stellen.

So wird der aufwendige Prozeß denn auch in einem Gebäude neben einer
Justizvollzugsanstalt am Rande Dresdens geführt, welches das
angrenzende Oberlandesgericht zum Hochsicherheitssaal umbauen ließ, in
dem eine dicke Glasscheibe Publikum und Gericht trennt. Im Frühjahr
2018 fiel hier das Urteil gegen sieben Männer und eine Frau, die in
Freital Flüchtlinge und Politiker terrorisiert hatten. Es folgten
Verfahren gegen Mitglieder der rechtsextremen "Oldschool Society".
Nach dem NSU, der "Oldschool Society" und der "Gruppe Freital" ist
"Revolution Chemnitz" die vierte mutmaßlich rechtsextreme Vereinigung
in den vergangenen zehn Jahren, bei der die Bundesanwaltschaft Anklage
erhoben hat. Vom aktuellen Strafprozeß, dessen Akten 62 Ordner und
elektronische Dokumente umfassen, berichten über 80 Journalisten aus
dem In- und Ausland. Zudem hat die neu formierte Spezialeinheit mit
für Konfliktsituationen ausgebildeten Justizwachtmeistern zur
Absicherung kritischer oder gefährlicher Prozesse an Gerichten im
Freistaat ihren ersten Einsatz.

Die Verteidigung hat sich offenbar auf die Linie festgelegt, den
Anklägern politische Motive und der Staatsschutzkammer mangelnde
Objektivität aufgrund des hohen Medieninteresses vorzuhalten. Die
Vorwürfe seien "dünn" und es sei zweifelhaft, daß eine bloße
Chatgruppe bereits als Terrororganisation eingestuft werden könne. So
erklärte der Anwalt von Christian K., es sei doch "nur schwer
vorstellbar", daß die Angeklagten "wegen 96 Stunden Telegramchats" als
Terrorgruppe verurteilt würden. Zwischenzeitlich war sogar Martin
Kohlmann als Verteidiger mandatiert, Chef der rechtsextremen
Kleinpartei "Pro Chemnitz" und Anheizer der Aufmärsche. Offenbar
überwarf sich der Anwalt jedoch mit seinem Mandanten. Kohlmann hatte
wenige Tage nach dessen Festnahme erklärt, die angeblichen Terrorpläne
entstammten "dem Bereich der Phantasie". Es gehe doch nur um Leute,
die "in Handynachrichten ein bissl Frust ablassen". Zugleich
attackierte er die Ermittler: "Für wie blöd halten die uns
eigentlich?"

Die Argumentation, wonach die Angeklagten zwar rechtsextrem
eingestellt, aber deswegen noch lange keine Terroristen seien, hält
einer Überprüfung nicht stand. Vielmehr läßt sich anhand von
"Revolution Chemnitz" eben jener fließende Übergang von landläufigeren
rechten Straftaten zu schweren Anschlägen studieren. Die acht
Mitglieder der Gruppe verbindet eine langjährige Vernetzung im Milieu
der extremen Rechten wie auch diverse gerichtsrelevante Übergriffe.
Sie kennen sich aus der Jugendzeit, durch Straftaten, teilweise durch
gemeinsame Gefängnisaufenthalte. Laut Bundesanwaltschaft sind sie in
der Hooligan-, Skinhead- und Neonaziszene fest verwurzelt. Sowohl
Christian K. als auch der Mitangeklagte Tom W. gehörten als
Jugendliche der 2007 verbotenen Neonazigruppe "Sturm 34" an. K.
pflegte zudem Kontakte zur Kameradschaft "Nationale Sozialisten
Chemnitz", die ebenfalls für ihre Gewalt berüchtigt war,
Schießtrainings absolvierte und 2014 verboten wurde. Ein anderer
Beschuldigter war zuletzt Administrator einer Chatgruppe namens
"Wehrsturm Sachsen", auch dort wurden Migranten als "Drecksbrut" und
"Mistbiester" beschimpft. Sten E. hatte zudem Kontakt zu Leuten der
früheren Hooligan-Gruppe "Elbflorenz" aus Dresden. [4]

Auslöser für die Gründung der Gruppe war offenbar der tödliche
Messerangriff auf Daniel H. im August 2018 in Chemnitz. Die Tat hatte
die sächsische Stadt tagelang in Ausnahmezustand versetzt. Ein
inzwischen verurteilter Syrer und ein Iraker werden für das Verbrechen
verantwortlich gemacht. Rechte aus der ganzen Republik reisten an, die
AfD, Pegida, Hooligans und viele mehr. Der Protest zog sich über
Wochen hin und schlug zunehmend in Gewalt um. Demos kippten,
Hitlergrüße wurden gezeigt, dann auch Migranten, Gegendemonstranten
und Journalisten attackiert, ebenso wie ein jüdisches, ein türkisches
und zwei persische Restaurants in der Stadt. Allein bei den ersten
beiden Aufzügen nach Daniel H.s Tod zählte das LKA Sachsen 38
Gewaltdelikte. Die Gesamtbilanz nach den Ausschreitungen in Chemnitz
lag am Ende bei 138 rechtsmotivierten Straftaten.

Einige Mitglieder der Gruppe beteiligten sich damals an den
ausländerfeindlichen Attacken und Demonstrationen. Danach sei bei
Christian K. der Entschluß gereift, den "antideutschen Machenschaften"
ein Ende zu bereiten. Ziel seien Angriffe auf Ausländer, Deutsche mit
Migrationshintergrund und politisch Andersdenkende gewesen, so
Bundesanwalt Lohse. Anschläge auf "Linksparasiten, Merkel-Zombies,
Mediendiktatur und deren Sklaven", beschrieben es die acht Männer in
dem Chat mit dem Namen "Planung zur Revolution". Während sich auf der
Straße die Stimmung hochschaukelte, heizten die Beschuldigten sie auch
in privaten Chats weiter an. Man habe die "Kanacken" satt, die
"Rotzer", den "Abschaum", hieß es dort. Man wolle diese "boxen",
"schlachten", "Jagd" auf sie machen. Für die Mörder von Daniel H.
brauche es ein "Kopfgeld". Auch die "Zecken" sollte man "ausrotten",
halten Ermittlungsergebnisse fest. Christian K. schrieb: "Die Zeichen
stehen auf Sturm." Man solle jedem Bescheid sagen, der "Bock hat sich
rum zu prügeln" oder auch "einen Schritt weitergeht". Er jedenfalls
sei bereit, es "bis zum Ende durchzuziehen". [5]

Der NSU sehe im Vergleich dazu wie eine "Kindergarten-Vorschulgruppe"
aus. "Für mich geht kein Ding zu weit", erwiderte der Mitbeschuldigte
Tom W. postwendend. Es sei nun "an der Zeit, nicht nur Worte sprechen
zu lassen, sondern auch Taten", schrieb Christian K. Es gehe um eine
"Systemwende", ja einen "Bürgerkrieg", wofür "effektive Schläge"
notwendig seien. Die Gruppe suchte Waffen. Heckler & Koch oder Walther
wären gut, wie es im Chat hieß. Für 800 Euro könne er etwas besorgen,
schrieb Christian K. Auch Tom W. sicherte zu: "Waffen also scharfe
Sachen kann ich machen." Ein anderer Beschuldigter gestand in seiner
späteren Vernehmung, es sei darum gegangen, "jemanden umzubringen".

Christian K. legte ein Datum zum Losschlagen fest: den 3. Oktober, in
Berlin. Dort, wo die Leute säßen, "die abgesetzt werden müssen". In
Berlin werde man, am Rande einer Demonstration und mit deponierten
Waffen, einen "Wendepunkt in der Geschichte" der Bundesrepublik
erzwingen. Der Plan sah vor, auch Polizisten auf die eigene Seite
ziehen: Die Ausschreitungen müßten nur so aussehen, als hätten die
Linken angefangen, schrieb K. Dann seien "die Bullen zu 88,88 Prozent
auf unserer Seite".

Die hohe Vernetzung in der rechtsextremen Szene trägt zur Erklärung
bei, warum die Aufmärsche in Chemnitz so schnell derart groß und
gewalttätig wurden. Über WhatsApp-Gruppen wurde damals bundesweit
dorthin mobilisiert. Einer Gruppe namens "Bündnis zur Bewegung"
gehörten immerhin 350 Mitglieder aus mehreren Bundesländern an,
darunter auch fünf der Angeklagten. Dieser Tage ist nun ein Foto
aufgetaucht, das auch Stephan Ernst, den mutmaßlichen Mörder des
Kasseler Regierungspräsidenten Walter Lübcke, auf einem der
Protestmärsche Anfang September in Chemnitz zeigen soll. Diese Aufzüge
stellten eine Machtprobe der bundesweiten rechtsextremen Szene dar,
und die Beteiligten zogen daraus ihre jeweils eigenen Schlüsse. Daß
Stephan Ernst zur Tat schritt, aber "Revolution Chemnitz" nicht,
unterscheidet die beiden nicht. Letztere wurde lediglich daran
gehindert. Andere könnten folgen.


Fußnoten:

[1] deutsch.rt.com/inland/92929-rechte-revolution-vor-gericht-prozess/

[2] www.faz.net/aktuell/politik/inland/rechtsextremismus-revolution-chemnitz-prozess-unterbrochen-16410229.html

[3] www.sueddeutsche.de/politik/chemnitz-rechtsextremismus-prozess-1.4622146

[4] taz.de/Prozess-gegen-Neonazis-in-Dresden/!5626697/

[5] www.nzz.ch/international/rechtsextremismus-in-deutschland-anschlaege-auf-merkel-zombies-ld.1512360
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STANDPUNKT/890: Die Lehren der Geschichte - Teil 1 (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 1. Oktober 2019

german-foreign-policy.com

Die Lehren der Geschichte (I)



BEIJING/BERLIN - Die Volksrepublik China reduziert nach dem feierlichen
Empfang für einen Separatisten aus Hongkong in Berlin ihre
Arbeitsbeziehungen mit Deutschland. So hat der chinesische Außenminister
Wang Yi eine Reihe bilateraler Treffen mit seinem deutschen Amtskollegen
Heiko Maas abgesagt; Zollerleichterungen für deutsche Autokonzerne stehen
in Frage. Maas war vor kurzem mit Joshua Wong zusammengetroffen, dem
Generalsekretär der Partei Demosisto, die ein Referendum über die
Abspaltung Hongkongs von China abhalten will. Berlin, das sich damit offen
in die inneren Angelegenheiten der Volksrepublik einmischt und Kräfte
stärkt, die den Bestand des chinesischen Staates attackieren, hatte bereits
um die Wende vom 19. zum 20. Jahrhundert zu den europäischen Mächten
gehört, die China zu schwächen suchten, um Teile des Landes, darunter
Hongkong, als Kolonien zu unterwerfen und das Reich der Mitte
auszuplündern. Von Anfang an begingen die deutschen Kolonialtruppen dabei,
um erbitterte Widerstände in der Bevölkerung niederzuschlagen, Massaker an
zahllosen Zivilisten.

Beijing zieht Konsequenzen

Die Volksrepublik China reduziert ihre Arbeitsbeziehungen mit der
Bundesrepublik. Dies geht aus einem Bericht der österreichischen
Tageszeitung "Der Standard" hervor.[1] Demnach hat Chinas Außenminister
Wang Yi nicht nur sein traditionelles Arbeitsfrühstück mit seinem deutschen
Amtskollegen am Rande der UN-Generaldebatte in der vergangenen Woche
abgesagt. Er wird außerdem in der zweiten Oktoberhälfte zwar Europa
bereisen, seinen geplanten Besuch in Berlin anlässlich des 
deutsch-chinesischen Strategischen Außen- und Sicherheitspolitischen Dialogs aber
nicht durchführen. Darüber hinaus hat Beijing den deutsch-chinesischen
"Menschenrechtsdialog" auf unbestimmte Zeit ausgesetzt. Nicht zuletzt
stehen auch Zollbegünstigungen für deutsche Kfz-Konzerne in Frage.
Bundeskanzlerin Angela Merkel hatte bei ihrem jüngsten Besuch in Beijing
gebeten, deutsche Unternehmen von Zollerhöhungen für die Einfuhr von
Fahrzeugen aus den USA nach China zu befreien. Die Zollerhöhungen, die als
Abwehrmaßnahmen im Wirtschaftskrieg der Vereinigten Staaten gegen China
angekündigt sind, treffen vor allem Fahrzeuge aus US-Fabriken von Daimler
und BMW. Die chinesische Regierung hatte sich bereiterklärt, die Bitte der
Kanzlerin "wohlwollend zu prüfen". Dies gilt nun als ungewiss.

China schwächen

Ursache ist der feierliche Empfang für den 22-jährigen Hongkonger Joshua
Wong in Berlin. Wong ist Generalsekretär der Partei Demosisto, die ein
Referendum über die Abspaltung Hongkongs von China abhalten will.
Außenminister Maas hat ihn persönlich in der deutschen Hauptstadt begrüßt
und ihn seiner Unterstützung versichert. Die offene Einmischung in die
inneren Angelegenheiten der Volksrepublik und die deutsche Unterstützung
für Kräfte, die den Bestand des chinesischen Staates attackieren 
(german-foreign-policy.com berichtete [2]), stoßen in Beijing auf harte Kritik.
Hintergrund ist nicht nur allgemeiner Protest dagegen, dass die
Bundesrepublik damit die Souveränität sowie die territoriale Integrität des
chinesischen Staates in Frage stellt. Hinzu kommt, dass China im 19.
Jahrhundert durch die Einmischung äußerer Mächte politisch und
wirtschaftlich ruiniert wurde und alles daran setzt, eine Neuauflage dieser
Entwicklung zu unterbinden. An der Unterwerfung und der ökonomischen
Ausplünderung des Landes war Deutschland beteiligt - zeitweise sogar
führend.

Von Europa unterworfen

Wie in Afrika hat das Deutsche Reich auch in China seine kolonialen
Eroberungen vergleichsweise spät gestartet - später als andere europäische
Mächte. Den ersten großen Krieg gegen das Reich der Mitte hatte
Großbritannien 1839 begonnen. Auslöser war, dass Beijing gegen den
Schmuggel von Opium vorging, mit dem London den Kauf von chinesischem Tee,
Porzellan und Seide finanzierte; als die britischen Schmuggelprofite zu
kollabieren drohten, intervenierte die britische Flotte. Im Vertrag von
Nanjing vom 29. August 1842 musste China seine Einfuhrzölle für britische
Produkte drastisch senken und fünf Küstenstädte für den auswärtigen Handel
öffnen. Zudem unterwarf sich das Vereinigte Königreich Hongkong als
Kolonie. Dem Ersten Opiumkrieg folgte 1856 ein zweiter, an dem sich nun
auch Frankreich beteiligte; im Vertrag von Tianjin (26./27. Juni 1858) und
in der Pekinger Konvention (18. Oktober 1860) musste Beijing nach brutalen
Kriegsoperationen der europäischen Mächte einer weiteren Öffnung des Landes
für auswärtige Interessen zustimmen. Erst Russland, dann Japan annektierten
Teile Chinas. Schließlich begannen die damaligen Großmächte, sich
Einflusszonen auf chinesischem Territorium zu schaffen und in
"Pachtgebieten" Kolonien zu errichten, um dort Expansionsinteressen ihrer
Unternehmen zu befriedigen. Bergbau, Finanzwesen, Schiffahrt sowie weitere
Branchen der chinesischen Wirtschaft dienten immer stärker auswärtigem, vor
allem europäischem Profit.[3]

Der Erfinder der Seidenstraße

Als die Okkupation von "Pachtgebieten" in China in den 1890er Jahren ihren
Höhepunkt erreichte, war das Deutsche Reich trotz zunächst noch fehlender
militärischer Präsenz im Reich der Mitte gut vorbereitet. Von 1868 bis 1872
hatte sich der deutsche Geograph Ferdinand von Richthofen in dem Land
aufgehalten und dort, finanziert von Wirtschaftskreisen aus Europa und den
USA sowie zunächst von Preußen, dann vom Deutschen Reich, umfangreiche
geologische und geographische Studien getrieben. Dabei suchte er für seine
Finanziers wirtschaftlich attraktive Expansionsziele zu identifizieren,
etwa Rohstofflagerstätten. Besondere Bedeutung maß er unter anderem dem
Gebiet um die Stadt Jiaozhou in der ostchinesischen Küstenprovinz Shandong
bei - und zwar, wie es die Ostasienwissenschaftlerin Tamara Chin
formuliert, "wegen seiner strategischen Lage und seiner Kohlevorkommen".[4]
Zurück im Reich, schrieb Richthofen - 1875 zum Geographie-Professor in
Bonn, 1886 dann in Berlin ernannt -, "die Vortheile einer fremden
Niederlassung in Kiao-tshóu" - die heutige Schreibweise lautet Jiaozhou -
seien erheblich. Für den Warentransport zwischen China und dem Reich hatte
der deutsche Geograph schon "die Herstellung einer Eisenbahn" im Blick.[5]
Auf der Suche nach einer Strecke stieß er auf die alte Handelsroute durch
Zentralasien aus der Zeit der Han-Dynastie, für die er den Namen
"Seidenstraße" erfand.[6]

Durchdringen und plündern

Die Bucht von Jiaozhou ("Kiaotschou"), von Richthofen als besonders
"vorteilhaft" beschrieben, war das Gebiet, das Konteradmiral Alfred von
Tirpitz zur Errichtung eines "Pachtgebiets" ins Visier nahm, als die
Reichsregierung ihn 1896 zwecks Erkundung der Lage mit einem
Marinegeschwader nach China entsandte.[7] Nach Tirpitz' Rückkehr machte
sich Berlin den nächstbesten Anlass zunutze - den Mord an zwei deutschen
Missionaren am 1. November 1897 in der Provinz Shandong -, um das
Ostasiatische Kreuzergeschwader der Kaiserlichen Marine nach Qingdao
("Tsingtau") an der Bucht von Jiaozhou zu entsenden. Deutsche Soldaten
besetzten den Ort am 14. November 1897. In den anschließenden Verhandlungen
gelang es der Reichsregierung, Beijing zur Unterzeichnung eines
"Pachtvertrages" für ein Gebiet an der Bucht von Jiaozhou zu nötigen. Mit
Vertrag vom 6. März 1898 sicherte sich das Deutsche Reich die Rechte zum
Rohstoffabbau in Shandong und zum Bau zweier Eisenbahnlinien - nicht
zuletzt, um geförderte Kohle abzutransportieren. Kaum ein Jahr später
gründeten deutsche Unternehmer unter Führung der Deutsch-Asiatischen Bank,
die von 13 deutschen Kreditinstituten getragen wurde - darunter die
Deutsche Bank -, zunächst die Schantung-Eisenbahn-Gesellschaft (14. Juni
1899), dann die Schantung-Bergbau-Gesellschaft (10. Oktober 1899).[8] Damit
begannen die ökonomische Durchdringung und die Plünderung Chinas durch das
Deutsche Reich.

Erste Massaker

Sie wurden von Anfang an von brutaler Gewalt und von Massakern der
deutschen Kolonialtruppen begleitet. Ersten offenen Widerstand riefen die
Deutschen bereits bei den Vorbereitungen zum Bau einer Eisenbahnstrecke aus
der Hafenstadt Qingdao in die Hauptstadt der Provinz Shandong, Jinan,
hervor. Die Schantung-Eisenbahn-Gesellschaft zwang zahlreiche Bauern zum
Verkauf ihrer Grundstücke für den Eisenbahnbau, zahlte ihnen lediglich
extrem niedrige Preise, ließ Grabstätten, die der Trassenführung im Wege
waren, ungeachtet der hohen Bedeutung der Ahnenverehrung in ländlichen
Regionen des Reichs der Mitte zerstören und brachte die Einwohner darüber
hinaus mit ihrem preußisch-herrischen Auftreten gegen sich auf.[9] Der sich
schon bald regende Widerstand wurde brutal unterdrückt. Bereits am 21. Juni
1899 ließ die deutsche Kolonialbehörde erstmals deutsche Truppen ausrücken,
um empörte Proteste in der Stadt Gaomi und in umliegenden Dörfern zu
unterdrücken. Am 24. Juni stürmten die Truppen mit Didong das erste Dorf,
brachten 15 Einwohner um und verletzten 30 bis 40 zum Teil schwer. Ähnlich
operierten sie sodann in weiteren Ortschaften. Die genaue Zahl ihrer Opfer
ist nicht bekannt.

Chinesischer Widerstand

Die Proteste gegen das Vordringen der deutschen Kolonialisten verschmolzen
schon bald mit der unabhängig von ihnen entstehenden "Boxer"-Bewegung, in
der der Widerstand der chinesischen Bevölkerung gegen die Ausplünderung
ihres Landes zu einem ersten großen Höhepunkt kam. Bei der Niederschlagung
des Aufstandes begingen die deutschen Kolonialtruppen immense Massaker, mit
denen sie die Bluttaten anderer europäischer Kolonialtruppen weit in den
Schatten stellten. german-foreign-policy.com berichtet in Kürze.


Bitte beachten Sie unsere Videokolumne Krieg gegen China.

https://www.youtube.com/watch?v=5V68uj2sXPU&list=PLTJHO_DZA590ij9FhcNCCwB9wXvVHkd1h&index=2


Anmerkungen:

[1] Johnny Erling: Haussegen zwischen China und Deutschland hängt weiter
schief. derstandard.at 25.09.2019.

[2] S. dazu Die Auslandszentrale der chinesischen Opposition.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8042/

[3] Jonathan D. Spence: The Search for Modern China. Third Edition. New
York/London 2013. S. 152ff.

[4] Tamara Chin: The Invention of the Silk Road, 1877. In: Critical Inquiry
Vol. 40,1 (2013). S. 194-219. Hier: S. 210.

[5] Ferdinand von Richthofen: China. Ergebnisse eigener Reisen und darauf
gegründeter Studien. Zweiter Band. Das nördliche China. Berlin 1882. S.
692ff, 266.

[6] Valerie Hansen: The Silk Road. A New History. New York 2012. S. 6ff.

[7] Klaus Mühlhahn: Deutschlands Platz an der Sonne? Die Kolonie
"Kiaotschou". In: Mechthild Leutner, Klaus Mühlhahn (Hg.): Kolonialkrieg in
China. Die Niederschlagung der Boxerbewegung 1900-1901. Berlin 2007. S.
43-48.

[8] Klaus Mühlhahn: Deutsche Vorposten im Hinterland: Die infrastrukturelle
Durchdringung der Provinz Schantung. dhm.de.

[9] Yang Laiqing: Die Ereignisse von Gaomi und der Widerstand der
Bevölkerung gegen den deutschen Eisenbahnbau. In: Mechthild Leutner, Klaus
Mühlhahn (Hg.): Kolonialkrieg in China. Die Niederschlagung der
Boxerbewegung 1900-1901. Berlin 2007. S. 49-58.
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AFRIKA/2197: Waldschutz - Teufelshandel ... (SB)




Gabun erhält von Norwegen Geld dafür, daß es seinen tropischen
Regenwald nicht abholzt und dadurch Treibhausgasemissionen vermeidet.
Vor einigen Jahren waren Menschen in diesem zentralafrikanischen Land
aus den Wäldern vertrieben worden, die vom Staat zu
Naturschutzgebieten erklärt worden waren. Auch im aktuellen Fall ist
davon auszugehen, daß die aus Klimaschutzgründen unangetastet
bleibenden Waldflächen bis dahin von der örtlichen Bevölkerung auf
vielfältige Weise genutzt werden. Das heißt, in Afrika verlieren
Menschen ihre Lebensgrundlage, weil Norwegen über seine Verhältnisse
lebt und seine CO₂-Emissionen kompensieren muß.

Im Vorfeld des UN-Klimagipfel im September in New York sagte der
gabunische Forstwirtschaftsminister Lee White gegenüber AFP, daß sein
Land für jede Tonne Kohlenstoff, die es im Verhältnis zum
Jahresdurchschnitt von 2005 bis 2014 nicht emittiert, zehn US-Dollar
erhält. Die Obergrenze der Gesamtsumme liege bei 150 Mio. Dollar über
einen Zeitraum von zehn Jahren. Die Abmachung wurde nicht mit
Norwegen direkt, sondern mit der Central African Forest Initiative
(CAFI) abgeschlossen. Sie war 2015 von den Vereinten Nationen
gegründet worden und dient als Schnittstelle zwischen europäischen
Geldgebern und afrikanischen Ländern.

Als Beispiele dafür, wie eine verbesserte Forstwirtschaft aussehen
könnte, sagte White, daß die forstwirtschaftlichen Schneisen nicht
mehr so breit angelegt, die Bäume nur noch schonend für den übrigen
Bestand gefällt und die Fällzyklen verlängert werden könnten. [1] Der
langjährige örtliche Leiter der Wildlife Conservation Society und
später zum Leiter der Nationalparks ernannte, britisch-gabunische
Biologe war im Juni dieses Jahres zum Minister für Wald, Meer, Umwelt
und Klimawandel ernannt worden, nachdem Präsident Ali Bongo seinen
Vizepräsidenten Pierre Claver Maganga Moussavou und den Forst- und
Umweltminister Guy Bertrand Mapangou wegen Korruptionsverdacht
entlassen hatte.

Die beiden sind anscheinend in einen Skandal verwickelt, bei dem im
Februar und März dieses Jahres im Hafen von Owendo auf dem Gelände
chinesischer Unternehmen mehr als 350 exportfertige Container mit dem
Holz des Kevazingo-Baums entdeckt worden waren. Gabun hatte 2010 ein
Exportverbot unter anderem für dieses Holz verhängt. Die Bäume gelten
als heilig. Sie brauchen 500 Jahre, um ihre volle Höhe von 40 Metern
zu erreichen. Das wertvolle Rosenholz ist besonders in China beliebt.

Die Container waren falsch gekennzeichnet worden und trugen das Label
des Forstministeriums. Zwischenzeitlich waren die bereits
beschlagnahmten Container verschwunden, bis heute wurden 200 von
ihnen wieder aufgespürt, berichtete die Organisation REDD-Monitor.
[2]

Gabun zählt zu den reicheren Ländern des Kontinents. Es exportiert
vor allem Erdöl, Palmöl, Tropenholz und Mangan. Seit 1967 hat das
Land nur zwei Präsidenten erlebt, Omar Bongo und seit 2009 dessen
Sohn Ali Bongo. Gabun ist 26,7 Millionen Hektar groß und zu 88
Prozent bewaldet. Seine Entwaldungsrate liegt laut White bei 0,001
Prozent. Seit 2002 hat es dreizehn Nationalparks (von zusammen ca. 3
Mio. Hektar) ausgewiesen. Auf Gabun entfallen zwölf Prozent der
Waldfläche des gesamten Kongobeckens. Darin leben allerdings fast 60
Prozent der gefährdeten Waldelefanten. Darin sieht die CAFI ein Indiz
für gelungenen Naturschutz und nachhaltige Waldbewirtschaftung. [3]

Wenn aber in einem Land, das zu den reichsten des Kontinents gehört,
mehr als 80 Prozent der Menschen unterhalb der Armutsgrenze leben und
ein Drittel sogar als extrem arm gilt, die Hoffnung verbreitet wird,
daß die nachhaltige Bewirtschaftung der Wälder zum Nutzen der
gabunischen Bevölkerung ist, weil dadurch der Lebensstandard
angehoben und neue Jobs geschaffen werden, dann ist das entweder naiv
oder zynisch. Die Gabunesen haben keinen Anlaß zu glauben, daß sich
ihre Lebensverhältnisse automatisch verbessern, nur weil die
Forstwirtschaft Nachhaltigkeitskriterien erfüllt und kaum mehr Bäume
abgeholzt werden als nachwachsen. Im Gegenteil, Gabun wäre eher ein
Beispiel dafür, wie Naturschutz die Armut sogar noch verschärft. Die
Organisation "Fern" schreibt in einem Bericht für das
Europaparlament:

"Es ist schwer zu behaupten, daß die heutigen Gesetze für Landfragen
und verwandte Bereiche in Gabun solide, fair und nachhaltig sind. Für
die Mehrheit der Bevölkerung existiert einfach keine Sicherheit des
Besitzstands oder auch nur die Hoffnung auf die Sicherheit echten
Besitzstands anstatt des Gewohnheitsrechts." [4]

Das hat gravierende Konsequenzen. Das meiste Land ist im staatlichen
Besitz, und der Staat kann entscheiden, was damit geschieht -
ungeachtet dessen, daß die Verfassung ihm gewisse Schranken
auferlegt. So wurden im März dieses Jahres die Bewohnerinnen und
Bewohner der Ekurhuleni-Siedlung ohne Vorwarnung von der Polizei
vertrieben, anschließend wurden ihre Häuser zerstört. Eigentlich
gestatte die gabunische Verfassung solche Vertreibungen nicht;
niemand dürfe ohne Gerichtsbeschluß oder ohne die gesamten Umstände
abzuwägen, vertrieben werden, schreibt "Fern'' unter Berufung auf ein
Verfassungsgerichtsurteil von 2010, den sogenannten Modderklip-Fall.
Die Polizei behauptet, sie habe die Menschen vorher informiert, was
diese jedoch bestreiten. [5]

Daniel Brockington und James Igoe haben 2006 einen "globalen
Überblick" über die "Vertreibung für Naturschutz" veröffentlicht.
Darin gehen sie nicht nur auf die verbreitete staatliche Ignoranz
gegenüber den Gewohnheitsrechten der lokalen Bevölkerung ein, sondern
erwähnen auch die Beteiligung von Nichtregierungsorganisationen.
Diese spielten eine "aktive Rolle" bei der Ausweisung großer
Schutzgebiete, aus denen im Anschluß die örtliche Bevölkerung
vertrieben werde. Namentlich erwähnt wird in diesem Zusammenhang
unter anderem die Wildlife Conservation Society, deren Leiter heute
Forstwirtschaftsminister Gabuns ist. Die britische
Naturschutzorganisation behaupte, daß die ausgewiesenen
Naturschutzgebiete von Gabun "Wildnis" sind, unterschlage aber, daß
diese Heimat von "Tausenden" ist, schrieben die beiden Autoren unter
Berufung auf mehrere Quellen. [6]

"Fern" berichtet von rund 15.000 Menschen, die im Jahr 2005 in Gabun
von der Ausweisung von Nationalparks betroffen waren. Indem Norwegen
ein afrikanisches Land dafür bezahlt, daß es seinen Wald nachhaltig
bewirtschaftet, verschafft sich der europäische Erdölexporteur ein
grünes Mäntelchen. Die Regierung Gabuns wiederum, die die
CO₂-Abgase der Norweger aus dem Endlager namens Atmosphäre
herausholt, kann sich als Vorbild in Sachen Klimaschutz aufspielen.
Man hat es hier also mit einer echten Win-win-Situation zu tun ...
und vielen, vielen Verlierern, über die schon gar nicht mehr
berichtet wird. So begrüßenswert es auch erscheinen mag, wenn
tropischer Regenwald nicht abgeholzt wird, solange beim Klimaschutz
Fragen des sozialen Unterschieds und des Eigentums ausgespart werden,
unterscheidet sich der grüne Kapitalismus nicht von seinem Vorgänger,
dem fossilen Kapitalismus.


Fußnoten:

[1] http://www.terradaily.com/reports/Gabon_minister_hails_countrys_responsiblity_after_historic_forest_deal_999.html

[2] https://redd-monitor.org/2019/09/24/gabon-signs-us150-million-redd-deal-with-norway-shhh-dont-mention-corruption/

[3] https://www.cafi.org/content/cafi/en/home/all-news/gabon--first-in-africa-to-receiving-payments-for-preserved-rainf.html

[4] https://europa.eu/capacity4dev/file/11280/download?token=_mXcLQxd

[5] https://www.newframe.com/no-respite-shack-dwellers-gabon/

[6] https://www.researchgate.net/publication/42763474_Eviction_for_Conservation_A_Global_Overview/link/5750e23c08ae1c34b39ca0d7/download
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INTERVIEW/453: Trumps Amerika - die wahren Absichten verschleiern ...    Douglas Valentine im Gespräch - Teil 1 (SB)


Interview mit Douglas Valentine am 2. August 2019 in Longmeadow, Massachusetts - Teil 1



Douglas Valentine gehört zu den scharfsinnigsten Kritikern des
US-Sicherheitsapparats, dessen ewige Feindschaft er mit der
Veröffentlichung seines wichtigsten Werks "The Phoenix Program:
America's Use of Terror in Vietnam" im Jahr 1990 auf sich zog. Seitdem
hat Valentine weitere Bücher zum Beispiel über die Geschichte des
Antidrogenkriegs und die Entstehung der Drug Enforcement Agency (DEA)
geschrieben, Gedichtbände veröffentlicht und zwischendurch sogar als
Rechercheur für den Anwalt William Pepper bei dessen 1999 vor Gericht
von Erfolg gekröntem Bemühen gearbeitet, die Beteiligung "staatlicher
Stellen" an der Ermordung des schwarzen Bürgerrechtlers Dr. Martin
Luther King jun. im Jahr 1968 nachzuweisen. Valentines Artikel
erscheinen regelmäßig unter anderem bei CounterPunch, Consortium News,
Dissident Voice und Global Research. Sein jüngstes, 2017 in den USA
erschienenes Buch heißt "The CIA as Organized Crime". [1] Darin
vertritt Valentine unter anderem die These, daß das mörderische, von
der CIA in Vietnam entwickelte Phoenix-Programm das Vorbild für die
Aufstandsbekämpfungsstrategie ist, welche Pentagon und Weißes Haus seit
dem 11. September 2001 unter dem Vorwand eines "globalen
Antiterrorkrieges" verfolgen.

Am 2. August traf der Schattenblick Douglas Valentine zu Hause in
Longmeadow, Massachusetts, das südlich der Stadt Springfield in dessen
Großraum liegt. Illustriert wird der folgende erste Teil des
Interviews mit Valentine durch Bilder aus dem 150.000 Einwohner
zählenden Springfield, weil die Architektur dort repräsentativ für die
vielen mittelgroßen Städte der USA ist, die während der industriellen
Aufbauphase Amerikas Ende des 19., Anfang des 20. Jahrhunderts ihre
Blütezeit erlebten.
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Schattenblick: Herr Valentine, bitte erzählen Sie uns etwas über Ihre
Vorgehensweise als Schriftsteller.

Douglas Valentine: Im Mittelpunkt meiner Arbeit steht stets die Frage,
wie man mit dem, was man schreibt, andere Leute berührt und ihr
Interesse weckt. Um den Leser wirklich zu erreichen, muß man
persönlich werden. Als Sachbuchautor reicht es nicht aus, nur Fakten
wiederzugeben. Schauen Sie den berühmten Investigativjournalisten
Seymour Hersh an. Er hat zwar im Laufe einer langen Karriere viele
Skandale und Missetaten enthüllt, aber bis heute kennt ihn niemand
oder kann sagen, was ihn bewegt, denn er hat niemals etwas von sich
als Person preisgegeben. Dadurch ist er eine distanzierte, mysteriöse
Figur geblieben. Ich wollte einen anderen Weg beschreiten. Ich bin
überzeugt, daß, wenn man den Lesern erklären will, wie die Welt
funktioniert, man für sie erst offenlegen muß, wer man selbst ist,
damit das Publikum überhaupt eine Idee bekommt, wie der Autor zu
seinen Einblicken und Schlußfolgerungen gelangt ist. Nur dann sind die
Leser imstande, für sich ein Urteil über das Schreibprodukt zu fällen.

Ich meine, daß mir das mit meinem ersten Buch "Hotel Tacloban"
einigermaßen gelungen ist, und zwar deshalb, weil das ein sehr
persönliches Werk gewesen ist. Es ist aus dem Bemühen
hervorgegangenen, meinen Vater, zu dem ich ein problematisches
Verhältnis hatte, zu verstehen, indem ich das aufarbeitete, was er im
Pazifikkrieg erlebt hat und in den Kriegsgefangenenlagern des
kaiserlichen Japans durchmachen mußte.

Was prägt den Autor am meisten? Seine Familie und die Umstände, unter
denen er aufgewachsen ist, natürlich. Mein Vater war Proletarier, aber
er und mein Chef in dem Baumpflegeunternehmen, wo ich rund zehn Jahre
gearbeitet habe, haben mir gezeigt, daß man als Angehöriger der
Arbeiterschicht trotzdem ein Intellektueller sein kann; daß man als
Autodidakt klassische Schriften berühmter Autoren lesen, ihren Inhalt
verstehen und sich dadurch selbst weiterbilden kann; daß man nicht auf
eine Elite-Universität gehen muß, um die Welt zu begreifen. Viele
Kinder aus gutem Hause besuchen die Hochschule, studieren dort die
altgriechischen und altrömischen Klassiker und verstehen sie am Ende
immer noch nicht, weil ihre Herkunft und ihre Einbildung sie daran
hindert, die Werke durch die Augen der Verfasser zu betrachten, und
weil sie kein Gefühl für die Nöte, Sorgen und Lebensumstände der
einfachen Menschen weder damals noch heute haben.

Dave Coggeshall, der Inhaber der Baumfirma, entstammte der
wohlhabendsten und angesehendsten Familie in Pleasantville, dem
kleinen Ort im Bundesstaat New York, in dem ich aufgewachsen bin. Die
Coggeshalls verbrachten die Sommerferien im eigenen Landhaus am selben
See im Bundesstaat Maine, wo auch die Rockefellers ihre Sommerresidenz
hatten. Dave Coggeshall und seine beide Brüder haben als Jugendliche
eine Privatschule in Connecticut besucht. Die Brüder gingen danach an
eine Ivy-League-Universität; der eine wurde Chirurg, der andere Anwalt
in New York City. Dave verzichtete darauf und wurde statt dessen
Baumchirurg. Mein Vater hat mir, nachdem ich mein Studium der
Anglistik an den Nagel gehängt hatte, eine Stelle in diesem
Baumpflegeunternehmen besorgt, weil Coggeshall im Zweiten Weltkrieg
Kriegsdienstverweigerer gewesen ist. Dave war Sozialist und ziemlich
unkonventionell, und mein Vater wollte, daß ich ihn und seine Ideen
kennenlernte. Wir wurden schnell Freunde und haben uns zum Beispiel
während der Mittagspause gegenseitig Gedichte vorgetragen.

In Pleasantville gab es sonst niemand wie Dave Coggeshall. In der
Gemeinde galt er allgemein als Exzentriker. Ich erinnere mich an den
Tag nach der ersten Präsidentenwahl, bei der ich meine Stimme abgeben
durfte. Es war 1968, und ich hatte für Hubert Humphrey votiert, der
leider knapp gegen Richard Nixon verlor. Entsprechend deprimiert
erschien ich am nächsten Tag zur Arbeit. Da schaute mich Dave
Coggeshall an und sagte mir: "Laß den Kopf nicht hängen, Junge. Ich
habe sechsmal für Norman Thomas (den offiziellen Kandidaten der
Sozialistischen Partei Amerikas bei den Präsidentenwahlen 1928, 1932,
1936, 1940, 1944 und 1948 - Anm. d. SB-Red.) votiert und der hat
jedesmal verloren." Damit gab er mir klar zu verstehen, daß man an
seinen Idealen, wenn man sie ernst nimmt, festhalten muß - unabhängig
von den äußeren Umständen und ob man damit zu einer Minderheit gehört
oder nicht. Coggeshall hat selbst stets nach dieser Linie gelebt -
siehe seine Weigerung, im sogenannten "guten" Zweiten Weltkrieg eine
Uniform der US-Streitkräfte anzuziehen.

Hat man Ideale, dann gilt es, sie zu mit Leben zu füllen und sich
nicht den herrschenden gesellschaftlichen Strukturen anzupassen, um
besser darin aufzugehen und beruflichen Erfolg zu haben. Nur wenn man
seine Fragen aufrechterhält, kann man den sozialen Schleier
durchschauen, kann man überhaupt in die Weltliteratur eindringen, denn
es handelt sich dort um dieselben Fragen der menschlichen Existenz,
welche die großen Philosophen und Schriftsteller seit eh und je
beschäftigt haben. Erst wenn man alles und sich selbst in Frage
stellt, kann man mit der Dichtung etwas anfangen. Warum ist T. S.
Eliot Katholik geworden? Warum interessierte sich W. B. Yeats für die
Mystik? Man muß dem nachgehen, sich über die Beweggründe, die
Lebensläufe der Autoren informieren, um deren Werke begreifen zu
können. Danach erst wird jede Zeile zur Fundgrube der Andeutungen,
erhält jedes Wort seinen tieferen Sinn.
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Als ich das Buch "The CIA as Organized Crime" ins Auge faßte, erklärte
ich der Verlegerin Dianne Collier, daß ich damit anfangen wollte, über
mich selbst zu schreiben. Da war sie im ersten Moment skeptisch, hat
mich am Ende aber gewähren lassen. Das Buch auf diese Weise zu
eröffnen war für mich deshalb wichtig, weil das die Stelle ist, an der
man das Interesse des Lesers gewinnen muß. Schafft man das nicht, war
die Mühe des Schreibens umsonst.

Der Journalist James Tracy hat mich vor einigen Jahren gefragt: "Sie
betreiben seit vierzig Jahren Geschichtsforschung; wie gehen Sie vor,
andere Leute für Ihre Arbeit zu gewinnen?" Das war eine gute Frage und
ist genau dieselbe, die ich mir stelle, bevor ich anfange, ein neues
Buch zu schreiben. Als Sachbuchautor muß man als jemand rübergekommen,
der sowohl über Selbsterkenntnis als auch über Fachwissen verfügt.
Erst wenn man in der Einleitung diesen Test besteht, bekommt der Leser
Lust zu erfahren, was man als Autor zu sagen hat. Irgendwelche
Theorien oder Erkenntnisse zu präsentieren, ohne dem Leser den
Eindruck zu vermitteln, daß man nicht nur weiß, wovon man spricht,
sondern daß einen das Thema oder der Stoff auch selbst brennend
interessiert, genügt nicht.

Seit meiner Kindheit wollte ich Schrifsteller werden. Auch nach dem
Abbruch des Studiums habe ich mich weiterhin intensiv mit der
Philosophie und der Literaturkritik beschäftigt. Dieses Interesse dem
Leser gleich zu Beginn des Buchs zu erklären bringt meines Erachtens
diesen dazu, über die Dinge etwas anders nachzudenken oder vielleicht
etwas weiter zu denken. In dem Moment begreift er hoffentlich, daß die
Worte und die Sprache, die der Autor benutzt, es verdienen, etwas
genauer gelesen zu werden. Dies von vornherein klarzustellen ist nicht
etwas, was die meisten Schriftsteller oder Journalisten machen. Sie
erwarten vom Leser eines Zeitungsartikels oder eines Sachbuchs, daß er
bestimmtes Vorwissen mitbringt. Meine Botschaft an den Leser ist eine
andere. Sie lautet: "Ich werde Ihnen helfen, die von mir untersuchten
Personen, Institutionen und Ereignisse besser zu verstehen."

Über den Weg der Literaturkritik untersuche ich nicht allein nach
jeweils anthropologischen, geschichtswissenschaftlichen,
psychologischen, philosophischen oder soziologischen Kriterien,
sondern bediene mich all dieser Ansätze. Das Besondere an der
Literaturkritik ist, daß sie es einem ermöglicht, das untersuchte
Objekt aus ganz vielen Perspektiven zu betrachten. Durch die
Literaturkritik erfährt man die Bedeutung der symbolischen
Transformation und beginnt zu verstehen, wie Erlebnisse in Ideen
verwandelt werden - genau das, was die Kreativen der Werbeagenturen an
der Madison Avenue in New York tun. Mittels der symbolischen
Transformation machen sie die Produkte ihrer Kunden dem Verbraucher
schmackhaft. Genauso verkaufen Politiker sich und ihre Programme.
Symbolische Transformation bringt alles hervor, was uns jeden Tag über
die Massenmedien zugetragen wird. Mit ihr können die Medien einen
Niemanden wie "Joe the Plumber", der Barack Obama im Wahlkampf 2008
zufällig über den Weg lief, zum Sprachrohr einer im Stich gelassenen
weißen Mittelschicht aufbauschen oder genausogut aus einem
Massenmörder einen Nationalhelden machen.

SB: Wie es zum Beispiel Regisseur Clint Eastwood 2014 in dem Kinofilm
"American Sniper" mit dem US-Armeescharfschützen Chris Kyle gemacht
hat.

DV: Genau. Mit zunehmendem Alter fällt es einem als Schriftsteller
leichter, dem Leser klarzumachen, wofür man steht und wie man zu
seinen Ansichten gekommen ist. Die eigenen Erkenntnisse und
Überzeugungen wirken auf den Leser nicht zu kurz gedacht oder
vorschnell und deshalb echt. Nur vor dem Hintergrund eines etwas
umfassenderen Weltbilds kann ich Glenn Greenwald wegen der
Finanzierung seines Zeitschriftprojekts The Intercept durch den
eBay-Gründer Pierre Omidyar glaubhaft kritisieren. Greenwalds
Anspruch, aus einer linken Perspektive zu schreiben und zu verlegen,
ist nicht ernstzunehmen, wenn er gleichzeitig die Gelder eines
milliardenschweren Plutokraten annimmt. Paul Craig Roberts, der das
Buch "The CIA as Organized Crime" rezensierte, hat mich wegen meiner
Kritik an Greenwald verurteilt. Offenbar wollte er den Einwand, den
ich erhob, nicht verstehen - oder vielleicht tat er nur so.

Roberts war unter Ronald Reagan Stellvertretender Finanzminister und
gehört zu den Medienkommentatoren, welche die CIA von rechts
kritisieren. Die libertäre Strömung, die er vertritt, ist bei
konservativen Wählern in den USA voll in Mode. Ihr haben wir die Wahl
Donald Trumps zum Präsidenten zu verdanken. Da trifft man die
symbolische Transformation wieder - nämlich wie Trump, der von Geburt
an zum Geldadel gehört hat, sich mittels einer bestimmten Sprache und
Wortwahl im Wahlkampf erfolgreich als Outsider verkaufen konnte, der
nach Washington gehen wolle, um den dortigen "Sumpf" an Korruption
"trockenzulegen". Mit dieser Masche, mit dieser völlig hergeholten und
durchsichtigen Botschaft, ist der Milliardär Trump als Heiland der
unteren und mittleren Schicht aufgetreten und hat Millionen von
US-Bürgern dazu gebracht, ihm ihre Stimme zu geben. Zudem hat er sich
für eine ausgesprochen nativistische, fremdenfeindliche
Einwanderungspolitik ausgesprochen, und das nicht unbedingt, weil er
selbst ein Rassist ist, sondern vor allem wegen der symbolischen
Wirkung, die sich spätestens dann an der Wahlurne manifestieren
sollte. Als ich von der symbolischen Transformation eines
Massenmörders in einen Nationalhelden sprach, dachte ich in erster
Linie an Trump.
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SB: Also nicht an den "American Sniper" Chris Kyle?

DV: Nicht in dem Moment. Aber macht es einen Unterschied? Die
Glorifizierung amerikanischer Militärgewalt zieht sich wie ein roter
Faden durch die gesamte US-Kinogeschichte. Wenn man über die
Verwandlung eines Massenmörders in einen Nationalhelden schreibt und
dabei kein Beispiel nennt, ermöglicht es dies dem Leser, seine eigene
Fantasie zu benutzen, wodurch er selbst über passende Fälle
nachzudenken beginnt und sein eigenes Verständnis erweitert. Dem Leser
die Möglichkeit zu geben, seine eigenen Verknüpfungen zu ziehen, ist
mir ein wichtiges Anliegen beim Schreiben.

Es ist von Anbeginn ein Wesenszug der Kultur der Vereinigten Staaten
von Amerika, aus Massenmördern Helden zu machen. Nur so konnte Thomas
Jefferson einerseits in die Unabhängigkeitserklärung hineinschreiben,
daß alle Menschen von Gott als gleich und frei geschaffen worden sind,
andererseits auf seinem Anwesen Menschen mit schwarzer Hautfarbe als
Sklaven für sich schuften lassen. Es ist die Macht der Worte, die es
großen amerikanischen Staatsmännern ermöglicht haben, demokratische
Ideale lautstark zu proklamieren, während sie praktisch im selben
Atemzug durch den Louisiana Purchase die Region zwischen Mississippi
und Rocky Mountains den Franzosen abnahmen und mittels eines Krieges
die Mexikaner um die Nordhälfte ihres Landes brachten.

SB: Oder die Seminolen aus Florida vertrieben, wie es Trumps großes
Vorbild Andrew Jackson zu Beginn des 19. Jahrhunderts getan hat.

DV: Ganz genau. Unserer Wirklichkeit liegt eine Manipulation der Worte
zugrunde. In meinem Buch über die CIA postuliere ich, das Phänomen
habe seinen Lauf genommen, als um etwa 850 vor unserer Zeitrechnung
Homer im Auftrag der griechischen Aristokratie die Ilias und die
Odyssee gedichtet hat, um den Massenmord des Trojanischen Kriegs zu
rechtfertigen und die Sieger zu verherrlichen. Auf einmal wurden
Kriegsverbrecher zu Rollenmodellen. Auch heute werden Märchen und
Legenden von der Fahne und der Liebe zum Vaterland eingesetzt, um
junge US-Bürger zur Teilnahme an imperialistischen Kriegen in Vietnam,
Afghanistan, im Irak und anderswo zu bewegen, wo sie dann entweder
sterben oder, wenn sie zurückkommen, sich einbilden, daß sie, und
nicht die Menschen in den Ländern, die sie zerstört haben, die
eigentlichen Opfer seien. Dieselbe Verherrlichung des Krieges verlangt
von mir und jedem anderen US-Bürger, daß wir unseren Veteranen
gegenüber offen Dankbarkeit wegen ihres Diensts im Ausland zeigen
sollen. Gleichzeitig erwarten die Soldaten selbst diese Zuwendung,
denn aus Sicht der Propagandisten sind sie Kriegshelden, was in Kultur
und Gesellschaft der USA die höchste Tugend überhaupt ist.

SB: Gleichwohl trägt der Dienst dieser Soldaten am amerikanischen
Imperium zum Reichtum und Wohlstand in den USA bei. Der Einsatz und
die Opferbereitschaft der einfachen Soldaten sichern den Zugriff der
USA auf wertvolle, lebenswichtige Ressourcen wie Lebensmittel, Erdöl,
diverse Metalle, seltene Erze und vieles mehr.

DV: Doch was hilft dir das, wenn du als ehemaliger Marineinfanterist
in Flint, Michigan, mit Blei vergiftetes Wasser trinken mußt oder nach
dem Einsatz im Ausland in demselben kaputten Schwarzenghetto in
Baltimore, Maryland, hockst? Diejenigen, die vom US-Militärimperium
profitieren, stellen eine Minderheit ganz oben an der Spitze der
Klassengesellschaft dar. Die große Mehrheit in diesem Lande sieht sich
dagegen mit sinkendem Lebensstandard konfrontiert und durch Armut
bedroht.

Alle Kinder der Arbeiterklasse, die nach Vietnam zum Kämpfen gingen,
wissen, daß sie gefickt wurden, daß sie für einen Haufen reicher alter
Männer einen Krieg ausfechten durften. Viele von ihnen leiden heute
noch unter dem Trauma ihrer Kriegserfahrungen. Für sie war der
Kampfeinsatz in Indochina keine lohnende oder heldenhafte Sache. Das
Gegenteil ist der Fall.

SB: Nicht zuletzt wegen ihrer erklärten Ablehnung militärischer
Interventionen im Ausland haben Barack Obama 2008 und Donald Trump
2016 - so unterschiedlich ihre sonstige Politik auch sein mag - die
Präsidentenwahl gegen die Kandidaten John McCain respektive Hillary
Clinton gewonnen, die am imperialen Streben Washingtons festhielten,
es geradezu verkörperten. Die Studie "Battlefield Casualties and
Ballot-Box Defeat" von Douglas Kriner und Francis Shen von den
Universitäten Boston und Minnesota, über die James Carden im Juli 2017
in The Nation berichtete, hat eindeutig nachgewiesen, daß Trump
überproportional viele Stimmen in den Wahlbezirken mit einem hohen
Bevölkerungsanteil an Kriegsveteranen, ihren Familien und Verwandten
bekam.
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DV: Zweifelsohne, ich habe auch davon gelesen. Das Ergebnis der Studie
zeigt nicht nur die Kriegsmüdigkeit weiter Teile der US-Gesellschaft,
sondern spricht auch für die starke libertäre Strömung bei den
republikanischen Wählern. Leider werden am Ende alle Republikaner, die
für Trump wegen seiner Antikriegsrhetorik votierten, genauso
enttäuscht werden wie die Demokraten, die aus demselben Grund so große
Hoffnungen in Obama setzten. Ein wesentlicher Grund dafür ist, daß
sich das Wesen des Kriegs in den letzten Jahrzehnten stark verändert
hat. Über die Entwicklung habe ich in meinen Büchern zum
Phoenix-Programm und zur CIA ausführlich geschrieben. Dort zitiere ich
an einer Stelle den französischen Philosophen und Kapitalismuskritiker
Guy Debord mit dem beunruhigenden, zum Nachdenken anregenden Satz:
"Die Geheimhaltung beherrscht diese Welt und vor allem als das
Geheimnis der Herrschaft." Jedes Jahr nimmt der Wehretat in den USA
zu. Wie kann das sein, wo wir doch angeblich keinen richtigen Krieg
mehr führen? Und die Erklärung lautet: Die Kriege der USA nehmen
inzwischen die Form internationaler Polizeiaktionen an. Deswegen
unterhält das Pentagon mehr als 800 Militärstützpunkte über die ganze
Welt verteilt.

Heute bringt Amerikas Militär seine Macht weniger durch kinetische
Mittel wie Panzer und Fregatten als vielmehr durch politische und
psychologische Kriegsführung zur Anwendung. Die große Veränderung
erfolgte in Vietnam. Dort lehnten die Generäle anfangs den Einsatz von
Spezialstreitkräften ab und wollten mit der CIA nichts zu tun haben.
Sie wollten der Armee Nordvietnams auf dem Schlachtfeld begegnen und
sie bezwingen, Regiment gegen Regiment, Artilleriegeschütz gegen
Artilleriegeschütz, Mann für Mann - ganz auf die traditionelle Art.
Das wäre für die USA vorteilhaft gewesen, denn Nordvietnams Armee und
der Vietkong verfügten über keine Kampfjets oder B-52-Bomber. Doch
wegen der Überlegenheit der USA in Sachen Rüstungstechnologie haben
sich die Nordvietnamesen und der Vietkong auf die politische und
psychologische Kriegsführung konzentriert und am Ende schließlich
gewonnen.

Die Niederlage in Vietnam hat zu einem Umdenken beim US-Militär
geführt. Dort hat man kapiert, daß man sich umstellen mußte, wollte
man weiterhin den Weltpolizisten spielen und die Auslandsinvestitionen
großer US-Konzerne in Übersee schützen. Das Ergebnis hat man bei den
Kriegen und Antiterroroperationen der USA seit dem 11. September 2001
in Afghanistan, im Irak und in einem Haufen anderer Länder beobachten
können. Dort werden hauptsächlich Spezialstreitkräfte eingesetzt und
Aufstandsbekämpfungsoperationen à la Phoenix mit den Begleitmaßnahmen
der politischen und psychologischen Kriegsführung durchgezogen. Große
Schlachten finden nur noch selten statt, in Ausnahmefällen wie dem
angloamerikanischen Einmarsch in den Irak 2003 oder der
"Rückeroberung" der Stadt Falludscha Ende 2004.

In der Vergangenheit war Gewalt gegen Zivilisten als Verstoß gegen das
Kriegsrecht verpönt. Auch wenn man es offiziell niemals zugäbe, wird
seitens des US-Militärs inzwischen der Tod von Zivilisten nicht nur
billigend in Kauf genommen, sondern die Zivilbevölkerung ist das
eigentliche Ziel - sowohl der Kugeln und Granaten als auch der
amerikanischen Propaganda. Auf das Phänomen trifft man erstmals im
Zentralamerika der achtziger Jahre, als unter Ronald Reagan Pentagon
und CIA gemeinsam linke Regierungen und Bewegungen in El Salvador,
Guatemala und Nicaragua mit Hilfe rechtsgerichteten Guerillas und
staatlicher Todesschwadronen bekämpften. In meinem Buch über die CIA
zitiere ich einen US-General mit dem Satz aus dem Jahr 1982: "Wir
führen eine neue Art von Krieg; es mag für unsere Bürger abstoßend
klingen, aber Zivilisten sind das Ziel." Und genau das ist es, was man
in Afghanistan beobachten kann, im Irak, im Jemen, überall.

Amerikas Militär läßt sich auf keine Kriege gegen starke Staaten mit
einer großen Streitmacht mehr ein, sondern ist dazu übergegangen, die
imperialen Interessen der USA im Ausland mittels paramilitärischer
Polizeiaktionen durchzusetzen und zu verteidigen. Die Verfechter
dieser Art der Kriegsführung preisen sie zwar als kostengünstig an,
was sie aber nicht ist, denn sie stützt sich auf die Luftüberlegenheit
und den ständigen Einsatz von Kampfjets, Bombenflugzeugen und Drohnen.

Wenn behauptet wird, die Amerikaner seien gegen Krieg eingestellt, ist
nicht damit gemeint, daß sie prinzipiell den Einsatz militärischer
Gewalt zur Durchsetzung der Ziele Washingtons ablehnten, sondern
lediglich, daß sie Einwände dagegen haben, daß ihre
Familienangehörigen, Freunde oder Mitbürger zum Kriegsdienst ins
Ausland geschickt und dabei getötet werden könnten. Seit das Pentagon
weitgehend auf Bodenkämpfe verzichtet und seine Kriege hauptsächlich
aus der Luft führt, stört es die wenigsten Amerikaner, wenn im Ausland
ganze Dörfer und Städte in Schutt und Asche gelegt und unzählige
Zivilisten massakriert werden. Die Frage, wie man Kriege sogenannter
"niedriger Intensität" führt und welche Taktiken angewandt werden
sollten, führt direkt zur CIA. Schließlich steigt auch der Etat der
CIA jedes Jahr kontinuierlich an.
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Die CIA funktioniert als jener Teil der Exekutive, der für das
organisierte Verbrechen zuständig ist. Seit 2017 haben die USA mit
Donald Trump einen Mann an der Staatsspitze, der vielleicht besser als
jeder seiner Vorgänger etwas vom organisierten Verbrechen versteht. Er
paßt gut als Chef einer Geheimarmee, denn die wichtigsten Deals, die
er im Laufe seiner Karriere als Geschäftsmann über die Bühne brachte,
spielten sich im Verborgenen ab. Nicht umsonst weigert er sich seit
seiner Nominierung zum Präsidentsschaftkandidaten der Republikaner bis
heute und entgegen den üblichen Gepflogenheiten hartnäckig, seine
Steuerunterlagen aus der Zeit als Privatmann offenzulegen. Nach dem
Einzug ins Weiße Haus beeilte sich Trump, das CIA-Hauptquartier in
Langley, Virginia, zu besuchen, wo er die Gelegenheit wahrnahm, die
Arbeit der Institution, allem voran den verdeckten Teil, mit Lob zu
überschütten.

SB: Der Enthüllungsjournalist Daniel Hopsicker, dessen Bücher Sie
bestimmt kennen, da er ausgiebig über die Verwicklung der CIA in den
Kokainschmuggel aus Lateinamerika, die sonderbaren Vorgänge am
Flugplatz Mena im Bundesstaat Mena zur Zeit Bill Clintons als
Gouverneur sowie über die sonderbaren Aktivitäten des ägyptischen
Flugschülers Mohammed Atta in Florida in den Monaten vor den
Anschlägen vom 11. September 2001 geschrieben hat, hat vor kurzem auf
seinem Blog Mad Cow Productions den Verdacht geäußert, daß Trump schon
länger den Schutz der CIA genießt und daß das vielleicht der Grund
ist, warum er Präsident werden konnte und warum es bisher niemandem
gelungen ist, ihn wegen seiner Korruptionsaffären zu Fall zu bringen.
Halten Sie eine solche These für plausibel?

DV: Absolut. Craig Unger hat in seinem letztes Jahr erschienenen Buch
"House of Trump, House of Putin" [2] die jahrelangen
Geschäftsverbindungen des Immobilienhais und Kasinobetreibers Trump zu
russischen Mafiosi belegt. Trump baut seit Jahrzehnten Wolkenkratzer,
in denen sich meistens Läden sowie ein Hotel mit seinem Namen in den
unteren Stockwerken und Eigentumswohnungen in den oberen befinden.
Viele der Wohnungen in seinen New Yorker Gebäuden gehören dubiosen
Geschäftsleuten aus Rußland und den anderen Nachfolgestaaten der
Sowjetunion. Trump hat über die Jahre mehrmals Konkurs anmelden müssen
und war stets knapp bei Kasse - selbst als er mehrere Kasinos in
Atlantic City, New Jersey, betrieb. Als er das Grundstück für sein
Hotel samt Golfkurs in Schottland kaufte, bezahlte er 70 Millionen
Dollar in bar.

Stellen Sie sich vor, die Demokraten im Kongreß bekämen Einblick in
Trumps Steuerunterlagen. Dabei könnte herauskommen, daß er beim Erwerb
dieser Immobilie in Schottland das Geld für den Kauf nicht hatte und
es als Darlehen von der Deutschen Bank bekam. In den letzten Jahren
war die Filiale der Deutschen Bank in New York fast das einzige
Finanzinstitut in den USA, das bereit war, ihm Geld zu leihen.
Gleichzeitig ist sie der Geldwäsche für die russische Mafia im selben
Zeitraum überführt worden und mußte deshalb hohe Strafzahlungen
leisten. Mir scheint die Vorstellung gar nicht so abwegig zu sein, daß
die CIA hinter der Verbindung zwischen Trump und der russischen Mafia
steht, weil sie selbst mit letzterer im Kampf um politischen Einfluß
in Moskau zusammenarbeitet. Aus allem, was ich über die CIA weiß,
würde es mich nicht im geringsten überraschen, wenn herauskäme, daß
Trump seit Jahren ein "informeller Mitarbeiter" der "Firma" gewesen
ist. Die CIA ist dafür bekannt, daß sie es schafft, Leute wissentlich,
aber auch unwissentlich für sich arbeiten zu lassen.

Als Anfang der neunziger Jahre die Sowjetunion auseinanderfiel, brach
in Rußland und den anderen Nachfolgestaaten die Stunde der Oligarchen
an, die mit rabiaten Gangstermethoden weite Teile des Staatsvermögens
an sich rissen. Da sie Kapitalisten waren, die mit dem Kommunismus
nichts am Hut hatten, hat die CIA ihnen geholfen, sich auch
international zu etablieren. Dazu gehörte die Auslagerung eines Teils
ihres Vermögens ins Ausland zum Beispiel in die USA. Sicherlich
stammen die Einkünfte der russischen Oligarchen unter anderem aus dem
internationalen Drogengeschäft, dem Schmuggel von Heroin aus
Afghanistan und dem "goldenen Dreieck" in Südostasien, wo in beiden
Fällen die CIA bekanntlich die führende Rolle spielt. Wenn Trump der
CIA bei solchen strategisch wichtigen Geschäften behilflich war, ist
er auf Lebenszeit ein "Made Man", um den Jargon der italienischen
Mafia in New York zu gebrauchen.

SB: Könnte die Verbindung sogar früher entstanden sein, als er Ende
der siebziger, Anfang der achtziger Jahre in der New Yorker Baubranche
zahlreiche Projekte mit italienischen Subunternehmen realisierte, die
den "fünf Familien" nahestanden?

DV: Selbstverständlich. Die Frage ist lediglich, ob er beim Aufbau
seines Firmenimperiums wissentlich oder unwissentlich der russischen
Mafia Möglichkeiten der Geldwäsche durch den Erwerb extrem teuerer
Luxuswohnungen in seinen Trump Towers angeboten hat. Mir erscheint es
offensichtlich, daß sich Trump durch die Bereitstellung dieser
Dienstleistung bei der CIA verdient gemacht hat und vermutlich heute
noch davon profitiert. Er wäre wie ein mit der Staatsanwaltschaft
kooperierender Krimineller im Zeugenschutzprogramm, der wegen der
eigenen Vergehen niemals von den Justizbehörden belangt werden kann.
Der ehemalige FBI-Direktor Robert Mueller sollte im Auftrag des
Justizministeriums Trumps Rußland-Verbindungen unter die Lupe nehmen,
hat aber vor einigen Monaten nach eineinhalb Jahren Untersuchung
gemeldet, nichts Belastendes gefunden zu haben. Nun, wenn Trump unter
dem Schutz der CIA steht, konnte Mueller auch nichts finden. Ist doch
logisch. So laufen die Dinge in der wirklichen Welt. Denn alles, was
die CIA tut, ist geheim - von Staats wegen. Der Schein trügt. Wenn
Trump die CIA öffentlich beschimpft und behauptet, sie arbeite mit
seinen Feinden gegen ihn - was er hin und wieder tut -, lachen sich
die Verantwortlichen in der Chefetage in Langley vermutlich schlapp
und denken, was für eine tolle Show er für das dumme Volk inszeniert.
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Ich bin in Pleasantville, einer kleinen, verschlafenen Stadt,
aufgewachsen und zur Schule gegangen. Mein Vater arbeitete bei der
Post, und weil er ein ziemlich kluger Kopf war, haben die Kollegen ihn
zu ihrem Gewerkschaftsvertreter bei Verhandlungen mit dem Arbeitgeber
gemacht. Irgendwann drohte ein Ausstand. Vor dem entscheidenden
Treffen mit dem Management erklärte mein Vater den Kollegen, er werde
reingehen und versprechen, keinen Streik zu erklären, daß aber die
Belegschaft, sobald er herauskäme, dennoch in den Ausstand treten
solle. Es ging schließlich darum, das Management zu überrumpeln und
dadurch zu Zugeständnissen zu bewegen. Es hat auch funktioniert.

Ich will mit dieser Anekdote sagen, daß Menschen, Politiker,
Geschäftsleute häufig das eine sagen, aber gleich im nächsten Moment
das andere tun, um sich einen Vorteil zu verschaffen. Trump macht es
am laufenden Band. Inzwischen geht die Zahl seiner "Lügen" in die
Tausende. Aber für ihn stellt der Umstand kein Problem dar, solange
das, was er sagt, für seine Wählerbasis symbolische Bedeutung hat.
Durch seine krasse Mißachtung der üblichen "Wahrheitskriterien" hat
Trump die Regeln der politischen Auseinandersetzung in den USA
verschoben. Doch die Medien können sein Tun nicht nach dem
symbolischen Inhalt untersuchen, weil das die Vorhänge gänzlich
wegreißen würde. Da müßten sie den Wählern erklären, wie die Welt
tatsächlich funktioniert - nicht nur in bezug auf Trump, sondern auf
die Politik insgesamt - und das wollen sie natürlich nicht tun.

Es ist völlig egal, ob man republikanischer oder demokratischer Wähler
ist. Bei beiden Parteien gibt es Medienleute und PR-Strategen, die
Mythologie und Literaturkritik studiert haben und verstehen, wie man
Botschaften und Inhalte mittels der symbolischen Transformation an den
Mann oder die Frau bringt und wie man den Kandidaten oder die
Kandidatin am besten verkauft.

Ich erzähle Ihnen eine weitere kleine Anekdote, diesmal wie man Vater
mir die Augen für die wirkliche Welt geöffnet hat. Ich brachte sie in
der Einleitung zu "The CIA as Organized Crime", denn sie hat mein
Verständnis der Beziehung zwischen Justizwesen und kriminellem Milieu
maßgeblich geprägt. Die meisten Menschen glauben - auch ich tat es
einst -, daß das getrennte Welten sind, daß eine klare Linie sie
trennt. Das stimmt aber nicht.

Als siegreicher Veteran des Zweiten Weltkriegs war mein Vater in der
Gemeinde von Pleasantville sehr angesehen. Seine schrecklichen
Erlebnisse im Pazifikkrieg hatten ihn aber verändert und ließen ihn
die gesellschaftliche Realität mit anderen, zynischeren Augen sehen.
Er arbeitete nachts bei der Post und frühstückte nach dem Dienst in
einem kleinen Diner mit all den Polizisten, die morgens vor ihrer
Streife dort einkehrten. Auch ich habe dort auf dem Weg zur Arbeit in
der Baumfirma mein Frühstück geholt und ihn dort häufig getroffen.
Eines Abends, bevor er zur Arbeit ging, sagte er mir, ich sollte mich
am nächsten Tag nicht mit ihm zur üblichen Zeit im Café, sondern
eine Stunde früher in der Nähe der Bank von Pleasantville treffen.

Wir hatten zu dem Zeitpunkt ziemlichen Streß miteinander. Es war 1968
und ich war total gegen den Vietnamkrieg. Er war gegenteiliger Meinung
und versteifte sich darauf, alle sollten "unsere Jungs" drüben in
Indochina im Kampf gegen den Kommunismus unterstützen. Ich hatte eine
Freundin, wir trieben Sex miteinander, nahmen Drogen, hörten Rockmusik
und waren typische Vertreter der Gegenkultur. Er dagegen war das, was
man heute vielleicht als wertkonservativ bezeichnen würde. Und dennoch,
als er mich anwies, ihn an nächsten Morgen unter ungewöhnlichen
Umständen zu treffen, bin ich dem gefolgt, denn ich war neugierig zu
erfahren, was hinter dem ganzen Getue steckte.

Ich ahnte, daß mein Vater etwas im Schilde führte. Ihm war es immer
darum gegangen, mich auf die Welt, wie sie wirklich ist,
vorzubereiten. Die meisten anderen Eltern dagegen wollten, daß ihre
Kinder entweder eine Lehre machten oder auf die Hochschule gingen und
einen konventionellen Pfad der Konformität befolgten. Wann immer ihre
Kinder im gesellschaftlichen Leben auf Widersprüche zwischen der
offiziellen und der tatsächlichen Realität stießen, wischten ihre
Eltern die unangenehmen Fragen beiseite und bogen rhetorisch alles
zurecht, um das Bild der heilen Welt zu retten.

"Welche Karte hat er diesmal im Ärmel", dachte ich mir, als ich an dem
Morgen aufstand. Ich traf ihn, wie verabredet, bei der Bank. Weil es
so früh war, spazierten wir in Richtung Café durch ein menschenleeres
Pleasantville. Als wir beim Diner ankamen, war er praktisch leer.
Davor standen nur zwei Wagen. Einer davon gehörte dem Eigner und Chef
des Ladens, der jeden Vormittag, während er hinter der Theke Speck und
Eier briet, auch Wetten der Kunden für den Tag annahm - was vollkommen
illegal war.
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SB: Was waren das für Wetten - die illegale "Numbers"-Lotterie der
Mafia?

DV: Die Kundschaft in dem Café, zum allergrößten Teil einfache
Arbeiter, wettete auf alles - Pferderennen, American Football,
Basketball, Baseball, egal was. Damals gab es keine staatliche
Lotterie. Wetten auf Sportereignisse waren weitgehend verboten. Die
einzige Ausnahme bildeten Pferderennen, aber auch nur wenn man vor Ort
an der Rennbahn seinen Einsatz machte. Die Kunden des Diners, auch die
Polizisten, waren Sportsfreunde und wetteten auf alles. Einige von
ihnen nahmen an illegalen Pokerrunden teil, die regelmäßig nachts
hinter verschlossenen Türen bei der Feuerwehr stattfanden.

Jedenfalls waren wir am Diner angelangt, und ich fragte mich
allmählich, was das Ganze sollte. Davor standen, wie gesagt, zwei
Wagen - der eine das Auto des Cafébesitzers, der andere der
Lieferwagen der Bäckerei Pellegrino, mit dem jeden Morgen in aller
Herrgottsfrüh das Brot frisch geliefert wurde. Mein Vater ging zu den
Türen auf der Rückseite des Lieferwagens und machte beide mit einem
Schwung sperrangelweit auf. Dort im Laderaum zwischen den Regalen
saßen auf der einen Seite der Fahrer, der zur örtlichen Mafia gehörte,
und der Inhaber des Diners und auf der anderen Seite zwei Cops.
Zwischen ihnen lagen das ganze Geld vom Vortag und die dazugehörigen
Wettzettel. Sie waren gerade dabei, die Gewinne auszuzählen und sich
den Rest der Einnahmen untereinander aufzuteilen. Wie ich erst danach
erfahren sollte, nahmen die Cops im Laufe ihrer Streifen an dem einen
Tag die Einsätze der Glückspieler Pleasantvilles für die illegale
Lotterie an und übergaben am folgenden die Gewinne. In dem Moment
drehte sich mein Vater zu mir um und sagte: "Sieh gut zu, Dougie. Da
hast du das wahre Verhältnis zwischen Verbrechertum und Polizeiwesen
vor dir." Dann schloß er beide Türen wieder. Die vier Männer wußten
gar nicht, wie sie reagieren sollten. Sie hatten in dem Moment, als er
sie bloßstellte, einfach mit offenem Mund dagesessen. Am nächsten Tag
ging ich im Diner frühstücken, und es war, als sei gar nichts
passiert. Ich gehörte inzwischen zu den Wissenden, aber keiner der
Beteiligten ließ sich etwas anmerken.

SB: Die Welt drehte sich einfach weiter.

DV: Genau. Einige Nächte später kehrte ich nach einem Kneipenbesuch
spät heim und fuhr bei Rot über eine leere Kreuzung. Die Polizei bekam
es mit und hielt mich an. Der Polizeibeamte, einer der beiden, die ich
im Lieferwagen der Bäckerei gesehen hatte, kontrollierte kurz meinen
Führerschein, erkundigte sich freundlich nach meinem Vater und ließ
mich nach einer kursorischen Verwarnung weiterfahren. Seit jenem
Vorfall vor dem Diner wußte ich, wie die Dinge in Pleasantville
liefen. Ich war ein Eingeweihter geworden.

SB: Die anderen Menschen in der Stadt wußten es aber nicht.

DV: Sie wollten es auch nicht wissen - aus Bequemlichkeit. Menschen
haben Laster, die Mafia bedient sie und alle schauen darüber hinweg.
Man kann vom illegalen Wettgeschäft im damaligen Pleasantville auf die
USA von heute schließen, denn es sind genau dieselben Mechanismen im
Spiel. Die Chefs der New Yorker Polizei sind selbstverständlich mit
den Paten der wichtigsten Mafia-Familien per Du. Wenn US-Konzerne an
Sanktionen vorbei Geschäfte mit einem sanktionierten Land wie
Nordkorea machen wollen, fließen Bestechungsgelder und das Unmögliche
wird möglich gemacht. Auf ähnliche Phänomene trifft man bei der CIA
dauernd.

Die CIA arbeitet für den Präsidenten. Sie ist ihm allein gegenüber
rechenschaftspflichtig, stellt quasi seine Privatarmee dar. Die
Kehrseite für den Präsidenten ist jedoch, daß er, wenn die CIA
irgendwo Mist baut, die Schuld zugewiesen bekommt. Angeblich läuft
alles bei der CIA geheim ab, aber im Kongreß reden die Politiker
untereinander. Wissen ist Macht, und Geschichten werden gezielt an die
Presse durchgestochen. Es gibt einen kleinen Kreis von 20 oder 30
Gesetzgebern, darunter die Angehörigen der jeweiligen
Geheimdienstauschüsse von Repräsentantenhaus und Senat, die über alles
informiert sind - und deshalb formal zum Schweigen verpflichtet
werden. Das Hauptmerkmal bei der CIA ist, daß all ihre Aktivitäten und
Operationen abgestritten werden können. Das Prinzip der "glaubhaften
Abstreitbarkeit" (englischer Begriff "plausible deniability" - Anm. d.
SB-Red.) erlaubt es der CIA, Dinge zu unternehmen, die offiziell von
niemandem an irgendeiner Regierungsstelle genehmigt wurden. Und
niemand in Washington wird jemals zugeben, wie die CIA wirklich
funktioniert, denn dies würde die Agentur um ihre Fähigkeit, illegale
Operationen nach Belieben zu unternehmen und korrupte Geschäftsleute
wie Donald Trump für die eigenen Zwecke zu gebrauchen, bringen. Und
das will in Washington niemand.

(Fortsetzung folgt)
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Fußnoten:


[1] REZENSION/702: Douglas Valentine - The CIA as Organized Crime (SB), 22. September 2018

http://www.schattenblick.de/infopool/buch/sachbuch/busar702.html

[2] REZENSION/715: Craig Unger - House of Trump, House of Putin (SB), 30. Juli 2019

http://www.schattenblick.de/infopool/buch/sachbuch/busar715.html
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INTERNATIONAL/248: Neue Veröffentlichung zum Grundeinkommensprojekt in Namibia erschienen (KASA)


Kirchliche Arbeitsstelle Südliches Afrika (KASA) - Aktuell vom 1.10.2019

Neue Veröffentlichung zum Grundeinkommensprojekt in Namibia
erschienen

Otjivero - Zehn Jahre später.



Nach wie vor steht das namibische Otjivero für das weltweit erste
umgesetzte Pilotprojekt für ein Bedingungsloses Grundeinkommen. Das
Interesse, wie es den Menschen dort jetzt nach Einstellung der Zahlungen
geht, ist berechtigt. Daher haben die Hauptverantwortlichen für die
damalige Umsetzung des 2008 des Projekts haben jetzt ein kleines Buch über
die Langzeitwirkung bei den Menschen und die Auswirkungen auf die
derzeitige Politik Namibias in der Armutsbekämpfung geschrieben. Der größte
Teil des Buches handelt von den Menschen selbst, die in neun Interviews zu
Wort kommen.

Derzeit ist viel Bewegung im politischen Spektrum, was im letzten Kapitel
nachzulesen ist. Wie es weitergeht, werden wir als KASA ebenfalls
beobachten und darüber in unseren Newslettern berichten.


Link zur Veröffentlichung:

BIG ten years later

http://www.cdhaarmann.com/resources/publications/BIG_ten_years_later_report_2019.pdf

 * 

Quelle:

Kirchliche Arbeitsstelle Südliches Afrika (KASA)

c/o Werkstatt Ökonomie e.V.

im WeltHaus Heidelberg

Willy-Brandt-Platz 5, 69115 Heidelberg

E-Mail: KASA[at]woek.de

Internet: https://www.kasa.de
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WOHNEN/163: Soziale Bodenpolitik - Diakonie fordert energische Hilfen für Wohnungsnotfälle (Diakonisches Werk Hamburg)


Diakonisches Werk Hamburg - Pressemitteilung vom 1. Oktober 2019

Wo sozial drauf steht, muss auch sozial drin sein

Diakonie fordert energische Hilfen für Wohnungsnotfälle



Investoren, die sich um öffentliche Grundstücke bewerben, müssen sich
verpflichten, dauerhaft Menschen in akuter Wohnungsnot (so genannte
vordringlich Wohnungssuchende) mit Wohnraum zu versorgen. Das fordert das
Diakonische Werk Hamburg heute anlässlich der Veröffentlichung der
Senatspläne für eine soziale Bodenpolitik. Diakonie Vorstandsmitglied Gabi
Brasch: "Angesichts der akuten Wohnungsnot in Hamburg muss der Senat sehr
viel mehr Druck machen. Die Wohnungswirtschaft kommt ihrer sozialen
Verantwortung nicht annähernd nach. In den letzten vier Jahre sind gerade
mal 40 Wohnungen für Wohnungsnotfälle gebaut worden. 1.200 waren
versprochen."

Die Diakonie fordert auch, dass soziale Investoren, die gezielt und
ausschließlich für Wohnungsnotfälle bauen, nicht mehr bei der
Grundstücksvergabe ausgebremst werden. Brasch weiter: "Es ist ja nicht so,
als würde es in dieser Stadt keine sozial engagierten Bauherren geben. Da
ist es schon verrückt, wenn deren Projekte daran scheitern, dass sie von
der Stadt keine Grundstücke bekommen".

Rund 12.000 Haushalte sind in Hamburg als "vordringlich wohnungssuchend"
anerkannt und gelten somit als Wohnungsnotfälle. Diese Menschen brauchen
jetzt und sofort eine Wohnung. Die Kampagne #einfachwohnen von Diakonie,
Caritas, STATTBAU und Mieter helfen Mietern fordert daher eine soziale
Neuausrichtung der Wohnungspolitik als Ganzes, insbesondere eine direkte
Versorgung aus dem real existierenden Wohnungsbestand.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. Oktober 2019

Diakonisches Werk Hamburg

Königstraße 54, 22767 Hamburg

Telefon: 040 30 62 0-0, Fax: 040 30 62 0-410

E-Mail: info@diakonie-hamburg.de

Internet: www.diakonie-hamburg.de
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WOHNEN/162: Der Paritätische fordert wirksame Maßnahmen zur Mietpreisbegrenzung (Paritätischer Wohlfahrtsverband)


Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Pressemeldung vom 1. Oktober
2019

Mietenentwicklung: 

Der Paritätische fordert wirksame Maßnahmen zur Mietpreisbegrenzung



Der Paritätische Wohlfahrtsverband betrachtet die immer weiter steigenden
Mieten besonders in deutschen Großstädten mit Sorge. Nach Angaben des
Statistischen Bundesamtes stiegen die durchschnittlichen Mieten in
Deutschland um 12 Prozent, in den Metropolen sogar um bis zu 30 Prozent.
Der Verband befürchtet, dass sich die ohnehin bereits schwierige Situation
für Geringverdienende und Arbeitssuchende weiter verschlechtert.

"Der traurige Trend der vergangenen Jahre setzt sich fort. Die Mietwohnung
wird vielerorts zum echten Armutsrisiko", stellt Ulrich Schneider fest,
Hauptgeschäftsführer des Paritätischen Gesamtverbandes. Der ungebremste
Mietenanstieg treffe dabei bestimmte Gruppen besonders hart:
Pflegebedürftige und Menschen mit Behinderung, die eine barrierefreie
Wohnung suchen, Studierende, Alleinerziehende und kinderreiche Familien,
Ausländer*innen. "Es sind die, die es ohnehin schwer haben, die zu den
großen Verlier*innen auf dem hart umkämpften Wohnungsmarkt gehören", so
Schneider. "Wenn wir es als Wohlfahrtsverband mittlerweile kaum noch
schaffen, für Frauen in Frauenhäusern oder für Jugendliche aus
Einrichtungen der Jugendhilfe dringend benötigte Wohnungen zu finden, dann
müssen alle Alarmlampen angehen."

Besonders alarmierend sind aus Sicht des Paritätischen die großen
Diskrepanzen bei den Mietbelastungsquoten, die das Statistische Bundesamt
ebenfalls ermittelt hat. So muss ein Haushalt mit einem monatlichen
Nettoeinkommen von unter 900 Euro im Durchschnitt fast die Hälfte für die
Miete aufwenden, während ein Haushalt mit über 6000 Euro nur 13 Prozent
aufwendet. Schneider: "Bei Geringverdienenden kann jede Mieterhöhung den
Wohnungsverlust bedeuten. Angesichts vieler unsozial handelnden
Immobilienkonzerne und einer inkonsequenten Wohnungspolitik ist die Angst
vor Wohnungslosigkeit stille Untermieterin in vielen Wohnungen."

Der Paritätische Gesamtverband fordert von der Politik stärkere
Anstrengungen, um mehr Menschen vor dem seit Jahren grassierenden
Mietenwahnsinn zu schützen. Notwendig seien vor allem wirksame Instrumente
zur Begrenzung der Mietpreise. Die Mietpreisbremse müsse endlich scharf
gemacht werden. Die großen Metropolen sollten gegebenenfalls auch über
einen Mietpreisdeckel nach Berliner Muster nachdenken, empfiehlt der
Verband. Darüber hinaus fordert der Paritätische die Schaffung von
dauerhaft gebundenen Sozialwohnungen, die Wiedereinführung der
Wohngemeinnützigkeit, eine sozial gerechte Bodenpolitik sowie einen
besseren Zugang für unterprivilegierte Bedarfsgruppen zu Wohnungen. Die
Kosten der Unterkunft und Energiekosten müssten bedarfsgerecht erhöht
werden. Auch die Vergesellschaftung von Grund und Boden dürfe kein Tabu
sein.

 * 

Quelle:

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Gesamtverband e. V.

Oranienburger Str. 13-14, 10178 Berlin

Telefon +49(0)30|24636-0, Telefax +49(0)30|24636-110

Internet: www.paritaet.org, www.der-paritaetische.de
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GEWERKSCHAFT/1880: Tarifrunde Postbank - ver.di prüft neues Arbeitgeber-Angebot (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
1. Oktober 2019

Tarifrunde Postbank: ver.di prüft neues Arbeitgeber-Angebot -
Warnstreiks werden in dieser Woche fortgesetzt



Berlin - Im Tarifkonflikt zwischen der Postbank und der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) hat die Arbeitgeberseite ein
neues Angebot vorgelegt. Dazu erklärt ver.di-Verhandlungsführer Jan
Duscheck:

"Das nachgebesserte Angebot zeigt, dass die Warnstreiks wirken. Aber
die Positionen liegen immer noch sehr weit auseinander. Im
Durchschnitt der Laufzeit bietet die Arbeitgeberseite nun 1,7
Prozent. Das ist immer noch sehr weit von unserer Forderung von 7
Prozent entfernt. Es ist völlig unklar, ob dazwischen ein Kompromiss
gefunden werden kann. Wir werden jetzt darüber beraten, ob wir anhand
dieses Angebotes trotzdem zurück an den Verhandlungstisch gehen
können. Die Streiks gehen diese Woche in jedem Fall weiter!"

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 01.10.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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MELDUNG/882: Hans-Böckler-Stiftung prognostiziert BIP-Wachstum von 0,4 Prozent 2019 und 0,7 Prozent 2020 (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 30.09.2019

IMK prognostiziert BIP-Wachstum von 0,4 Prozent 2019 und 0,7 Prozent
2020

Wirtschaftsflaute zieht sich ins Jahr 2020, stabiler Konsum verhindert
Schlimmeres



Die zugespitzten weltwirtschaftlichen Verwerfungen treffen die
exportorientierte deutsche Industrie in diesem und im kommenden Jahr
schwer.

Lahmende Ausfuhren und eine schwache Dynamik bei den
Unternehmensinvestitionen bremsen das Wirtschaftswachstum. Bis ins Jahr
2020 hinein ist im Quartalsverlauf kaum mehr als eine Stagnation des
Bruttoinlandsprodukts (BIP) zu erwarten. Gestützt auf spürbare
Einkommenszuwächse verhindert aber ein recht robuster privater Konsum
vorerst einen dramatischeren wirtschaftlichen Einbruch. Die deutsche
Wirtschaft wird daher 2019 und 2020 schwach wachsen, das BIP nimmt im
Jahresdurchschnitt um 0,4 und um 0,7 Prozent zu, wobei im kommenden Jahr
die größere Zahl an Arbeitstagen eine wichtige Rolle für das etwas höhere
Wachstum spielt. Zu diesen Ergebnissen kommt das Institut für
Makroökonomie und Konjunkturforschung (IMK) der Hans-Böckler-Stiftung in
seiner neuen Konjunkturprognose, die heute auf einer Pressekonferenz in
Berlin vorgestellt wird.* Allerdings kommt der Beschäftigungsaufbau im
Jahresverlauf 2020 zum Erliegen, die Arbeitslosenquote steigt von 5,0 im
Jahresdurchschnitt 2019 auf durchschnittlich 5,2 Prozent 2020 (Detaildaten
unten).

Gegenüber seiner Vorhersage vom Juni senkt das IMK die Wachstumserwartung
für 2019 um 0,6 Prozentpunkte und für 2020 um 0,9 Prozentpunkte. Zentrale
Faktoren für die Eintrübung sind die von den USA ausgelösten
Handelskonflikte, das verlangsamte Wachstum in China, das insbesondere auf
den weltweiten Automarkt durchschlägt, das fortbestehende Risiko eines
harten Brexits sowie wachsende geopolitische Spannungen. Hinzu kommen
mögliche Verzögerungen bei deutschen Autobauern während der Umstellung auf
die nächsten Stufen des neuen Abgasmessverfahrens WLTP in den kommenden
Monaten. Dabei gehen die Konjunkturexperten in ihrer Prognose weder von
spürbar steigenden Energiepreisen infolge der Auseinandersetzungen am
persischen Golf aus noch von einem No-Deal-Ausstieg der Briten.

"Die konjunkturelle Lage in Deutschland hat sich weiter zugespitzt.
Bislang bewahrt aber die private Nachfrage die Wirtschaft noch vor einer
echten, tiefen Krise", beschreibt Prof. Dr. Sebastian Dullien,
wissenschaftlicher Direktor des IMK, das aktuelle Konjunkturbild.
Insgesamt müsse sich die deutsche Wirtschaft glücklich schätzen, dass sich
der Konsum in diesem Abschwung so robust entwickelt. "Wenn die Löhne und
der Konsum derzeit so schwach zulegen würden wie in den 2000er Jahren,
wären wir schon seit einiger Zeit wieder in einer Rezession." So sei in
den Rezessionsphasen 2001 und 2012/13 das deutsche Bruttoinlandsprodukt
schon in den ersten Quartalen mit rückläufiger Industrieproduktion
ebenfalls gefallen. Im aktuellen Abschwung sei die Produktion im
verarbeitenden Gewerbe dagegen nun schon seit mehr als einem Jahr
rückläufig, das Bruttoinlandsprodukt liege aber immer noch höher als vor
12 Monaten.

"Die deutsche Wirtschaft ist derzeit wie ein Flugzeug, das nur noch mit
einem Triebwerk fliegt - der Nachfrage der privaten Haushalte. Das kann
eine Zeit lang gut gehen, aber auf Dauer sollte man sich darauf nicht
verlassen. Wenn die Politik nicht entschlossen gegensteuert, greifen die
Bremseffekte nach und nach auf Dienstleistungen, Konsumklima und
Arbeitsmarkt über und es droht der Absturz", so Dullien.

Die Europäische Zentralbank (EZB) tue mit ihrer erneut gelockerten
Geldpolitik was sie könne, während die meisten EU-Länder fiskalpolitisch
zu wenig für eine Stabilisierung unternähmen, betonen die Forscher des IMK
in ihrer Analyse. So setze beispielsweise die Bundesregierung in diesem
Jahr zwar einen positiven fiskalischen Impuls. Dieser sei allerdings zu
klein und halbiere sich 2020 schon wieder.

Wenn die Fiskalpolitiker die EZB weiterhin weitgehend alleine ließen,
wirke sich das doppelt negativ aus, warnen die Experten: "Die
langanhaltende Niedrigzinsphase birgt Risiken für die Finanzstabilität und
wirkt deutlich indirekter stabilisierend als es die Finanzpolitik könnte.
Staatliche Investitionen könnten die Konjunktur stabilisieren und sind
zugleich dringend erforderlich, um den Strukturwandel hin zur
Klimaneutralität zu bewältigen und die teilweise stark veraltete
Infrastruktur zu modernisieren", so das IMK. Dabei habe insbesondere
Deutschland erheblichen finanziellen Spielraum: Das IMK rechnet trotz des
abgeschwächten Wachstums mit einem gesamtstaatlichen Haushaltsüberschuss
von knapp 48 Milliarden Euro in diesem Jahr und immerhin noch gut 25
Milliarden Euro 2020. Zudem könne sich der deutsche Staat "gegenwärtig zu
Negativzinsen verschulden, und das bei beliebiger Laufzeit."

Kerndaten der Prognose für 2019 und 2020 (siehe auch Tabelle 2 im Report;
Link unten)

Arbeitsmarkt

Die positive Entwicklung am Arbeitsmarkt verliert deutlich an Fahrt und
endet zur Jahreswende: 2019 steigt die Zahl der Erwerbstätigen laut IMK
noch um knapp 380.000 Personen oder 0,8 Prozent im Jahresdurchschnitt.
2020 stagniert die Erwerbstätigkeit aber bei dann 45,2 Millionen Menschen.
Die Zahl der Arbeitslosen geht 2019 noch um etwa 63.000 Personen zurück,
so dass im Jahresdurchschnitt rund 2,28 Millionen Menschen ohne Job sein
werden. Das entspricht einer Arbeitslosenquote von 5,0 Prozent. Für 2020
erwartet das IMK, dass die Arbeitslosenzahl um rund 70.000 im
Jahresdurchschnitt zunimmt. Die Quote steigt dann auf 5,2 Prozent und
erreicht damit wieder den Wert von 2018.

Außenhandel

Auch das Wachstum im Euroraum ist relativ schwach, wenn auch höher als in
der Bundesrepublik: Das BIP in der Währungsunion nimmt 2019 und 2020 um je
1,2 Prozent zu. Weltweit ist die Wachstumsdynamik ebenfalls verhalten. Die
Nachfrage nach Investitionsgütern, die oft aus Deutschland kommen, läuft
deshalb ebenso schleppend wie die nach Kraftfahrzeugen. Insbesondere in
China ist der Autoabsatz stark rückläufig. Daher geht das IMK davon aus,
dass die deutschen Ausfuhren im laufenden Jahr durchschnittlich
geringfügig schrumpfen werden - um -0,1 Prozent. 2020 dürften sich die
Exporte ein wenig erholen und um 1,3 Prozent wachsen. Die Importe
verlieren ebenfalls an Tempo, nehmen 2019 wegen der stabilen
Konsumnachfrage aber noch um durchschnittlich 1,3 Prozent zu, 2020 um 3,4
Prozent. Der Wachstumsbeitrag des Außenhandels ist damit in beiden Jahren
spürbar negativ. Der hohe deutsche Leistungsbilanzüberschuss wird etwas
sinken.

Investitionen

Auftragslage und Finanzierungsbedingungen vieler Unternehmen sind zwar im
langfristigen Vergleich weiter relativ günstig. Allerdings ging der Trend
bei den Neuaufträgen in den vergangenen Monaten deutlich nach unten, und
die außenwirtschaftliche Verunsicherung bremst weiter. 2019 steigen die
Ausrüstungsinvestitionen daher um durchschnittlich lediglich 2,3 Prozent,
2020 nur um 1,9 Prozent. Bei den Bauinvestitionen bleibt die Dynamik
robust, wobei sich Wohnungsbau und öffentliche Vorhaben deutlich stärker
entwickeln als der Wirtschaftsbau. 2019 nehmen die Bauinvestitionen unter
dem Strich um 3,9 Prozent und 2020 um 2,9 Prozent zu.

Einkommen und Konsum

Die verfügbaren Einkommen wachsen im Jahresdurchschnitt 2019 real um 1,4
Prozent und 2020 um 1,2 Prozent. Die realen privaten Konsumausgaben nehmen
ebenfalls um 1,4 und 1,2 Prozent zu. Damit trägt der private Konsum in
beiden Jahren maßgeblich zum BIP-Wachstum bei.

Inflation und öffentliche Finanzen

Die Verbraucherpreise steigen spürbar langsamer als 2018 und bleiben unter
der Zielinflationsmarke der EZB: 2019 und 2020 nehmen sie um jeweils 1,4
Prozent zu.

Die wirtschaftliche Abschwächung reduziert die Überschüsse der
öffentlichen Budgets, die trotzdem deutlich im Plus bleiben: 2019 beträgt
der gesamtstaatliche Finanzierungssaldo 1,4 Prozent vom BIP, im kommenden
Jahr sind es 0,7 Prozent.


Originalpublikation:

(*) Sebastian Dullien, Peter Hohlfeld, Christoph Paetz, Sabine Stephan,
Thomas Theobald, Silke Tober, Sebastian Watzka:

Wirtschaftsflaute hält an. Die Prognose der wirtschaftlichen Entwicklung
2019/2020.

IMK Report Nr. 150, September 2019.

Download: https://www.boeckler.de/pdf/p_imk_report_150_2019.pdf

Weitere Informationen unter:

http://bit.ly/2lVZmZd

- Podcast von IMK-Konjunkturfachmann Peter Hohlfeld zur Prognose 2019/2020

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, 30.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STATISTIK/4385: Wohnen 2018 - Mieten und Mietbelastung in Metropolen besonders hoch (Destatis)


Statistisches Bundesamt - Pressemitteilung vom 01.10.2019

Wohnen 2018 - Mieten und Mietbelastung in Metropolen besonders hoch 

- Neue Ergebnisse der Mikrozensus-Zusatzerhebung zur Wohnsituation
veröffentlicht

- In den sieben größten Metropolen zahlen die seit 2015 eingezogenen
Mieterinnen und Mieter ein Fünftel mehr als Personen mit älteren
Mietverträgen

- Relativ geringe durchschnittliche Mietbelastung in Sachsen und Thüringen



WIESBADEN - Die aktuelle Lage auf den Wohnungsmärkten der Metropolen in
Deutschland hat dazu geführt, dass Haushalte, die ab 2015 eine Wohnung neu
angemietet haben und dort eingezogen sind, überdurchschnittlich hohe Mieten
zahlen. Dies zeigen die Ergebnisse der Mikrozensus-Zusatzerhebung zur
Wohnsituation in Deutschland für das Jahr 2018. Wie das Statistische
Bundesamt (Destatis) mitteilt, mussten private Haushalte nach eigenen
Angaben bundesweit im Schnitt 7,70 Euro Nettokaltmiete pro Quadratmeter für
eine in 2015 und später angemietete Wohnung bezahlen. Damit liegen diese
Mietkosten um 12 % über der durchschnittlichen Nettokaltmiete in
Deutschland (6,90 Euro).

Hohe Nettokaltmieten für Neuanmietungen ab 2015 in Metropolen und
Bundesländern mit großer Wirtschaftskraft

Weit über dem jeweiligen Landesdurchschnitt liegen die Nettokaltmieten für
Neuanmietungen ab dem Einzugsjahr 2015 und später in den Bundesländern
Bayern, Baden-Württemberg und Hamburg. Am größten war der Unterschied
jedoch in Berlin. So lag in Berlin 2018 die durchschnittliche
Nettokaltmiete für 2015 und danach angemietete Wohnungen bei 9,10 Euro pro
Quadratmeter und damit um fast ein Viertel höher als der Berliner
Mietendurchschnitt insgesamt (7,40 Euro). Die höchsten Nettokaltmieten für
solche Neuanmietungen mussten Mieter mit 10,30 Euro in Hamburg entrichten.

Geringer als im Bundesdurchschnitt war der Unterschied zwischen den
Nettokalt-mieten bei Neuanmietungen ab 2015 zu den jeweiligen
Durchschnittsmieten vor allem in Sachsen-Anhalt, Thüringen,
Schleswig-Holstein und Rheinland-Pfalz, aber auch in Nordrhein-Westfalen.

Hohe Mieten sind vor allem ein Problem der Metropolen in Deutschland. So
lag 2018 die durchschnittliche Nettokaltmiete je Quadratmeter für
Neuanmietungen ab dem Einzugsjahr 2015 in den sieben Metropolen Berlin,
Hamburg, München, Köln, Frankfurt am Main, Stuttgart und Düsseldorf bei
10,80 Euro und damit um gut 21 % über dem allgemeinen Durchschnitt in
diesen Städten (8,90 Euro).

Mietbelastung in Metropolen teils bei 30 %

Die höheren Durchschnittsmieten in den Metropolen und größeren Städten
tragen dazu bei, dass die betroffenen Mieterhaushalte auch mit
überdurchschnittlichen Mietbelastungsquoten zu kämpfen haben. Demnach lag
2018 der Anteil des Haushaltsnettoeinkommens, den die Haushalte insgesamt
für die Bruttokaltmiete aufwendeten, bundesweit bei 27,2 %, in Metropolen
bei 29,5 %.

Für Haushalte, die ihre Wohnung in den letzten vier Jahren neu angemietet
haben, lag die Mietbelastungsquote bundesweit bereits bei 28,6%. Leben
diese Haushalte in einer Metropole beziehungsweise in einer größeren Stadt,
nähert sich die Mietbelastung dem Wert von 30 % oder liegt sogar darüber,
wie das Beispiel Hamburg zeigt (30,4 % durchschnittliche Mietbelastung
insgesamt, 31,4 % für Neuanmietungen ab Einzugsjahr 2015). Hohe
Mietbelastungsquoten sind eher im Westen Deutschlands zu finden als im
Osten. Haushalte in Sachsen und Thüringen haben mit jeweils rund 23 % die
geringste durchschnittliche Mietbelastung in Deutschland.

Nettokaltmieten in Wohnungen von privaten Wohnungsunternehmen am
höchsten 

Von den knapp 37 Millionen bewohnten Wohnungen in Deutschland (ohne
Wohnheime und ohne Wohnungen in Gebäuden, die überwiegend gewerblich
genutzt werden) waren 2018 mehr als die Hälfte (53,5 %) vermietet.
Eigentümer dieser Mietwohnungen waren zu 58 % private Vermieter und zu 23 %
Wohnungsgenossenschaften. 15 % der Mietwohnungen waren im Besitz von
privaten Wohnungsunternehmen und 4 % der Mietwohnungen gehörten
öffentlichen und kommunalen Wohnungsunternehmen.

Mieter, die 2018 in Wohnungen privater Wohnungsunternehmen lebten, zahlten
mit durchschnittlich 7,30 Euro je Quadratmeter die höchsten
Nettokaltmieten. Zum Vergleich lagen die Nettokaltmieten der von
Privatpersonen vermieteten Wohnungen bei 7 Euro. Unter dem
Bundesdurchschnitt von 6,90 Euro für die Nettokaltmieten blieben die
öffentlichen und kommunalen Wohnungsunternehmen mit 6,60 Euro und die
Wohnungsgenossenschaften mit 6,40 Euro.


Definitionen:

Mietbelastungsquote:

Die Mietbelastung eines Haushalts ist der Anteil der Bruttokaltmiete am
Haushaltsnettoeinkommen. Die Bruttokaltmiete setzt sich aus der
Nettokaltmiete (Grundmiete) und den kalten Nebenkosten zusammen. Das sind
zum Beispiel die monatlichen Betriebskosten einer Wohnung für Haus- und
Straßenreinigung, Müllabfuhr, Allgemeinstrom, Hausmeisterleistungen,
Schornsteinreinigung, Kabelanschluss; die Grundsteuer oder
Gebäudeversicherungen gehören ebenfalls dazu.


Weitere Informationen:

- Gemeinschaftsveröffentlichung "Wohnen in Deutschland. Zusatzprogramm des
Mikrozensus 2018" der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder.


Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

Tabellen dieser Pressemitteilung sind auf der Internet-Seite
des Statitischen Bundesamtes zu finden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 01.10.2019

Herausgeber: Statistisches Bundesamt, Pressestelle

65180 Wiesbaden

Telefon: (0)611/75-34 44, Telefax: (0)611/75-39 76

E-Mail: presse@destatis.de

Internet: www.destatis.de
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FAMILIENRECHT/224: Nutzungsentschädigung für Familienauto nach Trennung (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 30. September 2019

Rubrik: Ratgeber/Service/Recht/Familie

Nutzungsentschädigung für Familienauto nach Trennung



Frankfurt/Berlin (DAV). Fordert ein Partner nach der Trennung für sein
Fahrzeug, das der Ex-Partner nutzt, eine Nutzungsentschädigung, kann
er dies nicht direkt über ein gerichtliches Verfahren tun. Über eine
entsprechende Entscheidung des Oberlandesgerichts Frankfurt vom
6. Juli 2018 (AZ: 4 WF 73/18) berichtet die Arbeitsgemeinschaft
Familienrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV).

Die Frau wollte von ihrem Mann eine Nutzungsentschädigung für die
Nutzung ihres Autos. Der Wagen gehörte der Frau. Es war das einzige
Fahrzeug, das der Familie zur Verfügung stand. Damit handelte es sich
um einen so genannten Haushaltsgegenstand.

Zwar komme grundsätzlich einen Nutzungsentschädigung in Betracht, so
das Gericht. Doch fehle es hier an den erforderlichen Voraussetzungen.

Die Frau müsse zunächst einen Antrag bei Gericht auf Zuweisung des
Fahrzeugs stellen. Darüber hinaus müsse sie ihren Ehemann dann zur
Zahlung des Nutzungsausfalls auffordern. Erst wenn sich ihr Mann dann
weigere, könne sie ein gerichtliches Verfahren einleiten.

Im vorliegenden Fall fehlte jedoch sowohl der Antrag auf gerichtliche
Zuweisung wie auch die Zahlungsaufforderung an den Ehemann.

Daher erhielt die Frau nicht die beantragte Verfahrenskostenhilfe.

Information: www.dav-familienrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung FamR 18/19 vom 30. September 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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MIETRECHT/378: Schadensersatz des Geschäftsführers (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 1. Oktober 2019

Ressort: Miete und Immobilien/Service/Recht

Schadensersatz des Geschäftsführers



München/Berlin (DAV). Um Räumungen zu verhindern, werden manche Mieter
sehr einfallsreich. Es werden weitere Mitbewohner aufgenommen, es wird
behauptet, der Büroraum werde auch von der Familie bewohnt oder wie in
einem Rechtstreit, auf den die Arbeitsgemeinschaft Mietrecht und
Immobilien vom Deutschen Anwaltverein(DAV) verweist, es wird versucht
noch schnell vor der Räumung einen Untermietvertrag abzuschließen.
Ziel solcher Aktionen ist es, die Räumung zu verzögern. Denn wenn der
Gerichtsvollzieher mit einem Räumungstitel in der Hand vor der Tür
steht, wird er stets die Personen aus der Wohnung räumen, die in
diesem Titel aufgeführt sind; aber auch nur diese. Wenn Dritte
Personen anwesend sind und diese glaubhaft behaupten, sie hätten auch
ein Recht zum Besitz an der Wohnung, wird der Gerichtsvollzieher
wieder unverrichteter Dinge gehen. Der entsprechende Titel muss dann
ergänzt werden, wodurch wiederum Zeit verstreicht und der Mieter im
schlechtesten Fall weiter ohne Zahlung der Miete in der Wohnung
bleibt. Ähnlich war es auch in der Entscheidung des Oberlandesgericht
München vom 2. Mai 2019 (AZ.: 32 U 1436/18).

Der Eigentümer eines Hauses hatte mit einer GmbH einen Mietvertrag
geschlossen, diese sollte die Räume als Boardinghouse betreiben.
Bereits nach wenigen Monaten war die GmbH mit den Mietzahlungen im
Verzug und wurde gekündigt. Es folgten Klage und auch ein
Räumungstitel gegen die Mieterin. Kurz vor der Vollstreckung schloss
die GmbH dann einen Untermietvertrag mit einer Aktiengesellschaft.
Daraufhin scheiterte die Vollstreckung, erst nach einiger Zeit konnte
der Titel erweitert werden und die Räumung erfolgen.

In dem Verhalten des Geschäftsführers, der hier im Übrigen die gleiche
natürlich Person wie der Aufsichtsrat der Aktiengesellschaft als
Untermieterin war, sah die Vermieterin einen erheblichen Verstoß. Sie
verlangt daher nicht nur von der GmbH als Mieterin die rückständigen
Mieten und den Ersatz des entstandenen Schaden, sondern auch von dem
Geschäftsführer persönlich.

Zu Recht, so das Oberlandesgericht. Denn der Abschluss des
Untermietvertrages stelle eine sittenwidrige Schadenszufügung zu
Lasten der Vermieterin dar. Bei Abschluss des Mietvertrages war das
Mietverhältnis bereits beendet, die Untervermietung war damit
rechtswidrig. Verwerflich war sie dadurch, dass bei Abschluss des
Untermietvertrages bereits die Räumung eingeleitet worden war. Das
Gericht war daher der Auffassung, dass der Geschäftsführer für dieses
Handeln auch persönlich zur Verantwortung zu ziehen sei und daher
musste er einen erheblichen Teil des geltend gemachten
Schadensersatzes zahlen. Maßgeblich war hier insbesondere, dass - so
die Richter - der Geschäftsführer bewusst gehandelt habe, um dem
Vermieter weiteren Schaden zuzufügen. In diesem Fall kam die Umgehung
der Räumung den Mieter also teuer zu stehen.

Informationen: www.mietrecht.net

 * 

Quelle:

Pressemitteilung MietR 11/19 vom 1. Oktober 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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Urheberbezeichnung "Arbeitsgemeinschaft Mietrecht und Immobilien des
Deutschen Anwaltvereins (DAV)" oder
"Mietrechtsanwälte des Deutschen Anwaltvereins (DAV)".

_____________________________________________________________________

Für Rückfragen steht Ihnen gerne zur Verfügung: Swen Walentowski,
Presse/Ratgeber/Service

Tel.: 030 726152-129, Fax: 030 726152-193

Mit freundlichen Grüßen

Swen Walentowski

stellv. Hauptgeschäftsführer

Presse Ratgeber / Service

____________________

Deutscher Anwaltverein

Rechtsanwalt Swen Walentowski

stellv. Hauptgeschäftsführer

Presse Ratgeber / Service

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel. +49 30 726152-129

walentowski@anwaltverein.de

Assistentin: Manja Jungnickel

Tel. +49 30 726152-139

Fax +49 30 726152-193

www.anwaltverein.de

facebook.com/deutscheranwaltverein

twitter.com/anwaltverein
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07045: Zuviel Gefahr bei wenig Lohn (SB)


Lew Polugajewsky war von der Richtigkeit und auch Rechtmäßigkeit der
in der Sizilianischen Verteidigung nach ihm benannten Variante so
überzeugt, daß er dafür über ein Jahrzehnt lang einen analytischen und
turniermäßigen Streit austrug. Am Ende starb er mit dem ruhigen
Gewissen, alles getan zu haben, was in seiner Macht und
Schöpfungskraft lag, um der Variante zu einem Bleiberecht in den
Turnierhallen der Welt zu verhelfen. Dennoch ist die Schar seiner
Anhängerschaft klein, denn die Handhabung dieses Spielsystems
erfordert ein exaktes, fast haarspalterisches Feingefühl positioneller
als auch taktischer Art. Im heutigen Rätsel der Sphinx strauchelte ein
Polugajewsky-Anhänger bereits nach 17 Zügen; und er ist damit kein
Einzelfall. Die wenigsten Großmeister wollen einsehen, eine Variante
zu spielen, um auf schmaler Gratwanderung mit zahlreichen tückischen
Gefahren am Schluß nur ein einigermaßen ausgeglichenes Spiel zu
bekommen. Also, Wanderer, wie setzte Weiß in vier Zügen Matt?






[image: SCHACH-SPHINX/07045: Zuviel Gefahr bei wenig Lohn (SB)]



Korzonlowski - Kat

Fernpartie 1990


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Mit 1.Dc2xc7! aktivierte Weiß seine Turmbatterie, gegen deren Einsatz
Schwarz auch mit 1...Se5xf3+ 2.g2xf3 Dd5-f7 3.Se4xg5+! h7xg6 4.Te2-e7
Ta8-c8 5.Dc7xb7 Tc8-c1 - 5...Tc8-b8 6.Te7xf7 Tb8xb7 7.Tf7xb7 Te8xe1
8.La1xg7 Lg6-d3 9.Lg7-c3+ - 6.Te7xf7 Te8xe1 7.Tf7xg7+ nichts
ausrichten konnte. Schwarz kapitulierte angesichts des Matts nach
7...Kh7-h6 8.Tg7-h7+ Lg6xh7 9.Db7-g7+ Kh6-h5 10.Dg7xh7#



Erstveröffentlichung am 11. September 2006

1. Oktober 2019
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PÄDAGOGIK





SCHULE/576: Weltlehrertag - Für eine gute Theorie-Praxis-Verschränkung während des Studiums (idw)


Pädagogische Hochschule Karlsruhe - 30.09.2019

Weltlehrertag: Für eine gute Theorie-Praxis-Verschränkung während des
Studiums



Anlässlich des Weltlehrertags am 5. Oktober machen Prof. Dr. Silke Traub
und Dr. Steffen Wagner auf die große Bedeutung der Praxisphasen während
des Lehramtsstudiums aufmerksam: "Eine gute Theorie-Praxis-Verschränkung
ist sehr wichtig für den Aufbau beruflicher Performance."

Vor 25 Jahren hat die UNESCO den 5. Oktober zum Welttag der Lehrerin und
des Lehrers ausgerufen, um auf die verantwortungsvolle Aufgabe von
Pädagoginnen und Pädagogen aufmerksam zu machen. "Unabdingbar für diesen
Beruf mit seiner besonderen Verantwortung ist neben einer fundierten
Hochschulausbildung eine umfassende praktische Bildung." Darauf machen
Prof. Dr. Silke Traub, Leiterin des Zentrums für Schulpraktische
Ausbildung der Pädagogischen Hochschule Karlsruhe, und ihr Stellvertreter
Dr. Steffen Wagner anlässlich des Weltlehrertages aufmerksam. "Eine gute
Theorie-Praxis-Verschränkung ist sehr wichtig für den Aufbau beruflicher
Performance", verweist Wagner auf die Praxisphasen, die angehende
Pädagoginnen und Pädagogen während ihres Lehramtsstudiums durchlaufen.

Studierende sammeln praktische Erfahrungen

Rund 300 Studierende der Pädagogischen Hochschule Karlsruhe hospitieren
derzeit im Rahmen des Orientierungs- und Einführungspraktikums an Grund-
und Sekundarschulen in der Region. Weit aufwändiger ist das ab dem vierten
Semester zu absolvierende Integrierte Semesterpraktikum (ISP), in dessen
Rahmen die Studierenden fast ein halbes Jahr praktische Erfahrungen an
einer Schule sammeln. Betreut werden sie dort von speziell qualifizierten
Lehrkräften, den Ausbildungsberatenden, sowie von Dozierenden der
Pädagogischen Hochschule Karlsruhe.

"Als ich das erste Mal selbstständig unterrichtet habe, schlug mir das
Herz bis zum Hals", erzählt Lehramtsstudent Chris Rentz. "Das ISP war eine
große Herausforderung, hat mich aber auch in meinem Wunsch bestärkt Lehrer
zu werden", so der angehende Grundschullehrer. Drei Tage pro Woche sind
die Studierenden während des ISP in den Schulalltag mit Unterricht,
Konferenzen, Besprechungen, Elterngesprächen oder Ausflügen eingebunden,
zwei Tage sind sie an der Hochschule. Insgesamt 130 Stunden umfasst die
Unterrichtszeit: 30 Stunden eigener Unterricht und 100 Stunden
Hospitation. Vorbereitet werden die Studierenden auf dieses Praktikum in
einer drei- bis vierwöchigen Blockphase durch die Ausbildungsberatenden
der jeweiligen ISP-Schulen.

Erste Stufe der beruflichen Sozialisation

"Die Studierenden lernen während des ISP die Organisationsstruktur der
Schulen kennen und beginnen berufsspezifisch zu denken und zu handeln",
unterstreicht Prof. Dr. Silke Traub. So gesehen sei das ISP auch "eine
erste Stufe der beruflichen Sozialisation". An der Pädagogischen
Hochschule Karlsruhe gibt es das Integrierte Semesterpraktikum seit 2014.
Verantwortlich für Organisation, Durchführung und Abwicklung der Praktika
in den Lehramtsstudiengängen an der Pädagogischen Hochschule Karlsruhe ist
das Team des Zentrums für Schulpraktische Ausbildung.


Über die Pädagogische Hochschule Karlsruhe

Als bildungswissenschaftliche Hochschule mit Promotions- und
Habilitationsrecht forscht und lehrt die Pädagogische Hochschule Karlsruhe
zu schulischen und außerschulischen Bildungsprozessen. Ihr
unverwechselbares Profil prägen der Fokus auf MINT, mehrsprachliche
Bildung und Heterogenität sowie eine aktive Lehr-Lern-Kultur. Das
Studienangebot umfasst Lehramtsstudiengänge für Grundschule und
Sekundarstufe I, Bachelor- und Masterstudiengänge für andere
Bildungsfelder sowie professionelle Weiterbildungsangebote. Rund 180 in
der Wissenschaft Tätige betreuen rund 3.600 Studierende.

Weitere Infos:

http://www.ph-karlsruhe.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution330

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Pädagogische Hochschule Karlsruhe, 30.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





TANZSPORT/541: Kassel - "BATTERY DANCE - Dancing to Connect" - Workshop vom 9. bis 13.10.2019


Stadt Kassel

BATTERY DANCE - Dancing to Connect



Die New Yorker Battery Dance Company gastiert in Kassel vom 9. bis 13.
Oktober täglich von 9 bis 14 Uhr mit ihrem Programm für Jugendliche
und junge Erwachsene im Alter von 14 bis 25 Jahren. Die
professionellen Tänzerinnen und Tänzer aus den USA entwickeln
gemeinsam mit den Jugendlichen in einem viertägigen Workshop
Choreographien zu einem bestimmten Thema, studieren diese ein und
führen sie anschließend öffentlich auf großer Bühne auf. Die Abteilung
Bildungsmanagement und Integration des Amts für Schule und Bildung der
Stadt Kassel bietet dieses Tanzprojekt erstmalig in Kassel an.

Die Company möchte junge Menschen, die erst seit wenigen Jahren oder
Monaten in Kassel wohnen, mit jungen Menschen, die hier schon länger
zu Hause und aufgewachsen sind, zusammenführen. Mit dem gemeinsamen
Tanzen soll zwischen ihnen eine Verbindung geschaffen werden. Dass
dies sehr gut funktionieren kann, hat das vom Bundesministerium für
Wirtschaft und Energie geförderte Projekt bereits mehrfach in
Brandenburg und Südhessen bewiesen - es wird als Best Practice
Beispiel der Initiative "Kultur öffnet Welten", dem bundesweit größten
Netzwerk für Diversität und Kulturelle Teilhabe, geführt.

Die Präsentation der Workshop-Ergebnisse findet statt am Sonntag, 13.
Oktober, um 17 Uhr und um 19 Uhr in der Halle 2 SOZO Visions in
Motion, Grüner Weg 15 bis 17, Kassel.

Interessierte sind herzlich dazu eingeladen. Anmeldungen für das
Programm sind noch möglich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 30. September 2019

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SPIELPLAN/886: Karlsruhe - Monatsübersicht für den Oktober 2019


_T_H_E_A_T_E_R__K_A_R_L_S_R_U_H_E_

Monatsübersicht für den Juni 2019



Mittwoch, 02. Oktober 2019

19:00 - ca. 20:00PLAN(ET) B

Klassenzimmerstück von Stefan Hornbach

anschließend Premierenfeier

PREMIERE

14,00 Euro / erm. 8,00 Euro

INSEL

AUSVERKAUFT

Möchten Sie sich auf die Warteliste setzen,

schreiben Sie Ihren Wunsch unter Angabe Ihres

Namens, Ihrer Telefonnummer und Ihrer

vollständigen Adresse bitte per E-MAIL

kartenservice@staatstheater.karlsruhe.de. Unser

Kartenservice wendet sich an Sie.

19:30 Einführung

20:00 - 22:00

VIEL LÄRM UM NICHTS

Komödie von William Shakespeare

32,00 - 10,50 Euro, Mi C38

KLEINES HAUS

20:00 - 21:30

HOW TO DATE A FEMINIST

Komödie von Samantha Ellis

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

STUDIO

Donnerstag, 03. Oktober 2019

19:00 - ca. 21:30

STRUWWELPETER - SHOCKHEADED PETER

Musical von den Tiger Lillies, Julian Crouch &

Phelim McDermott

43,00 - 11,50 Euro, Do A

GROSSES HAUS

19:00-ca. 21:30

PASSION - SEHNSUCHT DER FRAUEN

von Ingmar Bergman

VORAUFFÜHRUNG

28,00 - 10,50 Euro

KLEINES HAUS

Freitag, 04. Oktober 2019

18:00

DIGITAL FREISCHÜTZ

VR-Oper in vier Episoden à 15 Minuten

WIEDERAUFNAHME

Eintritt frei. Verbindliche Anmeldung an der

Kasse.

FOYER

18:30 DIGITAL FREISCHÜTZ

VR-Oper in vier Episoden à 15 Minuten

Eintritt frei. Verbindliche Anmeldung an der

Kasse.

FOYER

19:00

DIGITAL FREISCHÜTZ

VR-Oper in vier Episoden à 15 Minuten

Eintritt frei. Verbindliche Anmeldung an der

Kasse.

FOYER

19:30

DIGITAL FREISCHÜTZ

VR-Oper in vier Episoden à 15 Minuten

Eintritt frei. Verbindliche Anmeldung an der

Kasse.

FOYER

19:30 Einführung

20:00 - 22:45

DER FREISCHÜTZ

Romantische Oper von Carl Maria von Weber

anschließend Publikumsgespräch

WIEDERAUFNAHME

Tagesbesetzung

48,00 - 13,50 Euro, Fr C, 1 Pause

GROSSES HAUS

20:00 - ca. 21:30

LOVE IS A BATTLEFIELD

Songs & Stories mit Sven Daniel Bühler & Meik

van Severen

WIEDERAUFNAHME

18,00 Euro / erm. 9,00 Euro

STUDIO

20:00

DIGITAL FREISCHÜTZ

VR-Oper in vier Episoden à 15 Minuten

Eintritt frei. Verbindliche Anmeldung an der

Kasse.

FOYER

20:30

DIGITAL FREISCHÜTZ

VR-Oper in vier Episoden à 15 Minuten

Eintritt frei. Verbindliche Anmeldung an der

Kasse.

FOYER

Samstag, 05. Oktober 2019

19:00 Einführung

19:30 - ca. 22:00

PASSION - SEHNSUCHT DER FRAUEN

von Ingmar Bergman

anschließend Premierenfeier

PREMIERE

34,00 - 11,00 Euro, Schauspielpremieren-Abo

KLEINES HAUS

RESTKARTEN/STEHPLÄTZE

19:30 - 20:30

IN EWIGKEIT AMEISEN

Ein Live-Hörspiel von Wolfram Lotz

10,00 Euro / erm. 5,00 Euro

STUDIO

Sonntag, 06. Oktober 2019

11:00 - 12:30

FAUST (OPER)

Oper in fünf Akten von Charles Gounod

SONNTAG VOR DER PREMIERE

7,00 Euro

UNTERES FOYER

19:00 - 21:45

POETRY SLAM - DEAD AND ALIVE

Lebende Slam-Legenden treten gegen tote

Dichter*innen an

14,00 Euro / erm. 8,00 Euro, 1 Pause

GROSSES HAUS

19:00 - 20:45

MEIN JAHR OHNE UDO JÜRGENS

Ein musikalischer Abend

34,00 - 11,00 Euro, So A12

KLEINES HAUS

19:00 - 20:15

BESTÄTIGUNG von Chris Thorpe

anschließend Publikumsgespräch

WIEDERAUFNAHME

18,00 Euro / erm. 9,00 Euro

STUDIO

19:00 - 20:45

HEDWIG AND THE ANGRY INCH

Buch von John Cameron Mitchell | Musik und

Gesangstexte von Stephen Trask | Deutsch von

Rüdiger Bering und Wolfgang Böhmer

WIEDERAUFNAHME

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

INSEL

Dienstag, 08. Oktober 2019

10:30 Einführung

11:00 - 13:00

FAUST

Der Tragödie erster Teil von Johann Wolfgang

Goethe

ENTFÄLLT

32,00 - 10,50 Euro / 8,00 Euro für Schulen

KLEINES HAUS

19:30 Einführung

20:00 - 22:00 FAUST

Der Tragödie erster Teil von Johann Wolfgang

Goethe

WIEDERAUFNAHME

32,00 - 10,50 Euro, Di A21

KLEINES HAUS

Mittwoch, 09. Oktober 2019

11:00 - 12:15

FUCKFISCH von Juliette Favre

WIEDERAUFNAHME

14,00 Euro / erm. 8,00 Euro

INSEL

19:00 - ca. 21:00

CASINO GLOBAL

Ein interaktives Spielesetting zum weltweiten

Größenwahn

ÖFFENTLICHE PROBE

8,00 Euro / erm. 4,00 Euro

STUDIO

19:00 - 20:15

FUCKFISCH von Juliette Favre

14,00 Euro / erm. 8,00 Euro

INSEL

19:00 - ca. 20:15

FEIERABEND MIT ...

Mitglieder des STAATSBALLETTS im Gespräch

Heute mit: Sara Zinna & Pablo Octávio

MITTLERES FOYER

EINTRITT FREI

Donnerstag, 10. Oktober 2019

10:30 Einführung

11:00 - 12:45

DER GOLDNE TOPF

Nach dem Märchen von E. T. A. Hoffmann

WIEDERAUFNAHME

32,00 - 10,50 Euro / 8,00 Euro für Schulen

KLEINES HAUS

19:00 - ca. 21:00

CASINO GLOBAL

Ein interaktives Spielesetting zum weltweiten

Größenwahn

ÖFFENTLICHE PROBE

8,00 Euro / erm. 4,00 Euro

STUDIO

19:30 Einführung

20:00 - 21:45

DAS SCHLAUE FÜCHSLEIN

Oper von Leos Janácek

Tagesbesetzung

43,00 - 11,50 Euro, Do C, Schnupper-Abo Herbst

GROSSES HAUS

19:30 Einführung

20:00 - 21:45

IPHIGENIE

von Euripides & Johann Wolfgang Goethe

32,00 - 10,50 Euro, Do B45

KLEINES HAUS

Freitag, 11. Oktober 2019

09:00 - 10:00

DIE KONFERENZ DER TIERE von Erich Kästner

WIEDERAUFNAHME

14,00 Euro / erm. & für Schulen 8,00 Euro

INSEL

11:00 - 12:00

DIE KONFERENZ DER TIERE von Erich Kästner

14,00 Euro / erm. & für Schulen 8,00 Euro

INSEL

20:00 - 22:00

JAZZ NIGHT 27 - PRELUDES

22,00 Euro / erm. 11,00 Euro, DGB-Besucherring,

1 Pause

KLEINES HAUS

20:00 - 21:30

HOW TO DATE A FEMINIST

Komödie von Samantha Ellis

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

STUDIO

Samstag, 12. Oktober 2019

12:00 - ca. 13:30

THEATERFÜHRUNG

4,00 Euro / erm. 2,00 Euro

TREFFPUNKT KASSENHALLE

14:30 Einführung

15:00 - 19:00

HOFFMANNS ERZÄHLUNGEN

Fantastische Oper von Jacques Offenbach

Tagesbesetzung

48,00 - 13,50 Euro, Sa D, KTG-Sa, Sternfahrt,

2 Pausen

GROSSES HAUS

RESTKARTEN/STEHPLÄTZE

16:00 - 17:00

DIE KONFERENZ DER TIERE von Erich Kästner

14,00 Euro / erm. 8,00 Euro

INSEL

19:00 Einführung

19:30 - 21:30

VIEL LÄRM UM NICHTS

Komödie von William Shakespeare

34,00 - 11,00 Euro, Schauspiel 4 & 3

KLEINES HAUS

Sonntag, 13. Oktober 2019

11:00 - 13:00

1. KAMMERKONZERT

anschließend Brunch & Künstler*innentreff

28,00 - 10,50 Euro, Kammerkonzert-Abo, 1 Pause

KLEINES HAUS

15:00 - ca. 17:30

STRUWWELPETER - SHOCKHEADED PETER

Musical von den Tiger Lillies, Julian Crouch &

Phelim McDermott

43,00 - 11,50 Euro, So F, VB So

GROSSES HAUS

18:30 Einführung

19:00 - ca. 21:30

PASSION - SEHNSUCHT DER FRAUEN

von Ingmar Bergman

34,00 - 11,00 Euro, So A13

KLEINES HAUS

19:00 - ca. 21:00

CASINO GLOBAL

Ein interaktives Spielesetting zum weltweiten

Größenwahn

PREMIERE, anschließend Premierenfeier

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

STUDIO

RESTKARTEN/STEHPLÄTZE

Montag, 14. Oktober 2019

17:00 PRIDE PODIUM

Soft opening des 26. PRIDE PICTURES QUEER FILM

FESTIVALS KARLSRUHE

INSEL

EINTRITT FREI

Dienstag, 15. Oktober 2019

19:00 - 20:30

JUGEND OHNE GOTT

nach dem Roman von Ödön von Horváth

anschließend Publikumsgespräch

WIEDERAUFNAHME

14,00 Euro / erm. 8,00 Euro

INSEL

19:30 Einführung

20:00 - 21:30

DIE GLASMENAGERIE von Tennessee Williams

WIEDERAUFNAHME

32,00 - 10,50 Euro, Di A22

KLEINES HAUS

Mittwoch, 16. Oktober 2019

11:00 - 12:30

JUGEND OHNE GOTT

nach dem Roman von Ödön von Horváth

anschließend Publikumsgespräch

14,00 Euro / erm. 8,00 Euro

INSEL

18:00 - 21:00

FORTBILDUNG FÜR LEHRER*INNEN - THEATER UND

FREMDSPRACHE IM UNTERRICHT

Anmeldung & Infos

theaterpaedagogik@staatstheater.karlsruhe.de

INSEL

19:30 Einführung

20:00 - 21:45

DER GOLDNE TOPF

Nach dem Märchen von E. T. A. Hoffmann

32,00 - 10,50 Euro, Mi B34

KLEINES HAUS

Donnerstag, 17. Oktober 2019

10:30 Einführung

11:00 - 12:45

DER GOLDNE TOPF

Nach dem Märchen von E. T. A. Hoffmann

32,00 - 10,50 Euro / 8,00 Euro für Schulen

KLEINES HAUS

19:30 Einführung

20:00 - 22:00

VIEL LÄRM UM NICHTS

Komödie von William Shakespeare

32,00 - 10,50 Euro, Do B46

KLEINES HAUS

20:00 - 22:45

SZENEN EINER EHE

nach dem Film von Ingmar Bergman

24,00 Euro / erm. 12,00 Euro, 1 Pause

STUDIO

AUSVERKAUFT

Möchten Sie sich auf die Warteliste setzen,

schreiben Sie Ihren Wunsch unter Angabe Ihres

Namens, Ihrer Telefonnummer und Ihrer

vollständigen Adresse bitte per E-MAIL

kartenservice@staatstheater.karlsruhe.de. Unser

Kartenservice wendet sich an Sie.

Freitag, 18. Oktober 2019

11:00 - 12:00

1. KINDERKAMMERKONZERT - WIR SIND NACHHER

WIEDER DA, WIR MÜSSEN KURZ NACH AFRIKA

Musikalisches Abenteuer nach einer Geschichte

von Oliver Scherz

26,50 - 10,50 Euro / 8,00 Euro für Schulen

KLEINES HAUS

11:00 - ca. 12:00

MONGOS von Sergej Gößner

anschließend Publikumsgespräch

WIEDERAUFNAHME

14,00 Euro / erm. 8,00 Euro

INSEL

19:00 - ca. 20:00

MONGOS von Sergej Gößner

anschließend Publikumsgespräch

14,00 Euro / erm. 8,00 Euro

INSEL

19:30 Einführung

20:00 - 21:45

IPHIGENIE

von Euripides & Johann Wolfgang Goethe

34,00 - 11,00 Euro, Fr B54

KLEINES HAUS

Samstag, 19. Oktober 2019

18:30 Einführung

19:00 - ca. 21:45

FAUST (OPER)

Oper in fünf Akten von Charles Gounod

anschließend Premierenfeier

A-PREMIERE

Tagesbesetzung

65,00 - 17,50 Euro, Premieren-Abo

GROSSES HAUS

18:30 Einführung

19:00 - 20:30

UNANTASTBAR? von Suse Wächter

WIEDERAUFNAHME

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

STUDIO

19:30 - 21:15

MEIN JAHR OHNE UDO JÜRGENS

Ein musikalischer Abend

34,00 - 11,00 Euro, Schauspiel-Abo

KLEINES HAUS

RESTKARTEN/STEHPLÄTZE

Sonntag, 20. Oktober 2019

11:00 - 12:30

BALLETT: SEID UMSCHLUNGEN

Das neue STAATSBALLETT stellt sich vor

SONNTAG VOR DER PREMIERE

10,00 Euro

KLEINES HAUS

16:00 - ca. 17:15

DIE ÜBERRASCHEND SELTSAMEN ABENTEUER DES

ROBINSON CRUSOE

von Sergej Gößner

14,00 Euro / erm. 8,00 Euro

INSEL

19:00 - 21:00

1. LIEDERABEND - 200 JAHRE CLARA SCHUMANN

Ein szenischer Liederabend mit Luise von

Garnier, Renatus Meszar & Merlin Wagner

28,00 - 10,50 Euro, Liederabend-Abo, 1 Pause

KLEINES HAUS

19:00 - 20:45

WILLKOMMEN / Komödie von Lutz Hübner und Sarah

Nemitz

WIEDERAUFNAHME

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

STUDIO

Dienstag, 22. Oktober 2019

11:00 - ca. 12:15

DIE ÜBERRASCHEND SELTSAMEN ABENTEUER DES

ROBINSON CRUSOE

von Sergej Gößner

14,00 Euro / erm. 8,00 Euro

INSEL

19:30 Einführung

20:00 - 21:45

DER GOLDNE TOPF

Nach dem Märchen von E. T. A. Hoffmann

32,00 - 10,50 Euro, Di A23

KLEINES HAUS

20:00 - ca. 22:00

CASINO GLOBAL

Ein interaktives Spielesetting zum weltweiten

Größenwahn

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

STUDIO

Mittwoch, 23. Oktober 2019

10:30 Einführung

11:00 - 12:45

DER GOLDNE TOPF

Nach dem Märchen von E. T. A. Hoffmann

32,00 - 10,50 Euro / 8,00 Euro für Schulen

KLEINES HAUS

11:00 - ca. 12:15

DIE ÜBERRASCHEND SELTSAMEN ABENTEUER DES

ROBINSON CRUSOE von Sergej Gößner

14,00 Euro / erm. 8,00 Euro

INSEL

19:30 Einführung

20:00 - 21:45

IPHIGENIE

von Euripides & Johann Wolfgang Goethe

32,00 - 10,50 Euro, Mi A33, VB Schauspiel Di

KLEINES HAUS

20:00 - ca. 22:00 CASINO GLOBAL

Ein interaktives Spielesetting zum weltweiten

Größenwahn

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

STUDIO

Donnerstag, 24. Oktober 2019

19:30 Einführung

20:00 - 21:15

EUROPA FLIEHT NACH EUROPA

ein dramatisches gedicht in mehreren tableaus

von Miroslava Svolikova

WIEDERAUFNAHME

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

STUDIO

Freitag, 25. Oktober 2019

11:00 - 11:45

FLIEGEN LERNEN

Theater für die Allerkleinsten von Stefanie

Heiner

WIEDERAUFNAHME

9,00 Euro / erm. 5,00 Euro

INSEL

19:30 Einführung

20:00 - 21:45

DAS SCHLAUE FÜCHSLEIN Oper von Leos Janácek

Tagesbesetzung

48,00 - 13,50 Euro, Fr C, Volksbühne Fr

GROSSES HAUS

RESTKARTEN/STEHPLÄTZE

Samstag, 26. Oktober 2019

16:00 - 16:45

FLIEGEN LERNEN

Theater für die Allerkleinsten von Stefanie

Heiner

9,00 Euro / erm. 5,00 Euro

INSEL

19:00 Einführung

19:30 - 22:15

DER FREISCHÜTZ

Romantische Oper von Carl Maria von Weber

anschließend Publikumsgespräch

48,00 - 13,50 Euro, Sa Mu, KTG-Fr, 1 Pause

GROSSES HAUS

Sonntag, 27. Oktober 2019

10:15 Einführung

11:00 - ca. 13:00

2. SINFONIEKONZERT

Werke von Beethoven, Schönberg & Berg

48,00 - 13,50 Euro, Konzert-Abo So, 1 Pause

GROSSES HAUS

14:30 Einführung

15:00 - ca. 17:30

PASSION - SEHNSUCHT DER FRAUEN

von Ingmar Bergman

34,00 - 11,00 Euro, So F14

KLEINES HAUS

19:00 - ca. 21:30

STRUWWELPETER - SHOCKHEADED PETER

Musical von den Tiger Lillies, Julian Crouch &

Phelim McDermott

43,00 - 11,50 Euro, So A

GROSSES HAUS

Montag, 28. Oktober 2019

19:15 Einführung

20:00 - ca. 22:00

2. SINFONIEKONZERT

Werke von Beethoven, Schönberg & Berg

48,00 - 13,50 Euro, Konzert-Abo Mo,

DGB-Besucherring, 1 Pause

GROSSES HAUS

Dienstag, 29. Oktober 2019

19:00 - ca. 21:30

1. SONDERKONZERT

Werke von Beethoven, Schönberg & Berg

Mit Moderation & Künstler*innentreff

48,00 - 13,50 Euro, Sonderkonzert-Abo, KTG

Konzert, Volksbühne Konzert

GROSSES HAUS

19:00 -20:30

HOW TO DATE A FEMINIST

Komödie von Samantha Ellis

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

STUDIO

19:00 - 20:30

JUGEND OHNE GOTT

nach dem Roman von Ödön von Horváth

anschließend Publikumsgespräch

NUR NOCH WENIGE MALE

14,00 Euro / erm. 8,00 Euro

INSEL

Mittwoch, 30. Oktober 2019

16:00

NINA UND PAUL

Klassenzimmerstück von Thilo Reffert

14,00 Euro / erm. 8,00 Euro

INSEL

19:30 Einführung

20:00 - 21:45

IPHIGENIE

von Euripides & Johann Wolfgang Goethe

32,00 - 10,50 Euro, Mi A32

KLEINES HAUS

19:30 Einführung

20:00 - 21:30

UNANTASTBAR? von Suse Wächter

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

STUDIO

Donnerstag, 31. Oktober 2019

19:00 - 20:45

HEDWIG AND THE ANGRY INCH

Buch von John Cameron Mitchell | Musik und

Gesangstexte von Stephen Trask | Deutsch von

Rüdiger Bering und Wolfgang Böhmer

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

INSEL

19:30 Einführung

20:00 - 22:00

VIEL LÄRM UM NICHTS

Komödie von William Shakespeare

32,00 - 10,50 Euro, Do B44

KLEINES HAUS

 * 

Quelle:

Badisches Staatstheater Karlsruhe

Hermann-Levi-Platz 1, 76137 Karlsruhe

T.: 0721/933 333, Fax: 0721/3557 346

E-Mail: kartenservice@staatstheater.karlsruhe.de

Internet: http://www.staatstheater.karlsruhe.de
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SPIELPLAN/885: Lübeck - Monatsübersicht für den Oktober 2019


_T_H_E_A_T_E_R__L_Ü_B_E_C_K_

Monatsübersicht für den Juni 2019



01. Oktober 2019 - Dienstag 

18.30 Uhr | Großes Haus | Eintritt frei |

Kostprobe Christophe Colomb

Oper von Darius Milhaud (1892-1974)

Libretto von Paul Claudel (1868-1955)

(Uraufführung 1930)

Lübecker Erstaufführung

Musiktheater

20.00 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf

Spielclub

Das Camp von Andreas Galk

Spielclub 1: Eine Produktion mit Jugendlichen

Für Jugendliche ab 15 Jahren

Schauspiel

02. Oktober 2019 - Mittwoch 

20.00 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf

Spielclub

Das Camp von Andreas Galk

Spielclub 1: Eine Produktion mit Jugendlichen

Für Jugendliche ab 15 Jahren

Schauspiel

20.00 Uhr | Musik- und Kongresshalle,

Konzertsaal | freier Verkauf | Karten sind

erhältlich bei tips& und an allen bekannten

Vorverkaufsstellen.

Extrakonzert

Festkonzert »25 Jahre MUK«

MUK und Lübeck - seit 25 Jahren vereint

Konzert

04. Oktober 2019 - Freitag 

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf |

Theatertag (11,- Euro) |

Wiederaufnahme

Patti Smith: Wahrheit ist in allen Dingen

Ein Liederabend über Patti Smith

von Pit Holzwarth

Uraufführung

Schauspiel

05. Oktober 2019 - Samstag 

19.30 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf

María de Buenos Aires

Tango-Operita von Astor Piazzolla (1921-1992)

Libretto von Horacio Ferrer (1933-2014)

(Uraufführung 1968)

Lübecker Erstaufführung

Musiktheater

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf

Drei Schwestern

von Anton Tschechow

Deutsch von Elina Finkel

Schauspiel

20.00 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf |

Eintritt 10,- Euro (erm. 7,- Euro) |

Sonderveranstaltung Actor's Studio

Die Lieder des jungen Werther

Goethes Briefroman mit Musik von Johann David

Talinski und Thomas Leboeg

06. Oktober 2019 - Sonntag 

18.00 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf

La Sylphide

Ballett von August Bournonville (1805-1879)

Musik von Herman Lövenskiold (1815-1870)

Eine Kooperation des Theater Lübeck mit dem

Ballett Kiel

(Uraufführung 1836)

Lübecker Erstaufführung

Musiktheater

18.30 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf

Istanbul

Ein Sezen Aksu-Liederabend von Selen Kara,

Torsten Kindermann und Akin E. Sipal

Schauspiel

08. Oktober 2019 - Dienstag 

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf |

Gastspiel Premiere

Niederdeutsche Bühne Lübeck

Wi sünd wedder wer - vun Petticoat un

Weertschopswunner

Eine niederdeutsche Musikrevue der 1950er Jahre

von Philip Lüsebrink

Niederdeutsch von Rolf Renken

Gastspiel

20.00 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf |

Sonderveranstaltung

Zu Gast im Studio

Mit Prof. Dr. Cornelius Borck, Leiter des

Lübecker Instituts für Medizingeschichte und

Wissenschaftsforschung, und Regisseurin Lily

Sykes (Tschechows »Drei Schwestern«)

10. Oktober 2019 - Donnerstag 

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf

Niederdeutsche Bühne Lübeck

Wi sünd wedder wer - vun Petticoat un

Weertschopswunner

Eine niederdeutsche Musikrevue der 1950er Jahre

von Philip Lüsebrink

Niederdeutsch von Rolf Renken

Gastspiel

20.00 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf |

Wiederaufnahme Ranzlichter 2

Ein Abend über noch halbvollere Gläser

von Knut Winkmann

Musiktheater

11. Oktober 2019 - Freitag 

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf |

Eintritt 14,- Euro (erm. 9,- Euro) |

Sonderveranstaltung

Deniz Yücel liest aus seinem neu erschienen

Buch »Agentterrorist«

Eine Geschichte über Freiheit und Freundschaft,

Demokratie und Nichtsodemokratie

Gastspiel

12. Oktober 2019 - Samstag 

19.30 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf |

Premiere Christophe Colomb

Oper von Darius Milhaud (1892-1974)

Libretto von Paul Claudel (1868-1955)

(Uraufführung 1930)

Lübecker Erstaufführung

Musiktheater

Achtung, der Termin »Leonard Cohen · I'm a

hotel - songs of love and hate« wurde auf den

24. Oktober 2019 verschoben!

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf |

Wiederaufnahme

Leonard Cohen I'm a hotel - songs of love and

hate von Pit Holzwarth

Uraufführung

Schauspiel

20.00 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf |

Wiederaufnahme

Quartett von Heiner Müller

Schauspiel

13. Oktober 2019 - Sonntag 

15.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf

Niederdeutsche Bühne Lübeck

Wi sünd wedder wer - vun Petticoat un

Weertschopswunner

Eine niederdeutsche Musikrevue der 1950er Jahre

von Philip Lüsebrink

Niederdeutsch von Rolf Renken

Gastspiel

18.00 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf

Die Räuber von Friedrich Schiller

Schauspiel

18.30 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf

Tonio Kröger

Schauspiel

14. Oktober 2019 - Montag 

17.00 Uhr | Treffpunkt: Buddenbrookhaus |

freier Verkauf | (Karten im Buddenbrookhaus) |

Sonderveranstaltung

Stadtspaziergang auf den Spuren Tonio Krögers

15. Oktober 2019 - Dienstag 

19.30 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf |

Eintritt 28,50 / 23,50 / 17,50 / 13,50 Euro

(erm. 20,50 / 16,50 / 12,50 / 9,50 Euro) |

Gastspiel

Gayle Tufts »American Woman«

Der Solo-Abend mit Lesung, Comedy und Musik

Gastspiel

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf

Niederdeutsche Bühne Lübeck

Wi sünd wedder wer - vun Petticoat un

Weertschopswunner

Eine niederdeutsche Musikrevue der 1950er Jahre

von Philip Lüsebrink

Niederdeutsch von Rolf Renken

Gastspiel

16. Oktober 2019 - Mittwoch 

19.30 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf |

Eintritt 17,- Euro (erm. 12,- Euro, Schüler und

Studierende) |

Best of Poetry Slam

Die Allstar Poetry Slam Gala Show

Terminverschiebung vom 26/09/19

20.30 Uhr | Kommunales Kino »KOKI« | freier

Verkauf | Karten nur über das KOKI, Eintritt 6,-

Euro (erm. 4,50 Euro) | Sonderveranstaltung

Film & Theater

Eine Kooperation zwischen dem Theater Lübeck

und dem Kommunalen Kino »KOKI«

Film: »Tonio Kröger« (Einführung zum Film

durch Britta Dittmann, Buddenbrookhaus. Im

Anschluss wird zu einem Film- und

Theatergespräch eingeladen.)

17. Oktober 2019 - Donnerstag 

19.30 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf

La Traviata Oper von Giuseppe Verdi (1813-1901)

Libretto von Francesco Maria Piave (1810-1876)

(Uraufführung 1853)

Musiktheater

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf

Istanbul

Ein Sezen Aksu-Liederabend von Selen Kara,

Torsten Kindermann und Akin E. Sipal

Schauspiel

18. Oktober 2019 - Freitag 

19.30 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf

Christophe Colomb

Oper von Darius Milhaud (1892-1974)

Libretto von Paul Claudel (1868-1955)

(Uraufführung 1930)

Lübecker Erstaufführung

Musiktheater

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf

Drei Schwestern von Anton Tschechow

Deutsch von Elina Finkel

Schauspiel

19. Oktober 2019 - Samstag 

19.30 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf

La Sylphide

Ballett von August Bournonville (1805-1879)

Musik von Herman Lövenskiold (1815-1870)

Eine Kooperation des Theater Lübeck mit dem

Ballett Kiel

(Uraufführung 1836)

Lübecker Erstaufführung

Service für Theaterfahrten und Gruppenbesuche,

Theaterfahrt am Samstag

Musiktheater

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf |

Theatertag (11,- Euro) |

Wiederaufnahme

Leonard Cohen I'm a hotel - songs of love and

hate von Pit Holzwarth

Uraufführung

Schauspiel

20. Oktober 2019 - Sonntag 

11.00 Uhr | Musik- und Kongresshalle,

Konzertsaal | freier Verkauf

2. Sinfoniekonzert

Werke von Mahler und Schostakowitsch

Einführung eine Stunde vor Konzertbeginn

Konzert

18.00 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf

Die Räuber von Friedrich Schiller

Schauspiel

18.30 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf

Game of Crowns 1

Intrige - Macht - Könige

von und nach William Shakespeare

Uraufführung

Schauspiel

18.30 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf |

Premiere

Spielclub Fifty Shades of Porn

Spielclub 2: Eine Stückentwicklung mit jungen

Erwachsenen

Für Jugendliche ab 16 Jahren

Schauspiel

21. Oktober 2019 - Montag 

19.30 Uhr | Musik- und Kongresshalle,

Konzertsaal | freier Verkauf

2. Sinfoniekonzert

Werke von Mahler und Schostakowitsch

Einführung eine Stunde vor Konzertbeginn

Konzert

20.00 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf

Spielclub Fifty Shades of Porn

Spielclub 2: Eine Stückentwicklung mit jungen

Erwachsenen

Für Jugendliche ab 16 Jahren

Schauspiel

24. Oktober 2019 - Donnerstag 

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf

Leonard Cohen I'm a hotel - songs of love and

hate von Pit Holzwarth

Uraufführung

Schauspiel

25. Oktober 2019 - Freitag 

19.30 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf |

Wiederaufnahme Don Giovanni

Oper von Wolfgang Amadeus Mozart (1756-1791)

Libretto von Lorenzo Da Ponte (1749-1838)

(Uraufführung 1787)

Musiktheater

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf

Istanbul

Ein Sezen Aksu-Liederabend von Selen Kara,

Torsten Kindermann und Akin E. Sipal

Schauspiel

20.00 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf |

Wiederaufnahme Szenen einer Ehe

nach dem Film von Ingmar Bergman

Deutsch von Renate Bleibtreu

Schauspiel

26. Oktober 2019 - Samstag 

19.30 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf

La Traviata

Oper von Giuseppe Verdi (1813-1901)

Libretto von Francesco Maria Piave (1810-1876)

(Uraufführung 1853)

Musiktheater

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf

Patti Smith: Wahrheit ist in allen Dingen

Ein Liederabend über Patti Smith

von Pit Holzwarth

Uraufführung

Schauspiel

20.00 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf |

Eintritt 10,- Euro (erm. 7,- Euro) |

Sonderveranstaltung

Actor's Studio

Die Lieder des jungen Werther

Goethes Briefroman mit Musik von Johann David

Talinski und Thomas Leboeg

27. Oktober 2019 - Sonntag 

16.00 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf

María de Buenos Aires

Tango-Operita von Astor Piazzolla (1921-1992)

Libretto von Horacio Ferrer (1933-2014)

(Uraufführung 1968)

Lübecker Erstaufführung

Musiktheater

16.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf

Game of Crowns 1

Intrige - Macht - Könige

von und nach William Shakespeare

Uraufführung

Schauspiel

28. Oktober 2019 - Montag 

19.30 Uhr | Stadtbibliothek Lübeck,

Scharbausaal | freier Verkauf

2. Kammerkonzert

Werke von Haydn, Schumann und Beethoven

Konzert

29. Oktober 2019 - Dienstag 

18.30 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf |

Eintritt frei |

Kostprobe Engel in Amerika von Tony Kushner

Deutsch von Frank Heibert

Schauspiel

30. Oktober 2019 - Mittwoch 

19.30 Uhr | Theater-Restaurant Dülfer | freier

Verkauf |

Wiederaufnahme Liebe geht durch den Magen

Ein Abend mit Musik aus Oper, Operette, Film

und Chanson von Imke Looft und Effi Méndez

Musiktheater

20.00 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf

Quartett von Heiner Müller

Schauspiel

31. Oktober 2019 - Donnerstag 

18.30 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf

Tonio Kröger

Schauspiel

19.30 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf

Die Räuber von Friedrich Schiller

Schauspiel

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf

Game of Crowns 1

Intrige - Macht - Könige

von und nach William Shakespeare

Uraufführung

Einführung um 19.30 Uhr im Mittelrangfoyer

Schauspiel

 * 

Quelle:

Theater Lübeck gGmbH

Beckergrube 16

D-23552 Lübeck

Telefon: 0451/7 08 80

Telefax: 0451/70 88-222

E-Mail: www.theaterluebeck.de
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TANZ - PERFORMANCE/238: Essen - Premiere von Boris Charmatz' "infini" zum Spielzeitauftakt, 11./12.10.2019


PACT Zollverein - Pressemitteilung vom 30. September 2019

Eröffnung der Tanzsaison bei PACT - Deutsche Erstaufführung von
Boris Charmatz' "infini"

Freitag, 11.10. & Samstag, 12.10. | 20 Uhr

Deutschlandpremiere / Koproduktion

Boris Charmatz / Terrain

Dauer: ca. 1 Stunde

VVK 17 € / erm. 11 €; AK 20 € / erm. 14 €

(inkl. VRR-Ticket)



Boris Charmatz gehört zu den international prägenden Stimmen des
zeitgenössischen Tanzes - zuletzt war er im Rahmen der Tanzplattform
in Deutschland 2018 mit "10000 Gesten" zu Gast. Nun kehrt der
international arbeitende Choreograph zu PACT zurück und zeigt seine
jüngste Kreation "infini" (11. & 12.10.) als deutsche Erstaufführung.

In gewisser Weise lässt sich seine neue Arbeit als Fortschreibung
seiner mit "10000 Gesten" begonnen Auseinandersetzung lesen. Diese
folgte klar einem numerischen Prinzip: ohne jede Wiederholung sollten
in einem Bühnenwerk 10000 verschiedene Gesten und Bewegungsformen
zusammengebracht werden. Mit "infini" widmet sich Charmatz nun dem
Unfertigen wie dem Unendlichen als einen Kontrapunkt zu den
numerischen Einordnungen, die unseren Alltag ebenso bestimmen wie die
tänzerische Praxis: »Seit Jahrhunderten zählen Tänzer bis 4, 6 oder 8
und beginnen dann von vorne(...). Aber was würde passieren, wenn sie
bis zur Unendlichkeit zählen würden? Was würde geschehen, wenn sie,
statt ein Ziel, ein Ende, ein Maß oder einen zyklischen Rhythmus zu
erreichen, auf dieselbe Weise zählen würden wie man es beim
Einschlafen oder Sterben tut, wie man auf die Sterne schaut, die
längst erloschen sind?« (Boris Charmatz)

Als Teil eines fünfkopfigen Ensembles steht Charmatz für "infini"
erneut selbst auf der Bühne. »Mit der Präzision eines Goldschmiedes«
(Numéro) lässt Charmatz numerische Litaneien ineinander fließen und
richtet den Blick auf die schier omnipräsente Bedeutung von Zahlen:
statistische Daten und Jahreszahlen folgen aufeinander - ein
Geburtstag, ein Todestag, das Jahr einer Entdeckung. Zählungen und das
Prinzip der Endlichkeit sind im Alltag allgegenwärtig, das Unendliche
hingegen markiert das Ende der rationalen Messbarkeit und
Vorstellungskraft. Charmatz findet seine Referenzen in Literatur und
Kunst - so etwa den Zahlengedichten von Kurt Schwitters, den
ikonischen "Date Paintings" von On Kawara oder den Konzeptarbeiten von
Roman Opałka. Gleichzeitig verweist er auf die nicht
rationalisierbare Erfahrung der Unendlichkeit im Alltäglichen - im
tiefen Schlaf, der innigen Liebesbeziehung oder im Blick in die
Endlosigkeit des Himmels. »Unendlich virtuos« resümierte das
französische Magazin Numéro.

"infini" wird an zwei Abenden bei PACT gezeigt. Vor der Vorstellung am
11.10. wird um 19.30 Uhr eine Einführung angeboten. An die zweite
Vorstellung am 12.10. schließt sich ein Künstlergespräch mit Boris
Charmatz an.

Für Studierende wird am Vormittag des 12.10. außerdem ein
PACTPaket-Workshop mit dem ehemaligen Forsythe-Tänzer Fabrice Mazliah
angeboten, der als Tänzer an "infini" mitwirkt. Nähere Informationen
sowie Anmeldung unter: www.pact-zollverein.de

FR 11.10. 19.30 Uhr Einführung

SA 12.10. 12 - 14 Uhr PACTPaket für Studierende mit Fabrice
Mazliah

SA 12.10. Künstlergespräch mit Boris Charmatz im Anschluss an die
Vorstellung

Tickets

Online:

www.pact-zollverein.de

tickets@theater-essen.de

Ticket-Hotline:

+49 (0) 201.81 222 00

An allen VVK-Stellen der Theater und Philharmonie Essen.

Choreographisches Zentrum NRW GmbH wird gefördert vom Ministerium für
Kultur und Wissenschaft des Landes NRW und der Stadt Essen.
Tanzlandschaft Ruhr ist ein Projekt der Kultur Ruhr GmbH und wird
gefördert vom Ministerium für Kultur und Wissenschaft des Landes NRW.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30. September 2019

PACT Zollverein

Choreographisches Zentrum NRW GmbH

Bullmannaue 20a, 45327 Essen

Telefon: +49 (0)201.289 47 00, Fax +49 (0)201.289 47 01

E-Mail: info@pact-zollverein.de

Internet: www.pact-zollverein.de

www.tanzplattform2018.de
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VÖGEL/1136: Weißstorch im Aufwind (NABU TH)


NABU Landesverband Thüringen - 26. September 2019

Weißstorch im Aufwind 

NABU Thüringen stellt Weißstorchenbilanz für 2019 vor



Jena - Der NABU Thüringen kann für das Jahr 2019 erneut eine positive
Storchenbilanz ziehen. "In der zurückliegenden Brutsaison gab es so
viele besetzte Storchennester wie schon seit über 100 Jahren nicht
mehr", freut sich Klaus Schmidt, der Storchenexperte beim NABU
Thüringen.




[image: Weißstorch im Flug - Foto: © K. Schmidt]

Foto: © K. Schmidt



Der Experte erzählt: "Als ich vor über einem halben Jahrhundert mit
dem Registrieren der Störche in Thüringen angefangen habe, war es
nicht schwierig einen Überblick über die Storchensituation zu
erhalten. Mit 5 besetzten Nestern war die Anzahl 1958 überschaubar.
Viele Jungstörche verunglückten damals an Mittelspannungsleitungen.
Das Aussterben von Adebar schien nah. Allerdings setzte nach langer
Stagnation sehr zögerlich eine Zunahme an besetzten Nestern ein. Ab
2010 stieg dann ihre Zahl kontinuierlich an."

Dieses Jahr war es wieder ein gutes für den Weißstorch. Das Rekordjahr
von 2018, mit 62 gemeldeten Nestern und 138 ausgeflogenen
Jungstörchen, konnte sogar übertroffen werden. "In der Brutsaison 2019
waren im Freistaat 72 Storchennester bewohnt und 142 Junge wurden
flügge. Zusätzlich haben weitere Paare Nistversuche unternommen - dann
aber nicht gebrütet. In der Regel handelt es sich dabei um noch nicht
geschlechtsreife Jungstörche. Diese werden es im nächsten Jahr
bestimmt erneut versuchen", berichtet Klaus Schmidt.

Der NABU-Storchenexperte schätzt die Nachwuchsrate für 2019 trotz der
überwiegend langanhaltenden Trockenheit und der hohen Temperaturwerte
als zufriedenstellend ein. Die Rate liegt mit einem Durchschnittswert
von fast 2 Jungen pro Brutpaar geringfügig unter dem langjährigen
Mittelwert. "Gerade in der Aufzuchtperiode war es oft sehr schwierig,
genügend Nahrung für die Storchenkinder zu finden. So waren die
Altstörche zunehmend gezwungen, das angestammte Revier zu verlassen
und auf weit entfernten Flächen nach Nahrung zu suchen. Normalerweise
sammeln die Brutstörche das Futter für ihren Nachwuchs im Umkreis von
maximal 4 Kilometer um den Horst. 2019 wurden Störche aber oft auch an
günstigen Nahrungsflächen beobachtet, die bis zu 12 km vom Brutort
entfernt liegen. Diese Beobachtungen und die genaue Erfassung der
Geschehnisse an allen Horsten kann nur dank der Zuarbeit von
ehrenamtlichen Storchenhorstbetreuern und Storchenfreunden erfolgen."

Thüringen hat auch zwei Storchendörfer, denn Orte mit fünf oder mehr
besetzten Storchennestern gelten in Deutschland als "Storchendorf". In
diesem Jahr traf dies für zwei Orte in der Werraaue zu, für Breitungen
mit 5 und Berka mit 6 Brutpaaren. Die meisten Brutorte kamen in den
Landkreisen Wartburgkreis (27), Schmalkalden-Meiningen(10), Gotha (8),
Kyffhäuserkreis (6) und Sömmerda (6). "Anwohner freuen sich auch
immer, wenn sich an neuen Standorten Störche niederlassen und sich ein
Brutnest aufbauen. Neuansiedlung konnten wir in Wernshausen, Leimbach,
Barchfeld, Oberellen, Berka, Herda, Mühlberg, Schwabhausen und
Thiemendorf verzeichnen. Auffallend war, dass etliche Neuansiedlungen
auch ohne menschliche Unterstützung erfolgten. Es wurden aber
natürlich auch Nisthilfen angenommen, viele davon vom NABU errichtet",
so Klaus Schmidt. Damit sich Weißstörche in einer Region niederlassen
sind in jedem Fall nahrungsreiche Wiesen und Äcker wichtig, damit über
Monate genügend Futter für die Aufzucht der Nestlinge zur Verfügung
steht.

Hintergrund

Für den Fortbestand einer Population spielen die Anzahl der erbrüteten
Jungvögel sowie ihre Überlebensrate während der Nestlingszeit und nach
dem Ausfliegen eine große Rolle. Dabei kann der Bruterfolg von Jahr zu
Jahr deutlich schwanken oder auch naturräumlich sehr unterschiedlich
ausfallen. Ganz entscheidend sind dabei die Witterung zur
Nestlingszeit sowie die erreichbare tierische Nahrungsmenge in den
Wiesen, Weiden und Feuchtgebieten. Ackerflächen spielen heute leider
eine untergeordnete Rolle, da großflächige Raps-, Mais- und
Getreidefelder im Sommerhalbjahr kaum für die Nahrungssuche geeignet
sind. Ein Schwerpunkt des Weißstorchschutzes ist deshalb der Erhalt
und die ökologische Aufwertung des Grünlandes. Der Naturschutzbund
NABU und mehrere Storchenfreunde haben in den letzten Jahren durch die
Neuschaffung von zahlreichen Nisthilfen die Ansiedlung der Adebare
gefördert.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 26.09.2019

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland e.V.

NABU Thüringen

Leutra 15, 07751 Jena

E-Mail: LGS@NABU-Thueringen.de

Internet: www.NABU-Thueringen.de
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AKTION/688: "Aufstand gegen das Aussterben" - Blockaden in Berlin ab 7. Oktober (Extinction Rebellion Deutschland)


Extinction Rebellion Deutschland - Berlin 01.10.2019

Extinction Rebellion Deutschland wird Berliner Straßen und Plätze
mehrere Tage blockieren



Ab Montag, den 7. Oktober werden mehrere tausend Menschen beim
friedlichen "Aufstand gegen das Aussterben" zentrale Straßen und
Plätze in Berlin blockieren, um Druck auf die Bundesregierung
auszuüben. "Das Klimapaket ist ein Schlag in das Gesicht von 1,4
Millionen Demonstrant*innen, die sich eine sichere und gerechte
Klimapolitik wünschen. Da Petitionen und Demonstrationen nichts
nützen, müssen wir jetzt den Alltag der Hauptstadt stören, bis die
Politik uns zuhört. Wir kommen, um zu bleiben", sagt Carola Rackete
von Extinction Rebellion.

Extinction Rebellion fordert:

1. Sagt die Wahrheit

Die Regierung muss die existenzielle Bedrohung der ökologischen Krise
offenlegen und den Klimanotstand ausrufen. Alle politischen
Entscheidungen, die der Bewältigung der Klimakrise entgegenstehen,
werden revidiert. Die Regierung, die Medien und alle anderen
gesellschaftlichen Institutionen müssen kommunizieren, wie dringend
notwendig ein Umsteuern ist und was jede*r Einzelne, jede Gemeinde und
jedes Unternehmen dazu beitragen kann.

2. Handelt Jetzt

Die Regierung muss jetzt handeln, um die vom Menschen verursachten
Treibhausgas-Emissionen bis 2025 auf Netto-Null zu senken. Das
Artensterben muss gestoppt werden und der ökologische Raubbau mit
allen Mitteln eingedämmt und - wenn möglich - wieder rückgängig
gemacht werden. Zentrales Ziel der Gesellschaft ist in Zukunft, das
Klima und die Ökosysteme der Erde so zu stabilisieren, dass sie allen
Menschen und allen Arten ein sicheres Zuhause bietet.

3. Politik neu leben

Die Regierung muss eine Bürger*innenversammlung für die notwendigen
Maßnahmen gegen die ökologische Katastrophe und für Klimagerechtigkeit
einberufen. Darin beraten und entscheiden zufällig ausgewählte
Bürger*innen darüber, wie die oben genannten Ziele erreicht werden
können. Sie werden dabei von Expert*innen unterstützt. Durch die
zufällige Auswahl der Bürger*innen werden alle gesellschaftlichen
Gruppen eingebunden. Die Bedürfnisse der Menschen, die von der
ökologischen Krise am stärksten betroffenen sind, haben Priorität und
die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte ist einzuhalten. Die
Regierung verpflichtet sich, die Beschlüsse der
Bürger*innenversammlung umzusetzen.

Überblick

• Die Aktionen finden im Rahmen der weltweiten Rebellionswelle
von Extinction Rebellion statt, bei der Zehntausende Menschen in mehr
als 60 Großstädten Aktionen des zivilen Ungehorsams durchführen -
darunter London, Paris, Wien, Madrid, Amsterdam, Prag, Los Angeles,
Santiago, Washington DC, New York, Montreal, Buenos Aires, Kapstadt,
Neu-Delhi, Mumbai und Sydney.

• In Berlin werden Tausende Mitglieder aus den über 100 deutschen
Ortsgruppen sowie aus Skandinavien und Polen an Aktionen des zivilen
Ungehorsams teilnehmen. Hunderte sind bereit, sich dafür festnehmen zu
lassen.

• Extinction Rebellion fordert alle Bürger*innen auf, sich der
Rebellion anzuschließen

Geplante Aktionen

Sagt die Wahrheit - Am kommenden Montag wird die Arche "Rebella" in
Berlin anlegen. Sie hat eine Mitteilung dabei und ist bereit, jedes
Lebewesen an Deck willkommen zu heißen.

Ihre Botschaft ist unmissverständlich: Sagt die Wahrheit! Denn wenn
wir das beherzigen, muss kein Wunder geschehen, damit wir gerettet
werden. Wir können noch selbst das Ruder in Richtung Klimaschutz
herumreißen, wenn wir nur auf die Wissenschaft hören, die uns schon
seit Jahrzehnten versucht, den richtigen Kurs zu zeigen. Zurzeit
fahren wir noch blind in die Katastrophe. Komm an Bord und setze
gemeinsam mit Extinction Rebellion die Segel in Richtung
Klimagerechtigkeit für eine lebenswerte Zukunft für alle nachfolgenden
Generationen. 

https://www.facebook.com/2278826269029334/posts/2501786473399978/

Handelt Jetzt - Auf dem Potsdamer Platz, ebenfalls am 7. Oktober, wird
Extinction Rebellion bei einer Kundgebung und künstlerischen Aktionen
die zweite Forderung: "Jetzt handeln" erlebbar machen. "Eine autofreie
Stadt ist nicht nur emissionsfrei, sondern lebenswert - wenn die Autos
wegbleiben, können wir die graue und kommerzialisierte Betonwelt den
Menschen zurückgeben und sie in einen spielerischen, offenen Raum mit
Platz für Musik, Performances und Workshops verwandeln. Wir laden alle
Berliner*innen ein, diese Welt von morgen schon heute zu leben", sagt
Annemarie Botzki aus Berlin.

SAGT DIE WAHRHEIT im zweiten Akt - Die Zeit läuft ab... Unter diesem
Motto wird am 09. Oktober eine weitere Blockade auf der
Marschall-Brücke in Berlin eröffnet. In einem bunten Festival des
kreativen Widerstandes wird Extinction Rebellion auf die Ergebnisse
des letzten Weltklimarat-Berichts aufmerksam machen: Inseln
verschwinden, küstennahe Städte versinken, die Korallenriffe sind zu
über 90 % verloren und Hitzewellen werden die Ozeane immer öfter
heimsuchen. Die Welt droht in Salz, Wasser und Plastikmüll zu
versinken. "Sagt die Wahrheit und zieht endlich die nötigen Schlüsse,
die wissenschaftlichen Ergebnisse sind eindeutig. Die Katastrophe ist
da, wir steuern auf 3 bis 4°C Erderwärmung zu. Wenn das so weitergeht,
dann werden wir bald einmal gewesen sein", sagt Tino Pfaff aus Weimar.

 https://www.facebook.com/events/405210660182721/

Weitere Aktionen werden stattfinden durch
- Animal Rebellion (http://www.animalrebellion.org/)
- XR Youth (https://www.xryouth.org/)
(https://www.facebook.com/events/2378166345838471/)
- Red Rebel Brigade
- Standing With the Earth - Meditieren für das Überleben
(https://www.facebook.com/events/2352316758324951/)
- und viele weitere Künstler*innen und Kollektive

https://www.gofundme.com/f/da3zj-extinction-rebellion

https://extinctionrebellion.de/berlinblockieren/broadcasts/

Facebook: @ExtinctionRebellionDeutschland 

Twitter: ExtinctionR_DE

Website: www.extinctionrebellion.de

Facebook: @ExtinctionRebellionDeutschland

Hashtags
 #ExtinctionRebellion #BerlinBlockieren #AufstandoderAussterben

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 01.10.2019

Extinction Rebellion Deutschland

Presseteam

extinctionrebellion.de
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FORSCHUNG/1545: SMARTilience - Smarte und klimaresiliente Städte (idw)


Fraunhofer-Institut für Arbeitswirtschaft und Organisation IAO -
26.09.2019

»SMARTilience«: Smarte und klimaresiliente Städte

Entwicklung
eines integrierten Steuerungsmodells für die klimaresiliente
Stadtentwicklung



Wie bleiben Städte und Kommunen trotz des Klimawandels auch in Zukunft
lebenswert? Wie können sich Städte schon heute für
Extremwetterereignisse wie Starkregen oder Hitzewellen wappnen? Um
Städte und kommunale Verwaltungen bei ihren Klimaanpassungen zu
unterstützen, entwickelt das IAT der Universität Stuttgart im Rahmen
des vom Bund geförderten Projekts »SMARTilience« gemeinsam mit
Städten, Unternehmen und einer Partneruniversität eine »Urban
Governance Toolbox«.

Während das Thema Klimaschutz mittlerweile zwar bei vielen deutschen
Städten und Gemeinden weit oben auf der kommunalpolitischen Agenda
steht, werden die konkreten Anpassungsmaßnahmen an den Klimawandel
hingegen weit weniger prominent diskutiert. Dabei ist sich die
Wissenschaft einig, dass zahlreiche negative Auswirkungen des
Klimawandels auf lokaler Ebene mittel- bis langfristig nicht zu
verhindern sein werden. Um den klimatischen Herausforderungen von
morgen zu begegnen, benötigen die Kommunen bereits heute geeignete
Werkzeuge, um komplexe Stadtentwicklungsvorhaben zielgerichtet steuern
zu können. Deshalb entwickelt das Institut für Arbeitswissenschaft und
Technologiemanagement IAT der Universität Stuttgart, das eng mit dem
Fraunhofer-Institut für Arbeitswirtschaft und Organisation IAO
kooperiert, gemeinsam mit weiteren Partnern im Rahmen des Projekts
»SMARTilience« eine Toolbox mit innovativen Lösungen. Zu den
Projektpartnern gehören die Städte Halle und Mannheim sowie die Drees
& Sommer Advanced Building Technology GmbH, Malik Management GmbH und
die HafenCity Universität. Das vom Bundesministerium für Bildung und
Forschung (BMBF) geförderte Projekt soll bis Januar 2022 abgeschlossen
sein und Städte beim vorausschauenden und effizienten Klimahandeln
unterstützen.

Wie können Klimafolgenanpassung in den Städten integriert werden?

»Städten und Kommunen fehlt es an adäquaten Ansätzen, um das Thema
Klimaresilienz strategisch zu adressieren, zu steuern und in konkrete
Maßnahmenpläne zu integrieren«, so Dr. Natalie Pfau-Weller, die am IAT
zum Thema »Urban Governance« forscht. Ziel des Projekts »SMARTilience«
ist es, ein kommunales und integriertes Steuerungsmodell mit
sämtlichen Prozessschritten der Planung, Umsetzung und Bewertung für
kommunale Entscheidungs- und Handlungstragende zu entwerfen. Das
Steuerungsmodell verbindet dabei innovative Formate für ein
integriertes kommunales Management mit konkreten Handlungsfeldern
einer klimaresilienten Stadt, wie beispielsweise datenbasierte
Planungsverfahren, Bürgerbeteiligungsformate, Investition in
Ökosystemdienstleistungen oder vernetzte Technologien. In den beiden
deutschen Großstädten Halle und Mannheim, die als Reallabors
fungieren, kann das Projektteam die entwickelten Ansätze direkt in die
praktische Anwendung überführen. Das IAT der Universität Stuttgart ist
neben der Projektleitung auch für die Entwicklung der »Urban
Governance Toolbox« mit der HafenCity Universität sowie für den Peer-
Learning-Prozess und die Verbreitung der Ergebnisse zuständig. Als
»Peer-Learning« wird der Prozess bezeichnet, wenn Gleichgesinnte
voneinander lernen.

Im Juni 2019 erarbeiteten über 40 Expertinnen und Experten aus
Wissenschaft, Verwaltung und Wirtschaft mithilfe einer
Syntegrationsmethode des Beratungsunternehmens Malik integrierte
Handlungsempfehlungen für alle politischen und gesellschaftlichen
Ebenen aus zwölf zentralen Themenfeldern. Parallel erfasste das
Projektteam die aktuellen Wissensstände der Städte zu
Steuerungspraktiken sowie zu Planungs- und Bewertungsinstrumenten im
Bereich Klimaschutz und Klimaanpassung. Diese Informationen wurden
anschließend über eine OpenAccess-Plattform öffentlich zugänglich
gemacht. Darauf basierend wird nun im nächsten Schritt das integrierte
Steuerungsmodell gemeinsam mit den Projektpartnern sowie externen
Expertinnen und Experten konzipiert und ab Januar 2020 in den
Reallabors Halle und Mannheim unter Berücksichtigung der spezifischen
Bedarfe geodatengestützt angewandt. Die Ergebnisse aus den
Praxiserfahrungen geben dem Projektteam weitere relevante
Anhaltspunkte, um das Steuerungsmodell zum Prototypen
weiterzuentwickeln.

Auch Regierung und Wirtschaft sind in der Verantwortung

Mit den Resultaten will das Projektteam von »SMARTilience« zunächst zu
einer systemischen energie- und rohstoffeffizienten, klimaangepassten
und sozial nachhaltigen Entwicklung von Kommunen in Deutschland
beitragen. Auf langfristige Sicht sollen jedoch auch politische
Handlungsempfehlungen für Bund, Länder und EU erarbeitet werden,
welche darauf abzielen, das Thema kommunale Klimaresilienz in
bestehende regulatorische Rahmen zu integrieren. Auch die Finanzierung
spielt dabei eine entscheidende Rolle. »Städte und Kommunen können
diese Maßnahmen nicht aus eigener Kraft finanzieren. Deshalb sollen
neue Finanzierungsmodelle identifiziert werden, die auch die
Privatwirtschaft mit einbeziehen«, erklärt Rebecca Nell vom IAT. »Nur
wenn Regierung, Wirtschaft und Kommunen gemeinsam an einem Strang
ziehen, können wir uns nachhaltig und effizient auf die extremen
Klimabedingungen der Zukunft vorbereiten. Mit dem Projekt haben wir
einen ersten und absolut notwendigen Schritt in die richtige Richtung
gemacht.«



Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.iao.fraunhofer.de/lang-de/presse-und-medien/aktuelles/2195-smartilience-smarte-und-klimaresiliente-staedte.html

https://www.morgenstadt.de/de/projekte/smart_city/smartilience.html#tabpanel-1234395278

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news724294

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution300

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Institut für Arbeitswirtschaft und Organisation IAO - 26.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INITIATIVE/553: UN-Dekade zeichnet Emschergenossenschaft aus (UN-Dekade Biologische Vielfalt)


UN-Dekade Biologische Vielfalt - 30. September 2019

UN-Dekade zeichnet Kooperation "Gemeinsam für das Neue Emschertal"
aus

Seit 2006 setzt sich die Emschergenossenschaft in insgesamt 40
Stadtvierteln dafür ein, die Lebensqualität und die ökologische
Situation entlang der Emscher und ihrer Nebenläufe zu verbessern. Von
den Maßnahmen profitiert nicht nur die Natur. Es entstehen auch Orte
für Naturerfahrungen und nachbarschaftliche Begegnungen.



Dortmund, 30. September 2019 - Die Kooperation "Gemeinsam für das Neue
Emschertal" erhält heute in Dortmund den Titel "Ausgezeichnetes
Projekt der UN-Dekade Biologische Vielfalt". Damit würdigt die
UN-Dekade das beispielhafte Engagement der Initiative beim Umbau der
Emscherregion. Vor allem der partizipative Ansatz, die durch den
Gewässerumbau entstandenen Lebensräume gemeinsam mit der Bevölkerung
zu gestalten und zu nutzen, wird von der Jury hervorgehoben: Mit ihren
vielfältigen Maßnahmen fördere die Initiative nicht nur die
biologischen Vielfalt, sondern auch das soziale Miteinander in der
Region.

Neben der Verbesserung der ökologischen Situation und der Steigerung
der Lebensqualität in den Stadtvierteln an der Emscher zählt die
Bildungsarbeit zu den Schwerpunkten des Projekts "Gemeinsam für das
Neue Emschertal". Zielgruppe sind vor allem Kinder und Jugendliche. Zu
den Beispielen für die zahlreichen Bildungsmaßnahmen gehören die so
genannten "Blauen Klassenzimmer". Sie wurden u.a. in Gladbeck,
Duisburg, Dortmund und Recklinghausen errichtet. Die kleinen
Amphitheater am Ufer der Emscher dienen als außerschulische Lernorte
in der Natur. Spezielles Unterrichtsmaterial unterstützt Lehrer und
Schüler, den Lebensraum Wasser und seine Bedeutung für Natur und
Mensch zu entdecken. Auch der Wassererlebnispfad am renaturierten
Hahnenbach wurde von der Initiative geschaffen. An anderer Stelle
entstanden gemeinsam mit Bürgerinnen und Bürgern Blühwiesen und
Bienenweiden.

Der Emscher-Umbau ist ein national und international stark beachtetes
Vorzeigeprojekt. Es demonstriert, welch positiven Effekte die
ökologische Umgestaltung eines Gewässers im urbanen Raum für die Natur
und die Lebensqualität der Menschen einer ganzen Region haben kann.

Über die UN-Dekade Biologische Vielfalt 

Mit der UN-Dekade Biologische Vielfalt 2011-2020 ruft die
Staatengemeinschaft die Weltöffentlichkeit auf, sich stärker für die
biologische Vielfalt einzusetzen. Sie will die Bedeutung der
Biodiversität für unser Leben und Wirtschaften bewusster machen und
persönliches Handeln zum Schutz und Erhalt der Vielfalt der Arten,
Lebensräume und Gene anstoßen. Hintergrund ist ein kontinuierlicher
Rückgang an Biodiversität in fast allen Ländern der Erde.

In Deutschland werden im Rahmen der UN-Dekade Projekte und Beiträge
ausgezeichnet, die sich in besonderer Weise für die Erhaltung,
nachhaltige Nutzung und Vermittlung der biologischen Vielfalt
einsetzen. Zusätzlich zum regulären Wettbewerb zeichnet die UN-Dekade
seit 2017 im Rahmen des Sonderwettbewerbs "Soziale Natur - Natur für
alle" auch vorbildliche Projekte aus, die das soziale Miteinander
fördern und gleichzeitig einen Beitrag zum Erhalt der biologischen
Vielfalt leisten.

Bewerben können sich Einzelpersonen oder -initiativen, institutionelle
Projektträger wie Verbände, Stiftungen und Unternehmen sowie
staatliche und nicht-staatliche Organisationen. Die Bewerbung erfolgt
über die Webseite der UN-Dekade. Über die Auszeichnung entscheidet
eine Fachjury.

Projektträger

Emschergenossenschaft Essen

Projektbüro

Kronprinzenstr. 24

45128 Essen




Weitere Informationen



Projektvorstellung auf der UN-Dekade-Webseite: 

https://www.undekade-biologischevielfalt.de/index.php?id=49&tx_lnv_pi1%5Bwettbewerb%5D=2806&tx_lnv_pi1%5Baction%5D=show&tx_lnv_pi1%5Bcontroller%5D=Wettbewerb&no_cache=1

Webseite Projekts: https://www.eglv.de/emscher/#m-anchor-03

 * 

Quelle:

Presseinformation, 30.09.2019

UN-Dekade Biologische Vielfalt

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

E-Mail: presse(at)undekade-biologischevielfalt.de

Internet: www.undekade-biologischevielfalt.de
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VERBRAUCHER/114: Studie - Erhalt von biologischer Vielfalt erfordert Konsumwende (BfN)


Bundesamt für Naturschutz (BfN):

Gemeinsame Pressemitteilung mit dem Institut für ökologische
Wirtschaftsforschung (IÖW) - 30. September 2019

Studie: Erhalt von biologischer Vielfalt erfordert Konsumwende

Importe von Rohstoffen und Konsumgütern nach Deutschland bedrohen
Natur weltweit



Bonn/Berlin, 30. September 2019: Deutschland importiert jährlich über
200 Millionen Tonnen Rohstoffe und Produkte direkt von außerhalb der
Europäischen Union. Deren Anbau, Abbau und Herstellung haben
schwerwiegende Auswirkungen auf die Natur in den Erzeugerländern.
Dabei handelt es sich häufig um Länder des Globalen Südens. Neue
Untersuchungen des Bundesamts für Naturschutz (BfN) kommen zu dem
Schluss, dass ein wirksamer Schutz von biologischer Vielfalt und
Ökosystemleistungen weltweit nur gelingt, wenn sich der Konsum im
Globalen Norden umfassend verändert. Die Studie "Sustainable
Consumption for Biodiversity and Ecosystem Services" wurde heute auf
einer Konferenz im Bundesumweltministerium in Berlin vorgestellt.
Internationale und deutsche Naturschutzexpertinnen und -experten
diskutieren dabei, wie ein nachhaltiger Konsum zum Schutz der
biologischen Vielfalt beitragen kann.

Der Konsum in Deutschland ist insbesondere mit den Importen von Soja,
Palmöl, Baumwolle und Steinkohle sowie Eisen-, Kupfer- und
Aluminiumerzen wesentlicher Mitverursacher des Raubbaus an der Natur
anderer Länder. Als weiteres Produkt mit gravierenden Nebenwirkungen
steht der heutige Lithiumabbau. Der Anbau von Soja für
Tierfuttermittel zur Deckung des deutschen Fleischkonsums erfolgt in
Monokulturen auf riesigen Flächen, hauptsächlich in den USA und in
Brasilien. Die Auswirkungen auf die biologische Vielfalt in den
Anbauregionen sind gravierend und die lokale Bevölkerung leidet unter
dem Verlust wichtiger ökologischer Leistungen und den gesundheitlichen
Folgen des hohen Einsatzes von Pestiziden.

Die Analysen des Berliner Instituts für ökologische
Wirtschaftsforschung (IÖW) im Auftrag des Bundesamtes für Naturschutz
zeichnet für die drei Importgüter Lithium, Soja und Baumwolle nach,
wie durch ihren An- bzw. Abbau Lebensräume verlorengehen: So werden
Regenwälder für neue landwirtschaftliche Flächen abgeholzt, riesige
Monokulturen geschaffen, chemische Düngemittel und Pestizide kommen
übermäßig zum Einsatz und offene Wasserflächen gehen verloren.

Die Ergebnisse der Studie machen deutlich, dass sich das
Konsumverhalten der Menschen im Globalen Norden ändern muss. "Mit
unseren Importen nutzen wir in Europa zwei bis dreimal so viel
produktives Land wie uns innerhalb unserer Grenzen zur Verfügung
steht.

Dieser Teil unseres ökologischen Fußabdrucks wird bisher viel zu wenig
beachtet", sagt BfN-Präsidentin Prof. Dr. Beate Jessel. "Um die Natur
weltweit wirksam zu schützen, müssen wir wesentliche Konsumtrends
umdrehen. Dazu zählen etwa: weniger Fleischverzehr, Slow statt Fast
Fashion, weniger motorisierter Individualverkehr." Als
Politikmaßnahmen empfehlen die Expertinnen und Experten des IÖW etwa,
öffentlichen und nichtmotorisierten Verkehr in Städten zu fördern, den
Fleischkonsum mit steuerlichen und regulatorischen Maßnahmen zu
reduzieren sowie Kampagnen für die Etablierung einer "Slow
Fashion"-Kultur durchzuführen. Verbraucherinnen und Verbraucher
müssten stärker über die Auswirkungen ihres Konsumverhaltens auf die
Natur informiert und die Forschung nach alternativen, umweltschonenden
Rohstoffen verstärkt werden.



Die Studie "Sustainable Consumption for Biodiversity and Ecosystem
Services - The cases of cotton, soy and lithium" steht auf der
BfN-Website zum Download bereit: 

https://www.bfn.de/fileadmin/BfN/internationalernaturschutz/Dokumente/Sustainable_Consumption_Biodiversity_bf.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 30.09.2019

Bundesamt für Naturschutz (BfN)

Konstantinstr. 110, 53179 Bonn

Tel.: 0228/8491-0, Fax: 0228/8491-9999

E-Mail: info@bfn.de

Internet: www.bfn.de
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FORSCHUNG/589: Forschen gegen Mikroplastik - neues Verfahren für naturbasierte Mikropartikel in Kosmetik (idw)


Technische Universität Bergakademie Freiberg - 25.09.2019

Forschen gegen Mikroplastik: 

TU Freiberg entwickelt neues Verfahren für naturbasierte Mikropartikel
in Kosmetik



Vor allem im Meer verbreitet sich Mikroplastik immer mehr. Welche
Auswirkungen das auf Lebewesen und den Menschen haben kann, ist noch
nicht langfristig erforscht. Die Professur Strömungsmechanik und
Strömungsmaschinen der Technischen Universität Bergakademie Freiberg
will in den kommenden Jahren gemeinsam mit Wissenschaftlern der
Johannes-Gutenberg-Universität Mainz und der TU München sowie drei
Industriepartnern ein innovatives Verfahren zur Herstellung neuer
biobasierter und bioabbaubarer Mikropartikel entwickeln.

Die umweltfreundlichen Mikropartikel sollen umweltschädliches
Mikroplastik in Shampoos und anderen Kosmetika ersetzen. Im Projekt
"Bioshampoo" wird die vollständige Prozesskette von der Konzeption des
Verfahrens, der Partikelentwicklung, der Integration in ein Endprodukt
(Shampoo) und der abschließenden Untersuchung der Bioabbaubarkeit nach
Einleitung in den Wasserkreislauf untersucht.

Als "Mikroplastik" werden Plastikpartikel mit einer Größe von wenigen
Nanometern bis hin zu einigen Millimetern bezeichnet. Erdölbasiertes
Mikroplastik ist aktuell noch in vielen Kosmetikprodukten enthalten.
In Kläranlagen können diese Kleinstpartikel nur schwer abgebaut oder
abgefiltert werden.

Beim geplanten Verdüsungsverfahren wird das aus Naturstoffen gewonnene
Ausgangsmaterial zunächst aufgeschmolzen und die Schmelze anschließend
über ein eingeleitetes Gas mit hoher Geschwindigkeit durch eine Düse
gedrückt. Die Schmelze zerfällt dabei in einzelne Tröpfchen, aus denen
sich nach der Erstarrung überwiegend sphärische Teilchen bilden. Diese
sollen in der Kosmetik die gleiche Funktion wie Mikroplastik
übernehmen, allerdings erwarten die beteiligten Wissenschaftler, dass
die naturbasierten Mikropartikel viel einfacher und schneller aus dem
Abwasser entfernt werden können.

Das Projekt wird im Rahmen des Zentralen Innovationsprogramms
Mittelstand (ZIM) mit einer Gesamtsumme von zirka 1,1 Millionen Euro
gefördert. In der Projektbeantragung und -durchführung wurden und
werden die Wissenschaftler außerdem durch die innoscripta GmbH München
unterstützt.

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news724178

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution141

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Bergakademie Freiberg - 25.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/791: Neue Erkenntnisse zu langfristigen Folgen des Klimawandels (idw)


HafenCity Universität Hamburg - 30.09.2019

Langfristige Folgen des Klimawandels: Vergleich von Satellitendaten
und Klimamodellen liefert neue Erkenntnisse



Laura Jensen, Wissenschaftliche Mitarbeiterin im Fachgebiet Geodäsie
und Ausgleichungsrechnung der HafenCity Universität Hamburg (HCU), hat
als eine der ersten die Daten der Satellitenmission GRACE mit Daten
von gekoppelten Klimamodellen verglichen, um langfristige
Wasservorkommnisse auf der Erdoberfläche besser einordnen zu können.
Ergebnisse solcher Klimamodelle werden beispielsweise für den
Internationalen Klimabericht (IPCC Report) verwendet. Die Studie kann
dazu beitragen die Modelle und somit auch die Genauigkeit der
Klimaberichte zu verbessern.

Seit 2003 beobachtet die Satellitenmission GRACE (Gravity Recovery and
Climate Experiment) die globalen Veränderungen der Wasserspeicherung
im Boden. In diesem kurzen Zeitraum können neben langfristiger
klimabedingter Feuchte oder Trockenheit auch andere kurzzeitige
Phänomene für ein Defizit oder Übermaß an Wasser in einem Gebiet
sorgen. Laura Jensen, Wissenschaftliche Mitarbeiterin im Fachgebiet
Geodäsie und Ausgleichungsrechnung der HafenCity Universität Hamburg
(HCU), hat als eine der ersten die Daten der Satellitenmission GRACE
mit Daten von gekoppelten Klimamodellen verglichen, um langfristige
Wasservorkommnisse auf der Erdoberfläche besser einordnen zu können.
Ergebnisse solcher Klimamodelle werden beispielsweise für den
Internationalen Klimabericht (IPCC Report) verwendet. Die Studie kann
dazu beitragen die Modelle und somit auch die Genauigkeit der
Klimaberichte zu verbessern.

Für ein erfolgreiches Wasser-Management ist es wichtig, Gebiete auf
der Erde zu identifizieren, die über Jahrzehnte bis hin zu
Jahrhunderten durch Klimaeinflüsse von zunehmender Trockenheit oder
feuchten Bodenbedingungen betroffen sein werden. "Die Zukunfts-Projektionen 
von Klimamodellen sind nur dann nützlich, wenn sie auch
verlässlich sind. Deshalb ist der Vergleich von Modell-Ergebnissen mit
Beobachtungen in der Klimaforschung von großer Bedeutung", so Laura
Jensen.

Mit GRACE-Beobachtungen allein sei es nicht möglich, kurzzeitigen
Effekte von langfristigen Trends zu trennen. Zudem könne mit heutigen
Beobachtungen natürlich keine Aussage über die zukünftige Entwicklung
gemacht werden. Hierzu sei man auf sogenannte Klimamodelle angewiesen,
die mittels physikalischer Gleichungen das Erdsystem modellieren.
Unter der Annahme bestimmter Start- und Randbedingungen liefern sie
Projektionen, wie sich das Klima in Zukunft entwickeln könnte. Beim
Vergleich der Klimamodelle mit den Daten der Satellitenmission hat
Jensen so genannte "Hotspot"-Gebiete identifiziert, in denen es laut
beider Quellen langfristige Wasserspeicheränderungen gebe. Einer
dieser Hotspots ist der Mittelmeerraum: Der Studie zufolge ist eine
zunehmende Trockenheit speziell im südöstlichen Spanien,
Südfrankreich, Norditalien und der Türkei wahrscheinlich. Weitere
Hotspots wurden im Südwesten der USA und Mexiko sowie in Zentralasien
identifiziert. Die Ergebnisse der Studie zeigen aber auch die
Notwendigkeit für längere Beobachtungszeitreihen, da der Einfluss von
kurzzeitigen Veränderungen, die nicht notwendigerweise klimabedingt
sind, derzeit noch sehr groß ist.

Laura Jensen ist seit Mai 2017 Wissenschaftliche Mitarbeiterin an der
HCU bei Prof. Dr.-Ing. Annette Eicker. Ihr Promotionsthema lautet
"Nutzung von Satellitendaten zur Evaluation von Klimamodellen". Zuvor
war sie unter anderem Wissenschaftliche Mitarbeiterin am 
Alfred-Wegener-Institut (Helmholtz-Zentrum für Polar und Meeresforschung in
Bremerhaven (AWI)) im Arbeitsgebiet "Meeresbodenvermessung". Die
Studie wurde in Kooperation mit Projektpartnern der HCU Hamburg, dem
GeoForschungsZentrum in Potsdam, dem Max-Planck-Institut für
Meteorologie in Hamburg und der ETH Zürich durchgeführt und ist vor
kurzem im "Journal of Geophysical Research" erschienen:

https://agupubs.onlinelibrary.wiley.com/doi/full/10.1029/2018JD029989

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.hcu-hamburg.de/presse/news/news/#415

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news724411

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1031

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

HafenCity Universität Hamburg - 30.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SCHUTZGEBIET/879: 30 Jahre Grünes Band - Verbindende Landschaften, lebendige Geschichte (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 28. September 2019

30 Jahre Grünes Band: Verbindende Landschaften und lebendige
Geschichte

- BUND fordert für Grünes Band Status als Nationales Naturmonument und
UNESCO-Welterbe

- 4,36 Millionen Euro Förderung für Stärkung des einzigartigen
nationalen Biotopverbundes

- Südkorea informiert sich über den Umgang mit einstiger
innerdeutscher Grenze



Berlin/Lenzen. Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND)
fordert 30 Jahre nach der Öffnung des Eisernen Vorhangs die ehemalige
innerdeutsche Grenze, das Grüne Band Deutschland, komplett als
Nationales Naturmonument unter Schutz zu stellen sowie seine
Ausweisung als UNESCO-Welterbe voranzutreiben.




[image: Übersichtskarte Grünes Band Deutschland - Grafikquelle: © BUND]

Grafikquelle: © BUND



Anlass sind die 12. Naturschutztage des BUND heute und morgen auf Burg
Lenzen an der Elbe, die sich dem Thema 30 Jahre Grünes Band widmen:
Nationale und internationale Gäste, etwa aus Südkorea, diskutieren
über Grenzen, Naturschutz und Erinnerungskultur. Mit dem neuen, im
Bundesprogramm Biologische Vielfalt geförderten, sechsjährigen Projekt
"Quervernetzung Grünes Band" wird der BUND zudem ab Oktober ökologisch
wertvolle Gebiete beidseits des Grünen Bandes mit der knapp 1.400
Kilometer langen Lebenslinie vernetzen.




[image: Luftbild - Grünes bewaldetes 'Band', umgeben von Wiesen und Feldern - Foto: © Klaus Leidorf]

Grünes Band Thüringen/Hessen bei Andenhausen-Theobaldshof

Foto: © Klaus Leidorf



"Das Grüne Band ist weltweit einmalig, als Biotopverbund und als
Landschaft der Erinnerung", sagt BUND-Vorsitzender Hubert Weiger, der
das Grüne Band zusammen mit Kai Frobel, BUND-Artenschutzreferent,
initiiert hat. "Es bietet tausenden Tier- und Pflanzenarten einen
wichtigen Lebensraum und lässt uns mit seinen historischen Relikten
die Unmenschlichkeit von unüberwindbaren Grenzen spüren." Ein
kompletter Schutz des Grünen Bandes als Nationales Naturmonument (NNM)
sei daher unabdingbar. "Wir begegnen so dem massiven Artensterben
ebenso wie dem Vergessen oder Verklären von innerdeutscher Teilung und
Grenze."




[image: Wachturm, im Vordergrund Wiese mit blühendem Gras - Foto: © Dieter Damschen]

Ehemalige Grenzbefestigung - Grünes Band Sachsen-Anhalt, Hoyersburg bis Jahrsau

Foto: © Dieter Damschen



Thüringen hat bereits vor knapp einem Jahr seinen Anteil am Grünen
Band als NNM ausgewiesen. Nun müssten auch die anderen Bundesländer an
der ehemaligen innerdeutschen Grenze rasch folgen, fordert Weiger.
Sachsen-Anhalt sei hier bereits auf einem guten Weg. "Das Nationale
Naturmonument ist die geeignete Schutzkategorie, denn sie bewahrt
sowohl herausragende Landschaften als auch kulturhistorisch bedeutsame
Gebiete." Aber auch aus europäischer Perspektive stiftet das Grüne
Band Verbindung in einem wieder stärker auseinanderdriftenden Europa:
"Es ist von zentraler Bedeutung, dass das Grüne Band Europa entlang
des ehemaligen Eisernen Vorhangs vom Eismeer bis zum Schwarzen Meer
als einzigartige Erinnerungslandschaft der jüngeren europäischen
Zeitgeschichte erhalten und entwickelt wird", so Weiger. Mit der
Ausweisung als UNESCO-Welterbe in den Kategorien Natur und Kultur
könne dies gelingen. "Deutschland muss sich während seiner
EU-Ratspräsidentschaft im kommenden Jahr für eine Nominierung stark
machen", sagt der BUND-Vorsitzende.




[image: Foto: © Ökologische Bildungsstätte Oberfranken]

Sumpfschrecke

Foto: © Ökologische Bildungsstätte Oberfranken



Den großen Wert für die Erinnerungskultur hebt auch Helene Helix
Heyer, Vorstand der BUNDjugend, hervor. Sie sieht das Grüne Band als
Brücke, um über Generationen hinweg Kontakt zu halten: "Die deutsch-
deutsche Teilung ist in den Köpfen noch nicht überwunden, auch nicht
bei den jungen Menschen. Aber meine und nachfolgende Generationen
können über die persönlichen oder familiären Erfahrungen mit und an
der Grenze und mit der Wiedervereinigung ins Gespräch kommen. Das
Grüne Band ist der ideale Ort dafür. Hier ist Zeitgeschehen für uns
erlebbar."




[image: Blühende Heide - Foto: © Jürgen Starck]

Grünes Band Sachsen-Anhalt, Wirler Spitze

Foto: © Jürgen Starck



Das Bundesamt für Naturschutz (BfN), das die Arbeit des BUND am Grünen
Band seit rund 20 Jahren beständig unterstützt, überreicht dem BUND
heute den Förderbescheid für das neue Projekt "Quervernetzung Grünes
Band". "Das Grüne Band als Teil des Nationalen Naturerbes, Refugium
für mehr als 1.200 geschützte Arten und Rückgrat des
länderübergreifendem Biotopverbunds, gilt es unbedingt auszuweiten und
mit anderen Biotopverbundachsen zu vernetzen", sagt Dr. Uwe Riecken,
Leiter der BfN-Abteilung Biotopschutz und Landschaftsökologie.
"Deswegen fördern wir als BfN mit Mitteln des Bundesumweltministeriums
ab dem 1. Oktober über sechs Jahre mit 4,36 Millionen Euro das neue
Vorhaben des BUND, das Quervernetzungen am Grünen Band herstellen
wird." Liana Geidezis, Leiterin des BUND-Fachbereichs Grünes Band,
ergänzt: "Es ist dringend notwendig, ökologisch wertvolle Lebensräume,
die im Umfeld des Grünen Band liegen, mit der Biotopverbundachse
Grünes Band zu vernetzen und somit einen bedeutenden Beitrag zur
sogenannten Grünen Infrastruktur in Deutschland zu leisten. Im Projekt
wollen wir durch fachliche und finanzielle Unterstützung Landwirtinnen
und Landwirte motivieren und dabei unterstützen, geeignete
Vernetzungsflächen naturschonend zu bewirtschaften."




[image: Pferde und Rinder auf der Weide - Foto: © BUND]

Beweidung mit Heckrindern und Koniks, Grünes Band bei Streudorf, Thüringen

Foto: © BUND



Für eine internationale Perspektive sorgen die Vertreterinnen und
Vertreter vom südkoreanischen National Nature Trust: Sie informieren
sich, wie verschiedene Akteure mit der ehemaligen innerdeutschen
Grenze umgehen und wie sich der Biotopverbund am Grünen Band
entwickelt. Zudem erläutern sie, wie mit der Demilitarisierten Zone
zwischen Nord- und Südkorea ein Naturrefugium entstanden ist und
welche Schritte notwendig sind, um dieses herausragende Natur- und
Geschichtserbe zu erhalten.




[image: Foto: © BUND, Fachbereich Grünes Band]

Arnika-Wiese, Grünes Band Sachsen

Foto: © BUND, Fachbereich Grünes Band



Hintergrund

Naturschutztage an der Elbe

Zum zwölften Mal richten BUND und Trägerverbund Burg Lenzen e.V. in
diesem Jahr die Naturschutztage an der Elbe aus mit Themen wie
naturnahe Landwirtschaft, Wälder oder Bürgerengagement: Mit
Unterstützung vom Bundesamt für Naturschutz, dem Biosphärenreservat
Flusslandschaft Elbe-Brandenburg und der Deutschen Naturschutzakademie
steht in diesem Jahr das 30-jährige Jubiläum des Grünen Bandes auf der
historischen Burg Lenzen im thematischen Fokus.

Grünes Band Deutschland

Während der deutsch-deutschen Teilung hatten entlang der
innerdeutschen Grenzen zahlreiche seltene Tier- und Pflanzenarten
einen Rückzugsraum gefunden. Dies erkannten Naturschützer aus Ost und
West gleichermaßen und riefen auf Initiative des BUND direkt nach dem
Mauerfall, im Dezember 1989, das 'Grüne Band Deutschland' aus. Seitdem
arbeitet der BUND zusammen mit vielen Ehrenamtlichen und Akteuren vor
Ort sowie mit Unterstützung u.a. des Bundesamtes für Naturschutz an
Erhaltung und umfassendem Schutz des mit 1.400 Kilometern längsten
Biotopverbundes Deutschlands.

Demilitarisierte Zone Korea

Die demilitarisierte Zone (DMZ) ist ein neutrales Gebiet und teilt die
koreanische Halbinsel in Nord- und Südkorea. Sie wurde nach dem
Koreakrieg im Jahre 1953 eingerichtet und läuft quer über die
Halbinsel. Sie ist 248 Kilometer lang und ungefähr vier Kilometer
breit. In ihrer Mitte verläuft die eigentliche Grenze zwischen Nord-
und Südkorea. Die DMZ ist physische Trennlinie, doch viele Koreaner
wünschen sich und arbeiten daran, dass sie nach dem Vorbild des Grünen
Bandes eines Tages Symbol für die Wiedervereinigung des Landes sein
kann. Ebenso wie dereinst der innerdeutsche Todesstreifen hat sich die
DMZ in den Jahren der Teilung zu einem Naturparadies entwickelt.

Bundesprogramm Biologische Vielfalt

Die Umsetzung der Nationalen Strategie zur biologischen Vielfalt (NBS)
wird seit 2011 durch das Bundesprogramm Biologische Vielfalt
unterstützt. Gefördert werden Vorhaben, denen im Rahmen der NBS eine
gesamtstaatliche repräsentative Bedeutung zukommt oder die diese
Strategie in besonders beispielhafter Weise umsetzen. Die geförderten
Maßnahmen tragen dazu bei, den Rückgang der biologischen Vielfalt in
Deutschland zu stoppen und mittel- bis langfristig in einen positiven
Trend umzukehren. Sie dienen dem Schutz und der nachhaltigen Nutzung
sowie der Entwicklung der biologischen Vielfalt und gehen über die
rechtlich geforderten Standards hinaus. Akzeptanzbildende Maßnahmen
der Information und Kommunikation tragen dazu bei, das
gesellschaftliche Bewusstsein für die biologische Vielfalt zu stärken.
Das Bundesprogramm Biologische Vielfalt wird durch das Bundesamt für
Naturschutz (BfN) koordiniert und umgesetzt.

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 28.09.2019

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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STANDPUNKT/1126: RWE muss mehr tun, als sich grün anzustreichen (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 30. September 2019

RWE muss mehr tun, als sich grün anzustreichen



Berlin. Der angekündigte Kurswechsel des Energiekonzerns RWE ist aus
Sicht des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) ein
durchschaubares Manöver, um sich den Verbraucherinnen und Verbrauchern
gegenüber ökologischer zu geben, ohne wirklich einen Schlussstrich
unter die Kohleverstromung zu ziehen. "RWE muss für einen
glaubwürdigen Kurswechsel deutlich mehr tun, als Erneuerbare Energien
einzukaufen", erklärt Hubert Weiger, Vorsitzender des BUND. "Der
Konzern bleibt so lange unglaubwürdig wie er zugleich Braunkohle auf
Hochtouren verstromt und seine Bagger weiter ungebremst Richtung
Hambacher Wald und Dörfer vorstoßen."

Konzernchef Schmitz hatte die Umsiedlungen am Tagebau Garzweiler seit
letztem Jahr sogar noch forciert, obwohl die Dörfer mit dem
Kohleausstieg gerettet werden können. Weiger weiter: "RWE muss jetzt
mindestens die uralten Kraftwerksblöcke in Neurath und Niederaußem vom
Netz nehmen. Es geht um mindestens 3,1 Gigawatt, die nach Empfehlung
der Kohlekommission stillgelegt werden müssen. Der Hambacher Wald und
die Garzweiler-Dörfer können gerettet werden. Niemand würde mehr
verstehen, wenn das dann nicht auch passiert. Spätestens mit der
heutigen Ankündigung der Tagebau-Betroffenen darf RWE mit starkem
Widerstand rechnen." Es ist ein wachsender politischer Skandal, dass
auch acht Monate nach Abschluss der Kohlekommission nicht einmal ein
Referentenentwurf für den Kohleausstieg vorliegt.

Nach einem aktuellen Rechtsgutachten für den BUND bestehen erhebliche
Zweifel, ob angesichts der Klimakrise und des bevorstehenden
Kohleausstiegs Zwangsenteignungen für Braunkohle noch rechtlich
zulässig wären. Auch der BUND NRW hält seine Klagen gegen den
RWE-Konzern bezüglich des Hambacher Waldes aufrecht. "Die Zeichen
stehen gegen die Kohle, politisch, rechtlich und wirtschaftlich.
Konzernchef Schmitz müsste eine Strategie vorlegen, wie der Konzern
bis 2030 von der Kohle wegkommt. Erst das wäre ein nachhaltiger
Konzernumbau", der BUND-Vorsitzende abschließend.



Weitere Informationen: 

Das BUND-Rechtsgutachten vom Juni 2019 finden Sie unter: 

www.bund-nrw.de/fileadmin/nrw/dokumente/braunkohle/Aktionen/2019_06_05_PK_Enteignungen/20190603_RAePGT_Gutachten_Klimaschutzvorgaben_vs_BK-Enteignungen_im_Rheinland_EF.pdf

BUND-Bewertung der klimapolitischen Eckpunkte der Bundesregierung:

 www.bund.net/bewertungklimakabinett

Eil-Appell: Die Uhr tickt: Es braucht ein konkretes Klimaschutzpaket
bis zur Weltklimakonferenz in Chile. Einen Eil-Appell "Klimakrise:
Anpacken statt kapitulieren" an Kanzlerin Merkel und die Mitglieder
des Klimakabinetts finden Sie unter: 

das-klima-kippt.de

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 30.09.2019

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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STELLUNGNAHME/572: Angekündigter Verzicht von Hapag-Lloyd Cruises auf Schweröl für Kreuzfahrtschiffe (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 30. September
2019

NABU-Kommentar zum angekündigten Verzicht von Hapag-Lloyd Cruises
auf Schweröl



Berlin/Hamburg - Das Kreuzfahrtunternehmen Hapag-Lloyd Cruises hat am
heutigen Montag angekündigt, ab Juli 2020 auf Schweröl für seine
Kreuzfahrtschiffe zu verzichten. Es kommentiert
NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller:

"Die Entscheidung von Hapag-Lloyd Cruises, künftig komplett auf das
giftige Schweröl zu verzichten, ist eine richtige und wichtige
Entscheidung. Schweröl stellt nach wie vor eine große Bedrohung für
marine Ökosysteme und unsere Küsten dar und muss so schnell wie
möglich von den Weltmeeren verschwinden. Entsprechend sind jetzt auch
alle anderen Kreuzfahrtanbieter gefordert, es Hapag-Lloyd gleich zu
tun und ebenfalls auf Schweröl zu verzichten. Durch die Umstellung auf
höherwertigen Marinediesel mit 0,1 Prozent Schwefelgehalt wird zudem
der problemlose Betrieb von Partikelfiltern und Stickoxidkatalysatoren
ermöglicht. Daher fordern wir Hapag-Lloyd, aber selbstverständlich
auch alle Mitbewerber auf, endlich auch diesen Schritt zu gehen und
die Abgasbelastung der Schiffe auf ein technisch mögliches Minimum zu
senken. Denn auch mit Marinediesel betriebene Motoren tuckern während
der Liegezeit in Häfen weiter und belasten dort mit ihren Abgasen die
Gesundheit der Anwohner."

Schweröl wird voraussichtlich auch nach Inkrafttreten des weltweiten
Schwefelgrenzwerts von 0,5 Prozent den Kraftstoffmarkt der
internationalen Seeschifffahrt dominieren. Die Ankündigung von
Hapag-Lloyd geht deshalb über das hinaus, was gesetzlich
vorgeschrieben wäre. Laut Beschluss der Internationalen
Seeschifffahrts-Organisation (IMO) darf Schiffstreibstoff ab 2020 nur
noch 0,5 Prozent Schwefel enthalten.

Informationen zum Kreuzfahrtranking 2019:

www.NABU.de/kreuzfahrtranking-2019

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, 30.09.2019

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Pressestelle

Charitéstraße 3, 10117 Berlin

E-Mail: presse@NABU.de

Internet: www.NABU.de
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AUSSTELLUNG/496: Eulen und Greifvögel - Schätze der Natur mit Objektiv und Bleistift, in Ilsenburg bis 17.11.


Nationalpark Harz - Pressemitteilung, 29. September 2019

Eulen und Greifvögel - Sonderausstellung im Nationalparkhaus
Ilsetal in Ilsenburg "Die Schätze der Natur mit Objektiv und
Bleistift" von Roman Bystricky und Sarka Gottlandova



Noch bis zum 17.11.2019 ist im Nationalparkhaus Ilsetal die
Sonderausstellung "Die Schätze der Natur mit Objektiv und Bleistift"
von Roman Bystricky und Sarka Gottlandova zu besuchen. Sie ist von
Dienstag bis Sonntag innerhalb der Öffnungszeiten des Hauses von
8.30-16.30 Uhr (montags nur an Feiertagen) geöffnet. Der Eintritt ist
frei.

Roman Bystricky, 1975 in Zvolen/Slowakei geboren, hat in der
Forstwissenschaftlichen Fakultät der Technischen Universität Zvolen
studiert. Nach seinem Studium arbeitete er zunächst in der
Nationalparkverwaltung Nizke Tatra/Niedere Tatra, verbrachte dann
einige Jahre in Deutschland und kehrte 2008 zurück in die Slowakei, um
dort im slowakischen Nationalen Forstzentrum in Zvolen zu arbeiten.
Sein weiterer Weg führte ihn im August 2009 in das tschechische
Forsteinrichtungsinstitut, zunächst in Brandys nad Labem, seit 2011
dann in Jablonec nad Nisou. Hier fing er an, sich intensiv mit dem
Fotografieren zu beschäftigen, insbesondere mit dem Anfertigen von
Tierportraits.

Romans Liebe zu Eulen und Greifvögeln, von denen viele in dieser
Ausstellung zu sehen sind, stammt von Esra Hörnig, die ihre eigene
Begeisterung für diese Tiere an ihn weitergab. Seitdem Roman und sie
sich kennen, sucht er stets die Nähe zu Eulen, insbesondere Uhus, und
Greifvögeln.

Irgendwann rief Roman einen Kollegen an, der sich mit Naturfotografie
beschäftigte, ob dieser vielleicht ein Foto eines Uhus hätte, das
Roman als Geschenk weitergeben könnte. Der Wunsch nach diesem Geschenk
führte Roman zu Helena Kucerova, die als Leiterin einer
Tierrettungsstation in der Region Pardubice verschiedene Fotoworkshops
mit Wildtieren durchführte. Dank ihr lernte Roman, wie wichtig es ist,
dass Winkel, Licht und Moment passen. Ein Tier sollte nach Möglichkeit
in einer Umgebung fotografiert werden, die dessen bevorzugter Umwelt
entspricht.

Die Ausstellung wird durch Bilder und Zeichnungen von Sarka
Gottlandova komplettiert. Ihre künstlerische Darstellung verwandelt
den Augenblick einer gelungenen Fotografie in eine Welt voller
wahrnehmbarer Details. Was für Roman als Suche nach einem besonderen
Geschenk begann, wurde dank ihr zu dem Teil eines Gesamtwerks, das die
Ausdruckskraft der Fotomotive verstärkt.

Sie sind herzlich eingeladen, sich in der Ausstellung selbst davon zu
überzeugen. Vielen Dank für Ihren Besuch!

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 29.09.2019

Nationalpark Harz

Abt. Presse, Marketing & Regionalentwicklung

Lindenallee 35, 38855 Wernigerode

E-Mail: info@nationalpark-harz.de

Internet: www.nationalpark-harz.de
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DEMO/279: Fahrraddemo zum Kohlekraftwerk Moorburg - Hamburg, 4.10. (BUND HH)


BUND-Landesverband Hamburg - 1. Oktober 2019

Fahrraddemo zum Kohlekraftwerk Moorburg



Die BUNDjugend, der BUND Hamburg und Fridays for Future fahren
gemeinsam zum Kohlekraftwerk Moorburg, um ein Zeichen gegen die
Klimakrise, die unzureichende Hamburger Energiepolitik sowie die
Kohlenutzung durch den Vattenfall-Konzern zu setzen.

Start und Kundgebung: 

Freitag, 4. Oktober 2019, 9.30 Uhr

Platz vor der Behörde für Umwelt und Energie, 

Neuenfelder Str. 19

Zwischenkundgebung: ca. 11.30 Uhr

vor dem Kraftwerk Moorburg

Alle Infos zur Demo unter

www.bund-hamburg.de/fahrraddemo

Nicht ohne Grund wird Steinkohle oft auch Blutkohle genannt. Mit dem
Abbau gehen Menschenrechtsverletzungen, massive Umweltzerstörung und
der Antrieb der Klimakrise einher. Dennoch läuft Norddeutschlands
Klimakiller Nummer 1, das Kohlekraftwerk Moorburg, auf Hochtouren.

Nicht nur global, sondern auch für Hamburg hat das verheerende Folgen.
Der Ausstoß großer Mengen Quecksilber und Stickoxide sowie jährliche
C02-Emissionen von 6 bis 8 Millionen Tonnen gehen auf das Konto dieses
Kraftwerks. Das entspricht den jährlichen CO2-Emissionen von 4 Mio.
Pkw.

Kraftwerksbetreiber Vattenfall hat Jahrzehnte auf Atom und Kohle
gesetzt und muss für sein Greenwashing die rote Karte bekommen. Wir
fordern, das Kohlekraftwerk Moorburg deutlich vor 2030 abzuschalten!

 * 

Quelle:

Presseinformation, 01.10.2019

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND-Landesverband Hamburg

Lange Reihe 29, 20099 Hamburg

Tel.: 040/600 387-0, Fax: 040/600 387-20

E-Mail: bund.hamburg@bund.net

Internet: www.bund.net/hamburg
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TAGUNG/1848: Biotope City - die dichte Stadt als Natur. Berlin, 4.10.


Technische Universität Berlin - 26.09.2019

TU Berlin: Biotope City - die dichte Stadt als Natur

Tagung zu den Auswirkungen des Klimawandels auf die Städte



Das Center for Metropolitan Studies der TU Berlin, der Deutsche
Werkbund und die Foundation Biotope City Amsterdam laden zur Tagung
"Biotope City. Die dichte Stadt als Natur" am 4. Oktober 2019 an die
TU Berlin ein.

Die Auswirkungen des Klimawandels treffen die Menschen in den Städten
besonders schwer. Es muss gehandelt werden! Was macht die Profession
der Architekt*innen und Stadtplaner*innen mit dieser Erkenntnis?

Die Tagung beleuchtet Lösungen, die einen Übergang zu einer
zukünftigen klimagerechten Stadt darstellen. Machbare Lösungen, die
punktuell bereits in Realisierung sind. Zentral ist dabei die
intelligente Verwendung von Mechanismen der Natur bei der Bewältigung
von Klimawandel und Schadstoffbelastung. Dabei werden bisherige
konventionelle und avancierte Verfahren und Techniken im Planen und
Bauen ergänzt und teilweise ersetzt durch innovative Verfahren und
Techniken einer smarten Kooperation zwischen Mensch und Technik mit
Flora und Fauna.

Die große Rolle, die dabei Begrünung, Biodiversität und Wasser
spielen, hat einen willkommenen Nebeneffekt: die urbane grüne
Infrastruktur leistet neben der Reduzierung der Hitzebelastung weitere
soziale und gesundheitliche Dienste. Freilich werden wir uns
verabschieden müssen von unserer anthropozentrischen Idee des Urbanen.

Die Veranstalter laden herzlich zur Teilnahme an der Tagung ein:

Zeit: 4. Oktober 2019, 9.00 bis 17.15 Uhr

Ort: TU Berlin, Center for Metropolitan Studies,

Hardenbergstraße 16-18, 10623 Berlin

Die Tagung ist öffentlich.

Eine Anmeldung noch möglich:

info@metropolitanstudies.de.

Es werden Teilnahmegebühren erhoben.

Detaillierte Informationen unter:

www.tu-berlin.de/?24752#c933136

Während der Tagung kommen Themen zur Sprache wie zum Beispiel:
"Klimaentwicklung und ihre Folgen" (Guido Halbig, Deutscher
Wetterdienst), "Gebäudebegrünung: elementarer Bestandteil
klimaresilienter Architektur" (Marco Schmidt, TU Berlin) oder
"Regenwasser - Rückhaltungsrechner für die Vorentwurfsphase" (Daniel
Roehr, University of British Columbia Vancouver).

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news724328

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution52

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Berlin - 26.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TOUR/573: Den Vogelzug hautnah erleben - bayernweit, 5.-6.10. (LBV)


Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz

Presseinformation vom 25. September 2019

Den Vogelzug hautnah erleben

Europäischer Birdwatch am ersten Oktoberwochenende - bayernweit
zahlreiche LBV-Veranstaltungen



Hilpoltstein, 25.09.19 - Rund um das erste Wochenende im Oktober, am
05. und 06.10., lädt der LBV bayernweit zum Birdwatch ein. Auf
zahlreichen Exkursionen können Naturfreunde im gesamten Freistaat das
Schauspiel des alljährlichen Vogelzugs live miterleben. Etwa 200
Millionen deutsche Brutvögel, die sich alljährlich auf den Weg nach
Südeuropa oder Afrika machen, stehen im Mittelpunkt des größten
Vogelbeobachtungsereignisses der Welt. Mit ihrem Zug in den Süden
weichen sie der Nahrungsknappheit des Winters aus. "Zu unseren
heimischen Zugvögeln gesellt sich eine noch größere Anzahl an
Überwinterern und Durchzüglern aus Nordeuropa. Insgesamt sind so
geschätzt eine halbe Milliarde Vögel in und über Deutschland auf dem
Zug zu beobachten", sagt die LBV-Biologin Anne Schneider. Europaweit
erreicht der jährliche Vogelzug am ersten Oktoberwochenende seinen
Höhepunkt. Eine passende Veranstaltung kann gefunden werden unter
www.lbv.de/birdwatch.

Die Vogelbeobachtung als gemeinsames Naturerlebnis steht beim
Birdwatch im Mittelpunkt. Wer also nicht alleine den Vogelzug
beobachten möchte oder die besten Orte zum "birden" kennenlernen will,
der kann an den zahlreichen LBV-Veranstaltungen teilnehmen. Diese
werden von den LBV-Experten in ganz Bayern angeboten und können unter
www.lbv.de/birdwatch eingesehen werden. Naturfreunde erfahren dabei
nicht nur viel Wissenswertes und Spannendes über den Vogelzug, sondern
können sich auch an der jährlichen Zugvogelzählung beteiligen. "Das
faszinierende Schauspiel des Vogelzugs soll möglichst viele
Naturfreunde begeistern", so Anne Schneider.

Während der Hauptzugzeit ist bei guter Sicht eigentlich jede Tageszeit
erfolgversprechend. Tagsüber sind besonders Kraniche, Finken,
Schwalben und Lerchen unterwegs. Andere Arten wie Stare, Drosseln oder
Watvögel bekommt man kaum zu sehen, da sie überwiegend nachts ziehen.
Diese Vogelarten können dafür gut an ihren Rastplätzen beobachtet
werden. Für die Beobachtung gibt die LBV-Artenschützerin folgende
Tipps: "Am besten beobachtet man von einem erhöhten oder freiliegenden
Standort aus. Denn Zugvögel verändern nicht ihre Flughöhe nur weil ein
Hügel vor ihnen liegt. So kann man fast auf Augenhöhe mit den Vögeln
hautnah den Vogelzug erleben - und die Vögel sind so auch leichter zu
erkennen. Wer sicher bestimmen möchte, welche Art gerade über ihm
fliegt, für den ist ein Fernglas aber unentbehrlich."

In Bayern beobachtete Vogelarten können gezählt und auf www.ornitho.de
gemeldet werden. Hier werden alle bayerischen Beobachtungsergebnisse
gesammelt, ausgewertet und anschließend auch BirdLife International zur
Verfügung gestellt. Die Daten dokumentieren die Vielfalt und
Reichhaltigkeit der Vogelwelt, die beim Vogelzug zu erleben ist.
"Buchfink, Star, Graugans oder Kranich zählen zu den häufigen
Zugvogel-Arten. Es könne aber auch regelmäßig Raritäten wie
Rotfußfalken, Fischadler oder Beutelmeisen bestaunt werden", so Anne
Schneider.

Einen Veranstaltungskalender zum Birdwatch-Wochenende 2019, sowie
viele weitere Infos rund um den Vogelzug finden Sie unter
www.lbv.de/birdwatch.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 25.09.2019

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V.

Eisvogelweg 1, 91161 Hilpoltstein

Tel.: 09174/4775-30, Fax: 09174/4775-75

E-Mail: info@lbv.de

Internet: www.lbv.de
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TOUR/7513: Hanau - Führung durch die Innenstadt am 12. Oktober 2019


Stadt Hanau

Führung durch die Hanauer Innenstadt

Ein Angebot der Tourist-Information am Samstag, 12. Oktober, 14 Uhr



Von der Altstadt zur Neustadt führt diese 90minütige Tour durch die
Hanauer Innenstadt, die die Tourist-Information Hanau am Samstag, 12.
Oktober, um 14 Uhr anbietet. Die Reise durch die Geschichte der Stadt
mit Stadtführer Frank Trautner beginnt im heutigen Schlossgarten und
geht weiter über den Schlossplatz zum Altstädter Markt, vorbei an der
Marien- und Johanneskirche zur ehemaligen Judengasse (heute
Nordstraße). In der Hanauer Neustadt führt die Route über den
Freiheitsplatz zum Neustädter Markt mit historischem Rathaus und dem
Nationaldenkmal der Brüder Grimm bis hin zur
Wallonisch-Niederländischen Kirche mit dem Denkmal des Grafen Philipp
Ludwig, dass dort zu Ehren des Neustadtgründers errichtet wurde.
Unterwegs erhalten die Teilnehmerinnen und Teilnehmer eine Fülle an
Informationen über Gründung und Geschichte der Stadt.

Treffpunkt ist um 14 Uhr vor dem Congress Park Hanau. Die Teilnahme
kostet sieben Euro für Erwachsene und für Kinder die Hälfte. Eine
Voranmeldung ist unbedingt erforderlich, da die Führung bei mangelndem
Interesse abgesagt wird. Anmeldung bei der Tourist-Information im
Hanauer Rathaus per Telefon unter 06181-295 739 oder per E-Mail an
touristinformation@hanau.de oder beim Hanau Laden am Freiheitsplatz 3,
Telefon 06181-427 78 99. Weitere Informationen über diese und andere
Stadtführungen unter www.hanau.de/tourismus.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 26. September 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. Oktober 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UNTERHALTUNG / VERANSTALTUNGEN





TOUR/7512: Lippstadt - Stadtführung "Giebel, Gotik, Gründerzeit" am 8. Oktober 2019


Stadt Lippstadt

Giebel, Gotik, Gründerzeit

Öffentliche Führung am 8. Oktober



Lippstadt. Die Lippstädter Altstadt bezaubert Besucher mit ihrem
besonderen Charme. Durch die gepflegten Gassen, entlang der stilvollen
Fassaden und über die liebevoll gehegten und zum Teil unter
Denkmalschutz stehenden Bäume weht ein Hauch von Nostalgie und der
Atem der Geschichte hält die Altstadt ewig jung. Nur die Wenigsten
wissen, dass zahlreiche der wunderschönen Häuser aus der Zeit des
Historismus stammen. Stadtführer Josef Mackenberg nimmt bei der
Stadtführung "Giebel, Gotik, Gründerzeit" die Teilnehmer mit auf eine
spannende Zeitreise zurück in die zweite Hälfte des 19. Jahrhunderts -
eine Zeit, in der der Historismus seine Blütezeit erlebte. Termin ist
Dienstag, der 8. Oktober, um 17 Uhr ab Rathaus.

Die Führung dauert ca. 90 Minuten und kostet 7 Euro für Erwachsene,
ermäßigt 3,50 Euro für Schüler und Studenten. Da die Teilnehmerzahl
begrenzt ist, wird um Anmeldung in der Stadtinformation im Rahtaus
oder telefonisch unter 02941-58515 gebeten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 30. September 2019

Stadt Lippstadt

Ostwall 1

59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. Oktober 2019 
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